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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018
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WALD/316: Hambacher Forst - Baumhäuser überall ... (Bündnis "Pödelwitz Bleibt")


Bündnis "Pödelwitz Bleibt" - Pressemitteilung vom 17. September 2018

Baumhaus für Hambacher Wald in Pödelwitz

Bündnis "Pödelwitz Bleibt" zeigt sich solidarisch mit den Protesten



Pödelwitz. Am Samstag zogen Mitglieder des Bündnisses "Pödelwitz Bleibt"
ein Baumhaus im Pfarrgarten empor, um ihre Solidarität mit den Aktiven
im Hambacher Forst zu bekunden. Im Wald von Hambach will der
Energiekonzern RWE Braunkohle fördern und lässt deshalb derzeit die
Besetzer*innen räumen, die den Wald schützen wollen. An der Aktion in
Pödelwitz nahmen über 60 Teilnehmende aus der Region teil, die ihre
Forderungen nach einem schnellen Kohleausstieg und einem Erhalt des
Waldes sowie der bedrohten Dörfer mit Transparenten und Sprechchören
verdeutlichten.

Ilana Krause vom Bündnis "Pödelwitz Bleibt" erläutert die Aktion: "Die
Dürre diesen Sommer in Deutschland und die derzeitigen Riesenstürme in
anderen Teilen der Welt zeigen, wie die Klimakrise aussieht. Es ist
nicht hinnehmbar, dass ein uralter Wald für Braunkohle abgeholzt werden
soll, obwohl diese Deutschlands größter Beitrag zum Klimawandel ist.
Pödelwitz droht das gleiche Schicksal, hier will die MIBRAG für die
Kohle ein 700 Jahre altes Dorf zerstören, sogar ohne rechtliche
Grundlage. Deshalb wollen wir den vielen Protestierenden im Rheinland
sagen: Wir kämpfen mit euch!"

Das Baumhaus wurde von zahlreichen Kindern bemalt und anschließend mit
einer Seilwinde hochgezogen. Der Aktion vorausgegangen war ein Konzert
des "Bestaussehendsten Chors", der in der Pödelwitzer Pfarrkirche sang.
Der Chor aus Leipzig hegte schon länger den Wunsch in Pödelwitz
aufzutreten und das Bündis "Pödelwitz Bleibt" in seinen Aktivititäten zu
unterstützen.

Das 650 Jahre alte Dorf Pödelwitz, das nach dem Willen des
Tagebaubetreibers MIBRAG für den Tagebau Vereinigtes Schleenhain
zerstört werden soll, ist spätestens seit diesem Sommer über die Region
hinaus bekannt: im August kamen über 1.000 Menschen zum "Klimacamp" nach
Pödelwitz und setzen mit Aktionen des Zivilen Ungehorsams ein Zeichen
gegen die Braunkohle.

Das Bündnis "Pödelwitz bleibt" besteht aus der lokalen Bürgerinitiative
sowie vielen weiteren Organisationen und Einzelpersonen. Es hat sich zum
Ziel gesetzt, Pödelwitz zu retten und für Klimagerechtigkeit zu
streiten, dafür finden unter anderem regelmäßig Veranstaltungen im
bedrohten Dorf statt.




Weiterführende Links:

Pro Pödelwitz:

http://www.pro-poedelwitz.de/

Pödelwitz Bleibt:

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/

Hambacher Forst:

https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Pödelwitz Bleibt

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. September 2018 
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WALD/315: Hambacher Forst - der Kapitalismus kann nicht siegen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 16.09.2018

Demo mit tausenden Menschen, Hunderte im Forst vereint mit den Baumhaus-Aktivisti



Am vierten Tag der Räumung der Hambacher Forst Besetzung haben
Aktivisti und Unterstützer*innen dem Energieriesen RWE und der
Regierung von NRW deutlich gezeigt, dass die Besetzer*innen des
Hambacher Forstes nicht allein in ihrem Kampf sind!

Schon früh am Morgen war es klar, dass der wöchentliche
"Waldspaziergang" ein besonderer sein würde. Obwohl die Polizei im
Vorhinein offiziell verkündet hatte, dass es dem von Eva und Michael
Zobel geleiteten "Waldspaziergang" nicht erlaubt sein würde, den Forst
zu betreten, kamen tausende Menschen aller Altersgruppen zum
nächstgelegenen Ort Buir. Die Demonstrierenden füllten mehrere
S-Bahnen auf ihrem Weg von Köln zum Forst. Nach mehreren Stunden, in
denen der ankommende Schwall an motivierten "Waldspaziergänger*innen"
nicht abzureißen schien, begann sich die Versammlung in Richtung des
Hambacher Forstes zu bewegen. Mit wehenden Flaggen und lauten Rufen
zeigten Tausende ihre Solidarität mit den Klimagerechtigkeitsaktivisti
in der Besetzung und protestierten für den Erhalt des 12.000 Jahre
alten Waldes und nicht zuletzt gegen den Abbau der Braunkohle durch
den Energieriesen RWE.

Als die Protestierenden die Mahnwache erreichten, brachen mehrere
hundert Menschen aus dem Protestmarsch aus. "Wir wollen einen
Waldspaziergang" rufend schafften sie es, durch die Polizeiketten
hindurchzufließen und den Wald zu betreten. Dort angekommen, breiteten
sich die Menschen auf den Wald großflächig aus und umkreisten die
Besetzungen, die zu dem Zeitpunkt geräumt wurden, um die Aktivisti auf
den Bäumen zu unterstützen. An manchen Stellen gelang es, die Polizei
zurückzudrängen, sodass es einigen hundert Aktivisti gelang, einen
Räumungspanzer bei der Cozy-town Besetzung komplett zu umstellen!
Andere liefen durch den Wald, errichteten Barrikaden und spielten
Katze-und-Maus mit den Polizeikräften, die irgendwie versuchten, die
Kontrolle über den Wald zurückzubekommen.

Auch wenn die Polizei auch heute mehrere Aktivisti brutal verhaftete,
zeigten die Momente den Menschen, dass Selbstermächtigung und
Solidarität die stärksten Waffen gegen Repression sind! Es wurde
deutlich, dass wenn wir überzeugt und gewillt genug sind, wir alle
Hindernisse überwinden können. Sie mögen das Geld haben, aber wir
haben die Massen!

Während manche Leute den Wald zurückeroberten, in dem Versuch die
Zerstörung des einzigartigen Ökosystems des Hambacher Forstes
aufzuhalten, hatte die Aktionsgruppe "AufBäumen Gegen Kohle" eine
"Baumpflanzaktion" geplant. Eine große Menschengruppe, ausgestattet
mit Schaufeln, Gießkannen und Baumsätzlingen, versuchte die neuen
Bäume am Rande des Waldes einzupflanzen, um neues Leben in den Forst
zu bringen und dem von RWE begangenen Rodungen etwas
entgegenzustellen. Ihr friedvoller Protest traf jedoch auf sehr
aggressives Verhalten der Polizei, welche gegen Aktivist*innen
vorgingen, um sie von ihrem Ziel abzuhalten.

Am Ende des Tages gelang es Polizeikräften trotz der starken Präsenz
von Aktivisti und Unterstützer*innen, den Rest der Baumhäuser in
Oaktown zu räumen, inklusive Maushaus, Floki und Nest. Ein Aktivist in
Oaktown schaffte es eindrucksvoll, während des Tages in einem Baum
bleiben, wo der Mensch bis zu diesem Moment noch auszuharrt.

Die Polizei begann außerdem mit der Räumung der sogenannten
"Westside", welche die Baumhausdörfer Blutbuchingen und Cozy-town
beinhaltet. Von dort wurden zwei Menschen geräumt und zur
Gefangenen-Sammelstelle mitgenommen.

Im Laufe des Tages hat die Polizei die Presse auf Distanz zu den
Räumungen im Wald gehalten und es hart gemacht (fast unmöglich) für
Journalist*innen, die brutale Realität der Zerstörung der
Klimagerechtigkeitsbesetzung durch die Polizei in nationalen und
internationalen Medien zu zeigen.

Es wurde wieder einmal deutlich, dass für den Innenminister von NRW,
Herbert Reul (CDU), und die Regierung von NRW der Schutz der
Interessen von Energieriese RWE und der Kohlelobby eine höhere
Priorität hat als der Schutz der Pressefreiheit.

Die Unterstützung und die Solidarität der letzten Tage waren
unglaublich empowernd und haben uns allen die nötige Energie gegeben
weiterzumachen! Auch wenn der morgige Montag für viele Menschen den
Beginn einer neuen Arbeitswoche bedeuten mag, hoffen wir, euch alle
hier wieder zu sehen, um den Widerstand am Leben zu erhalten!

Hambi bleibt, für immer und ewig!


Ticker vom 16. September

20:52 Polizei belagert noch immer die Wiesenbesetzung und den Wald.

20:10 Polizei steht vor Gallien. An der Mahnwache entfernen sich
zahlreiche Wannen.

20:00 Polizei ist mit Greiftrupps im Wald unterwegs.

19:53 Eine Person am Flugfeld festgesetzt und abgeführt.

19:38 25 Wannen auf der Landstraße werden von Sitzblockaden
aufgehalten.

19:25 Eine Ingewahrsamnahme durch BFE (?) gerade aus der Blockade des
Räumpanzers von eben.

19:00 Der Buchstabenzug ist nicht lang genug. Ein Räumpanzer wird
singend blockiert.

18:50 Cosytown und Beechtown ruhig, kaum Polizei. Von der Wiese zieht
sich die Polizei ebenfalls langsam zurück, noch ca. 3 Hundertschaften
anwesend.

18:00 Eine Festnahme auf dem Hauptweg nahe Norden führt zu einer
großen Sitzblockade und Freilassung.

17:14 Aktivist*innen mobil, vereinzelte Durchbrüche in den
Sicherheitsbereich

17:16 Barrikaden bei Cosytown wieder geräumt.

17:15 Oaktown und Polizei komplett von hunderten Menschen umringt.

16:53 Tower in Oaktown ist eingestürzt.

16:40 Auf der Wiese geht ein Wasserwerfer in Position, ankommende
Menschen naßzuspritzen. Er macht eine Durchsage, die jedoch wegen des
starken Dialektes nicht verständlich ist.

16:00 Hunderte Menschen überall im Wald. Polizei zieht sich zurück,
ist aber in aggressiven Kleingruppen unterwegs. Barrikaden werden
gebaut.

15:50 In Cosytown wird ein Räumpanzer von hunderten Menschen umringt.
Polizei völlig überfordert, reagiert massiv.

15:50 Ein Mensch durchbricht versehentlich die Polizeikette am
Kieswerk.

15:34 Demo-Sanitäter*innen berichten, dass sie frontal mit
Pfefferspray angegriffen worden sind.

15:30 Hunderte Menschen erreichen Gallien und Oaktown! Plattform in
cosytown ist blockiert.

15:17 Hambi-bleibt!-rufende Menschen kommen in Oaktown an. Eine Person
ist dort noch auf einem Baum.

15:15 Viele Menschen an den Waldrändern, die Polizei hat Ketten
gezogen und versucht, Leute nicht in den Wald zu lassen. Am Kieswerk
viele Wannen.

14:59 Eine Person mit gesundheitlichen Problemen wurde vom Baum
abgelassen, sie befindet sich auf dem Weg ins Krankenhaus, ist aber
soweit wohlauf.

14:50 Am Kieswerk ist ein Krankenwagen im Einsatz. Anwesende
Polizeieinheiten: SEK & USK aus Bayern, BFE aus Baden-Württ. und
Hessen.

14:47 Ein Mensch von Fuchur geräumt, unklar ob noch Personen drauf
sind.

14:40 Floki und Nest (Oaktown) sind geräumt.

14:10 BFE macht sich bereit, Menschen vom Kieswerk und den Wällen
herum zu räumen.

14:09 Erste Gruppen vom Waldspaziergang spazieren jetzt im Wald!

13:55 Zwei Personen in Cosytown werden mit Gefangenentransporter
abtransportiert.

13:55 Spitze des Waldspaziergangs ist an der Mahnwache angekommen. Das
Ende ist noch am Bahnhof.

13:54 Räumung von Fuchur wird vorbereitet.

13:43 Erste Zählungen vom Waldspaziergang: 9000 Menschen. Es gibt
Gerüchte, dass Angela Merkel kommen will.

13:15 Polizei setzt Pferde gegen die Menschen ein! Einem Demonstranten
wurde der Fuß gebrochen.

13:15 Erste Person ("Mike") wird per Hebebühne von Nest (Oaktown)
gebracht.

13:12 Erste Versuche Richtung Wiesencamp in den Wald zu kommen,
Polizei wirkt überfordert.

13:09 Flexgeräusche aus einem Baumhaus in Cosytown zu hören.

13:03 Polizei beschwichtigt auf Twitter, dennoch bisher kaum bis keine
Presse in Oaktown.

12:45 Selbst der Polizei-Pressesprecher kann sich nicht gegen die
Polizei vor Ort durchsetzen. Presse wird weiterhin nicht
durchgelassen.

12:40 Blockade aufgelöst.

12:34 Spontane Sitz- und Stehblockade vor der Mahnwache

12:20 Tausende am Bahnhof Buir, erste Menschen werden zur Mahnwache
durchgelassen.

12:15 In Cosytown wird auch geräumt.

12:09 Ein Mensch hat sich über MausHaus am Baum festgekettet.

12:04 Hebebühne ist jetzt am MausHaus

11:43 Pressevertreter*innen werden an der Kiesgrube nicht in den Wald
gelassen. Keine Begründung weshalb.

11:31 Leute, die vom Bahnhof Buir an die Mahnwache kommen wollen,
werden nicht durchgelassen.

11:27 Nest und Floki werden gerade gleichzeitig geräumt.

11:20 Ein weiterer Mensch in Gallien von BFE-Einheit verhaftet.

11:00 Jetzt anscheinend auch eine Hebebühne bei Nest

10:46 Köln HBF: Eine vollgestopfte S-Bahn nach der anderen fährt
Richtung Hambi, es kommen immer mehr Menschen an. Die Bahnsteige sind
ebenfalls überfüllt.

10:40 #aufbäumen!-Demo verlässt Landstraße und geht Richtung Lorien.

10:23 Aktivist*innen nähern sich Oaktown, während RWE weiter unnötig
rodet.

10:18 Eine Festnahme in Gallien. Polizei geht massiv gegen
Unterstützer*innen vor.

10:12 SEK will sich wohl mit einem Autokran in die Krone von Floki
heben lassen.

09:29 Bereich um Nest (Oaktown) wird von einem Harvester gerodet.

08:55 Cops stressen am Kleingartenvertein. Personenkontrolle und
Versuch, Bodenstrukturen zu zerstören.

07:30 Der Tunnel ist geräumt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/314: Hambacher Forst - dann woll'n wir noch ein Bäumchen pflanzen ... (AufBäumen gegen Kohle)


Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 16. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes



Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Hambacher Wald, haben heute tausende Menschen unter dem Motto
AufBäumen gegen Kohle Jungbäume gepflanzt. Die Teilnehmer*innen haben
mit dieser Aktion des zivilen Ungehorsams ein starkes Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Forstes und für den sofortigen Kohleausstieg
gesetzt. Parallel zu der Aktion hat ein Waldfest mit vielfältigem
Kulturangebot, Redebeiträgen und Verpflegung stattgefunden.

Trotz des massiven Polizeiaufgebots und unverhältnismäßigen Verhalten
von Seiten der Polizei, haben heute tausende Menschen den breiten
zivilgesellschaftlichen Protest Ausdruck verliehen. "Indem die Polizei
und das Land NRW unseren legitimen Protest behindert haben, agieren sie
als Handlanger des Energiekonzerns RWE. RWE stellt ihre eigenen Profite
über die Lebensgrundlage von Millionen von Menschen und unsere Umwelt.
Das ist ein politischer Skandal und gefährdet unsere Demokratie", sagt
teilnehmende Klimaaktivistin Nina Scheuren.

"Die Bäume, die heute am Waldrand des Hambacher Forstes gepflanz wurden,
sind ein Symbol des Widerstandes gegen die Rodungsarbeiten von RWE und
Land NRW und eine praktische Sofortmaßnahme für eine klimagerechte
Zukunft. Wir machen die Rodungssaison zur Aufforstungssaison", sagt
Pressesprecherin Noah Bennett.

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas. "Mit
unseren Forderungen nach dem sofortigen Kohleausstieg und dem Erhalt des
Hambacher Forstes sprechen wir für die Merhheit der Gesellschaft. Wir
werden nicht länger auf Regierung und Politik warten und unsere Zukunft
selber in die Hand nehmen", sagt teilnehmender Klimaaktivist Clemens
Greiner.

 * 

Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 15. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes


Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Tagebau Hambach, pflanzen am Sonntag, den 16.09.18,
Klimaschützer*innen unter dem Motto AufBäumen gegen Kohle Jungbäume in
den bereits gerodeten Bereich des Hambacher Waldes. Die Teilnehmer*innen
setzen mit dieser Aktion zivilen Ungehorsams des massenhaften
Bäumepflanzens ein starkes Zeichen gegen die Abholzung des Hambacher
Forsts und für den sofortigen Kohleausstieg. Begleitet wird die Aktion
durch ein Waldfest mit vielfältigem Kulturangebot, Redebeiträgen und
Verpflegung.

Ein Großteil der Bevölkerung Deutschlands befürwortet einen schnelleren
Kohleausstieg und die Kohlekomission soll bis Ende diesen Jahres einen
Vorschlag für einen zeitnahen Kohleausstieg ausarbeiten. Trotzdem hält
RWE immer noch an seinem Vorhaben fest, den Hambacher Forst zu roden.
"Das ist eine Provokation und ein Eklat und zeigt den Unwillen des
Unternehmens RWE, sich auf einen sozialverträglichen, nachhaltigen
Kohleausstieg einzulassen", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.
"Jeder Baum der gepflanzt wird, ist ein Symbol des Widerstands. Wir
setzten der Zerstörung von RWE neues Leben entgegen und kämpfen so für
eine klimagerechte Zukunft", sagt der Klimaaktivist Niklas Meurer.
Meurer führt fort: "Wir möchten mit unserer bunten Pflanzaktion auch
gegen das eskalative und einschüchternde Vorgehen der Polizei
protestieren, das wir nun seit Wochen rundum den Wald beobachten
können."

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas.
"Deutschland ist maßgeblich für das Voranschreiten des menschengemachten
Klimawandels verantwortlich und heizt damit global viele soziale
Konflikte an. Ein sofortiger Ausstieg aus der Braunkohle ist daher
dringend notwendig und auch möglich. Der Verzicht auf die Rodung des
Hambacher Forst ist ein erster, naheliegender und einfach umzusetzender
Schritt. Leider haben wir zu lange auf Regierung und Politik vertraut.
Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul haben uns gezeigt, dass
sie Profite über ein gesundes und glückliches Leben von Millionen von
Menschen stellen. Jetzt gehen wir das Problem selbst an, denn
Kohleausstieg ist Handarbeit", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.

Das Waldfest findet von 12:00 bis ca. 18:00 Uhr statt. Die Pflanzaktion
von 14:00 bis 16:00 Uhr. Da es kurzfristig zu Ortsänderungen kommen
kann, informieren Sie sich bitte zeitnah über unsere Social Media
Kanäle. Vom Bahnof Buir wird der Weg zum Ort des Waldfestes zudem
ausgeschildert sein.

 * 

Quelle:

Aktion AufBäumen gegen Kohle

Email: aufbaeumen_presse@riseup.net

Internet: www.aufbaemen.net
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WALD/313: Hambacher Forst - ablenken, spalten, schwächen ... (Zucker im Tank)


Pressemitteilung von Zucker im Tank - 16. September 2018

Blockadeaktion "NiederAUSmachen" drosselt Kohlekraftwerk Niederaußem
um 79 %



Die Aktion "NiederAUSmachen" wurde gestern (15.09.2018) gegen 16:00 Uhr
beendet. Mehr als 20 Aktivist*innen haben das Braunkohlekraftwerk
Niederaußem über ca. sieben Stunden so effektiv blockiert, dass RWE das
Kraftwerk bis auf 21 % der Leistung herunterfahren musste. Mit
Ankett-Vorrichtungen und einem Tripod, einem dreibeinigen ca. fünf Meter
hohen Klettergestänge, wurden die Kohleförderbänder blockiert. An anderer
Stelle im Kraftwerk besetzten fünf Kletteraktivist*innen drei Kohlebagger.
Laut den Aktivist*innen war die Aktion eine Solidaritätsbekundung für die
Klimaaktivist*innen im Hambacher Forst und gegen die aktuelle Räumung der
Baumhäuser dort gerichtet. "Wenn RWE räumt und den Wald rodet, nehmen wir
ihre Kraftwerke vom Netz. Wir bleiben so lange aktiv, bis die massive
Zerstörung des Klimas und unserer Lebensgrundlage beendet ist."

Durch die beiden Blockaden wurde die Kohlezufuhr des Kraftwerks komplett
abgeschnitten. Niederaußem stößt im Jahr 25 Millionen Tonnen CO2 aus und
ist damit Europas drittgrößte CO2-Quelle. Durch die Aktion wurden ca.
28.000 t Kohle eingespart. Eine Tonne Braunkohle stößt ziemlich genau eine
Tonne CO2 aus. Durch die Aktion wurden demnach ca. 28.000 t CO2 nicht
ausgestoßen. Das entspricht dem jährlichen CO2-Ausstoß von durchschnittlich
3000 Personen in Deutschland.

Die Aktivistin Martina Pruisken sagte: "Das Kraftwerk ist Teil der
Zerstörung unserer Lebensgrundlagen durch den Kapitalismus. Es muss sofort
abgeschaltet werden - das haben wir heute selbst in die Hand genommen."

Die Blockierer*innen lösten durch ihre Aktion einen Großeinsatz der Polizei
aus, die mit einer Vielzahl sogenannter Technischer Einheiten und
Klettereinheiten anwesend war. "Wenn die Technischen Einheiten der Polizei
hier räumen, ziehen wir sie von anderen Orten, wie dem Hambacher Forst, ab.
Das war auch unser Ziel", so die Aktivistin Shirin Ploen. Zu einer
gefährlichen Situation kam es, als Polizeikräfte versuchten das Tripod, mit
der noch dort verankerten Person hoch zu heben. "Das ist lebensgefährlich.
Bei Tripods muss auf jeden Fall mit einer Hebebühne oder ähnlichem geräumt
werden, um die Beteiligten nicht zu gefährden."

Am Sonntagmorgen (16.09.) wurden einige Aktivist*innen freigelassen. Der
Großteil befindet sich nach wie vor in der Gefangenensammelstelle der
Polizei.

 * 

Pressemitteilung von Zucker im Tank - 15. September 2018
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WALD/312: Hambacher Forst - Übermacht und Widerstand ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 15.09.2018

Räumung geht weiter, der Tunnel bleibt bestehen, aktive Solidarität



Die Räumung der Besetzung im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst ist
heute fortgesetzt worden. In der nördlichsten Besetzung, genannt "Der
Norden", hat die Polizei das Zuhause der Klimagerechtigkeitsaktivisti,
welche sich dort angekettet haben, um den Abriss der Baumhausbesetzung
hinauszuzögern, brutal zerstört. Im Laufe des Tages hat es die Polizei
"erfolgreich" geschafft, die komplette Besetzung im "Norden",
inklusive der Baumhäuser Fabacea und Kontiki, zu räumen. Die Überreste
der abgerissenen Baumhäuser sind nun über den ganzen Waldboden
verstreut.

Währendessen haben Polizist*innen die Zerstörung der Besetzung von
Oaktown fortgesetzt. Das Baumhaus Tanit wurde niedergerissen und die
Räumung des Gemeinschaftsplatzes der Besetzung, der 3-stöckige Tower,
wurde begonnen, auseinandergenommen zu werden. Außerdem hat die
Polizei die Bodenstruktur Simona, an deren Zerstörung Polizeikräfte
seit zwei Tagen arbeiten, zertrümmert. Dies ist passiert trotz des
unterirdischen Tunnelsystems, in dem zwei Menschen noch immer
angekettet sind. Die zähe Fortsetzung der Tunnelzerstörung ist eine
der aufmunternderen Geschichten des Tages, da die Polizei zwar hart
daran arbeitet, aber es bislang nicht geschafft hat, die Aktivisti aus
ihrer 10 Meter tiefen Verschanzung herauszuholen.

Nationale und internationale Presse wurde heute von der Polizei aktiv
auf Distanz zu den Räumungen gehalten, sodass erschwert wurde, dass
Journalist*innen sich ein passendes Bild von der brutalen Zerstörung
und der Stimmung der Aktivisti machen konnten. Trotzdem wurden
Berichte über den Fortgang der größten Polizeiaktion in der Geschichte
NRW's ausgestrahlt.

Schon früh morgens erreichten die Besetzung Neuigkeiten über eine
Solidaritätsaktion auf dem Gelände des Kraftwerkes Niederaußem.
Aktivisti errichteten einen Tripod mit einem Banner, auf dem "Hambi
bleibt" zu lesen war, und ketteten sich an ein Förderband, welches
Braunkohle fördert. Außerdem wurden drei Bagger besetzt. Dieser Erfolg
führte dazu, dass die Leistung des Kraftwerkes auf 20 Prozent
gedrosselt wurde (gemessen an der durchschnittlichen Leistung).

Auch in und um die Waldbesetzung war Solidarität klar zu sehen. Die
Aktionsgruppe Aktion Unterholz kam mit mehreren hundert motivierten
Menschen vorbei, von denen manche die Polizeiketten durchbrochen haben
und in den Wald hineingekommen sind. Die Rufe der politischen Slogans
in Unterstützung der Besetzung reichten in den Wald hinein zu den
Menschen in den Bäumen, die von der Polizei belagert werden. Mit einem
klaren Statement hat sich Aktion Unterholz gegen die absurde
Polizeipräsenz bekannt mit Referenz zu Chemnitz, wo die Polizei in den
letzten Wochen die Jagd von rechtsextremen Protestierenden auf
Immigrant*innen nicht unterbunden hat: "Wo wart ihr in Chemnitz?!"

Wie in Tagen zuvor war die gewaltsame Repression gegenüber den
Klimagerechtigkeitsaktivisti hoch. Während der Aktionen von Aktion
Unterholz haben Polizist*innen Menschen brutal geschlagen und
verhaftet, Journalist*innen belästigt und sogar Pfefferspray gegen
Demonstrant*innen eingesetzt. Circa 30 Menschen wurden heute in die
Gefangenensammelstelle (Gesa) in Aachen gebracht, vor der
Unterstützer*innen auf die Entlassung mit Musik, Kaffee und Kuchen
warteten. Die meisten Menschen in der Gesa wurden innerhalb von 24
Stunden entlassen.

In Verbindung mit der Räumung des Tripods in dem besetzten Hambacher
Forst am 13. September wurde jedoch eine Person für unbestimmte Zeit
in Untersuchungshaft gebracht. Lest mehr über Andrea ("UP3") im Blog
vom ABC Rheinland (https://abcrhineland.blackblogs.org/).

Mitverantwortlich für die andauernde Gewalt gegen Aktivisti,
Journalist*innen und Natur ist der Innenminister von NRW, Herbert Reul
(CDU). Trotz einer großen Umweltbewegung und Deutschlands Plänen für
einen Kohleausstieg verfolgt und beschützt Herbert Reul weiterhin die
Interessen von RWE und der Kohle-Lobby mit den Waffen des Staates!

Der Kampf hier geht weiter und wird jeden Tag stärker. Auch wenn die
Situation hart ist, freuen wir uns über und auf individuelle und
kollektive Aktionen der Unterstützung und Solidarität in NRW,
Deutschland, Europa und überall in der Welt!

Hambi bleibt - heute und für immer!


Ticker vom 15. September

23:50 Andere Quelle kann Wegarbeiten in Lorien nicht bestätigen.

23:30 Schweres Gerät auch am Wall nach Lorien. Der Weg wird ausgebaut.
Personenkontrollen.

23:10 Erste "Rettungskraft" geht runter in den Tunnel.

22:58 In der GeSa Aachen sind wohl Tampons und Binden alle.
Menstruierenden Menschen werden Windeln angeboten. Der "männliche"
Käfig ist jetzt leer, im "weiblichen" Käfig noch knapp unter 20.
Anzahl Menschen in Einzelzellen unklar.

22:00 Passt aufeinander auf! Überall im Wald sind kleine Grüppchen BFE
unterwegs, die teilweise auch Menschen aus dem Gebüsch heraus
versuchen zu catchen!

21:38 Zwei Personen aus Oaktown-Tower Lock-ons geräumt. Tanit ist
zerstört.

21:14 Straße an der Mahnwache ist geräumt.

21:04 Polizei kündigt gewaltsame Räumung der Menschen vor der
angemeldeten Mahnwache an.

20:03 Im Oaktown-Tower sind vier Menschen angelockt. Ihnen wird
gedroht sie mit Lock-on aus dem Fenster zu werfen. WTF

20:00 Der Oaktown-Tower wird auseinandergenommen, während sich
Menschen darin befinden. Große Äste darüber werden abgeschnitten und
knallen auf das Dach, tragende Wände werden eingerissen.

20:00 Livestream aus Oaktown

20:00 Simona hängt am Kran und soll bald weggehoben werden.

19:51 Polizeihunde drehen immer wieder durch und bellen vor allem
andere Polizeikräfte an.

19:30 Simona soll gleich mit einem Kran angehoben werden.

19:15 Oaktown-Tower wird weiter angegriffen. Cops kommen durchs Dach
und nehmen eine Person raus. 4 weitere sind angekettet. Um Oaktown
herum hört man hunderte Menschen Lärm machen.

18:53 Oaktown Tower-Räumung beginnt. Äste über dem Dach werden
entfernt.

18:22 Die Polizei geht gegen die Menschen an der Mahnwache vor.
Angeblich wegen eines schwerverletzten Cops im Wald.

18:00 Zwei Personen bei Durchbruch Richtung Wiesencamp von Polizei zu
Fall gebracht und gefesselt.

17:55 In Oaktown sind 3 Hebebühnen, jeweils an Tower, MouseHouse und
Tanit. Letztere beiden wurden schon betreten/geräumt.

17:53 Menschengruppen nähern sich aus verschiedenen Richtungen der
Polizeilinie in Wiesennähe. Wasserwerfer geht in Position.

17:51 Hängebrücke zwischen Tanit und Tower abgeschnitten. Tanit wird
geräumt.

17:45 2 Gefangenenbusse sind in Aachen eingetroffen.

17:43 Ein Jägerhochsitz wird von einem Räumpanzer komplett zerstört.
(Die klauen uns schon wieder unseren Style!)

17:42 Immer mehr Menschen brechen von der Straße zum Wald durch. Cops
werden immer lustloser beim Verfolgen.

17:40 Ein mit Smartphone beschäftigter Polizist legt sich beim
Menschenverfolgen 2 mal hintereinander richtig schön auf die Fresse.

17:34 Demo - Livestream

17:26 Erste Person wird mit einer Brustschlinge aus Tanit
herausgehoben.

17:15 SEK zerstört das Dach von Tanit.

17:00 Wow, ihr seid großartig! Die Cops sind von Aktivist*innen
umringt. Um Oaktown herum hört man laute Hambi-bleibt!-Rufe, die von
Baumhäusern erwidert werden.

16:40 Hubsteiger in Oaktown auf dem Weg zum Tower

16:21 Die Pressearbeit wird massiv behindert. Verletzte durch
agressiven Pfeffersprayeinsatz durch die Polizei.

16:12 Es gibt gerade viel Dynamik. AktivistInnen laufen über die
Felder Richtung Wiesencamp und Wald.

15:29 Angeblich ist auch Fabacea geräumt. Trennschleifer arbeitet
weiter.

14:30 In Merzenich haben sich die Teilnehmer der Aktion Unterholz in
Finger aufgeteilt. Die Polizei folgt den jeweiligen Gruppen.

14:30 Bestätigte Info: Im Norden sind noch zwei Aktivist*innen
einbetoniert hoch oben. Räumung wird lange dauern.

14:27 Die Hundestaffel wurde gerade von Oaktown abgezogen. Ausser den
Cops, die räumen, ist alles frei. Es scheint Personalmangel zu geben.

13:50 Polizei besetzt den Bahnhof in Buir und behindert zahlreiche
Anwohner aus der Region.

13:49 Weitere Fällungen um Simona herum werden vorbereitet. Die Tunnel
wurden als einsturzgefährdet deklariert! Fällungen in diesem Bereich
gefährden Menschenleben!

13:23 Polizei verdrängt Presse aus Gallien. Sollen wohl noch einige
Bäume ohne Kameras gefällt werden.

13:10 Ein Mensch ist im Norden noch "kompliziert festgemacht".

13:05 Polizei bedrängt Presse, während schweres Gerät nach Oaktown
fährt.

12:51 Der RWE-Putztrupp erscheint in Oaktown.

12:48 Der Kontakt zum Tunnel ist wieder da. Es sind zwei Menschen
darin, die auch bleiben werden. Momentan keine Barrikadenräumungen
Richtung Lorien.

12:00 Barrikadenräumung zwischen Cosytown und Beechtown, vom Wall her
kommend. Kleinere Patrouillen von Cops werden von vielen Stellen der
Waldes gemeldet. Der Hauptweg zwischen Jesus Point und Lorien wird
geräumt. Camper*innen werden des Waldes verwiesen. Im Norden
vermutlich noch 2 Menschen in den Bäumen.

11:59 Kletterpolizei seilt sich von Baumhaus im Norden ab.

11:50 In Cozytown werden die ersten Barrikaden geräumt und eine
Zufahrtsschneise geschlagen.

11:32 Der erste Kletterpolizist ist im Baumhaus Fabacea.

11:00 Hebebühne im Norden nähert sich Baumhaus Fabacea, schneiden Äste
ab, um ranzukommen.

10:36 Mensch vom Skypod im Norden ist geräumt.

10:29 Die Polizei hat der Person im Skypod das Sicherungsseil
durchgeschnitten, um sie dazu zu zwingen, sich räumungs-freundlicher
zu sichern.

10:28 3 Hebebühnen im Norden im Einsatz. Äste werden aus den Kronen
geschnitten.

10:22 Polizei hat sich wieder aus Gallien zurückgezogen. Stimmung ist
gut.

09:58 Feuerwehr inspiziert den Tunnel bei Simona.

09:44 Behelmte Polizei verlässt Oaktown. Cops mit Hunden stehen weiter
drumherum.

09:10 Polizei verliest die Räumungs-Erklärung für die Baumhaus-Stadt
"Gallien".

09:03 Niederaußem: Person auf Tripod wird in Gefahr gebracht!
@zuckerimtank

08:30 Es befindet sich immer noch eine Person in einem 10 Meter tiefen
Tunnel!

07:30 Aktivist_Innen besetzen Niederaußem! Weiter Informationen auf
@zuckerimtank

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/311: Hambacher Forst - halblegal ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 14. September 2018

Rodung des Hambacher Waldes: RWE hat nicht das Recht auf seiner Seite -
Rodungen im Zuge der aktuellen Räumung finden auch außerhalb des für den
Tagebau genehmigten Rodungsbereiches statt



Düsseldorf, 14.09.2018 | Das aktuelle Vorgehen von RWE am Hambacher Wald
verschärft den politischen Konflikt und eskaliert die Lage vor Ort. Dazu
erklärt der Vorsitzende des BUND Landesverbands NRW Holger Sticht: "RWE
handelt nicht nur gesellschaftlich unverantwortlich, sondern will eine klar
rechtswidrige Rodung des Hambacher Waldes betrieben. Grundsätzlich gilt,
dass RWE bis heute keine bestandskräftige Genehmigung für die Rodung des
Hambacher Waldes hat. Der Konzern darf auch nicht ab 1. Oktober roden. Ein
Grund ist die anhängige Klage des BUND." Wegen dieser Klage hatte sich der
Konzern nach gerichtlicher Aufforderung verpflichtet, bis Mitte Oktober
Rodungen zu unterlassen. Sticht weiter: "In Wahrheit wird schon bei der
jetzigen Räumung gerodet. RWE unterstützt aktiv diese Fäll- und
Räumarbeiten im Wald mit schwerem Gerät und Personal. Wir fordern RWE und
die zuständigen Behörden auf, diese drastischen Eingriffe sofort
einzustellen. Das ist nicht nur politisch geboten, es ist auch rechtlich
erforderlich."

Die aktuellen Genehmigungen für den Betrieb des Tagebaus werden vom BUND
vor dem Verwaltungsgericht Köln bzw. dem Oberverwaltungsgericht Münster
beklagt. Eine Eilentscheidung, ob RWE aktuell roden darf oder nicht, wird
Mitte Oktober erwartet. Das berührt aber auch noch nicht die eigentliche
Klage, ob der Hambacher Wald als FFH-Gebiet eingestuft werden müsste, was
seine Rodung verhindern würde. "Unsere Klage ist wohl begründet. Es wäre
mehr als tragisch, wenn der Lebensraum jetzt von RWE vernichtet und zu
einem späteren Zeitpunkt gerichtlich festgestellt würde, dass dies nicht
rechtens war. Diese leidvolle Erfahrung haben wir am Tagebau Garzweiler
schon einmal gemacht, wo die Verfassungswidrigkeit der Enteignung unseres
Grundstücks vom Bundesverfassungsgericht leider erst bestätigt wurde, als
dieses bereits in der Grube verschwunden war" so Sticht weiter. Aus diesem
Grunde versucht der BUND mit seinem Eilantrag, die Rodung zu verhindern,
damit keine rechtswidrigen Fakten geschaffen werden.

Sticht: "RWE schiebt die Verantwortung für die aktuellen Räumungen von
sich, genauso die Landesregierung. Dabei ist allein RWE der Grund, weshalb
hier Fakten geschaffen werden sollen, bevor es einer gerichtliche
Entscheidung gibt." Zusätzlich will RWE laut konzerneigenen
Planungsunterlagen deutlich mehr roden, als nach Genehmigung zulässig wäre.
Auch die zurzeit im Rahmen der Räumung gerodeten Flächen befinden sich
außerhalb des genehmigten Bereichs. Die Genehmigung ist also weder
bestandskräftig, noch deckt sie die zurzeit gerodeten bzw. für die nächsten
Rodungen geplanten Flächen ab. "Was einmal abgeholzt ist, steht dem Tagebau
nicht mehr im Weg. Das steckt offenbar hinter der Strategie von RWE.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/473: Klimakampf und Kohlefront - Gottesdienst in Frieden ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 13. September
2018

"Keine Schüsse gehört" Friedlicher Tag im Hambacher Forst/ Klimapilger
& Waldbewohner feiern gemeinsam Gottesdienst im Wald



Pilger für Klimagerechtigkeit laufen bis zur Rodungskante und feiern
Gottesdienst im Wald: Sehr entspannte Atmosphäre im Wald

Kurz nach seinem Start in Bonn erreichte der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit gestern [12.09.] seinen ersten "Schmerzpunkt": Dabei
liefen die Klimapilger/innen von Düren nach Jülich durch den Hambacher
Forst und feiern dort einen Open-Air-Gottesdienst. Anschließend sprachen
die Pilger/innen mit den Waldbewohner/innen.

"Die Lage im Wald war absolut friedlich, wir haben keinerlei Schüsse
gehört", berichtet Juliana Klengel, die als Koordinatorin des Pilgerwegs
die ganze Zeit vor Ort war. "Wir konnten uns die gesamte Zeit frei im
Wald bewegen und haben gemeinsam mit den Einwohner*innen und den
Waldbewohner/innen einen bewegenden Gottesdienst gefeiert."

Es predigte Pfarrerin Martje Mechels, Regionalpfarrerin Nord vom
Gemeindedienst für Mission und Ökumene (GMÖ) Niederrhein. Sie zitierte
noch einmal Präses Manfred Rekowski im Namen der Evangelischen Kirchen
im Rheinland: "Er muss doch gehen, der Ausstieg aus dem Verheizen
fossiler Brennstoffe! Der Ausstieg muss doch gehen, denn unser Weltklima
ist massiv bedroht".

Der Pilgertag im Hambacher Tag wurde vorbereitet vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, dem Bistum Aachen, den Evangelischen
Kirchen im Rheinland und dem Gemeindedienst für Mission und Ökumene
(GMÖ) Niederrhein.


Klimapilgerweg

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene km und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch
spontane Tagespilger sind willkommen.


40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen
und Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr.
Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D.
Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen unter:


www.klimapilgern.de

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KOHLEALARM/472: Klimakampf und Kohlefront - Haftungsfreischaden ... (Greenpeace)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/472: Klimakampf und Kohlefront - Haftungsfreischaden ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 12. August 2018

Wirtschaftsprüfer stossen auf Bilanztricks der Braunkohleunternehmen

Greenpeace-Analysen: LEAG kann Milliardenkosten für Renaturierung der
Tagebaue nicht decken



Hamburg, 12. 9. 2018 - Der Braunkohlekonzern LEAG ist voraussichtlich
wirtschaftlich außerstande, die nötigen Milliardenrückstellungen für die
Renaturierung seiner Kohlegruben in der Lausitz aufzubringen.
Zu diesem Schluss kommen die Wirtschaftsprüfer von Cordes + Partner in
einer von Greenpeace beauftragten Stellungnahme (http://bit.ly/2N5hY5F).
Setzt die Bundesregierung ihre völkerrechtlich bindenden Zusagen zum
Pariser Klimaschutzabkommen um und legt ein dazu passendes Enddatum für die
Kohleverstromung fest, "wäre eine Ansammlung der Rückstellung tendenziell
unterdotiert", schreiben die Prüfer. Es erschiene dann "fraglich, ob
ausreichend Liquidität für die Renaturierung noch generiert werden könnte."

Beim Verkauf des früher von Vattenfall betriebenen Braunkohlegeschäfts an
ein Konsortium um die tschechische Finanzholding EPH haben sich Verkäufer
und Käufer Haftungsausschluss gesichert. Im Falle einer Insolvenz der
heutigen EPH-Tochter LEAG müssten entsprechend die Länder Brandenburg und
Sachsen für die Renaturierung zahlen. "EPH wettet in der Lausitz auf den
Bankrott der deutschen Klimaschutzpolitik", sagt Greenpeace Energieexperte
Karsten Smid. "Das Risiko für diese Wette hat der Finanzinvestor geschickt
auf andere verteilt: Entweder zahlen die Opfer des Klimawandels oder die
deutschen Steuerzahler."

In ihrer Stellungnahme stellen die Wirtschaftsprüfer fest, dass die von
Vattenfall für die Rekultivierung der Tagebaue zugesagte Barmittel nicht
vollständig an die LEAG gezahlt wurden. Von den versprochenen 1,7
Milliarden Euro sind lediglich 1 Milliarde geflossen. Aus Sicht der
Finanzexperten "außergewöhnlich" sei, dass sich das Käuferkonsortium
EPH/PPF über höhere Bilanzierungen 508 Millionen Euro in ihren Büchern
gutschrieb, obwohl die LEAG hohe Verluste schreibt. Der Jahresabschluss für
das Rumpfgesc häftsjahr 2016 (1.6. - 31.12.16) der LEAG-Bergbau weist einen
Verlust von 103,8 Millionen Euro aus. Für das Jahr 2017 geht die LEAG laut
eigenem Prognosebericht von Verlusten im niedrigen zweistelligen
Millionenbereich aus.

Greenpeace kritisiert LEAG-Kaufvertrag zu Lasten der Allgemeinheit


Durch den Verkaufsprozess haben sich sowohl Vattenfall als auch EPH von
möglichen Haftungsrisiken befreit. Sowohl der ehemalige Eigentümer als auch
der neue haben eine Haftung für die bergbaubedingten Rekultivierungskosten
des LEAG-Konzerns ausgeschlossen. Im Falle einer Insolvenz der LEAG wäre
früher Vattenfall in vollem Umfang für alle Folgekosten aufgekommen. Nach
dem Verkauf der Braunkohlesparte an EPH stünden die Bundesländer in einem
solchen Fall alleine da. "EPH und Vattenfall haben den Kaufvertrag bewusst
zum Nachteil Dritter gestaltet", so Smid. "Die Landesregierungen von
Brandenburg und Sachsen müssen dringend das Insolvenzrisiko klären und
prüfen, wie dieses etwa über Sicherheitsleistungen vom Steuerzahler
abgewendet werden kann."



Publikation - Bilanztricks bei der LEAG

Stellungnahme der Wirtschaftsprüfer zur LEAG

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/2018-09-07stellungnahme-leag.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 12.08.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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LESUNG/4140: Hamburg - Claire Messud liest aus »Das brennende Mädchen«, 26.10.2018


Lesung und Gespräch mit Claire Messud und Shelly Kupferberg
über ihren Roman »Das brennende Mädchen«

Freitag, 26. Oktober 2018, 19.00 Uhr

Amerikazentrum Hamburg e.V., Am Sandtorkai 48, 20457 Hamburg



Julia kann sich an keine Zeit erinnern, in der sie Cassie nicht
gekannt hat. Sie sind schon so lange befreundet, dass es Julia
schwerfällt zu begreifen, wie sie sich verloren haben. Kein
einschneidendes Ereignis, das ihr helfen würde zu verstehen, und so
spürt sie den vielen kleinen Dingen nach, die passiert sind seit jenem
"Zwillingssommer" vor zwei Jahren, "in dem es uns nicht im Traum
eingefallen wäre, dass wir nicht für immer und ewig Freundinnen
bleiben würden." Claire Messud erzählt von der ersten großen
Freundschaft und davon, warum ihr Verlust uns prägt, und stellt
zugleich die großen Fragen: Wie gut können wir einander jemals kennen?
Wie wahr sind die Geschichten, mit denen wir uns unser Leben und
unsere Beziehungen zu erklären versuchen?

Veranstalter: US-Generalkonsulat Hamburg, Amerikazentrum Hamburg e.V.
und HOFFMANN UND CAMPE VERLAG

Freitag, 26. Oktober 2018, 19.00 Uhr

Amerikazentrum Hamburg e.V., Am Sandtorkai 48, 20457 Hamburg

Moderation: Shelly Kupferberg

Lesung der deut. Passagen: Milena Karas

Eintritt: 5 Euro

Zur Autorin

Claire Messud, geboren 1966, stammt aus einer kanadisch-französischen
Familie und wuchs in den Vereinigten Staaten, Kanada und Australien
auf. Sie studierte an der Yale University sowie an der Cambridge
University. Ihr Großstadtroman »Des Kaisers Kinder« war ein weltweiter
Erfolg. Sie unterrichtet Kreatives Schreiben an verschiedenen
amerikanischen Colleges und ist mit dem britischen Literaturkritiker
James Wood verheiratet; das Paar hat zwei Kinder und lebt in
Washington, D.C. und in Somerville, Massachusetts.

Claire Messud

Das brennende Mädchen

256 Seiten, Pappband

20,00 (D)

20,60 (A)

26.90 (CH)

ISBN: 978-3-455-00392-5

ET: 14. August 2018

 * 

Quelle:

HOFFMANN UND CAMPE VERLAG GmbH

Presseabteilung

Harvestehuder Weg 42, 20149 Hamburg

Telefon: +49 (40) 44 188 - 262

Internet: http://www.hoffmann-und-campe.de
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VORTRAG/8380: Düsseldorf - Interdisziplinäre Ringvorlesung "Digital statt Moral?", 27.09.-13.12.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Fresenius

"Digital statt Moral?" Ethische Herausforderung und Lösungsansätze
der angewandten Wissenschaften



Die rasch voranschreitende Digitalisierung verändert unser Leben
radikal. Sie stellt uns vor neue ethische Herausforderungen. Wie
können wir vermeiden, dass die Digitalisierung zu einer
Entmenschlichung und Überforderung am Arbeitsplatz führt? Welche
Chancen bietet sie Unternehmen, ihrer Verantwortung gegenüber ihren
Mitarbeitern, Kunden und Lieferanten gerecht zu werden? Welche Rolle
spielt die Digitalisierung bei dem Verlangen nach mehr Nachhaltigkeit?
Wie beeinflussen die digitalen Medien unsere Wahrnehmung? Die
Hochschule Fresenius und die Akademie für Mode & Design laden ab
27.09. zu einer interdisziplinären Ringvorlesung am Standort
Düsseldorf ein, um über diese Themen zu sprechen.

Vom 27. September bis 13. Dezember 2018, donnerstags ab 18 Uhr, finden
neun öffentliche Vorträge statt, die Prof. Dr. Elisabeth
Hackspiel-Mikosch und Prof. Dr. Ralf Neuhaus organisiert haben.
Professoren und Lehrende verschiedener Fachrichtungen sowie Experten
aus der Wirtschaft werden die neuen ethischen Herausforderungen der
Digitalisierung in unterschiedlichen Lebensbereichen aufzeigen und
präsentieren erstmals Lösungsansätze aus ihrer Forschung.

PROGRAMM

27. September 2018

Begrüßung Prof. Dr. Tobias Engelsleben,

Präsident der Hochschule Fresenius

Prof. Dr. Uwe Demele,

AMD Akademie Mode & Design, Berlin

"Digitalisierung und Nachhaltigkeit -Schnittstellen zweier Zukunftsprojekte"

11. Oktober 2018

Jürgen Dörich, Südwestmetall, Stuttgart

"Digitalisierung und die Arbeit der Zukunft - Herausforderungen für
Unternehmen und Sozialpartner am Standort Deutschland"

18. Oktober 2018

Dr. Rolf Daufenbach, CBS Cologne Business School, Köln

"Die Vorbereitung deutscher Führungskräfte auf den Umgang mit chinesischer Ethik in Zeiten der Digitalisierung"

25. Oktober 2018

Prof. Dieter Gorny, Hochschule Düsseldorf

"Digitalisierung und Verantwortung - über nachhaltige Strukturen einer disruptiven Technologie"

15. November 2018

Prof. Dr. Ralf Neuhaus, Hochschule Fresenius, Düsseldorf

"Auswirkungen der Digitalisierung auf die Überlebenschancen von kleinen und mittleren Unternehmen"

22. November 2018

Dipl.-Des. Ina Köhler, AMD Akademie Mode & Design, Düsseldorf

"Zwischen Fake News und Public Relations - wie sich die Rolle des Modejournalismus durch die Digitalisierung verändert"

29. November 2018

Dr. Gabi Wolfsgruber, Dr. Frank Gusinde, Hochschule Fresenius, Köln

"Always online? Mediatisierung und Digitalisierung in der Lebenswelt
von Kindern und Jugendlichen. Chancen und Herausforderungen aus Sicht
der Sozialen Arbeit"

06. Dezember 2018

Achim Hensen, Purpose Stiftung, Berlin

"Sinnorientiertes Unternehmertum - der Zusammenhang von New Work und New Ownership"

13. Dezember 2018

Prof. Peter Schmies, Dipl.-Ing. Verena Goldberg, AMD Akademie Mode & Design, Düsseldorf

"Gewinner oder Verlierer: Was bedeutet die Digitalisierung
aus ethischer Perspektive für die Beteiligten im
Produktentstehungsprozess in der Modebranche"

Ort: Hochschule Fresenius, Platz der Ideen 2, Audimax, 40476 Düsseldorf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-fresenius.de

http://www.amdnet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8379: Heidelberg - Öffentlicher Vortrag zur Robotertechnik, 24.09.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Marsilius-Akademie: Der Mensch in Bewegung

Nachwuchswissenschaftler tauschen sich mit Experten über aktuelle
Forschungsergebnisse aus - Öffentlicher Vortrag zur Robotertechnik



Die Analyse menschlicher Bewegungsabläufe steht im Mittelpunkt einer
Veranstaltung für Nachwuchswissenschaftler und Doktoranden aus aller
Welt, zu der das Marsilius-Kolleg der Universität Heidelberg einlädt.
Die Teilnehmer dieser Marsilius-Akademie werden sich vom 23. bis zum
28. September 2018 gemeinsam mit Experten über aktuelle Erkenntnisse
aus dem Forschungsgebiet austauschen. Zu der Veranstaltung "Humans in
Motion - Der Mensch in Bewegung" kommen Vertreter unterschiedlicher
Disziplinen zusammen, darunter aus der Mathematik und der Informatik,
der Robotik, den Sportwissenschaften, der Psychologie, der Philosophie
und der Medizin. In einem öffentlichen Vortrag wird der
Robotikforscher Dr. Francesco Nori über die Interaktion zwischen
Mensch und Roboter sprechen.

Zu den Themen der Marsilius-Akademie gehören neben den mathematischen
und methodischen Grundlagen von Bewegungsstudien auch die Verbindung
von Bewegung, Psyche, Kognition und Körper. "In der Forschung gibt es
ganz unterschiedliche Perspektiven und Ansätze zur Analyse
menschlicher Bewegungen, die wir den Teilnehmern der Summer School
vermitteln wollen", betont Prof. Dr. Katja Mombaur vom Institut für
Technische Informatik, die an der Ruperto Carola auch das Heidelberg
Center for Motion Research (HCMR), das interdisziplinäre Zentrum für
Bewegungsforschung, leitet. So geht es unter anderem um die
mathematische Modellierung körperlicher Bewegungen und muskulärer
Aktivität, aber auch um die Rolle der Bewegung in der Psychotherapie.
Veranstaltet wird die Akademie vom Marsilius-Kolleg in Zusammenarbeit
mit dem von der Carl-Zeiss-Stiftung geförderten HCMR.

In seinem Vortrag in englischer Sprache erörtert Francesco Nori,
Leiter der Abteilung für Robotertechnik bei Google DeepMind, seine
Herangehensweise an die Modellierung physischer Interaktion zwischen
Mensch und Roboter. Der Wissenschaftler entwickelt mit seinem Team
aktuell einen Sensoranzug, der es ermöglichen soll, mithilfe der damit
gewonnen Daten die Dynamik des gesamten menschlichen Körpers in
Echtzeit zu verfolgen. Die öffentliche Veranstaltung mit Dr. Nori in
der Aula der Alten Universität findet am Montag, 24. September 2018,
statt und beginnt um 18 Uhr.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8378: Halle - "Anomalies: Disruption and Source of Knowledge", 23.-24.09.2018


idw - Pressemitteilung: Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina

Abweichungen als Triebfeder der Wissenschaft



Wenn Beobachtungen aus Experimenten den bisherigen Kenntnissen
widersprechen, stellen sie die Wissenschaft vor unerwartete Fragen.
Ausnahmen und Sonderfälle spielten bei den revolutionären Umbrüchen in
den Wissenschaften oft eine entscheidende Rolle. Die Bedeutung von
Anomalien für die Wissenschaft ist das Thema des Symposiums der
Leopoldina-Klasse IV: Geistes-, Sozial- und Verhaltenswissenschaften,
das am Sonntag, 23., und Montag, 24. September, im Studienzentrum der
Akademie stattfindet.

Leopoldina-Symposium "Anomalies: Disruption and Source of Knowledge"
Sonntag, 23. September bis Montag, 24. September 2018
Leopoldina-Studienzentrum Emil-Abderhalden-Straße 36, 06108 Halle
(Saale)

Ein bekanntes Beispiel für eine Anomalie ist die Sonnenumlaufbahn des
Planeten Merkur, die mit der klassischen Himmelsmechanik nicht
vereinbar ist. Für lange Zeit nahmen Astronomen irrtümlich an, dass
ein weiterer Planet nahe der Sonne existieren müsse. Erst durch
Einsteins Relativitätstheorie konnte das Verhalten der Merkurbahn
vollständig erklärt werden.

Unter den Vortragenden des Symposiums sind Prof. Dr. Gerd Leuchs
(Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts, Erlangen) und Prof.
Dr. Stefan Huster (Juristische Fakultät der Universität Bochum). Die
Wissenschaftliche Koordination des Symposiums haben Prof. Dr. Bettina
Schöne-Seifert (Medizinische Fakultät der Universität Münster) und
Prof. Dr. Ulrich Gähde (Geisteswissenschaftliche Fakultät der
Universität Hamburg) übernommen. Das Leopoldina-Symposium versteht
sich als Forum für den interdisziplinären Austausch. In ihren
Vorträgen geben neun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Einblicke in ihre Forschung, unter anderem zu den Themen Medizinethik,
Statistik vor Gericht, Entscheidungstheorie und
Wissenschaftsgeschichte.

Die Veranstaltung findet in englischer Sprache statt. Die Teilnahme
ist kostenlos. Um eine Anmeldung wird gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2612/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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REZENSION/701: Fahim Amir - Schwein und Zeit. Tiere, Politik, Revolte (SB)


Fahim Amir



Schwein und Zeit

Tiere, Politik, Revolte




Wir sind schon verstrahlt, und niemand ist unschuldig. Schon auf den ersten
Seiten des im besten Sinne als Streitschrift zu bezeichnenden Buches "Schwein
und Zeit" versteht es Fahim Amir, das Lesepublikum entweder zu begeistern oder
zu verärgern. Mit naturromantischen Idealen aufzuräumen ist ihm ein zentrales
Anliegen, dem er mit Schilderungen eines urbanen wie industriellen Wildwuchses,
in dem sich Tiere komfortabel in den kontaminierten Hinterlassenschaften eines
in hoher Produktivität leerlaufenden Wachstums einrichten, Flügel verleiht. Die
Moral des besseren Menschen ist ihm ein Greuel, dem er mit spitzer Feder zu
Leibe rückt. Ihm geht es darum, den Opferstatus sogenannter Nutztiere in einen
Begriff des Widerstandes zu überführen, der einen ganz anderen Blick auf
nichtmenschliche Tiere voraussetzt.

Amir stellt die Verhältnisse auf der Disassembly-Line monströser
Schlachtfabriken auf die Füße einer lebendigen Arbeitskraft, die
nichtmenschliche Tiere solidarisch einschließt, anstatt ihnen aus der Distanz
vermeintlich unschuldiger Beobachtung mitleidsvoll den letzten Rest an
eigenständiger Subjektivität zu nehmen. Indem sie den Instrumenten und
Mechanismen ihrer Zurichtung und Verarbeitung alles entgegenstellen, was sie
haben, den wie bei menschlicher Lohnarbeit entfremdeten und übereigneten Körper,
lasse sich "die Geschichte der Tiere als Teil von Klassengesellschaften aus
einer Perspektive der Kämpfe" (S. 15) denken. "Tiere als politische Akteure des
Widerstandes zu fassen und tierlichen Widerstand als Motor für die
Modernisierung kapitalistischer Produktionsformen zu verstehen" (S. 15) bedarf
keiner positivistischen Vergleiche kognitiver Befähigung, wie in den Rangfolgen
tierethischer Tötungsbegründungen üblich, sondern bringt ihre Geschichte als
eine der Klassenkämpfe auf den Punkt operaistischer Ermächtigung.

Das ist selbstverständlich so subjektiv und haltlos wie die aussichtslose
Existenz des Unscheinbaren und Schwachen im Getriebe alles vernichtender
Gewalten. Es geht um Positionen und nicht um Wahrheiten, wie sonst sollte in der
Welt Befreiung gelingen, wenn alles dagegen spricht. Selbst unter den
Bedingungen der züchterischen Standardisierung des Genotyps "Schwein" bleibt das
einzelne Lebewesen ein Individuum, das sich seiner Einspeisung in den
Schlachtprozeß widersetzt. Daß dieser nach wie vor mit einem hohen Anteil an
menschlicher Arbeit vollzogen wird, ist einer Körperlichkeit geschuldet, die
nicht zur Zerlegung in verkaufsfreundliche und portionsgerechte Einzelteile
geschaffen wurde. Wie der Autor anhand der Genealogie der Entwicklung
mechanisierter Tierverarbeitung nachweist, liefert sich das sogenannte Nutzvieh
keineswegs wehrlos der Prozedur seiner Verarbeitung aus, sondern widersteht ihm
mit dem ganzen Eigensinn seiner Leiblichkeit.

Es geht darum, Tiere nicht als die ultimativen Verlierer von Kultur und
 Kapitalismus zu verstehen, sondern als widerständige Akteure innerhalb einer
 nicht-unschuldigen Gemengelage. Die ganze Assemblage von Markierungs- und
 Manipulationstechnologien, Kontroll- und Käfigarchitekturen, Hormonen und
 Kalziumzusätzen, Volieren und Gattern, Netzen und Ködern wären nicht bloß
 Monumente ihres Elends, sondern Beweise ihrer ungeheuren Kraft. 
(S. 56)



Anstatt sich auf den Thron einer zivilisatorischen Entwicklung zu setzen, auf
dem das Leiden der geschundenen Kreatur die vermeintliche Unantastbarkeit
menschlicher Existenz begründet, propagiert Fahim Amir unter Verweis auf die
Philosophin Oxana Timofeeva einen "Kommunismus mit nichtmenschlichem Antlitz"
(S. 19). Da Menschen- und Bürgerrechte ausschließlich nationalstaatlich
gewährleistet sind und somit auf dem Ausschluß von Nichtbürgern und
Nichtmenschen beruhen, garantierten an Tiere vergebene Bürgerrechte keinesfalls,
daß diese nicht an den blutigen Grenzen moderner Flüchtlingsabwehr verendeten. 
Ohnehin bleibt zu fragen, welche Instanz gewährt, was keiner Begründung bedarf,
da eine solche stets neue Instanzen fremder Verfügungsgewalt hervorbringt. Nicht
nur der selektive Charakter dieser Rechte, auch ihre Abhängigkeit von
paternalistischer Autorität ist ein Affront gegen das, was sie verkörpern
sollen.

Fahim Amir ist so unbescheiden, den avancierten Forderungen der
Tierrechtsbewegung nachzuweisen, daß die bloße Anwendung unter Menschen üblicher
Rechts- und Vertragsmodalitäten Gewaltverhältnisse fortschreibt, die zu
überwinden wesentlich für die revolutionäre Aufhebung der Herrschaft des einen
Lebewesens über das andere wäre. Mit den Argumenten eines "leicht verwilderten
Kulturmarxismus" (S. 7) arbeitet der in Wien lebende Philosoph und Künstler die
bei tierlichen Belangen weit klaffenden Leerstellen eines linken und
humanistischen Bewußtseins heraus, das die tiefe Verbundenheit menschlicher und
nichtmenschlicher Tiere nicht wahrhaben will, weil dann mehr zur Disposition
stände als die bloße Veränderung von Konsumgewohnheiten.

"Keinem Tier fehlt die Menschlichkeit völlig, wie auch keine Person jemals
vollkommen menschlich ist." (S. 6) Die Worte des Historikers Boria Sax legen die
sorgsam verborgene Sprengkraft eines menschlichen Selbstverständnisses frei, das
den ganz persönlichen Anteil an der verzehrenden Gewalt anspricht, von der das
Verhältnis zwischen Mensch und Tier bestimmt ist. Dorthin reichen
tierschützerische Reformbemühungen, die in eine "biofleischgewordene Idee von
Artgerechtigkeit" (S. 6) münden, ebensowenig wie eine die Bedingungen des
Tierverbrauchs konsumkritisch moderierende Herangehensweise. Zur dazu
erforderlichen Eindampfung des Menschen auf den Typus des Konsumenten respektive
Verbrauchers schreibt der Autor: "Der Sieg marktförmigen Bewusstseins könnte
nicht vollständiger sein: Die praktische Kritik an sogenannten Auswüchsen des
Kapitalismus äußert sich im Verkauf kapitalistischer Produkte." (S. 149)

Fahim Amir stapelt denn auch eher tief, wenn er eingangs erklärt, das Buch sei
"ein Plädoyer für Leben und Kämpfen in ökologisch und politisch verschmutzten
Räumen" (S. 5). Dies trifft vor allem auf seinen Mittelteil zu. Dort wird die
respektlose Neufokussierung des Heideggerschen Hauptwerkes "Sein und Zeit" von
abstrakter Ontologie auf tierliche Subjektivität mit antikolonialistischen und
herrschaftskritischen Überlegungen verknüpft, um anhand "Renitenter Schweine"
und der "Schweinischen Multitude", der "Kraft der Taube: Auf alles scheißen"
oder "Neoliberaler Bienen", so einige markante Akzente aus den
Kapitelüberschriften, einen ganz anderen Blick auf das Tun der Tiere und damit
der Menschen zu richten.

Im ersten Kapitel "Friedrich Engels entschuldigt sich beim Schnabeltier" als
auch im abschließenden Teil "Verkokste Veganer*innen: Politik statt Moral" nimmt
sein Plädoyer eine konfrontative Schärfe an, die auch unter TierbefreierInnen
auf Widerspruch stoßen könnte. So kritisiert der Autor - analog zur kontroversen
Verhandlung des Begriffs "Vergewaltigungsopfer" unter Feministinnen und
womöglich im Anschluß an Donna Haraways Relativierung der im Vivisektionslabor
erlittenen Qualen durch die Umdeutung der Versuchstiere als "workers in labs" -
die Anwendung des Opferbegriffs auf Tiere als letztendlich affirmativ:

In Denken und Vorstellung wird genau das wiederholt, was dem Gegner
 vorgeworfen wird - herrschaftliche Gewalt an Tieren. Die Gewalt, um die es
 hier geht, ist epistemische Gewalt, also jene Gewalt, die in Ideen und
 Begriffen liegt. Während Industrie, Biowissenschaften und Landwirtschaft
 Tiere durch physische Vorrichtungen immobilisieren und zu beherrschen
 versuchen, tut die Tier-Viktomologie dasselbe, indem sie Tiere zu ewigen
 Opfern erklärt und den Widerstand von Tieren unwahrnehmbar macht. 
(S. 164)



Spätestens wenn die vom Autor als positives Leitbild entworfene
"Kampfgefährt*innenschaft zwischen Menschen und Tieren" (S. 17) gelingt, wird
sich zeigen, ob die Kategorie des Opfers emanzipatorische Entwicklungen
verhindert. Amirs Kritik am Paternalismus moralisierender Zugänge zum
Gewaltverhältnis zwischen Mensch und Tier ist nicht nur inhaltlich begründet,
sie leistet zudem wertvolle Erkenntnisarbeit zur Fortführung des Anliegens der
Tierbefreiung. Dieses wird, wie die Debatte um sogenannten Lifestyle-Veganismus
zeigt, durch die ethischen Ornamente konsumistischer Erlebniskulturen
herausgefordert, die die klassenherrschaftliche und grünkapitalistische Lösung,
die Rettung der Welt und ihrer Lebewesen über den Markt zu organisieren, zum
befriedigenden Nonplusultra persönlichen Engagements verklären.

Der von Klassenvorurteilen durchtränkte und kulturalistisch verbrämte Gestus
 der besseren Behandlung von Tieren durch bessere Menschen ist ein Erbe des
 Mitleid-Gedankens, der, in neue Schläuche gegossen, als Sittlichkeitsgebot
 zeitgenössischer Ethik in Supermarkt-Regalordnungen wiederauftaucht. 
(S. 17)



Die Emanzipation der Tiere von ihrer Beherrschbarkeit zu unterstützen, ohne den
Schmerz der Ohnmacht ihrer Vernutzung in den Apparaturen des massenindustriellen
Tierverbrauchs wie beim humanen Töten in der Biofleischerei zu scheuen, könnte
dem Anliegen Fahim Amirs nahekommen, keine "moralisierenden Handlungsanweisungen
vom Urteilsthron des bürgerlichsten Teils der Philosophie, der Ethik, zu geben",
um statt dessen "zur Ausformung politischer Solidarität, die das Empathische in
sich aufnimmt" (S. 19), zu gelangen. 

Dazu gehört, insbesondere in publizistischen und intellektuellen Kontexten, den
Gewaltcharakter der Sprache zu untersuchen. Das umfangreiche Vokabular der
Herabwürdigung von Tieren, die als Negativreferenz ganz und gar menschlicher
Eigenschaften mißbraucht werden, die Verortung des Animalischen im Abort der
Niedertracht und Gemeinheit, die patriarchale Unterwerfung von Frauen als
Objekte eines am Fleischkonsum orientierten Verzehrs, die Verdinglichung der
Tiere zum nach Belieben zu vernutzenden Neutrum und die Mißachtung ihrer
geschlechterspezifischen Individualität zu erforschen wäre ein eigenes Buch wert. 
Doch schon bei Fahim Amirs Ausführungen über die Fallstricke und Untiefen des
Mensch-Tier-Verhältnisses tritt nichts anderes hervor als der reprojektive
Charakter epistemischer Gewalt. Je aggressiver sie in Erscheinung tritt, desto
weiter entfernt haben sich ihre UrheberInnen von der Möglichkeit, Kontakt mit
dem anderen Lebewesen aufzunehmen und die Unteilbarkeit der Schmerzen in
produktive Selbsterkenntnis zu verwandeln. 

"Schwein und Zeit" berührt bei aller schon im Buchtitel signalisierten
Lockerheit des Diskurses und Leichtigkeit des Springens von einem Sujet zum
anderen einige sehr empfindliche Punkte im heiß diskutierten Verhältnis zwischen
Menschen und Tieren. Vegetarismus und Veganismus, vom Autor kurzerhand als Veg*
zusammengefaßt, stehen dabei nicht im Mittelpunkt, werden aber als Möglichkeiten
sozialrevolutionärer Wirklichkeitsbemächtigung gewürdigt. Die "utopischen Kräfte
von Veg* liegen in der Störung des Normalzustandes, nicht in ihrer
Normalisierung in Form von Veggieburger-Ketten. Veg* zu leben bedeutet,
materiell und symbolisch mit den herrschenden Kräften zu brechen." (S. 156) Am
Beispiel eines dreijährigen Mädchens, die den Fleischverzehr von einem auf den
anderen Tag einstellte, nachdem sie erfahren hatte, woher die Wurst auf ihrem
Teller stammt, illustriert der Autor, wie umfassend ein solcher Schritt sein
kann. Wenn eine Dreijährige bereit ist, es "zugleich mit Familie, Schule, Staat,
Gesellschaft, Wissenschaft und Gott aufzunehmen", dann zeige sich darin ein
"utopisch-kommunistisches Moment" (S. 156), das zum "Bruch mit allen
gesellschaftlichen und ideologischen Mächten" (S. 157) führe.

17. September 2018
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PREIS/072: Kolumbianische Stiftung mit "Aachener Friedenspreis" ausgezeichnet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Deutschland / Kolumbien

Kolumbianische Stiftung mit Friedenspreis ausgezeichnet



(Berlin, 11. September 2018, poonal) - Seit 30 Jahren ehrt das Bündnis
"Aachener Friedenspreis" am 1. September Einzelpersonen und
Initiativen, die sich von unten für Frieden und Völkerverständigung
einsetzen. Diesmal wurde neben dem deutschen "Peng"-Kollektiv auch die
kolumbianische soziale Stiftung "Concern Universal Colombia"
ausgezeichnet. In den 1990er Jahren haben die walisische
Entwicklungshelferin Siobhan McGee und der kolumbianische Lehrer Jaime
Bernal-González das Haus der Stiftung in der Kleinstadt Ibagué in der
zentralkolumbianischen Provinz Tolima aufgebaut. Beide hatten sich in
den 1980er Jahren in einem Projekt in der Stadt Guayabal
kennengelernt. Die Kaffeebauregion war in den 1990er und 2000er Jahren
besonders stark vom Bürgerkrieg betroffen. Concern Universal Colombia
gibt Nachhilfeunterricht und Essen für mittellose Kinder, unterstützt
werdende Mütter, Indigene und Senior*innen. In Zusammenarbeit mit der
Provinzregierung führt die Stiftung politische Bildungsarbeit durch.
Bernal-González erklärte, Ziel der Stiftung sei es,
Bürgerkriegsflüchtlinge besser zu integrieren und die Aussöhnung
verfeindeter Bevölkerungsgruppen zu fördern. Der Friedenspreis-Verein
schreibt, die Stiftungsleiter*innen seien überzeugt, dass nur durch
Gerechtigkeit tragfähiger Frieden auf allen Ebenen möglich sei und
dieser gemeinsam mit den Menschen erreicht werden müsse. Das Projekt
in Tolima werde mit großem Einsatz und Engagement von inzwischen fast
100 Mitarbeitenden begleitet.

"Concern Universal Columbia" ist unter anderem Partnerorganisation des
Diözesanrats der Katholiken im Bistum Aachen. Dies ist wohl auch der
Grund dafür, warum die Stiftung dem Aachener Friedenspreis-Verein
überhaupt bekannt ist. Der Verein ist ein Bündnis aus etwa fünfzig
gesellschaftlichen Gruppen und 350 Einzelpersonen und will mit der
Preisvergabe von jeweils 2.000 Euro mehr Menschen zu zivilem
Ungehorsam motivieren und zugleich zeigen, dass sich der Einsatz für
den Frieden lohnt. Weitere lateinamerikanische Preisträger waren in
der Vergangenheit die kolumbianische Friedensgemeinde San José de
Apartadó, der peruanische Umweltschützer Marco Arana, die
Menschenrechtsinitiative Copadeba aus der Dominikanischen Republik
sowie die Pastors for Peace.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/kolumbianische-stiftung-mit-friedenspreis-ausgezeichnet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ATTAC/1940: Attac ruft Bürgerinnen und Bürger dazu auf, Demokratie zu verteidigen und weiter zu erstreiten


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 16. September 2018 - 9:30 Uhr

Aktivistinnen und Aktivisten beenden Besetzung der Paulskirche

Attac ruft Bürgerinnen und Bürger dazu auf, Demokratie zu verteidigen
und weiter zu erstreiten



Die Aktivistinnen und Aktivisten von Attac haben die Besetzung der
Paulskirche beendet, nachdem sie ihr Programm wie geplant durchgeführt
haben. Sie verließen das Gebäude am heutigen Sonntagmorgen gegen 9 Uhr.

"Unser Ziel ist es, eine breite öffentliche Debatte über Demokratie
anzustoßen. Diese Debatte ist mit unserem Auszug aus der Paulskirche
nicht beendet, sondern sie muss dringend weitergeführt werden. Wir rufen
alle Bürgerinnen und Bürger auf, sich antidemokratischen Tendenzen
entschieden entgegenzustellen und für eine solidarische, soziale und
offene Gesellschaft einzutreten, die die Menschenwürde aller achtet",
sagt Attac-Aktivist Achim Heier. "Dafür brauchen wir nicht weniger,
sondern mehr Demokratie in allen gesellschaftlichen Bereichen,
insbesondere der Wirtschaft. Demokratie geht uns alle an."

Die Aktivistinnen und Aktivisten erkannten an, dass die Stadt Frankfurt
das Gebäude nicht räumen ließ. Sie kritisierten aber, dass die Stadt die
Paulskirche verschloss, so dass interessierte Bürgerinnen und Bürger
sich nicht an der Diskussion im Inneren beteiligen konnten.

Attac-Aktivist Thomas Eberhardt-Köster: "Mit der Besetzung der
Paulskirche haben wir bewusst einen Ort gewählt, der dafür steht, dass
Demokratie immer schon erstritten werden musste - 1848 ebenso wie heute.
Diese Auseinandersetzung findet aktuell an vielen Orten statt: Im
Hambacher Forst verteidigen Bürgerinnen und Bürger das Gemeinwohl gegen
die Konzerninteressen von RWE. Bei den Demonstrationen der Seebrücke
engagieren sich Menschen für sichere Fluchtwege und einen
menschenwürdigen Umgang mit geflüchteten Menschen." Attac unterstützt
beide Aktivitäten und ruft zu ihnen auf.

Mit einer Kampagne für einen so genannten Binding Treaty der UN setzt
sich das Netzwerk dafür ein, auch Konzerne auf die Einhaltung von
Menschenrechten zu verpflichten. Zudem engagiert sich Attac mit einer
Kampagne für eine Gesamtkonzernsteuer, um die Steuertricks von Konzernen
zu bekämpfen und Unternehmen zu zwingen, einen angemessenen Beitrag zum
Gemeinwohl beizutragen.




Programm in der besetzten Paulskirche:

www.attac.de/her-mit-der-demokratie

Paulskirchenerklärung, 2018:

www.attac.de/paulskirchenerklaerung

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STELLUNGNAHME/124: Das Ei des Kolumbus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Ei des Kolumbus

Von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 15. September 2018



Denken Sie an das Ei des Columbus, wenn sich die Gelegenheit bietet,
etwas zu tun, das vernünftig ist und Courage erfordert. Es geht um
Vertrauen in unruhigen Zeiten.

Ja, wir leben in unruhigen Zeiten. Und ja, viele Menschen fühlen sich
verunsichert. In unzähligen Gesprächen, egal, wo sie geführt werden,
ob im Büro oder morgens beim Bäcker, ob in der Straßenbahn oder abends
mit Freunden, immer mehr wird der Wille deutlich, dass etwas geschehen
muss, um das destruktive Treiben derer, die die Macht haben, durch
Wille und Vernunft zu beenden. Warten, das ist der Tenor, Warten ist
keine Alternative. Wenn gewartet wird, dann kommen andere, die
vorgeben, Lösungen parat zu haben. Was daraus wird, hat die Geschichte
gezeigt.

Insofern ist die positive Botschaft dieser Tage, dass sich immer mehr
Menschen darüber im Klaren sind, dass sie etwas machen müssen, um die
Verhältnisse zu ändern.

Die negative Nachricht kann jedoch nicht unterschlagen werden. Immer
mehr von denen, die bereit wären, etwas zu tun, beklagen die Wirre im
Kopf, wenn es darum geht, herauszufinden, was richtig und falsch ist.
Sie beklagen, die Orientierung verloren zu haben. Es ist ein
Massenphänomen, das zurückzuführen ist auf die heiße Schlacht um die
Wahrheit, die nicht selten endet in einem Duell beiderseitiger Fake
News. Da ist guter Rat teuer.

Deshalb ist ein Anliegen, auf Narrative zu verweisen, die jeder kennt
und die deutlich machen, dass es gut ist, dem eigenen Verstand und der
eigenen Erfahrung zu trauen und daraus die entsprechenden Schlüsse und
Entscheidungen abzuleiten.

Als erstes Beispiel soll das berühmte Ei des Kolumbus gelten. Was war
da noch geschehen?

Als Kolumbus mit seiner ramponierten Flotte zurückkam von der
Entdeckung der Neuen Welt, löste das selbstverständlich großes
Aufsehen aus. Auf einem der vielen Bankette, auf denen sich Kolumbus
zeigen musste, stellte ihn der berühmte und berüchtigte Kardinal
Mendoza [1] zur Rede.

Man bedenke, diese Begebenheit spielte im Jahr 1493 und es war bei
weitem nicht die Geburtsstunde der Aufklärung im Land. "Wenn ich dich
so reden und erzählen höre", so richtete Kardinal Mendoza sein Wort
direkt an Kolumbus, "so komme ich zu der Auffassung, dass deine Reise,
die du so herausstreichst, von einem jeden hier im Saale hätte gemacht
werden können!"

Christoph Kolumbus forderte in seiner Replik die gesamte Tischrunde
auf, doch bitte ein Ei mit der Spitze nach unten zum Stehen zu
bringen. Zwar etwas verwirrt, aber dennoch begann gleich der Versuch
eines jeden, der Aufforderung nachzukommen. Logischer wie bekannter
Weise scheiterten die Versammelten allesamt. Dann nahm Kolumbus ein Ei
und schlug es mit der Spitze nach unten leicht auf die Tafel, sodass
es zum Stehen kam.

Und noch während die Runde, allen voran Kardinal Mendoza, begann,
gegen die Methode des Kolumbus zu protestieren, sendete er ihnen die
Botschaft, um die es ihm ging:

Ihr sagt, so hättet ihr es machen können, ich aber habe es getan!

Das Narrativ, das sich seit einem halben Jahrtausend hält, stellt
heraus, dass es darum geht, den eigenen Verstand zu benutzen und
bereit zu sein, pragmatisch das zu tun, von dem man überzeugt ist und
dass es zum Ziel führt. Ein sehr einfacher Sachverhalt, der besonders
in Zeiten der ideologischen Verkomplizierung des Lebens von besonderem
Wert ist.

Bitte denken Sie an das Ei des Kolumbus, wenn sich die nächste
Gelegenheit bietet, etwas zu tun, das vernünftig ist und etwas Courage
erfordert. Sie könnten neue Kontinente entdecken!


Über den Autor

Gerhard Mersmann studierte Politologie und Literaturwissenschaften,
war als Personalentwickler tätig und als Leiter von Changeprozessen in
der Kommunalverwaltung. Außerdem als Regierungsberater in Indonesien
nach dem Sturz von Haji Mohamed Suharto. Gerhard Mersmann ist
Geschäftsführer eines Studieninstituts und Blogger. Auf Form7 [2]
schreibt er pointiert über das politische und gesellschaftliche
Geschehen und wirft einen kritischen Blick auf das Handeln der
Akteure. Sein Beitrag erschien erstmals auf seinem Blog.

https://form7.wordpress.com/2018/09/15/das-ei-des-kolumbus/


Anmerkungen:

[1] Pedro González de Mendoza (1428-1495) war ein spanischer Kardinal
und Staatsmann. Er förderte in Spanien die Entwicklung einer
humanistischen Kultur und war Fürsprecher der von Christoph Kolumbus
geplanten Expedition zur Entdeckung des westlichen Seewegs nach
Indien.

[2] https://form7.wordpress.com/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/112: Borken - "geflohen, vertrieben - angekommen?!" bis zum 26.9.2018


Ausstellung "geflohen, vertrieben - angekommen?!" 

Aspekte der Gewaltmigration im 20. und 21. Jahrhundert / Vom 17. bis
26. September im Kreishaus Borken



Kreis Borken / Borken. Die Ausstellung "geflohen, vertrieben -
angekommen?!" befasst sich mit Aspekten der Gewaltmigration im 20. und
21. Jahrhundert. Sie geht auf die historisch-politischen Hintergründe
dafür ein, warum Menschen gezwungen werden, ihre Heimat zu verlassen.
Zudem beschäftigt sie sich unter anderem mit dem Flüchtlingsalltag und
der Erinnerungsarbeit. Vom 17. bis zum 26. September wird die
Ausstellung des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge auf
Initiative des Kommunalen Integrationszentrums (KI) im Foyer des
Kreishauses Borken zu sehen sein.

Die Ausstellung "geflohen, vertrieben - angekommen?!" zeigt
Ereignisse der Flucht und Vertreibung der Deutschen im Zweiten
Weltkrieg auf und befasst sich auch mit der heutigen Zeit. Hier
beleuchtet sie vor allem die Flüchtlingssituation in Deutschland.
Anhand beider Schwerpunkte soll deutlich gemacht werden, wie
Mechanismen der Gewaltmigration funktionieren. Zudem zeigt die
Ausstellung, wie sich die Opfer in dem Ort, in dem sie ankommen, mit
ihrer neuen Situation zurechtfinden und wie sie dort aufgenommen
werden.

Schulen können mit einer Mail an schule@volksbund.de Begleitmaterial
sowie eine pädagogische Handreichung bestellen. Nähere Informationen
zur Ausstellung gibt es unter

www.volksbund.de/mediathek/mediathek-detail/ausstellung-geflohen-vertrieben-angekommen.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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TAGUNG/103: Nürnberg - "Menschenrechte verteidigen - Nächstenliebe leben", 12.-13.10.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Menschenrechte verteidigen - Nächstenliebe leben

12. bis 13. Oktober 2018, 17:00 Uhr

Fachtagung 49/2018



Demokratiefeindlichkeit oder die Ablehnung von demokratischen
Entscheidungsfindungsprozessen gehen in der Regel Hand in Hand mit
einer Haltung, die Menscherechte nicht allen Menschen zugestehen will.
Frauenrechte, Rechte von Minderheiten und viele andere Menschenrechte
verlangen die gesellschaftliche Teilhabe der jeweiligen Gruppen, die
in antidemokratischen Diskursen verweigert wird. Obwohl dieser
Zusammenhang auf der Hand liegt, hat es bisher wenig Anstrengungen
gegeben, in diesem Kontext Menschenrechte und Demokratie stärker
aufeinander zu beziehen. Dem wird beim Forum 2018 der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kirche und Rechtsextremismus nachgegangen -
auch unter selbstkritischem Einbezug kirchlicher
Handlungsmöglichkeiten in den angesprochenen Feldern.

Veranstalter: BAG K+R, Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ),
Caritas Pirckheimer Haus (CPH), Stiftung Bildungszentrum im
Kardinal-Döpfner-Haus, Projektstelle gegen Rechtsextremismus im
Evangelischen Bildungs- und Tagungszentrum Bad Alexandersbad, Allianz
gegen Rechtsextremismus in der Metropolregion Nürnberg

Leitung: Dr. Christian Staffa

Orte:

Freitag ab 16.30 Uhr: Heilig-Geist-Haus, Hans-Sachs-Platz 2, 90403
Nürnberg

Freitag ab 20.00 Uhr: Caritas-Pirckheimer-Haus, Königstraße 64, 90402
Nürnberg

Samstag ab 16.30 Uhr: NSU-Mahnmal, Kartäusergasse, 90402 Nürnberg

Tagungsbeitrag: 70 Euro mit Übernachtung

Anmeldung:

Nur online unter folgendem Link möglich:

http://bagkr.de/2018/07/26/anmeldung-forum-2018/.

Informationen
http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/kul/menschenrechte-und-demokratie/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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TREFF/272: Berlin - "Frauenrechte - was von gestern?", Evangelische Akademie zu Berlin 30.10.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Frauenrechte - was von gestern?

Frauen reden zu Tisch

30. Oktober 2018, 17:30 Uhr

Abendforum 51/2018



100 Jahre Frauenwahlrecht steht bei den Tischreden dieses Mal im
Zentrum. Wir bleiben nicht bei der Erinnerung stehen, sondern fragen
nach den aktuellen Problemstellungen für Frauen in Berlin und
Brandenburg. Auch eine internationale Stimme ist anwesend, um die
Frage nach dem aktuellen Stand der Verwirklichung von Frauenrechten in
einen weltweiten Kontext einzubinden.

Kooperation mit: AKD

Leitung: Heinz-Joachim Lohmann

Ort: Haus der EKD, Großer Saal, Charlottenstraße 53/54, 10117 Berlin

Eintritt: 49 EUR incl. Dinner und Getränke

Informationen und Anmeldung:

Rosalita Huschke

Tel.: (030) 203 55 - 404

huschke@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/rel/frauenrechte-was-von-gestern/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für Oktober 2018

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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AUSSICHTEN/8400: Und morgen, den 18. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.09.2018 bis zum 19.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8400 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]
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MELDUNG/374: Die Erforschung vernetzter Geschichten (idw)


Universität Konstanz - 14.09.2018

Die Erforschung vernetzter Geschichten

Konstanzer Historiker Jürgen Osterhammel erhält den Balzan-Preis 2018 für
Globalgeschichte



Die geschichtswissenschaftlichen Publikationen Jürgen Osterhammels
beeindrucken durch ihre große Breite und Vielfalt. Jenseits herkömmlicher
Einteilungen in Politik-, Sozial-, Wirtschafts- oder Kulturgeschichte
überblicken seine synthetisierenden und immer wieder in Nachbardisziplinen
ausgreifenden Studien einen Zeitraum von rund drei Jahrhunderten vom 18.
Jahrhundert bis zur Gegenwart. Seine bisher elf Bücher fanden breite
Resonanz und erschienen zum Teil in mehreren Auflagen. Übersetzungen in
siebzehn Sprachen liegen vor oder sind in Arbeit. Das auch geografisch
umfängliche historische Werk beeindruckt durch "seine Methodik, die in
einer bewundernswerten Ausgewogenheit strenge empirische Forschungen und
umfassende Perspektiven vereint", so Andrea Giardina, Professor für
Römische Geschichte an der Scuola Normale Superiore in Pisa, der die
Vergabe des Balzan-Preises an Jürgen Osterhammel begründete.

Die Preisgebiete der Internationalen Balzan-Stiftung variieren jedes Jahr,
um besonders innovative Forschung auf den Gebieten der Geistes- und
Sozialwissenschaften sowie der Kunst einerseits und den
Naturwissenschaften, der Physik, Mathematik und Medizin andererseits zu
würdigen, die im Gegensatz zu traditionellen Wissenschaftsgebieten oftmals
spezieller und interdisziplinärer ausgerichtet sind. Neben Jürgen
Osterhammel in Globalgeschichte wurden in diesem Jahr Marilyn Strathern,
University of Cambridge, für Sozialanthropologie, Detlef Lohse,
Universität Twente, für Fluiddynamik und Eva Kondorosi, Forschungszentrum
der Ungarischen Akademie der Wissenschaften, für Chemische Ökologie
ausgezeichnet. Der Balzan-Preis für Humanität, Frieden und Brüderlichkeit
unter den Völkern wird der Organisation Terre des Hommes (Schweiz)
verliehen. Im Sinne der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
verpflichten sich die Preisträger, die Hälfte des Preisgeldes für die
Finanzierung von Forschungsprojekten zu verwenden, die vorzugsweise von
jungen Wissenschaftlern und Forschern durchgeführt werden.

Faktenübersicht:


	Der Konstanzer Historiker Prof. Dr. Jürgen Osterhammel erhält den Balzan-Preis 2018 für Globalgeschichte.

	Mit der Auszeichnung wird das umfassende Forschungswerk Osterhammels sowie sein Beitrag zur Definition der Globalgeschichte als geschichtswissenschaftliche Teildisziplin gewürdigt.

	Der Balzan-Preis wird jährlich in vier variierenden Disziplinen vergeben und ist mit 750.000 Schweizer Franken (670.000 Euro) dotiert, die Hälfte des Betrages setzen die Preisträger für die Forschungsförderung besonders im Bereich des wissenschaftlichen Nachwuchses ein.

	Mit Jürgen Osterhammel erhält nach Arno Borst im Jahr 1996 wieder ein Konstanzer Historiker den Balzan-Preis. Zuletzt wurde das Konstanzer Wissenschaftlerpaar Jan und Aleida Assmann für ihre Arbeiten zum "Kollektiven Gedächtnis" mit dem Balzan-Preis 2017 gewürdigt.



uni.kn




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/754: Magdeburg - "Szenen aus der DDR - Einblicke in jugendkulturelle Bewegungen, 24.9.


Szenen aus der DDR: Einblicke in jugendkulturelle Bewegungen

Reihe "Wissenschaft im Rathaus" am 24. September



Mit einem Vortrag über Jugendkultur in der DDR meldet sich die Reihe
"Wissenschaft im Rathaus" am kommenden Montag, 24. September, aus der
Sommerpause zurück. Diesmal ist Prof. Dr. Günter Mey vom Fachbereich
Angewandte Humanwissenschaften an der Hochschule Magdeburg-Stendal im
Alten Rathaus zu Gast. Er wird sein aktuelles Forschungsprojekt
vorstellen und berichten, wie Jugend in der DDR im Spannungsfeld von
offizieller Kultur und eigenproduzierter Nischenkultur erlebt und
gelebt wurde. Beginn ist um 19.00 Uhr.

Der Vortrag greift dabei Fragen zu Besonderheiten von Jugendkultur in
der DDR und Unterschieden zur westlichen Jugendkultur auf. Wie
erlebten und gestalteten Jugendliche in der DDR ihre Kultur? Welche
Musik hörten sie? Welche Kleidungsstile waren modern?

Prof. Günter Mey wird in diesem Zusammenhang Ergebnisse der Studie
"Jugendkultur in Stendal: 1950-1990" vorstellen, die für die
gleichnamige Ausstellung im Altmärkischen Museum in Stendal (22. April
bis 18. August 2018) aufbereitet wurden. Mit Videocollagen und
Zitatmontagen werden Schlaglichter auf die prägenden Jugendkulturen
verschiedener Jahrzehnt geworfen. Für die Studie führten Prof. Günter
Mey und sein Team über 30 Interviews mit heute 45- bis 80-Jährigen und
fragten nach persönlichen Erlebnissen und Erfahrungen aus der
"Jugendzeit". Im Mittelpunkt stehen dabei als übergreifende Themen
"Der Sound", "Der Style" und "Die Events".

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus" ist ein
Gemeinschaftsprojekt der Magdeburger Forschungseinrichtungen, der
Städtischen Volkshochschule und der Stadtverwaltung. Jeweils am
letzten Montag des Monats präsentieren Magdeburger Wissenschaftler
ihre aktuelle Forschung und tauschen dafür ihr Forschungslabor und den
Hörsaal mit dem Alten Rathaus. Dabei werden aktuelle Forschungsthemen
aus unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen beleuchtet, die sowohl
die ganze Bandbreite als auch die Schwerpunkte des
Wissenschaftsstandorts Magdeburg verdeutlichen. Die Teilnahme an den
Veranstaltungen ist kostenlos.

Die Termine und Themen der Vorträge für das Jahr 2018 sind unter
http://www.magdeburg.de/Start/Wissenschaft-Bildung zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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VORTRAG/753: Hanau - "Hildegard von Bingen" am 27. September 2018


Vortrag über Hildegard von Bingen im Museum Schloss Steinheim

Am Donnerstag, 27. September, um 18 Uhr



Ein Vortrag über Hildegard von Bingen und das mittelalterliche
Klosterleben findet am Donnerstag, 27. September 2018 um 18 Uhr im
Rahmen der Reihe "WissensDurst" im Museum Schloss Steinheim statt.
Veranstalter sind die Städtischen Museen Hanau und das Museum für
Regionale Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim, Vortragende ist
Lisa Eyrich M.A.

Hildegard von Bingen ist eine faszinierende Persönlichkeit ihrer Zeit.
Das Leben hinter der Klostermauer ermöglichte ihr den bestmöglichen
Zugang zu Bildung, gab ihr den Rahmen ihre Fähigkeiten unter Beweis zu
stellen und zur Äbtissin aufzusteigen. Der Vortrag widmet sich dieser
außergewöhnlichen Frau des Mittelalters und ihrer Weltanschauung.
Dabei stehen die Naturheilkunde und das Leben in der
Konventgemeinschaft im Mittelpunkt. Das Leben im Kloster und die
sozialen Strukturen der Konvente werden aus verschiedenen Blickwinkeln
betrachtet und diskutiert.

Hintergrund für den Vortrag ist die aktuelle Sonderausstellung "Mauern
voller Rätsel und Geheimnisse - die aktuellen Grabungsergebnisse von
Kloster Wolfgang" im Museum Schloss Steinheim. Die Kosten für die
Veranstaltung betragen pro Person 3 Euro zzgl. Museumseintritt
(inklusive Getränk). Maximal 25 Personen können an der Veranstaltung
teilnehmen. Reservierungen nimmt die Verwaltung der Städtischen Museen
bis donnerstags vor dem Termin unter der Telefonnummer 06181-295 1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de gerne entgegen. Der Treffpunkt ist
an der Museumskasse.

Die Sonderausstellung "Mauern voller Rätsel und Geheimnisse - die
aktuellen Grabungsergebnisse von Kloster Wolfgang" im Museum Schloss
Steinheim ist samstags und sonntags von 11 bis 17 Uhr geöffnet.
Führungen können auch unter der Woche nach Vereinbarung gebucht
werden. Alle Informationen zu der Ausstellung und dem Museum finden
sich im Internet auf der Webseite www.museen-hanau.de

Museum Schloss Steinheim Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KONZERT/309: Braunschweig - Weltmusik-Kinderkonzert "Karibuni" am 20.9.2018


Stadt Braunschweig

Weltmusik-Kinderkonzert im Roten Saal: "Karibuni"



Braunschweig. Die Musikgruppe "Karibuni" gibt zum diesjährigen
Weltkindertag am Donnerstag, 20. September, um 9.30 Uhr im Roten Saal
im Schloss, Schlossplatz 2, ein Konzert. Es ist gedacht für Kinder von
sechs bis zwölf Jahren. Der Name der Musikgruppe "Karibuni" bedeutet
"Willkommen" in der afrikanischen Sprache Kiswahili. Die Konzerte der
Gruppe sind lebendig, fordern Kinder auf mitzumachen, zu singen, zu
tanzen und somit spielerisch in fremde Welten und Kulturen
einzutauchen. Dabei wird ein Bogen um die Welt geschlagen. Der
Eintritt beträgt fünf Euro für Einzelpersonen und für Gruppen ab fünf
Personen vier Euro pro Person. Reservierungen und weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-4863.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018
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LESUNG/1777: Leverkusen - "Lotte langweilt sich" am 20. September 2018


Stadt Leverkusen

Lesen verleiht Flügel": Lotte langweilt sich



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 20. September, liest
Vorlesepatin Rita Schulz das Bilderbuch "Lotte langweilt sich" von
Doris Dörrie und Julia Kaergel vor. Lotte soll sich eine Stunde lang
allein beschäftigen, aber sie langweilt sich unendlich. Plötzlich
zwinkert ihr der Drache vom Wohnzimmerschrank zu und hat viele lustige
Ideen zum Zeitvertreib. Und schon ist Lottes Langweile wie
weggepustet.

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:
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FÜHRUNG/970: Leer - "Von der Küste" am 23. September 2018


Führung durch die Ausstellung "Von der Küste" 



Gegenwärtig zeigt das Kunsthaus am Turnerweg die Ausstellung "Von der
Küste. Maritime Arbeiten aus dem Kunsthaus Leer". Zu sehen sind rund
80 Werke aus eigenem Sammlungsbestand von der Mitte des 20.
Jahrhunderts bis in die Gegenwart der Kategorien Malerei, Graphik,
Skulptur, Buchkunst, Fotografie und Video.

Am Sonntag, den 23. September, bietet sich um 15 Uhr die Gelegenheit,
an einem Ausstellungsrundgang mit der Leiterin des Kunsthauses,
Susanne Augat, teilzunehmen. Vorgestellt werden die Künstlerinnen und
Künstler mit ihren Werken und unterschiedlichen Herangehensweisen
sowie die zentralen Themen der Ausstellung: poetische
Landschaftsdarstellungen, reizvolle Hafen- und Schiffsansichten, aber
auch die durch den Klimawandel bedingte Veränderung des Wattenmeeres.

Der Eintritt und die Teilnahme an der Führung sind frei. Geöffnet ist
die Ausstellung noch bis zum 14. Oktober von Dienstag bis Donnerstag
sowie sonntags von 14 bis 17 Uhr.

Termin: 23. September um 15 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. September 2018
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TREFF/713: Braunschweig - "Atelier für Alle - das weiße Blatt" am 22.9.2018


Atelier für Alle - das weiße Blatt

Workshop zur Ausstellung "Color - Non Color" in der halle267



Braunschweig. Die halle267 lädt unter dem Titel "Atelier für Alle -
das weiße Blatt" zu einem Workshop am Samstag, 22. September, von 14
bis 17 Uhr, in die Hamburger Straße 267, im Rahmen der Ausstellung
"Color - Non Color" von Ute Heuer ein. Kunst-Einsteigerinnen und
Kunst-Einsteiger können selbst künstlerisch aktiv werden und den
Pinsel schwingen. Die Teilnahme ist kostenlos. Anmeldungen können bis
Donnerstag, 20. September, unter halle267@braunschweig.de oder
telefonisch unter (0531) 470-4865 erfolgen. Weitere Informationen zur
Ausstellung unter: www.braunschweig.de/halle267.

Im Workshop werden Methoden des intuitiven Malens angewendet, sodass
der Prozess des Malens in den Fokus gerückt wird und nicht das
Ergebnis an sich. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben die
Möglichkeit, sich in einer kleinen Gruppe frei und ohne Bewertung im
künstlerischen Bereich auszuprobieren und können mit Acrylfarbe,
Spachteln, Pinseln und mehr experimentieren. Somit bietet der Workshop
einen offenen Raum, in welchem die Teilnehmenden die Chance haben,
einfach zu malen, was ihnen in den Sinn kommt.

Die Ausstellung in der "halle267 - städtische galerie braunschweig"
ist mittwochs und freitags von 15 bis 18 Uhr, donnerstags von 15 bis
20 Uhr sowie samstags und sonntags von 11 bis 17 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018
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GEGENWIND/771: Flucht aus Nigeria - Asyl in Deutschland


Gegenwind Nr. 360 - September 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Flucht aus Nigeria, Asyl in Deutschland

Flüchtlinge aus größtem Land Afrikas werden auch in Schleswig-Holstein
angehört

von Reinhard Pohl



Seit einigen Monaten werden Flüchtlinge aus Nigeria auch in
Schleswig-Holstein aufgenommen, hier können sie ihren Asylantrag
stellen. Das "Bundesamt für Migration und Flüchtlinge" hat die Zahl
der zuständigen Stellen erweitert, weil das Land inzwischen zu den
zehn größten Herkunftsländern der Welt gehört. Grund dafür sind eine
Vielzahl von Konflikten im Land, politische und soziale. Oft spielen
auch ethnische oder religiöse Unterschiede eine Rolle.

Das Land

Nigeria ist fast dreimal so groß wie Deutschland und hat vermutlich
190 Millionen EinwohnerInnen. Die durchschnittliche Kinderzahl liegt
bei sechs Kindern pro Frau, die Hälfte der aktuellen Bevölkerung
besteht aus Kindern (unter 18 Jahre). Das Land ist zur Hälfte
christlich, vor allem im Süden, und zur Hälfte muslimisch, vor allem
im Norden. Traditionelle Religionen spielen eine große Rolle, auch
wenn das mit Zahlen kaum zu messen ist. Auch unter Christen und
Muslimen gibt es einen großen Ahnenkult oder Voodoo-Riten.

Das Land hat neben Südafrika die größte Wirtschaft des Kontinents. Da
viele Angaben nur geschätzt sind, finden die Diskussionen, welche
Wirtschaft aktuell die größte und welche die zweitgrößte des
Kontinents sind, auf einer unsicheren Grundlage statt. Da Südafrika
aber nur ein Viertel der Einwohner hat, geht es den Menschen auf jeden
Fall besser als in Nigeria, in dem es ein für afrikanische
Verhältnisse "mittleres" Einkommen gibt. Das Pro-Kopf-Einkommen in
Nigeria liegt auf dem Niveau der Republik Moldau, also bei der Hälfte
verglichen mit Kosovo. Dazu ist es extrem ungleich verteilt, und die
Bevölkerung Nigerias leidet unter einer hohen Korruption.

Im Land werden mehr als 500 Sprachen gesprochen, mehr als 300 von
ihnen gehören zum Alltagsleben. Bedingt durch die Kolonialzeit ist
Englisch die wichtigste Verkehrssprache - auch weil die Sprachen des
Südens meistens mit lateinischer Schritt, die den Nordens meist mit
arabischer Schrift geschrieben werden, kann sich auch keine der
größeren einheimischen Sprachen landesweit durchsetzen. Das wären
Yoruba, Haussa oder Igbo.

Nigeria ist eine Bundesrepublik aus 36 Bundesstaaten. Diese
Bundesstaaten haben nicht nur die Justizhoheit, sondern teilweise auch
verschiedene Gesetze. So gelten in vielen Staaten des Nordens
muslimische Gesetze, außer den staatlichen Gerichten gibt es
Scharia-Gerichte, die auch Todesurteile verhängen dürfen. Im Norden
ist die Polygamie nicht nur erlaubt, rund 40 Prozent der Ehefrauen
sind in der Ehe nicht alleine.

Die Wirtschaft

Nigeria ist seit 1956 immer stärker zum Erdöl-Exportland geworden.
Weltweit steht es heute unter den Erdöl-Förderländern auf Platz 5.
Rund 80 Prozent des Staatshaushaltes ist vom Erdöl abhängig, beim
Export ist die Abhängigkeit noch höher.

In den Jahren hoher Erdöl-Einnahmen haben die Regierungen, das waren
seit der Unabhängigkeit 1960 mehrheitlich Militärdiktaturen, es
versäumt, die Wirtschaft zu diversifizieren. Das führte ab 2014, als
der Ölpreis drastisch sank und auch Länder wie Russland oder Venezuela
in Schwierigkeiten gerieten, auch in Nigeria zu einem wirtschaftlichen
Absturz. Das BIP sank auf das Niveau von 2009 und steigt erst in
diesem Jahr 2018 wieder langsam an.

Am meisten leidet die Wirtschaft unter der Korruption. Länder, die von
einem Exportprodukt abhängig sind, sind besonders anfällig gegen
Korruption. Nigeria ist eines der korruptesten Ländern der Welt. Auch
das ist ein Faktor, der viele Menschen aus dem Land treibt. Gerade gut
ausgebildete junge Menschen wollen nach dem Studium oft eine gute
Stellung durch gute Leistungen erhalten - ist das mangels Beziehungen
nicht möglich, finden sie im Handumdrehen eine Stelle im Ausland und
nutzen die Chance. Andere verlassen das Land und suchen sich ihre
Chancen.

Nigeria ist Mitglied der westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft
ECOWAS. Rund 170 Millionen Menschen leben in den anderen 14
Mitgliedsstaaten, Nigeria macht mehr als die Hälfte der Gemeinschaft
aus. Die Grenzen sind allerdings weitgehend offen, es herrscht
Niederlassungsfreiheit - vor allem junge Menschen nutzen diese
Möglichkeiten. Die Binnenmigration ist weit größer als die Migration
nach Europa oder Nordamerika.

Auf Wunsch der EU hat Nigeria die Strafandrohungen für "illegale
Ausreise" verschärft, womit die Ausreise aus dem ECOWAS-Gebiet gemeint
ist. Doch das nützt nichts. Innerhalb Westafrikas ist Nigeria
Schlusslicht, was die Versorgung der Bevölkerung mit
Gesundheitsleistungen, Schulbildung, Trinkwasser oder öffentlichem
Verkehr betrifft. Das funktioniert in ein paar Städten gut, in einigen
Regionen des Südens auch, im Rest des Landes überhaupt nicht. Zudem
leidet der Norden erheblich unter den menschengemachten
Klimaänderungen, viele Menschen wandern ab.

Demokratie

Seit 1998 ist Nigeria schrittweise zur Demokratie, "IV. Republik"
genannt, zurückgekehrt. Allerdings wurden die meisten Wahlen von
ausländischen Beobachtern nicht als frei und fair eingeschätzt,
sondern mehr oder weniger manipuliert. Am schwersten wog dabei, dass
lange Zeit nur die langjährige Regierungspartei PDF (Demokratische
Volkspartei, konservativ) die Möglichkeit hatte, landesweit
aufzutreten.

Erst seit 2012 werden die Wahlen in Nigeria von Wahlbeobachtern als
weitgehend frei eingestuft, 2015 gewann bei den Präsidentschaftswahlen
der Oppositionskandidat Mohammadu Buhari, er konnte sein Amt auch
antreten. Der muslimische Politiker war 1983 bis 1985 schon mal Chef
einer Militärdiktatur in Nigeria. Damals bekämpfte er vor allem
Frauen, denen er in Nigeria eine zu starke Position in der
Öffentlichkeit und die Verantwortung für den "Verfall der Sitten"
vorwarf. Den Kampf verlor er, wurde dann bei einem neuen Putsch
gestürzt.

Dreißig Jahre später wurde er mit 72 Jahren erneut Präsident. Mit
einem christlichen Vizepräsidenten, Yemi Osinbajo (geboren 1957),
versucht er auch den Süden einzubinden und das Land zusammen zu
halten. Wesentliche Wahlversprechen waren die Bekämpfung der
Korruption, die Bekämpfung der Terrorgruppe "Boko Haram" und die
Bekämpfung der Armut. Bei keinem Punkt hat er seit 2015
durchschlagende Erfolge erzielt. Außerdem war er 2017 rund fünf Monate
im Ausland, im Wesentlichen zur medizinischen Behandlung, Einzelheiten
sind Staatsgeheimnisse.

Konflikte

Ein alter Konflikt des Landes ist der Unabhängigkeitskampf von Biafra
im Südosten Nigerias. Der Aufstand der Igbo führte bereits 1967 zu
einem dreijährigen Krieg, den den Zentralstaat gewann - allerdings um
den Preis einer riesigen Hungerkatastrophe, die mehr Opfer forderte
als der Krieg selbst.

Bis heute ist die MASSOB im Land aktiv, nach eigenen Angaben setzt sie
sich mit friedlichen Mittels für die Unabhängigkeit Biafras ein. Die
Regierung verhandelt vor allem mit mehreren Organisationen, die sich
von der MASSOB abgespalten haben.

Wichtigster Konflikt ist der Krieg von "Boko Haram". Die salafistische
Organisation kämpft für einen Islamischen Staat und hat sich auch
zwischenzeitlich dem "Islamischen Staat" in Syrien und Irak
angeschlossen, vermutlich ohne direkte Kontakte zu unterhalten."Boko
Haram" lehnt westliche Schulbildung, Schulbildung für Mädchen und
Wahlen ab. Zeitweise hatte die Organisation ein eigenes Staatsgebiet
im Nordosten des Landes, das auch in den Niger und nach Kamerun
hineinreichte. Bekannt wurde die Organisation hier vor allem durch den
Überfall auf Mädchenschulen und die Entführung von Hunderten von
Mädchen, die teils zwangsverheiratet wurden, teils wurden sie
freigekauft, teils durch Militäraktionen befreit.

Von 2015 bis 2018 hat die Regierungsarmee das "Staatsgebiet" von "Boko
Haram" weitgehend zerschlagen, ohne die Organisation aber zu besiegen.
Mehr als 20.000 Menschen wurden in diesem Krieg getötet, mehr als 2,6
Millionen wurden zu Flüchtlingen - die meisten Menschen können
allerdings nur wenige Kilometer weit fliehen, weil für größere
Strecken das Geld nicht reicht.

"Boko Haram" entstand 1999 als "Gegenbewegung" zur Demokratisierung
des Landes. Das erste Trainingslager für bewaffnete Kämpfer 2004
erhielt den Namen "Afghanistan", die Organisation bezog sich in
Erklärungen auf das Vorbild der Taliban. Damals reagierte die Polizei
damit, dass sie Verdächtige nach der Festnahme liquidierte. Auch der
Anführer von "Boko Haram", Ustaz Mohammed Yusuf, wurde nach seiner
Festnahme 2009 "auf der Flucht" erschossen. Der Nachfolger Abu Bakr
Shekau, der sich selbst also nach dem Nachfolger des Propheten nennt,
nahm dann den bewaffneten Kampf vor allem gegen die Zivilbevölkerung
auf.

In der Kriegsregion sind heute rund 30 Prozent aller Gebäude zerstört,
das betrifft vor allem private Wohnhäuser. Die Organisation entführt
nicht nur Mädchen, sie werden nach einer Schulung auch als
Selbstmord-Attentäterinnen eingesetzt, zum Beispiel gegen
Besucherinnen und Besucher christlicher Kirchen. Das Boko-Haram-Gebiet
hatte zeitweise eine Ausdehnung von 30.000 qkm, das ist eineinhalb mal
so groß wie Schleswig-Holstein (oder so groß wie Belgien). Die Miliz
verfügt über mehrere Tausend Kämpfer, aber auch über Mitglieder im
Regierungsapparat der Provinzen und des Bundes.

Eine weitere Befreiungsbewegung gibt es im Delta des Niger-Flusses.
Dort liegen die großen Erdölvorräte des Landes, dort führen die
Pipelines aus dem ganzen Land hin. Hier gibt es nicht nur Gruppen, die
für die Unabhängigkeit kämpfen. Hier gibt es auch Gruppen und Milizen,
die immer wieder die Pipelines anzapfen und Öl illegal verkaufen - an
solchen illegalen Zapfstellen kommt es auch immer wieder zu
Explosions-Unfällen mit vielen Toten und Verletzten.

Im Lande gibt es außerdem Hunderte Milizen, die sich ethnisch oder
religiös definieren, in den Städten kommen noch Hunderte Jugend-Gangs
hinzu. Es gibt eine blühende Entführungs-Industrie, und es gibt eine
internationale Kriminalität, als "Nigeria-Connection" bekannt. Bei der
Polizei heißt es "Vorkassenbetrug": Es wird eine Erbschaft oder der
Transfer eines verwaisten Kontos angekündigt. Wenn man die 15 oder 50
Millionen Euro oder Dollar haben will, muss man aber zunächst eine
"Überweisungsgebühr" von mehreren tausend Euro bezahlen.

Flucht und Asyl

Es wurde schon gesagt: Viele Menschen verlassen Nigeria. Es gibt die
Möglichkeit, mit einem Visum nach Europa zu kommen, um hier zu
studieren oder zu arbeiten. Es gibt Menschen, die heiraten und danach
umziehen. Arme Menschen, die fliehen müssen, schaffen es oft nur in
einen anderen Landesteil oder ins Nachbarland.

Wer aus politischen Gründen fliehen muss, kann meistens nicht in einem
anderen afrikanischen Land Schutz finden. Dazu ist Nigeria zu groß und
zu einflussreich, die durchweg kleineren Nachbarstaaten gehen das
Risiko nicht ein, wegen des Flüchtlingsschutzes einen Konflikt zu
starten.

So gehen die Hauptrouten durch Niger oder Mali nach Nordafrika, von
dort aus nach Italien oder Spanien. In der Summe sind Flüchtlinge aus
Nigeria auf dem Mittelmeer die größte Gruppe, vor allem weil jeder
fünfte Afrikaner südlich der Sahara Nigerianerin oder Nigerianer ist.
Dabei gibt es verschiedene Gruppen, die fliehen oder migrieren:

Frauen

Frauen sind in der patriarchalen Gesellschaft Nigerias oft Opfer von
Gewalt oder Zwangsheirat, sowohl im muslimischen als auch im
christlichen Teil. Zusätzlich sind sie im muslimischen Teil oft Opfer
von Genitalverstümmlung. In einigen traditionellen Rechtssystemen
gehören Frauen nach dem Tod des Mannes zum Erbe.

Ein anderes Problem ist die Kriminalität: Insbesondere junge Frauen
werden auch Opfer von Zwangsprostitution. Dabei werden sie in
Abhängigkeit getrieben, teils mit Voodoo-Ritualen, teils über die
Verschuldung der Familie, und nach Europa geschickt. In Deutschland
arbeiten vermutlich rund 10.000 junge Frauen aus Nigeria in der
Prostitution. Soweit Voodoo-Rituale oder eine Abhängigkeit der Familie
im Spiel sind, ist es schwer, sie zu einer Gegenwehr oder einer
Aussage zu bewegen. Die Regierung schützt Frauen nicht.

Homosexuelle

Homosexualität ist in Nigeria strafbar. Im muslimischen Norden droht
die Todesstrafe, im christlichen Süden eine lebenslange Haftstrafe.
Schon die öffentliche Forderung nach Liberalisierung der Gesetze wird
mit fünf Jahren Gefängnis geahndet.

Eine Flucht in eines der Nachbarländer nützt nichts, weil dort
Homosexualität auch strafbar ist. Außer Strafen droht dort auch die
Auslieferung.

Opfer von Banden

Wer von Milizen oder kriminellen Gangs bedroht wird, findet in der
Regel keinen Schutz beim Staat. Die Polizei will sich nicht mit
Milizen anlegen, denn die eigenen Chefs könnten mit denen in einer
Geschäftsbeziehung stehen.

Wer auf "seinem" Gebiet bedroht wird, kann auch schwer in eine andere
Region fliehen - dort wird man bald den Grund für die Flucht
herausfinden und den Verfolgern entsprechende Tipps geben oder
verkaufen.

Mitglieder von Banden

In Nigeria gilt die Todesstrafe, sie wird auch oft vollstreckt. Ob der
gegenwärtige Präsident daran nachhaltig etwas ändert, ist noch nicht
klar.

Genauso gefährlich sind aber Haft und Gefängnis: Die Verhältnisse im
Gefängnis sind schlecht bis lebensgefährlich, und außer Todesstrafen
droht auch eine Hinrichtung durch "Erschießen auf der Flucht".

Mitglieder der Opposition

In Nigeria gilt die Opposition oft nicht als Gegner, sondern als Feind
der Regierung. Es gibt Verfolgung, es gibt auch immer wieder Morde.

Journalisten, Menschenrechts-Aktivisten

­... sind der Bundesregierung, aber auch den einzelnen
Staatsregierungen ein Dorn im Auge. Immer wieder werden Aktivisten von
"Unbekannten" angegriffen oder gar getötet. Wer zu viel Aufmerksamkeit
erregt hat, muss im Ausland Sicherheit suchen.

Armut

Den meisten Geflüchteten wird allerdings unterstellt, aus
wirtschaftlichen Motiven geflohen zu sein oder, wenn es auch
Verfolgung gab, aus hauptsächlich wirtschaftlichen Motiven.
Schließlich leben über 100 Millionen Menschen in Nigeria in absoluter
Armut, nur dass diesen Menschen oft auch das Geld zur Flucht fehlt. Da
die Motivation sich oft aus vielen Gründen zusammensetzt, hängt es oft
von der Information ab, die die AsylantragstellerInnen vor der
Anhörung beim Bundesamt haben, auf welche Gründe es ankommt und welche
anderen Gründe die Chancen auf eine Anerkennung eher verschlechtern.

Entscheidungen

Die Entscheidungsstatistik ist in der Tabelle unten zu sehen:
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Entscheidungen über Asylanträge von Nigerianern, Anträge 2012-2018



Die "formellen Entscheidungen" betreffen oft die Zuständigkeit: Viele
Flüchtlinge, die über das Mittelmeer kommen, reisen über Italien ein.
Dann kann das "Bundesamt für Migration und Flüchtlinge" entscheiden,
dass ein Asylantrag "unzulässig" ist, anschließend wird die
Abschiebung nach Italien angeordnet. Wenn diese Abschiebung nicht
innerhalb von sechs Monaten organisiert werden kann, und das kam beim
Bundesamt in den letzten Jahren oft vor, dann ist allerdings wieder
Deutschland zuständig, und dann kommen diese AntragstellerInnen zurück
ins Asylverfahren - eine Entscheidung ergeht dann in der Regel im
nächsten Jahr.

In vielen Jahren ist der Anteil der formellen Entscheidungen sehr
hoch, auch im Vergleich zu anderen Herkunftsländern: Schwarze
Flüchtlinge sind nicht sonderlich willkommen.



	
Abschiebungen


	
nach Nigeria


	
von Nigerianern





	
2016

2017

2018


	
44

110

65


	
189

549

366








So werden jedes Jahr zwar viele Menschen mit der
Staatsangehörigkeit "Nigeria" abgeschoben, aber die Mehrzahl nicht ins
Zielland "Nigeria", sondern vor allem nach Italien (das im ersten
Halbjahr 2018 mit 1.692 Abschiebungen an der Spitze der Statistik lag,
gefolgt von Albanien mit 1.126 Abschiebungen). Oft fehlen die Papiere
für die Abschiebungen, die die Botschaft von Nigeria nur zögerlich
ausstellt. Kein Wunder, kommen in Nigeria doch Jahr für Jahr mehr als
20 Milliarden US-Dollar an, die Migrantinnen und Migranten an ihre
Familien und ihre Heimatdörfer überweisen - größtenteils für die
eigene Familie, oft aber auch für gemeinsame Projekte. Das ist auch
ungefähr die Summe, die Migrantinnen und Migranten jedes Jahr aus
Deutschland in alle Welt schicken. Und die Summe entspricht dem
Staatshaushalt von Nigeria, der übrigens zur Hälfte über Kredite
finanziert wird.

Rund 1,5 Millionen Nigerianerinnen und Nigerianer leben im Ausland,
die meisten im Sudan, den USA und Großbritannien. Nach Deutschland
zieht es nur wenige, meistens Flüchtlinge. Und die können meistens
bleiben.
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EU eröffnet Strafverfahren gegen Ungarn

Von Markus Salzmann

17. September 2018



Das Europaparlament hat ein Strafverfahren gegen Ungarn auf den Weg
gebracht. Am vergangenen Mittwoch stimmte eine Zwei-Drittel-Mehrheit im
Europaparlament für ein Verfahren, das im äußersten Fall zum Entzug der
Stimmrechte im Ministerrat führen könnte. Damit muss sich nach Polen nun
auch Ungarn wegen Verstößen einem Sanktionsverfahren wegen Gefährdung von
EU-Grundwerten stellen.

Ein so genanntes Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach Artikel 7 des
EU-Vertrages ist die "schärfste Waffe" der EU gegen ein Mitgliedsland. Für
die Auslösung des Verfahrens stimmten 448 Abgeordnete, 197 waren dagegen,
48 Parlamentarier enthielten sich. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker unterstützt das Verfahren und erklärte, es müsse "dort, wo der
Rechtsstaat in Gefahr ist, Anwendung finden". Ähnlich äußerten sich
zahlreiche weitere EU-Vertreter.

Der Abstimmung vorausgegangen war ein Bericht, den die Grünen-Abgeordnete
Judith Sargentini im Frühjahr im Auftrag des Parlaments erstellt hatte. Der
Bericht unterstellte Premier Viktor Orbán und seiner rechten Regierung in
Budapest eine "systemische Bedrohung der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte in Ungarn". Der Text verwies auf
die zweifellos bestehenden Einschränkungen der Meinungs-, Forschungs- und
Versammlungsfreiheit sowie auf eine Schwächung des Verfassungs- und
Justizsystems. Die Verstöße gegen die Rechte von Minderheiten und
Flüchtlingen sowie das Vorgehen gegen NGOs wurden darin ebenso bemerkt.

Der Beschluss des Europaparlaments geht nun an die Europa- und
Außenminister der Mitgliedsstaaten. Sind davon mindestens vier Fünftel der
selben Auffassung wie das Europaparlament, muss der EU-Rat der ungarischen
Regierung Gelegenheit zu einer Stellungnahme geben. Für einen danach
möglichen Stimmrechtsentzug ist Einstimmigkeit der Mitgliedsländer
notwendig, wobei Ungarn selbst nicht mitstimmen dürfte. Dass eine solche
Einstimmigkeit zustande kommt, ist jedoch unwahrscheinlich.

Es steht außer Frage, dass die rechte Regierung von Orbán seit mittlerweile
drei Legislaturperioden ein autoritäres Regime aufbaut, welches
systematisch demokratische Rechte außer Kraft setzt und auf brutalste Weise
gegen Flüchtlinge und deren Unterstützer vorgeht. Die Kritik der
Europäischen Union daran ist allerdings reine Heuchelei.

In der Flüchtlingsfrage sind die EU-Staaten und Ungarn auf einer Linie. Auf
Drängen der EU hat Orbán die so genannte Balkanroute, auf der Flüchtlinge
über die Balkanstaaten versuchen nach Europa zu gelangen, systematisch
abgeriegelt. Europäische Politiker wie der deutsche Innenminister Horst
Seehofer oder Österreichs Kanzler Sebastian Kurz lobten ihn dafür
ausdrücklich.

Orbán machte nie einen Hehl daraus, dass er zur Flüchtlingsabwehr
Stacheldrahtzäune und paramilitärische Einheiten aus rechtsradikalen
Gruppen einsetzt. Auch die Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP) im
EU-Parlament unterstützte Orbán.

Zuletzt wurde öffentlich, dass in den Lagern an der ungarisch-serbischen
Grenze Zustände herrschen, die nur mit den Konzentrationslagern der Nazis
vergleichbar sind. Hier wurde Flüchtlingen systematisch Nahrung verweigert,
wenn sie nicht freiwillig einer Ausreise nach Serbien zustimmten. Auch die
vorangegangene Kriminalisierung von Flüchtlingshelfern im Rahmen des
"Stoppt Soros"-Pakets fand unter der Duldung der EU statt. Regierungen
unter Beteiligung offen rechtsradikaler Parteien wie in Österreich und
Italien stoßen in Brüssel auf keine Kritik.

Auch der Angriff auf demokratische Rechte und rechtsstaatliche Strukturen
in Ungarn ist Teil einer Entwicklung, die in ganz Europa stattfindet. Die
Verabschiedung drastischer Polizeigesetze und die Zensur des Internets in
Deutschland sind hier beispielhaft.

Auch wenn die Regierung in Budapest somit der schärfste Ausdruck einer
gesamteuropäischen Rechtsentwicklung ist, macht das Verfahren gegen das
Land doch die heftigen Konflikte innerhalb der EU deutlich. Gerade das
Bemühen, die EU dem Diktat und den Interessen der stärksten europäischen
Staaten zu unterwerfen, hat in vielen Ländern nationalistische Tendenzen
gestärkt.

"Das Votum der EU-Parlamentarier in Straßburg schweißt die Front in
Osteuropa noch enger zusammen. Ein Ostblock entsteht", bemerkte etwa das
Handelsblatt dazu. Polen kündigte bereits sein Veto an, wenn es im Rat
darüber zur Abstimmung kommt. "Jedes Land hat das souveräne Recht, die
Reformen im Land umzusetzen, die es für angemessen hält", teilte das
Außenministerium in Warschau unmittelbar nach dem Votum in Straßburg mit.
Gegen Polen läuft seit Dezember ebenfalls ein EU-Verfahren. Orbán hatte
seinerseits bereits angekündigt, das Verfahren mit einem Veto blockieren zu
wollen.

Auch Tschechien erklärte seine Unterstützung für Orbán. "Wir sind
Verbündete", sagte der rechte Premier Andrej Babis in Prag. Nach der
Regierungsbildung in diesem Jahr fährt die Koalition aus rechtsliberaler
ANO, den Sozialdemokraten und der Kommunistischen Partei einen deutlich
EU-kritischeren Kurs. Ähnliche Stimmen herrschen auch in der Slowakei vor.

Die Auswirkungen der Abstimmung auf die Machtverhältnisse im EU-Parlament
könnten gravierend sein, weil Orbán und mit ihm auch andere die EVP
verlassen und sich den Nationalisten anschließen könnten. Denn selbst der
erzkonservative Vorsitzende der EVP, Manfred Weber (CSU), erklärte am
vergangenen Dienstag, er stimme für den Artikel 7. "Wir hatten genug
Dialog", erklärte er. Weber galt lange Zeit als enger Verbündeter Orbans.
Andere CSU-Abgeordnete stimmten allerdings gegen die Aufnahme des
Verfahrens.

Vor den Europawahlen und dem offiziellen Ausscheiden Großbritanniens aus
der EU im kommenden Jahr schreitet das Aufbrechen der EU schnell voran.
"Der Spalt zwischen Ost und West, zwischen Süden und Norden ist bereits
deutlich sichtbar", sagte der politische Analyst Radu G. Magdin in Bukarest
dem Handelsblatt.

Die tiefen Konflikte in der EU treten vor allem vor dem Hintergrund immer
offener geopolitischer Spannungen auf. Während in der EU bisher die
Befürchtung vorherrschte, dass Orban zu enge Beziehungen zu Russland führen
könnte, gilt dies nun immer mehr in Bezug auf die USA.

Unter der Regierung von Barack Obama war das Verhältnis zwischen Ungarn und
den USA stets angespannt. Die Trump-Regierung signalisiert aber jüngst
stärkeres Engagement und engere Bindung mit Ungarn. Ähnlich wie dies
bereits mit Polen der Fall ist.

So kündigten die USA im Juli an, einen vom State Department ursprünglich
vorgesehenen Zuschuss von 700.000 US-Dollar für unabhängige Medien in
Ungarn zu streichen. Das Außenministerium wolle das Geld stattdessen in
anderen Teilen Europas zu verwenden, hieß es. Die Nachricht kam an. "Ein
riesiger Sieg", zitierte die New York Times Andras Simonyi, den früheren
Gesandten von Orbán in der NATO und späteren ungarischen Botschafter in
Washington. "Dies sendet eine Nachricht, dass Ungarn O.K. ist, dass Ungarn
eine Demokratie ist."

Nachdem Washington die EU immer mehr als Gegner und weniger als Partner
ansieht und auch der der deutsche Außenminister Heiko Maas unlängst
erklärte, er wolle das transatlantische Bündnis "neu vermessen" und die EU
als "Gegengewicht" zu den USA aufbauen, versuchen auch die USA die
Konflikte in der EU stärker auszunutzen.
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Jeder neunte Mensch leidet Hunger

Von Patrick Martin

17. September 2018



Am 11. September veröffentlichte die Welternährungsorganisation der
Vereinten Nationen in Rom ihren Jahresbericht. Demzufolge leiden weltweit
immer mehr Menschen Hunger; im Jahr 2017 waren es schon 821 Millionen
Menschen, das ist jeder Neunte.

Die Zahlen sind erschütternd: 151 Millionen Kinder unter fünf Jahren gelten
aufgrund von Mangelernährung als "unterentwickelt" (das entspricht 22%
aller Kinder weltweit); jedes zehnte Kind in Asien wird, entsprechend dem
Gewicht, das es gemäß seiner Körpergröße eigentlich haben sollte, als
"schwach" bezeichnet; jede dritte Frau im gebärfähigen Alter leidet
aufgrund von unzulänglicher Ernährung an Blutarmut.

Die Autoren des Berichts schreiben: "Der steigende Hunger und das hohe
Ausmaß verschiedener Formen von Mangelernährung sind alarmierend und eine
eindeutige Warnung." Allerdings machen sie keinen Vorschlag, um die
wachsende Krise zu bewältigen. Es folgen lediglich die stets frommen
Wünsche, dass militärische Konflikte einschließlich Bürgerkriegen beendet
werden müssten, da sie die Hauptursache der zunehmend schlechten Versorgung
mit Nahrungsmitteln sind. Auch der Klimawandel, der als zweitwichtigste
Ursache genannt wird, müsse bekämpft werden.

Die 821 Millionen an Hunger leidenden Menschen verteilen sich weltweit wie
folgt: ca. 515 Millionen in Asien, 256,5 Millionen in Afrika, 39 Millionen
in Lateinamerika und in der Karibik, sowie schätzungsweise bis zu 20
Millionen Menschen im Rest der Welt.

Besonders die letzte Zahl ist offensichtlich weit untertrieben, da die
kapitalistischen Regierungen der Industriestaaten Hunger und Unterernährung
in ihren Ländern leugnen. Würden exakte Werte über die Anzahl von Menschen
vorliegen, die in den USA, Kanada, Australien, Neuseeland, Japan und der
Europäischen Union an Hunger leiden, wäre die Schallmauer von 1 Milliarde
Menschen wahrscheinlich durchbrochen.

Die Zahlen verdeutlichen das vollkommene Versagen des Kapitalismus. Die
vorhandenen Produktivkräfte - Boden, Maschinen und Agrartechnik - würden
ausreichen, um die gesamte Menschheit zu ernähren. Es gibt einen
unfassbaren Überfluss an Nahrungsmitteln. Die Profitgier der
Agrarunternehmen und die reaktionären Nationalstaaten, die die Menschheit
durch ihre künstlich geschaffenen und unzeitgemäßen Grenzen spalten, sind
der Grund, warum eine Milliarde Menschen kein angemessenes Leben führen
können.

Der UN-Ernährungsbericht zeigt, dass im Jahr 2017 zum dritten Mal in Folge
die Anzahl der Hungerleidenden gestiegen ist. Im Jahr 2014 betrug die Zahl
noch 783,7 Millionen Menschen, es handelt sich also um einen Anstieg von
mehr als 37 Millionen. Die Ernährungsunsicherheit, bei der eine Familie
keine Nahrungsmittelvorräte hat und mindestens einen Tag ohne Essen
auskommen muss, hat überall auf der Welt zugenommen. Ausgenommen davon sind
nur Europa und Nordamerika.

Am dramatischsten nahm die Mangelernährung in Afrika und Südamerika zu,
gleiches gilt aber auch für den Jemen, der im Süden der Arabischen
Halbinsel liegt und im Westen an das Rote Meer grenzt. Das Land wird mit
Unterstützung der USA von Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten durch Krieg und eine Wirtschaftsblockade verwüstet. Auch in
Südasien leiden die Menschen unter Mangelernährung. Die Zahlen hierzu
blieben zwischen 2016 und 2017 jedoch weitgehend unverändert.

Betrachtet man die Zahlen der Welternährungsorganisation seit 2005, ist die
Anzahl der unterernährten Menschen in Afrika um 60 Millionen gestiegen,
während die Werte in Asien deutlich gefallen sind.

Besonders auffällig ist die Veränderung in Nordafrika: In der einst
verhältnismäßig wohlhabenden Region fiel die Zahl der Unterernährten von
9,7 Millionen im Jahr 2000 auf 8,5 Millionen im Jahr 2010. Im letzten Jahr
stieg der Wert jedoch sprunghaft wieder auf 20 Millionen an. Ähnliches
lässt sich für den Nahen Osten feststellen, wo die Zahl der Mangelernährten
seit 2010 von 20,1 auf 30,2 Millionen im Jahr 2017 gestiegen ist.

In dem großen Gebiet von Marokko bis zum Iran vergrößerte sich folglich die
Anzahl jener, die sich am Rande des Hungertods befinden, um mehr als 20
Millionen. Der Anstieg überschneidet sich zeitlich mit den Angriffen der
USA und der NATO auf Libyen, den revolutionären Aufständen in Ägypten sowie
deren blutige Unterdrückung, den andauernden Bürgerkriegen in Syrien und im
Jemen sowie den Nachwirkungen des Irak-Krieges.

Der UN-Ernährungsbericht von 2017 konzentrierte sich vorrangig auf die
Auswirkungen der genannten Kriege, bezog sich aber auch auf ähnliche
Konflikte in der Demokratischen Republik Kongo, dem Südsudan und Somalia,
wo ebenfalls die Anzahl der Hungerleidenden zunahm. Der aktuelle Bericht
ist hauptsächlich auf den Klimawandel fokussiert, der zweitwichtigsten
Ursache für den weltweiten Hunger.

Dem Bericht zufolge, "[beeinträchtigen] Veränderungen des Klimas schon
heute die Produktion von wichtigen Getreidesorten wie Weizen, Reis und Mais
in tropischen und gemäßigten Regionen. Es ist davon auszugehen, dass sich
diese Entwicklung angesichts der steigenden Temperaturen weiter verschärft
(...)"

Weiter heißt es, "dass Unterernährung verstärkt in Ländern auftritt, die
besonders anfällig für Klimaextreme sind. Unterernährung ist nochmals
höher, wenn Menschen nicht nur Klimaextremen ausgesetzt, sondern zudem von
landwirtschaftlichen Systemen abhängig sind, die besonders empfindlich auf
Niederschlags- und Temperaturschwankungen reagieren."

Besonders Dürren, die als Langzeit-Indikatoren für die Veränderung des
Wetters gelten, führten bereits in vier verschiedenen Bevölkerungszentren
zu verheerenden Zuständen. Dazu zählen 1. das südliche Afrika inklusive
Südafrika, die südafrikanischen Enklaven Lesotho und Swasiland, Mosambik,
Simbabwe, Malawi und Madagaskar; 2. das Horn von Afrika, miteingeschlossen
Äthiopien, Somalia, Kenia, Südsudan und Uganda; 3. Westafrika von Mali bis
zum Senegal, sowie 4. Teile des indischen Subkontinents, besonders die
südliche Provinz Sindh in Pakistan und Nachbarregionen in Indien, die dicht
besiedelt sind.

Mangelernährung hat sowohl kurz- als auch langfristig besonders auf die
Gesundheit von Kindern dramatische Auswirkungen. Der Tod von insgesamt
875.000 Kindern im Jahr 2013 muss auf Mangelernährung zurückgeführt werden.
(Das war das letzte Jahr, in dem dazu eine Studie vorliegt) Das entspricht
12,6% aller Todesfälle von Kindern unter fünf Jahren. 516.000 der
Todesfälle sind Folge von massiver Unterernährung, die zum Hungertod und
damit verbundene Leiden führten.

Die Hälfte aller unterernährten Kinder leben in Südasien sowie in Ländern,
in denen es 15% Nahrungsmittel oder mehr zu wenig gibt. Dazu zählen Indien
und Sri Lanka, aber auch Papua-Neuguinea, der Jemen sowie Eritrea,
Djibouti, Südsudan und der Sudan.

Auch wenn der UN-Ernährungsbericht das nicht erwähnt, haben all diese
Länder eine Gemeinsamkeit: Sie sind ehemalige Kolonien der
imperialistischen Mächte, die weiterhin die Weltwirtschaft dominieren und
die Ressourcen der "weniger entwickelten Länder" ausbeuten, unabhängig
davon, ob das durch Direktinvestitionen, Kredite oder durch vom IWF
diktierte Sparmaßnahmen geschieht.

Zu den Ländern, die am schlimmsten betroffen sind, zählen der Jemen,
Afghanistan und Somalia. Sie alle leiden unter imperialistischen Kriegen
und Bürgerkriegen, die teilweise seit mehr als einer Generation andauern.

Die Versorgung mit Lebensmitteln wird zunehmend zum Problem, allerdings
nicht nur für Milliarden von Menschen in Asien, Afrika und Lateinamerika,
also dort, wo der Großteil der Weltbevölkerung lebt. Auch die
Arbeiterklasse in den kapitalistischen Ländern, in denen der Lebensstandard
seit mehr als drei Jahrzehnten fällt, wird in Zukunft davon betroffen sein.

Laut dem UN-Ernährungsbericht ist das zweitgrößte Problem der
Ernährungskrise die Ausbreitung von Fettleibigkeit, besonders in
Nordamerika. Denn auch Fettleibigkeit ist eine Krankheit, deren Ursache
Armut ist. Im UN-Bericht wird dargelegt: "Die Ernährungsunsicherheit trägt
in vielen Ländern zunehmend zu Übergewicht und Fettleibigkeit als Formen
von Mangelernährung bei, aber auch zur Unterernährung." Weiter heißt es:
"Dass die Ernährungsunsicherheit zu Übergewicht und Fettleibigkeit führt,
liegt an den Kosten für Lebensmittel. Nahrhaftes und frisches Essen ist
oftmals teuer. Wenn Haushalte nicht mehr über genug Geld verfügen, wird auf
weniger teure Lebensmittel zurückgegriffen, die oft kalorienhaltig und
wenig nahrhaft sind. Das gilt besonders für urbane Gegenden und in Ländern
mit mittlerem bis sehr hohem Einkommen."

Weltweit leiden ca. 13% der Erwachsenen, also 672 Millionen Menschen bzw.
einer von acht, unter Fettleibigkeit. Die bei Weitem meisten Fettleibigen
gibt es in den Vereinigten Staaten, die wenigsten in Afrika und Asien,
wobei die Zahlen dort rasant steigen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Arbeiterbewegung von rechts

Ist "klare Kante" immer das Richtige gegen den rechten Einfluss?

von Violetta Bock



Was tun, wenn ein Kollege der AfD zugeneigt ist, oder gar ein
Vertrauensmann oder Betriebsrat? Ist klare Kante in der Politik immer
die richtige Option?


Die Frage nach einer neuen Klassenpolitik ist nicht erst seit
Didier Eribons "Rückkehr nach Reims" wieder in. Der Aufstieg der AfD
und ihr Einzug in den Bundestag haben zu Diskussionen geführt, ob die
Linke die Arbeiterklasse verloren habe. Auch wenn die AfD Stimmen aus
verschiedenen Bevölkerungsgruppen erhielt, ist die Zustimmung zu ihr
unter Arbeitern und Gewerkschaftsmitgliedern besonders
besorgniserregend. 19 Prozent der Arbeitenden und 15 Prozent der
Gewerkschaftsmitglieder (14 Prozent West, 22 Prozent Ost) wählten laut
einer Studie des DGB und der Forschungsgruppe Wahlen die AfD bei der
Bundestagswahl 2017. Bei den Betriebsratswahlen gab es trotz der
Kampagne von Ein Prozent erst wenige, offiziell rechte Listen.
Nichtsdestotrotz finden sich Anhänger rechter völkischer Ideologien
auch in den eigenen gewerkschaftlichen Reihen.

Einen wertvollen Beitrag leistet nun die Studie "Arbeiterbewegung von
rechts? Motive und Grenzen einer imaginären Revolte", die sich
einordnet in die Diskussionen um die imperiale Lebensweise und eine
neue Klassenpolitik und nicht zuletzt für die Diskussion um die
Sammlungsbewegung Anregungen bietet.


Nicht nur Wissenschaft

Die Studie von Klaus Dörre, Sophie Bose, John Lütten und Jakob Köster
erschien im Mai 2018 im Berliner Journal für Soziologie. Die
Autoren untersuchen darin das Verhalten von gewerkschaftlich Aktiven,
die dem rechten Spektrum zuzuordnen sind, und die Ursachen dafür. Sie
wurde nicht nur aus rein wissenschaftlichem Interesse erstellt,
sondern mit dem Anspruch, im Sinne einer Public Sociology
Gewerkschaftssekretären zu helfen, für das Phänomen eine
Öffentlichkeit in der eigenen Organisation herzustellen und einen
Umgang damit zu finden. Ein konkreter Fall war etwa der schriftlich
begründete Austritt von 30 Mitgliedern aus der IG Metall, nachdem der
IG-Metall-Vorsitzende sich klar positioniert hatte ("Wer hetzt,
fliegt!").

Gestützt auf eine Basisstudie von 2003-2006, in der 100 Interviews mit
prekär Beschäftigten und Erwerbslosen, Expertengespräche mit
Führungskräften, BR-Mitgliedern und Gewerkschafterinnen ausgewertet
wurden, wurden in Sachsen 16 Aktive erneut interviewt, die sich offen
als Sympathisanten von Pegida, AfD oder weiter rechts stehenden
Organisationen bekennen. Die Vorstellung der Studie half auf 18
Delegiertentreffen von regionalen Gewerkschaftsgliederungen, die
Diskussion zu öffnen, zeigte aber auch, dass viele Beschäftigte
fürchten, die Politik der klaren Kante könne die Belegschaft spalten
und gewerkschaftlicher Einfluss auf einen Teil der Beschäftigten
verloren gehen.

Zuerst gibt die Studie einen Überblick über die ökonomischen
Rahmenbedingungen: Das scheinbare Jobwunder hat nicht zu stabileren
Lebensverhältnissen geführt. Stattdessen ist durch Niedriglohn und
Leiharbeit Prekarität für viele zum Normalzustand geworden. Die
Einkommensungleichheit hat weiter zugenommen, die Aufspreizung findet
jedoch nicht nur zwischen arm und reich statt, auch die lohnabhängige
Klasse selbst ist mehrfach gespalten. Die Gewerkschaften sind schwach
und im Unterschied zur Basisstudie 2003-2006 ist ethnopluralistisches
Gedankengut durch Sarrazin und "Unterschichtendebatten" inzwischen
verbreitet, außerparlamentarisch mobilisierungsfähig und offen im
Parlament vertreten.

Diese sozialen Spaltungen müssen nicht zwangsläufig zu rechten
Ideologien führen, sondern sind Ergebnis spezifischer
Verarbeitungsweisen. Pegida und AfD versuchen dabei an einen
Sozialpopulismus anzuknüpfen, der Themen um Lohn und
Arbeitsbedingungen ethnisch nationalistisch rahmt. Nach diesem wird
der Wohlstand und die Kultur der deutschen Bevölkerung von außen
bedroht. Demnach heißt es nicht mehr unten gegen oben, sondern Innen
gegen Außen, das Innen muss geschützt werden, weil es eben nicht für
alle reicht. Wahlentscheidungen erfolgen als Protest oder aus
Überzeugung. Mit Hilfe der Interviews gehen die Forscher den
verschiedenen Verarbeitungsweisen nach.


Arbeiter und deutsch sein

Weit verbreitet ist unter den Befragten die Ansicht, dass sie nicht
mehr erreichen können. "Der Abstand zur Oberschicht ist
unüberwindbar." Dennoch ordnen sich viele trotz bescheidener Löhne,
sobald sie einen festen Job haben, selbst der Mittelschicht zu und
grenzen sich damit gegen ein "ganz unten" ab, das sie in ihrer
unmittelbaren Umgebung erleben und das ihnen deutlich macht, dass sie
noch etwas zu verlieren haben. Arbeiter sein ist dabei nicht mit
Klassenstolz verbunden, sondern ein Ergebnis, weil man keine andere
Wahl hatte. Statt daraus Selbstbewusstsein zu ziehen, wird der
Arbeiterstatus als abgewertet wahrgenommen.

Arbeiter betrachten sich nicht als arm, sind aber unzufrieden damit,
dass es ihnen nicht gelingt, zu den "Normalen" zu gehören. Mit
"normal" ist dabei das Deutschsein verbunden, welches in der
Öffentlichkeit samt Jobwunder und Wirtschaftswachstum gezeichnet wird
und zu der Frage führt: "Bin ich etwa kein Deutscher?" Deutschsein ist
mit dem Anspruch auf ein "normales" Leben verbunden. Hintergrund ist
nicht zuletzt die Erfahrung aus der Wendezeit, als sich das
Versprechen der Gleichbehandlung durch Angleichung der
Lebensverhältnisse nie erfüllt hat. Jetzt wird es nur für Deutsche
eingefordert, als sog. "Ortsbonus", und verschiebt damit den Blick zur
Gegenüberstellung von innen ("den Deutschen") und außen ("den
Ausländern"). Bei den Befragten verstärkt sich diese Haltung und damit
die Abwertung von Ausländern, je geringer die Hoffnung ist, ihre
Lebenssituation durch eigene Anstrengung, aber auch durch
gewerkschaftliche Kämpfe zu verbessern - nicht zuletzt durch
Erfahrungen mit harter Gewerkschaftsbekämpfung in meist
mitbestimmungsfreien Betrieben.

Solche Weltsichten korrespondieren keineswegs ausschließlich mit
niedrigem Verdienst, sondern sind oft Ergebnis des "erlebten
Kontrast(es) zu einer medial inszenierten Welt, in der die eigenen
Probleme gar nicht vorkommen". "Und dann kommen die Flüchtlinge und
erhalten eine Aufmerksamkeit, die man selbst nicht bekommt."


Schutzsuche

Flüchtlinge werden dabei nicht nur als "Außen" betrachtet, sondern als
Sicherheitsrisiko. Sorgen um soziale Sicherheit sind verbreitet,
Schutz wird vor der Bedrohung des eigenen Lebensstils von außen
gesucht. Dadurch fordern rechte Arbeiter hartes Ab- und Ausgrenzen.
Besonders besorgniserregend ist, wie sich im Vergleich zu 2003
Radikalisierungstendenzen verstärkt haben. Angriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte werden als legitime Gegenmaßnahmen relativiert.

Ebenfalls verändert hat sich die Haltung zur Demokratie.

Demokratie wird nicht mehr abgewertet, sondern eingefordert. Bei
rechten Gewerkschaftern heißt mehr direkte Demokratie, die ethnische
Mehrheit entscheidet: "Demokratisches Subjekt ist éthnos, ein
homogenes Volk von Biodeutschen, das autonom über seine Geschicke
entscheidet und abgehobene Eliten samt 'Systemparteien' zur Ordnung
ruft." Diesem Demokratieverständnis sind Völker- und Menschenrechte im
Zweifelsfall verzichtbar, es zählt das Prinzip "Deutsche zuerst". So
waren für viele die Pegida-Demonstrationen der Wunsch, "Subjekt
politischer Entscheidungen" zu sein, was die gewerkschaftliche
Aktivität im Betrieb für sie logisch ergänzt.

Ebenfalls geändert hat sich im Vergleich zur Studie 2003-2006, dass
alle rechtspopulistischen Arbeiter die Systemfrage formulieren. Mit
System ist eine abstrakte Ansammlung dunkler Mächte gemeint, die durch
Egoismus und dem Streben nach Macht und Geld dem Volk schaden. Die
Verschwörungstheorie ersetzt die Beziehung zwischen den Klassen. Für
rechte Arbeiter hat der Reichtum der Reichen nichts mit der Armut der
Armen zu tun - Klasse, Entfremdung und Ausbeutung kommen nicht vor.


Schlussfolgerungen

Und hieraus ziehen die Autoren direkte Schlussfolgerungen:

Als erstes halten sie fest, dass es eine ernstzunehmende
national-soziale Gefahr gibt, da es der völkischen Rechten gelingt,
soziale Verwerfungen erfolgreich für Mobilisierungen zu nutzen. Seit
der ersten Studie haben sich dabei Deutungsmuster verfestigt, die
Gewaltaffinität ist gestiegen und auch das Parlament wird dazu
genutzt, den Rahmen des Sagbaren zu erweitern.

Zweitens - und selbst dann, wenn das gewerkschaftliche
Engagement von legitimen sozialen Protestmotiven getrieben ist
- widersprechen die Autoren dem Bild einer neuen Arbeiterbewegung,
weil es den Beteiligten nicht im Marxschen Sinne um kollektive
Verbesserungen im Kampf gegen eine aneignende Klasse geht. Stattdessen
sehen sie darin eine Bewegung Polanyischen Typus, d.h. eine Bewegung
zum Schutz vor einem diffusen Markt und marktgetriebener Konkurrenz.
Die Linke gilt dabei nicht als eine Stütze, und die Gewerkschaften
scheinen nicht durchsetzungsfähig, eine Stimme für die AfD wird daher
als "härtest möglicher Schlag gegen ein selbstzufriedenes
Establishment, zu dem man teilweise auch die Gewerkschaftsspitzen
rechnet", empfunden.

Dennoch, so drittens, ist der Aufstieg der völkischen Rechten
nicht unaufhaltbar, insofern es gelingt, den Abwertungsmechanismus im
Alltag zu erschüttern. Die eigene Aufwertung erfolgt in der
Wettkampf-Klassen-Gesellschaft durch die kollektive Abwertung des
"anderen". Dies gelingt der Rechten umso erfolgreicher, weil sie
Vorhandenes nur radikalisieren musste. So lieferte die
Spaltungspolitik durch Hartz IV direkte Anknüpfungspunkte. Und auch
die Übernahme rechter Forderungen, wie rigide Abschiebepraktiken,
bestärken den völkischen Populismus eher als ihn einzudämmen.
Zusätzliche Wucht erhält er, wenn Anhänger sich anhören müssen, dass
ihr Aufbegehren als Mittelschichtenrevolte bezeichnet wird, der es nur
um die Verteidigung eigener Privilegien in einem angeblich
einheitlichen Norden gehe.

Dieses Kristallglockenbild von zwei globalen einheitlichen Blöcke muss
deshalb, so viertens, in Frage gestellt werden. Es erzeugt
selbst homogene Volkskörper, statt reale Widersprüche anzuerkennen,
z.B. dass Geburt in einem reichen Land nicht per se vor Armut schützt.


Mehr Klassenanalyse

Kurz: die Autoren plädieren für mehr Klassenanalyse. Kritische
Soziologie müsse es sich wieder zur Aufgabe machen, Klassen- und
Ausbeutungsverhältnisse öffentlich zu thematisieren. Es sei ein
Problem, dass Arbeitskämpfe in der akademischen Linken so wenig
thematisiert werden und sie nach wie vor von einem
Mittelschichtsdünkel geprägt ist. Gewerkschaftliche
Auseinandersetzungen werden per se als Aktivität einer privilegierten
Arbeiteraristokratie eingeordnet, obwohl die Mehrheit der Aktiven nach
wie vor für inklusive Solidarität eintritt, in der der Kampf gegen
Rassismus und Sexismus notwendig ist, um die Einheit der Klasse
herzustellen.

Doch nicht der Soziologie, sondern vor allem den Gewerkschaften fällt,
fünftens, eine Schlüsselrolle zu, weil sie oft die letzten
demokratischen Organisationen sind, die zu Rechtspopulismus neigende
Lohnabhängige noch erreichen können. Dabei haben sich im Osten weder
Ignorieren noch eine reine Politik der klaren Kante als erfolgreich
erwiesen. Stattdessen müsse ein Zwischenweg gefunden werden, bei dem
mit langem Atem die Muster zur Erklärung von Ungleichheit verändert
werden.

Es lohnt die Studie zu lesen, auch wenn die Sprache nicht für eine
proletarische Öffentlichkeit bestimmt zu sein scheint, sondern jene
akademischen Mittelschichten erreicht werden sollen, mit denen in der
Studie nicht selten hart ins Gericht gegangen wird. Nichtsdestotrotz
erlaubt sie, in die Erfahrungswelt der Befragten einzutauchen. Es ist
zu begrüßen - und nicht selbstverständlich -, dass die
gesellschaftliche Rolle der Soziologie reflektiert wird und auch an
die eigene Disziplin Anforderungen gestellt werden.

Zusätzlich ergeben sich Herausforderungen für eine sozialistische
Politik, die Klassenstolz fördern sollte und damit auch die Hoffnung
auf umfassende Veränderungen, die sich nicht innerhalb des Marktes
einrichten und seine Mechanismen von Abwertung und Spaltung
übernehmen, sondern es mit ihm und den Ausbeutungsverhältnissen als
solches aufnehmen, um die tatsächliche Demokratie- und Systemfrage zu
stellen. Die Autoren warnen davor, sich auf Spaltungslinien und
nationale Marktmechanismen einzulassen, weil dies der Rechten die Tür
eher weiter öffnet. Auch das ist in der derzeitigen Debatte in der
Linken nicht oft genug zu wiederholen.

Die Studie ist online verfügbar unter

https://link.springer.com/article/10.1007/s11609-018-0352-z.
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Im Kino

Ein zwiespältiges Angebot

Auf dem Schlingerkurs der 68. Internationalen Filmfestspiele Berlin

Von Ilse Eichenbrenner



In jedem Jahr sind Filme im Berlinale-Programm, die das Publikum
spalten. Da sind jene, die sich mit Inbrunst ausliefern, die zu
Opfergängen bereit sind - Masochisten, Fanatiker, Gläubige. Sie feiern
die quälend langen Einstellungen und ausufernden Epen etwa von Bela
Tarr, Fred Kelemen oder Lav Diaz. Doch viele verweigern sich.

Der philippinische Regisseur Lav Diaz präsentierte 2017 einen
achtstündigen, in diesem Jahr einen nur vierstündigen Film, immerhin
im Wettbewerb. Für viele Kritiker war »In Zeiten des Teufels«
der Höhepunkt des Festivals. Die anderen zählten die Schrauben im
Kinogestühl, die Lampen und Flecken, um die Zeit zu überstehen, oder
verließen schlichtweg den Berlinale-Palast. Der dunkle
Schwarzweißfilm, in dessen Dämmerung nicht gesprochen, sondern nur
sehr sehr schlicht und a cappella gesungen wird, hatte auf mich eine
schlafanstoßende, betäubende Wirkung. Ich konnte den Sirenengesängen
nicht widerstehen. In einer wachen Minute, nach 90 Minuten, verließ
ich das sinkende Schiff.

Sogar einer der mit Spannung erwarteten deutschen Wettbewerbsbeiträge
hatte eine austreibende Wirkung: »Mein Bruder heißt Robert und ist
ein Idiot.« Zwei Stunden lang sah man ein Zwillingspaar, Junge und
Mädchen, auf einer Wiese liegen und sich auf das Abitur vorbereiten.
Sie philosophieren über das Thema »Zeit« und spielen mit einer Grille.
Ist Gewalt ein Riss in der Zeit? In der dritten Stunde okkupieren sie
die kleine Tankstelle, bei der sie bisher nur Bier geholt haben, und
veranstalten dort ein ausgedehntes Blutbad. Genial, meinen die einen,
die anderen freuen sich über die gewonnene Lebenszeit, weil sie schon
nach einer Stunde geflüchtet sind.

Die rumänische Regisseurin des Experimentalfilms »Touch me not«
erzählt auf der Pressekonferenz, ihre eigenen Probleme mit
körperlicher Intimität seien der Auslöser für ihr Filmprojekt gewesen.
Sie heuerte professionelle Schauspieler und Sexarbeiter an, dazu
Behinderte und deren Pflegekräfte. In kleinen Gruppen wurde über viele
Monate geforscht, dokumentiert und per Skype kommuniziert.
Herausgekommen ist eine Kreuzung, ein Hybrid aus Doku und Fiktion. In
der ersten Szene schwenkt die Kamera von der Nahaufnahme einer
Genitalbehaarung über den tätowierten Körper eines Callboys. Er duscht
sich, er masturbiert unter den Blicken von Laura Benson. Sie ist eine
Profischauspielerin, die eine Frau spielt, der es schwerfällt, sich
anfassen zu lassen, »rühr mich nicht an«. Ein Callboy in
Frauenkleidung kommt zu Besuch und zieht sich aus. Laura beobachtet
durch ein Fenster, wie weiß gekleidete Behinderte mit ihren
Partnern/Betreuern/Pflegern an einem Workshop für Körperwahrnehmung
teilnehmen, sich streicheln und erkunden. Der Partner des
schwerstbehinderten Christian Bayerlein ist Tudor; er hat mit 13
Jahren alle seine Haare verloren, auch die Wimpern. Tudor tut sich
schwer, den gelähmten, sabbernden Christian zu berühren; der Zuschauer
tut sich schwer, das alles anzuschauen. Viele gehen raus. Im Film geht
es immer weiter, auch die weiße Gruppenübung will immer wieder
betrachtet sein. Die Ausstattung gleicht einem Labor, kühl und
stylish; im Kontrast dazu stehen die eher unbeholfenen Tastbewegungen
der Protagonisten. Das alles zu betrachten, könnte überaus aufregend
sein, ist es für manche vielleicht auch. Mir und vielen anderen war es
nur unangenehm. In den Siebzigern, als ich studiert habe, war es en
vogue, in kleinen Frauengruppen gegenseitig mit dem Spekulum die
Vagina zu erforschen. Ein Klub, in dem ich nie Mitglied wurde. Muss
der Ostblock auch diesen Teil der Hippiezeit nachholen? Warum muss der
Zuschauer an dem Selbsterfahrungsprozess einer Künstlerin, einer
ganzen Gruppe teilhaben? Die Internationale Jury war auf Krawall
gebürstet. Der Goldene Bär für »Touch me not« war nicht die einzige
Entscheidung, bei der viele Kiefer nach unten klappten.

In & out - Kontraste

Manchmal sind es die Kontraste, die mich erschrecken und berühren. Mal
ist es der Zufall, dann wieder die Programmgestaltung, die heiß und
kalt, schwarz und weiß schrecklich genial kombiniert.

Vier Männer leben im Freien, also »draußen«. Im gleichnamigen
Film haben sie sich eingerichtet in einer Nische unter der Autobahn,
im Park, im Wald. Es gibt einige wenige Gegenstände, die ihnen wichtig
sind, zu denen es Geschichten zu erzählen gibt. Der Mann mit dem
Cowboyhut und dem Einkaufswagen ist ein fanatischer Verehrer von Elvis
Presley. Er glüht, wenn er über ihn redet. Er zeigt seine Reliquien.
Ein anderer Mann kommt aus Russland, hat gestohlen und dafür gesessen,
immer wieder. Nun hängt er an der Nadel. Ja, er könne zu seinen
Eltern, aber das sei doch nicht ganz passend. Zwei der Männer haben
Kontakt miteinander, aber doch scheint es mir, als suche jeder von
ihnen vor allem die Freiheit, auch und vor allem in der Einsamkeit.
Besonders bemerkenswert ist der letzte, sehr junge Mann. Ihn hat das
Überleben in der Natur schon immer interessiert. Er erzählt von seinem
Großvater, der ihm vieles beibrachte. Nun versucht er autark zu leben.
Er zeigt stolz sein Pilzbuch; er zeichnet Pflanzen. Das Leben in den
Wäldern scheint er als Survivaltraining zu gestalten. Wichtig sind ihm
seine Stiefel, sein Messer, seine CamouflagePlane. In einem kleinen
Buch notiert er sorgfältig, wann er wo campiert hat. Einige Orte kenne
ich, z. B. Kyritz oder Falkensee. Jedes der vier Porträts endet mit
der Präsentation der wichtigen persönlichen Utensilien: Sie scheinen
über ihren Besitzern zu schweben. Diese Ästhetisierung der
Habseligkeiten mag man mögen oder nicht. Ich fand diesen neuen
Blickwinkel aufschlussreich. Eigenartig, dass man diese obdachlosen
Männer nicht bedauert, sondern eher bewundert. Hat das Leben sie in
diese Ecken geworfen, oder haben sie sich dorthin geflüchtet?

Die junge Filmemacherin Zita Erffa ist mit ihren Eltern und
Geschwistern immer wieder umgezogen. Sie hat in vielen Ländern gelebt
und spricht mehrere Sprachen. Die Sommer haben die Geschwister und
viele Freunde, alle aus besseren Kreisen, in christlichen Camps
verbracht, organisiert von den »Legionären Christi«. Das war zwar
schön, aber niemals wollten sie so leben wie diese Priester, da waren
sich die Geschwister einig. Doch plötzlich entschied Bruder Laszlo -
zu dem sie ein besonders enges Verhältnis hatte - sich den Legionären
Christi anzuschließen. Acht Jahre lang durfte die Familie nur einmal
jährlich Kontakt zu ihm haben. Zwölf Jahre insgesamt dauert die
Ausbildung zum Priester. Nun erhält Zita Erffa bedingt durch
Missbrauchsvorwürfe gegen den inzwischen verstorbenen Gründer der
Sekte plötzlich eine Drehgenehmigung: Die Gemeinschaft will sich
öffnen und zeigen, dass alles in bester Ordnung ist. Sie fliegt nach
Connecticut. Bruder und Schwester begegnen sich, sind aufgeregt und
ungeheuer verlegen. Die Kamera beobachtet Vorträge und Gebete, die
tägliche Hausarbeit, die Gottesdienste und Gesänge und ein
Fußballspiel. Armut, Zölibat und strengste Regeln machen den Bruder
offenbar glücklich; er lacht viel, vielleicht ein wenig zu viel. Er
versucht seine Entscheidung zu erklären, und sie versucht vorsichtig
zu verstehen, obwohl sie noch immer enttäuscht und schockiert ist.
Eine fremde Welt, ein unterworfenes Leben in festen Bahnen, in
ständiger Gemeinschaft und innerlicher und äußerlicher Uniformität?

Zwei extreme Lebensformen, frei gewählt, oder schicksalhafte Fügung?
»The Best Thing you can do With Your Life«, meint der angehende
Priester in diesem gleichnamigen Dokumentarfilm.

Der Psych-Faktor

Selbstverständlich durchforste ich vor Berlinale-Antritt immer alle
Kurzbeschreibungen nach Diagnosen, Störungen und dem Psych-Faktor. Die
Fundstücke erhalten oberste Priorität bei der Programmplanung.

Um die Notizen eines Psychotherapeuten soll es in »Sleeping Bears«
gehen. Nichts wie hin. Die Berlinale bemüht sich inzwischen
intensiv um die ersten Folgen internationaler Serien - man will
Netflix und Konsorten auf den Fersen bleiben. »Sleeping Bears« ist
eine israelische Serie, und ich hoffe inbrünstig auf die Fortsetzung,
am besten synchronisiert. Im Mittelpunkt steht eine turbulente
Familie, die in einem schönen Haus in ländlicher Umgebung lebt. Die
Mutter ist Lehrerin an einer Schule für schwierige Jugendliche und in
psychotherapeutischer Behandlung. Plötzlich tauchen Drohbriefe auf,
die sehr intime Sätze aus ihren Therapiegesprächen enthalten. Völlig
aufgelöst will sie ihren Therapeuten zur Rede stellen, doch der ist
soeben tödlich verunglückt. Die gezeigten ersten beiden Folgen der
Serie sind glänzend inszeniert, humorvoll und lebensnah. Das
Programmheft verspricht: »Eine eigentlich private Geschichte wird zum
Streifzug durch die israelische Gegenwart mit all ihren Abgründen.«

Steven Soderbergh zeigt uns in »Unsane - Ausgeliefert« endlich
eine richtige, institutionelle Psychiatrie. Eine junge Frau ist
umgezogen und arbeitet hart in ihrem neuen Job. Ein sexueller Kontakt
mit einem Mann löst einen schweren akuten Angstzustand aus. Sie führt
ein Krisengespräch in einer Poliklinik, wo die Therapeutin auch nach
Suizidgedanken fragt. Ja, sie habe durchaus derartige Gedanken, meint
sie, und unterschreibt artig das Formular, das ihr vorgelegt wird.
Pflegekräfte geleiten sie auf die Station, die sie nun wegen der
akuten Selbstgefährdung nicht mehr verlassen darf. Sie ist vorläufig
untergebracht. Sie argumentiert, wird laut und wehrt sich, so kommt
die Fremdgefährdung noch dazu; sie wird fixiert und zwangsmediziert
und ist benebelt. Männer und Frauen sind in ihrem Schlafsaal gemeinsam
untergebracht; die einzige Therapie besteht in der nachdrücklichen
Vergabe von Psychopharmaka. Die junge Frau kämpft mit allen Mitteln um
ihre Freiheit - vergeblich. Schließlich landet sie in einer riesigen
Isolierzelle. So schnell also kann man in den USA interniert werden -
solange die Krankenkasse bezahlt, und das sind üblicherweise sieben
Tage. Wenn die Kasse nicht mehr zahlt, wird man als geheilt entlassen.
Dies zumindest behauptet der Autor des Drehbuchs bei der
Pressekonferenz im Anschluss und erhält dafür reichlich Beifall. Doch
zurück zum Film und seinem schlichten Plot. Soderbergh wäre nicht
Soderbergh, wenn er nicht ein zweites, suspensefähiges Topos einführen
würde. Es gibt - so viel sei verraten - einen üblen Stalker in diesem
Psychothriller. Mein Fazit? Soderbergh hat schon bessere Filme
gemacht. Für viele war sowieso ein technisches Detail der eigentliche
Knüller: Gedreht wurde mit dem iPhone. Dass der Film - holterdiepolter
- mal kurz die Psychiatrie stigmatisiert, gerät darüber ganz aus den
Augen. Doch wir vergessen nicht.

Manchmal führt die Suche nach psychiatrischen Sujets in eine
Sackgasse, dann wieder in die Irre. Kein Wunder. »Our Madness«
beginnt im Bettensaal einer psychiatrischen Klinik in Maputo, der
Hauptstadt von Mosambik. Die Patientin Ernania spielt auf dem
Drahtgeflecht ihres Bettes, entlockt ihm Töne, die anderen spielen
mit. Eines Tages steht das Tor der Klinik offen, und Ernania läuft
weg. Sie landet an seltsamen Orten. Sie trifft auf ihren Sohn und auf
ihren Mann, beide verschwinden wieder. Aus ihrem Bettrost, in der
Klinik noch ein Musikinstrument, ist plötzlich eine Art Flugapparat
geworden, den sie durch die Gegend schleift. Die Landschaften ändern
sich, pittoreske Schauplätze werden aufgesucht, bei dieser Flucht,
diesem Irr- und Traumweg durch Afrika. Ich habe es aufgegeben, nach
einer Botschaft zu suchen, und mich den schönen schwarzweißen Bildern
überlassen.

Geflüchtete

Wie schon im letzten Jahr war das Elend der geflüchteten Menschen
eines der zentralen Themen. Hier nur ein ganz kleiner Ausschnitt: Im
Wettbewerb lief der Dokumentarfilm »Eldorado« des Schweizers
Markus Imhoof. Zum Thema Flucht hat er einen sehr persönlichen Zugang,
weil seine Familie 1941 ein italienisches Mädchen aufgenommen hatte.
Imhoof reist zum Mittelmeer und erhält eine Drehgenehmigung auf einem
der riesigen Marineschiffe der Aktion »Mare Nostrum«. Das Schiff nimmt
vor der lybischen Küste 1.500 Menschen auf. Die Bilder sind
erschreckend, gleichzeitig arbeiten die Rettungsmannschaften
militärisch straff koordiniert. Für das einzelne Schicksal bleibt da
kein Raum. Derartige Bilder hat man schon gesehen, zuletzt in
»Fuocoammare«, dem Gewinnerfilm von 2016. Doch Imhoof geht weiter. Er
besucht die Aufnahmelager, die illegalen Camps auf den
Tomatenplantagen, das sogenannte Ghetto. Dort arbeiten nur die Männer,
natürlich schwarz, die Frauen werden zur Prostitution gezwungen. Er
folgt den Familien im Zug und ist dabei, wie sie an der Schweizer
Grenze zurückgewiesen werden. Imhoof versucht auch Fluchtursachen wie
unsinnige Subventionen anzusprechen. Mir fällt auf, dass man sich auf
erschreckende Weise an das Elend gewöhnt hat. Es bleibt das übliche
Seufzen und Schulterzucken.

In »Styx« trifft eine Frau, verkörpert von einer phänomenalen
Susanne Wolff, die bisher jede noch so schwierige Situation
beherrschte, an ihre Grenzen. Sie arbeitet als Notärztin und macht als
Soloseglerin einen Trip zu einer Insel in der Nähe von St. Helena. Sie
weiß, was sie tut, Adrenalin bringt sie erst auf die richtige
Betriebstemperatur. Jeder Griff sitzt. Sie schwimmt auf dem offenen
Meer, scheucht die Yacht durch den Sturm. Auch als in ihrer Nähe ein
völlig überfülltes Flüchtlingsboot auftaucht, reagiert sie zunächst
überlegt und beherzt. Sie legt jede Menge Wasserflaschen bereit; sie
informiert die Küstenwache. Sie wirft einen Rettungsring aus und zieht
einen Jungen an Bord. Nun wird sie nicht nur von ihrem Gewissen,
sondern auch noch von dem Jungen bedrängt. In der Dunkelheit hören sie
die Schreie und das Klatschen der Körper, die im Meer versinken. So
vielen Menschen kann sie nicht helfen, und sie darf es nicht. Die
Küstenwache verbietet es strikt. Ihr Dilemma wird immer größer.
Natürlich ist der Zuschauer am Ende nicht so verzweifelt wie die
Medizinerin - aber fast.

Ein Wartesaal und ungleich größerer Transitraum ist der
»Zentralflughafen Tempelhof«. Ein Filmemacher aus Südamerika
durfte zunächst überhaupt nicht, dann sehr limitiert über ein Jahr
hinweg in dieser berühmt-berüchtigten Notunterkunft für Flüchtlinge
drehen. Tempelhof beherbergt zwei extrem unterschiedliche Welten auf
einem Gelände: die Notunterkunft mit ihren fragil abgetrennten
Schlafkabinen und den vielen Flüchtlingen im Wartestand; und auf dem
riesigen Freigelände die alternative Kultur der Großstadt, die Skater
und Flieger, die Stadtgärtner mit ihren Hügelbeeten, die Jogger, Hunde
und Kinder. Einen Durchgang zwischen diesen Welten gibt es nur in eine
Richtung: Die Geflüchteten dürfen auf das Freigelände, doch die
Unterkunft ist bewacht und abgeriegelt. Man erfährt, dass manche
Asylanten dachten, die großen Ausstellungsstücke auf dem Gelände seien
die Maschinen, mit denen sie nun unverzüglich wieder in die Heimat
geflogen werden sollten. Die jungen Männer - deren Wartezeiten, deren
Langeweile und deren Gänge durch die Mühlen der Bürokratie der Film
dokumentiert - lachen über diese Ängste. Am Ende hat es einer von
ihnen geschafft. Er zieht aus, er wird eine Ausbildung machen. Er wird
viel allein sein. Inzwischen sind die Asylsuchenden ausgezogen, und -
just wenn ich diesen Text schreibe - finden Obdachlose im
Zentralflughafen Schutz vor der Kälte.

Ein höheres Wesen

Als bester männlicher Darsteller wurde das Milchgesicht Anthony Bajon
prämiert. In »Das Gebet« verkörpert er den 22-jährigen
Drogenabhängigen Thomas, der nach einer Überdosis in einer
katholischen Gemeinschaft in den Bergen landet. Er zittert und zuckt
sich durch den Entzug und passt sich allmählich an. Es gibt strenge
Regeln, unter denen er enorm leidet. Er läuft weg, kehrt aber nach der
Begegnung mit der Tochter eines Mitarbeiters, der unten im Dorf lebt,
wieder zurück. Er findet sich ein, lernt die Gebete auswendig. Doch
seine Frömmigkeit wird angezweifelt, z. B. von einer Oberin in Gestalt
der heiligen Hanna Schygulla. Sie ohrfeigt ihn mehrfach, weil er
behauptet, seine Gebete seien echt. Bei einem gemeinsamen Ausflug in
die Berge stürzt er ab, erwacht aber am Morgen ohne Blessuren. Dies
wertet er als Zeichen Gottes, er wird Priester. Der Film lässt am Ende
offen, ob sich Thomas für das Zölibat oder die Liebe entscheidet.
Bestechend ist die völlig unromantische Beobachtung dieses eher
schlichten jungen Mannes, der sich dank der klaren Strukturen und der
freundlichen Dynamik seiner Mitbewohner erstaunlich weiterentwickelt.
Der Film missioniert nicht, aber er respektiert die Mission.

Eine schwere Abhängigkeitserkrankung bedarf einer Ersatzdroge. Für
manche ist es Gott, für andere die Kunst, auch wenn sie vielleicht ein
wenig gotteslästerlich daherkommt.

John Callahan war ein bekannter Cartoonist, dessen Autobiografie
»Don't Worry, He Won't Get Far on Foot« Gus Van Sant jetzt
verfilmt hat. Joaquin Phoenix spielt den übermütigen Trinker mit einer
ihn selbst und andere umwerfenden Fröhlichkeit. Er trinkt sich
zugrunde. Bei einer nächtlichen Autofahrt mit einem Flaschenbruder
kommt es zu einem schweren Unfall, und Callahan wacht mit einer
Querschnittslähmung auf. Er sitzt im Rollstuhl, kann auch die Arme
kaum bewegen. Mithilfe eines Betreuers kann er wieder in seiner
eigenen Wohnung leben, wo er unverändert fröhlich weitertrinkt.
Schließlich landet er doch, wenngleich sehr skeptisch, bei einem eher
ungewöhnlichen Meeting der lokalen Anonymen Alkoholiker. Donny hat das
opulente Haus von seinen Eltern geerbt. Der langhaarige, schwule
Moderator ist klar und freundlich. Die Gruppenmitglieder (unter ihnen
Beth Ditto und Udo Kier) geben Kontra und begleiten den aufmüpfigen
John Callahan gleichzeitig bei den berühmten Zwölf Schritten. Das ist
keineswegs dröge, sondern ungeheuer witzig, wenn John z. B. auf der
Suche nach seinem höheren Wesen bei den Geschlechtsorganen von Raquel
Welsh landet. So what! Donny ist auch hier großzügig, in anderen
Punkten aber sehr streng. John Callahan fängt an zu zeichnen - mit
zittriger Hand, den einen Arm mit dem anderen stützend. Seine
Cartoons, die den Film illustrieren, sind wirklich, wirklich komisch.
Seine Sprüche sind witzig, und er bringt auch die Leser der
Zeitschrift in Aufruhr, in der inzwischen seine Werke abgedruckt
werden. Es ist ein schöner Recovery-Prozess, der hier dokumentiert
wird. Callahan rast mit seinem Rollstuhl über die Bordsteine - und
kippt auch mal um. Die jugendlichen Skater des Viertels bewundern ihn.
Dass dann auch noch die Liebe in Gestalt seiner bildschönen ersten
Physiotherapeutin Einzug in sein Leben hält, ist das einzige
Tüpfelchen auf dem i von Kitsch.

Eine Klasse für sich

Wo soll man nun Gerd Kroskes Dokumentation »SPK Komplex«
einordnen? Trotz eines leichten Psych-Faktors fällt es mir schwer.
Denn es geht in diesem Film über das Sozialistische Patientenkollektiv
(SPK) Heidelberg (1970-1971) nur ganz am Rande um psychisch Kranke,
Psychotherapie und Psychiatrie. Am ehesten ist es noch die
italienische Psychiatrie, die dank der vielen Einblendungen von Carmen
Roll Erwähnung findet; sie hat nach ihrer Inhaftierung wegen der
Mitgliedschaft in zwei kriminellen Vereinigungen (SPK und RAF) in
Triest gearbeitet und ist dort bis heute aktiv. Leider gibt es keine
Kommentare aus der deutschen Psychiatrie; Kroske ist es angeblich
nicht gelungen, die involvierten und noch lebenden Psychiater - z. B.
Heinz Häfner - vor die Kamera zu bekommen. Kroske hat die Geschichte
des SPK erforscht, er hat nach den Übergängen, dem Scharnier zur RAF
gesucht, und er hat Zeitzeugen gefunden und befragt. Die einzelnen
Personen tragen im Film keine Namen, es fehlen also die üblichen
»Bauchbinden«. Im Presseheft und auf der Homepage des Arsenal-Kinos
lassen sich die fehlenden Informationen jedoch finden. Die meisten
dieser Zeitzeugen kamen nach der ersten öffentlichen Vorstellung auf
die Bühne, z. B. Lutz Taufer, Karl-Heinz Dellwo und Carmen Roll, die
zur RAF gegangen waren. Besonders eindrucksvoll sind die Schilderungen
Ewald Goerlichs, den man auch bei der Veranstaltung der Stiftung für
Soziale Psychiatrie und des Psychiatrie Verlags am 22. November 2017
in Hamburg erleben durfte: »Wir wären besser bei Hegel geblieben.« Die
historischen Fakten sind nicht zuletzt seit Christian Pross' wunderbar
differenziertem Buch »Wir wollten ins Verderben rennen« bekannt.
(Unterschiede zwischen Kroske und Pross gibt es vor allem in der
Bewertung, in der Einordnung.) Der Film wird bereits am 19. April ganz
regulär in die Kinos kommen. Wer sich für die Studentenbewegung und
das SPK interessiert, dem sei ein Kinobesuch - unbedingt in der Gruppe
- ans Herz gelegt. Bei den Vorstellungen im Rahmen der Sektion Forum
hat sich nämlich gezeigt, dass der Film zu heftigen Diskussionen
anregt und viele Erinnerungen an eigene Sehnsüchte und Kämpfe weckt.
In jeder Vorstellung meldete sich hinterher ein Zeitzeuge, der selbst
im SPK war, der ähnliche Wege gegangen war oder sowieso alles besser
wusste. »Total misslungen«, fand ein Diskutant. Darüber muss
gesprochen werden.

Weitere Berlinale-Filme auf

www.psychiatrie.de/filme




Don't Worry, He Won't Get Far on Foot

USA 2018; 113 Min.;

R: Gus Van Sant

D: Joaquin Phoenix, Jonah Hill, Rooney Mara

(Kinostart: Sommer)

draußen

Dokumentarfilm

Deutschland 2018; 80 Min.;

R: Johanna Sunder-Plassmann,

Tama Tobias-Macht

Eldorado

Dokumentarfilm

Schweiz/Deutschland 2018; 92 Min.;

R: Markus Imhoof

In Zeiten des Teufels

Philippinen 2018; 230 Min.;

R: Lav Diaz

D: Piolo Pascual, Shaina Magdayao, Angel Aquino

La Prière - Das Gebet

Frankreich 2018; 107 Min.;

R: Cédric Kahn

D: Anthony Bajon, Damien Chapelle, Hanna Schygulla

Mein Bruder heißt Robert und ist ein Idiot

Deutschland/Frankreich/Schweiz 2018; 174 Min.;

R: Philip Gröning

D: Josef Mattes, Julia Zange

Our Madness

Mosambik/Guinea-Bissau/Katar/Portugal/Frankreich

2018; 90 Min.;

R: João Viana

D: Ernania Rainha, Bernardo Guiamba

Sleeping Bears

Israel 2017; 73 Min.;

R: Keren Margalit

D: Noa Koler, Yossi Marshek, Alma Zak

SPK Komplex

Dokumentarfilm

Deutschland/Italien 2018; 111 Min.;

R: Gerd Kroske

(Kinostart: 19. April)

Styx

Deutschland/Österreich 2018; 94 Min.;

R: Wolfgang Fischer

D: Susanne Wolff, Gedion Oduor Wekesa

The Best Thing you can do With Your Life

Dokumentarfilm

Deutschland/Mexiko 2018; 93 Min.;

R: Zita Erffa

Touch me not

Rumänien/Deutschland/Tschechische Republik/Bulgarien/Frankreich 

2018; 125 Min.;

R: Adina Pintilie 

D: Laura Benson, Christian Bayerlein, Tómas Lemarquis

Unsane - Ausgeliefert

USA 2018; 98 Min;

R: Steven Soderbergh

D: Claire Foy, Joshua Leonard, Jay Pharoah

(Kinostart: 29. März)

Zentralflughafen THF

Dokumentarfilm

Deutschland/Frankreich/Brasilien 2018; 97 Min.;

R: Karim Aïnouz

 * 

Eleanor & Colette: Nicht ohne meine Zustimmung

Am 3. Mai 2018 wird der US-Spielfilm »Wenn dir Flügel wachsen« in
unsere Kinos kommen. Das Drehbuch beruht auf der Geschichte der echten
Eleanor Riese, die in den Achtzigerjahren ein wichtiges Recht für alle
Psychiatriepatienten im Staat Kalifornien erkämpfte. Noch immer wird
in medizinischen Lehrbüchern die sogenannte Riese-Anhörung erwähnt.
Dass die spannende Geschichte ein gutes Ende hat, ist also hiermit
bereits verraten.

Eleanor Riese leidet an den Folgen einer Hirnhautentzündung. Sie gilt
- trotz Abitur - als leicht geistig behindert und hat eine erhöhte
Anfallsbereitschaft. Außerdem wurde eine Schizophrenie diagnostiziert.
Sie lässt sich bereitwillig medikamentös behandeln und begibt sich vor
allem zur medikamentösen Einstellung immer wieder in die
psychiatrische Abteilung des St. Mary-Hospitals in San Francisco. Sie
reagiert mit zunehmenden Blasen- und Nierenproblemen auf das
verordnete Neuroleptikum; andere Medikamente wirken nicht oder
verstärken die Beschwerden noch.

Im Film und im »Fall Eleanor Riese« geht es um die Phase der
kurzfristigen Unterbringung (3. bis 17. Tag) gegen den Willen des
Patienten, ein in den USA übliches Prozedere. Bis zu dem hier
vorgestellten Urteil wurden die Patienten in dieser Phase ohne
»informed consent« medikamentös behandelt, also ohne Einwilligung. So
muss es auch Eleanor Riese in einer besonders demütigenden Lage
erleiden, und genau gegen diese Praxis im Staat Kalifornien klagt sie.
Sie beauftragt eine Patientenanwältin, Colette Hughes, die sich
wiederum zur Unterstützung an den Verfassungsrechtler Morton Cohen
wendet. Gemeinsam nehmen sie den Kampf auf. Vor Gericht bleibt Colette
Hughes eher im Hintergrund; dass sie vor ihrem Jurastudium zehn Jahre
als Krankenschwester, davon fünf in der Psychiatrie, gearbeitet hat,
hilft der Sache aber enorm: Im Gegensatz zu dem ausgefuchsten Juristen
kennt sie sich aus mit dem Klinikalltag inklusive Neuroleptika. Der
Kampf durch die Instanzen sei hier nicht in allen Details verraten. Es
geht auf und ab, und Colette Hughes wendet sich an viele
psychiatrische Kliniken, bis sich das Blatt wendet. Am Ende
unterstützt sogar die American Psychological Association das Vorhaben
- und der State Court California entscheidet 1987, dass auch
zwangseingewiesene Patienten das Recht haben, über die Anwendung von
Antipsychotika informiert zu werden und mitzubestimmen. Eine
unfreiwillige Behandlung ist (abgesehen von definierten Ausnahmen) nur
mit einem richterlichen Beschluss möglich: 

www.apa.org/about/offices/ogc/amicus/riese.pdf.

Natürlich erinnert der Film an die deutsche Debatte um
Zwangsmedikation der letzten Jahre - ich finde, das macht ihn
besonders interessant und regte die Produktion möglicherweise an. Denn
er wurde mit deutschen Fördermitteln finanziert, und entscheidende
Szenen wurden in Köln gedreht.

Hauptdarstellerin Helena Bonham Carter nutzt die Gelegenheit und zieht
als drollige Nervensäge Eleanor alle Register; Hilary Swank verkörpert
die total verspannte Anwältin mit Bravour. Ganz allmählich kommen sich
die beiden Frauen näher. Es menschelt also auch im Film und in der
gemeindepsychiatrischen Szene San Franciscos, bis sich Eleanor am Ende
stolz auf ihrem neuen Sofa drapiert.

Eleanor & Colette

USA 2017; 115 Min.

R: Bille August

D: Helena Bonham Carter, Hilary Swank, Jeffrey Tambor

(Kinostart: 3. Mai 2018)

 * 
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MAGAZIN/871: WDR Quarks - Plastik überall. Wie stoppen wir das Müllproblem?, 18.09.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks:

Plastik überall - Wie stoppen wir das Müllproblem?

Dienstag, 18.09.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Kunststoffe sind vielseitig, billig, praktisch und sie machen den
Alltag bequem. Als Verpackungen für Lebensmittel, Kosmetik oder
Putzmittel sind sie heute kaum noch wegzudenken. Doch Kunststoffe
werden zunehmend zum Umweltproblem: Riesige Müllstrudel treiben in den
Meeren. Unachtsam weggeworfener Plastikmüll verschandelt Strände und
Landschaften und in Flüssen und Ozeanen schwimmt Mikroplastik aus
Kleidung und Kosmetikprodukten. Forscher finden Plastik schon in
Kleinstlebewesen, die am Anfang der Nahrungskette stehen und auch die
Mägen von Fischen und Vögeln sind immer häufiger gefühlt mit Plastik.
Quarks zeigt, wie der Plastikmüll in die Meere gelangt, welche Folgen
das für die Natur hat und stellt die Frage: Wie können wir die
Plastikflut stoppen?

Das Quarks-Team nimmt Mülltrennung und -recycling in Deutschland unter
die Lupe, gibt Tipps zum Plastiksparen beim Einkauf im Supermarkt und
begleitet Schüler, die die Plastikverschmutzung am und im Rhein
erfassen. Quarks-Reporterin Mai Thi Nguyen-Kim macht den
Selbstversuch: Kann sie ihren Plastikmüll einen Monat lang soweit
reduzieren, dass er in ein Einweckglas passt? Welche Alternativen gibt
es zum Plastik und was taugen sie? Außerdem: Wie wollen
Wissenschaftler das Recycling verbessern?

 * 
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MELDUNG/413: ARD-alpha - Forschung auf den Punkt gebracht, 18.+25.9.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 23. August 2018

Forschung auf den Punkt gebracht

Campus Talks aus Lindau

Dienstag, 18. und 25. September 2018, jeweils um 22.15 Uhr in
ARD-alpha



Neben 39 Laureaten waren bei der 68. Lindauer Nobelpreisträgertagung
Ende Juni 2018 rund 600 Nachwuchswissenschaftler aus aller Welt zu
Gast. Neun von ihnen präsentieren in "Campus Talks" ihre Forschungen:
am Dienstag, 18. und 25. September 2018, jeweils um 22.15 Uhr in
ARD-alpha. Die Sendungen stehen nach Ausstrahlung jeweils fünf Jahre
in der BR Mediathek zur Verfügung.

Seit 2014 präsentiert sich ARD-alpha als offizieller Medienpartner bei
den Lindauer Nobelpreisträgertagungen mit speziellen Programmformaten.
In diesem Jahr entstanden in Lindau erstmals zwei Ausgaben der
Sendereihe "Campus Talks", in der Wissenschaftler in prägnanten
Kurzvorträgen ihre Arbeit auf den Punkt bringen.

Die neun Nachwuchswissenschaftler stammen aus den unterschiedlichsten
Ländern: vom Oman über Indien, Australien und den USA bis hin zu
Dänemark, Malaysia und Deutschland. Mit ihrer jeweiligen Forschung
wollen sie Neues entdecken und große Probleme lösen, die die
Gesellschaft bewegen. In diesem Jahr stehen Themen aus den Bereichen
Physiologie und Medizin im Fokus.


"Campus Talks" am Dienstag, 18. September 2018, 22.15
Uhr:

Die Inderin Arunima Roy untersucht, wie stark eine unterstützende
Umgebung bei der Bewältigung psychischer Krankheiten sein kann. Der
Inder Vivian Lobo möchte Spermien unfruchtbarer Männer wieder in
Bewegung bringen, der Malaysier Ghows Azzam Dengue-Fieber bekämpfen,
und der Däne Pascal Timshel arbeitet an einer "GoogleMap" für den
menschlichen Körper.


"Campus Talks" am Dienstag, 25. September 2018, 22.15
Uhr:

Die US-Amerikanerin Myriam Van Dyke erforscht den Zusammenhang
zwischen sozialem Milieu und Anfälligkeit für Herzkrankheiten. Der Ire
Philip Lewis will herausfinden, ob das Außenlicht bei der Geburt
schädliche Auswirkungen auf die spätere Gesundheit des Menschen hat.
Die Australierin Amy Shepherd engagiert sich für einen Fortschritt in
der Alzheimer-Forschung. Die US-Amerikanerin Naomi Mburu erforscht,
wie lebenswichtige Organtransporte einfacher werden könnten, und
Haitham Al Mahrouqi aus dem Oman möchte die Augenkrankheit Keratokonus
besser diagnostizieren.


alpha-Campus

Die Sendereihe "alpha-Campus" in Zusammenarbeit mit Hochschulen und
Forschungseinrichtungen gibt allen, die sich für die Hochschulszene
interessieren, montags bis donnerstags von 22.15 bis 22.45 Uhr die
Gelegenheit, an Wissenschaftsdebatten und Forschungsergebnissen
teilzuhaben.

In der Sendung "Campus Talks" bringen Wissenschaftler ihre Forschung
auf den Punkt und erklären Laien in einem kurzen Vortrag und in freier
Rede ihr Forschungsgebiet. Jeder Teilnehmer hat 13 Minuten Zeit.
Erlaubt sind weder PowerPoint noch Manuskript.

 * 

Quelle:
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Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Das Experiment: Stadt Land Frust - Wo lebe ich am besten?

Ein Film von Edith Dietrich und Herbert Kordes

Moderatorin: Steffi Neu

Mittwoch, 19.09.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 12.44 Uhr



Über 75% der Menschen in NRW leben in der Stadt. Das bedeutet: kurze
Wege, viel Kultur, buntes Treiben, aber auch Stress, Lärm und
schlechte Luft. Der Wohnraum in den Städten wird immer knapper und ist
vielfach nicht mehr zu bezahlen. Die Dörfer bemühen sich um Zuzug und
werben mit üppiger Natur, günstigen Häusern und dem Ausbau von
schnellem Internet. Nachteile sind häufig die langen Wege zur Arbeit
und eine schlechte medizinische Versorgung.

Wie steht wirklich es um die Lebensqualität auf dem Land und in der
Stadt? Wir machen das Experiment.

Anke, Markus und Tochter Mathilda tauschen ihr Haus im Bergischen Land
gegen die Stadtwohnung von Lina und Bastian im Zentrum von Düsseldorf,
die für vier Wochen aufs Land ziehen.

Die Herausforderungen: Wie lerne ich die Nachbarn kennen? Wie sieht's
mit der Infrastruktur aus: Wo sind Ärzte, Krankenhaus, Kindergarten,
Spielplätze und Geschäfte und wie sind diese zu erreichen?

Wie klappt die Fortbewegung ohne Auto, wenn ich auf die öffentlichen
Verkehrsmittel angewiesen oder gar zu Fuß unterwegs bin.

Die "Düsseldorfer auf Zeit" müssen außerdem versuchen, eine Wohnung zu
finden, und lernen so die Härte des städtischen Wohnungsmarkts
kennen.

Am Ende haben beide Seiten auch schöne Überraschungen erlebt und
Vorurteile über Bord geworfen.

 * 
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FEATURE/1101: Deutschlandfunk - Kindersoldaten und der Internationale Strafgerichtshof, 18.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Opfer, ein Täter - Zwei Kindersoldaten und der Internationale
Strafgerichtshof

Von Elsbeth Bräuer und Minh Thu Tran

Deutschlandfunk/WDR 2018

Das Feature

Dienstag, 18. September 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Zwei Jungen werden von einer ugandischen Miliz verschleppt und als
Kindersoldaten rekrutiert. Jetzt steht der eine als Kriegsverbrecher
vor dem Internationalen Strafgerichtshof - der andere arbeitet für die
Institution. Die beiden Männer sind einander noch nie begegnet. In
diesem Prozess kreuzen sich ihre Biografien, die gegensätzlicher nicht
sein könnten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2698: Deutschlandfunk Kultur - Leopold Mozart. Künstler, Wissenschaftler, Pädagoge, 18.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"... der Welt zu zeigen, dass ich Einsicht und Vernunft
habe."

Leopold Mozart - Künstler, Wissenschaftler, Pädagoge

Von Martin Hoffmann

Alte Musik

Dienstag, 18. September 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



"Was muss das für ein Schock gewesen sein im Hause Mozart, als der
Vater im Kleinkind das Genie erkannte: Man meint ein herziges,
gescheites Kind zu haben und sieht unvermittelt - ein Krokodil." So
anschaulich beschreibt Nicolaus Harnoncourt den spektakulären
Erkenntnisgewinn Leopold Mozarts. Bis heute sieht die Nachwelt den
Menschen Leopold Mozart nicht selten in einer Perspektive, die dem
Musiker, Schriftsteller, Aufklärer und Komponisten nicht gerecht wird.
Wer ist dieser missmutig und streng dreinschauende Mann mit Perücke?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2697: BR-KLASSIK - 67. ARD-Musikwettbewerb, Live-Übertragung der Preisträgerkonzerte 18.9.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. September 2018

67. ARD-Musikwettbewerb

Die Preisträger stehen fest

Live-Übertragung der Preisträgerkonzerte

Dienstag, 18. September 2018, 20.05 Uhr, BR-KLASSIK



Die letzten Preisträger des 67. Internationalen ARD-Musikwettbewerbs
wurden am heutigen Abend von der Jury gewählt. Beim Finale im Fach
Viola im Münchner Herkulessaal wurden drei Preise vergeben: Der erste
Preis und der Publikumspreis gingen an Diyang Mei (24) aus China. Der
chinesische Bratschist Yucheng Shi (25) wurde mit dem zweiten Preis
ausgezeichnet. Den dritten Preis erspielte sich der erst 20-jährige
Takehiro Konoe aus Japan. Insgesamt wurden vier erste, vier zweite
sowie fünf dritte Preise verliehen.

"Wir haben einen fantastischen Wettbewerb auf allerhöchstem Niveau
 erlebt und freuen uns über vier klare und völlig zu Recht vergebene
 erste Preise. Und dass mit der gerade 20-jährigen Selina Ott
 erstmals in der Wettbewerbsgeschichte eine Trompeterin mit einem
 ersten Preis ausgezeichnet wurde, ist natürlich eine kleine
 Sensation."
 Oswald Beaujean und Meret Forster, künstlerische Leiter des
ARD-Musikwettbewerbs



Im Fach Gesang wurde die Mezzosopranistin Natalya Boeva (29) aus
Russland mit dem ersten Preis ausgezeichnet. Sie konnte sich auch über
den Preis für die beste Interpretation der Auftragskomposition von
Stefano Gervasoni freuen. Der zweite Preis ging an den Schweizer
Bassbariton Milan Siljanov (31), der auch den Publikumspreis erhielt.
Jeweils einen dritten Preis gewannen der Tenor Mingjie Lei (30) aus
China sowie die schwedische Sopranistin Ylva Sofia Stenberg (28).

Im Fach Trompete errang die erst 20-jährige Selina Ott aus Österreich
den ersten Preis. Damit wurde zum ersten Mal in der Geschichte des
ARD-Musikwettbewerbs eine Frau im Fach Trompete mit einem ersten Preis
ausgezeichnet. Die beiden anderen Finalisten bekamen jeweils einen
zweiten Preis: der Franzose Célestin Guérin (25) und Mihály
Könyves-Tóth aus Ungarn (27), der auch den Publikumspreis sowie den
Preis für die beste Interpretation der Auftragskomposition von Olga
Neuwirth erhielt.

Im Fach Klaviertrio vergab die Jury den ersten Preis an das Aoi Trio
aus Japan. Die beiden anderen Ensembles, das Trio Marvin
(Kasachstan/Russland/Deutschland) und das Trio Lux (Südkorea)
erspielten sich jeweils einen dritten Preis. Das Trio Lux wurde zudem
mit dem Publikumspreis und dem Preis für die beste Interpretation der
Auftragskomposition von Miroslav Srnka ausgezeichnet. Ein zweiter
Preis wurde dieses Jahr nicht vergeben.

Am heutigen Abend fand das Finale im Fach Viola statt. Im Münchner
Herkulessaal wurde der erste Preis an Diyang Mei (24) aus China
vergeben, der sich auch über den Publikumspreis freuen konnte.
Außerdem erhielt er den Preis für die beste Interpretation der
Auftragskomposition von Konstantia Gourzi. Der 25-jährige Bratschist
Yucheng Shi aus China wurde mit dem zweiten Preis ausgezeichnet. Den
dritten Preis erkannte die Jury dem Japaner Takehiro Konoe (20) zu.

Insgesamt gab es 489 Bewerbungen aus 47 Ländern und fünf Kontinenten.
Davon wurden 257 Musikerinnen und Musiker nach der anonymen Wertung
eingesandter Tonaufnahmen nach München eingeladen.

Auch wegen der nachhaltigen Förderung der jungen Künstler, die nach
dem Ende des Wettbewerbs Konzertengagements bei Festivals, Orchestern
und den Konzertreihen der ARD-Hörfunkanstalten erhalten, zu
CD-Aufnahmen eingeladen werden und sich beim Festival der
ARD-Preisträger im darauffolgenden Jahr präsentieren können, zählt der
Musikwettbewerb zu den wichtigsten Projekten der Kulturförderung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks.


Alle Preisträger in der Reihenfolge der Finale:

Gesang:

1. Preis: Natalya Boeva (29), Russland

2. Preis: Milan Siljanov (31), Schweiz + Publikumspreis

3. Preis: Mingjie Lei (30), China

3. Preis: Ylva Sofia Stenberg (28), Schweden

Trompete:

1. Preis: Selina Ott (20), Österreich 

2. Preis: Célestin Guérin (25), Frankreich 

2. Preis: Mihály Könyves-Tóth (27), Ungarn + Publikumspreis

Klaviertrio:

1. Preis: Aoi Trio, Japan

3. Preis: Trio Marvin, Kasachstan/Russland/Deutschland

3. Preis: Trio Lux, Südkorea + Publikumspreis

Viola:

1. Preis: Diyang Mei (24), China + Publikumspreis

2. Preis: Yucheng Shi (25), China.

3. Preis: Takehiro Konoe (20), Japan


Preisträgerkonzerte

In drei Konzerten präsentieren sich alle Preisträger noch einmal einem
großen Publikum: im Prinzregententheater am Mittwoch, 19. September
mit dem Münchner Rundfunkorchester unter der Leitung von Andriy
Yurkevych, am Donnerstag, 20. September mit dem Münchener
Kammerorchester sowie am Freitag, 21. September, im Herkulessaal mit
dem Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks, das von Joseph
Bastian geleitet wird.


Der Wettbewerb in den Medien - Live-Übertragung der
Preisträgerkonzerte

"Sweet Spot", das junge Klassik-Magazin des BR, präsentiert die
Preisträger am 17. September um 21.05 Uhr. Eine zusammenfassende
Reportage ist am 18. September um 20.05 Uhr auf BR-KLASSIK zu hören.

Die drei Preisträgerkonzerte werden von BR-KLASSIK live im Radio
übertragen, das Preisträgerkonzert vom 21. September wird ARD-weit in
den Kulturwellen live gesendet.

Alle drei Preisträgerkonzerte können live auf

www.ard-musikwettbewerb.de und www.br-klassik.de/concert verfolgt
werden.

Im Fernsehen ist u. a. eine Dokumentation mit Porträts aller
Preisträger und Konzertausschnitten zu sehen (3sat am 29. September um
23.15 Uhr, BR Fernsehen am 3. Oktober um 10.15 Uhr). Das Erste zeigt
in seinem Kulturmagazin ttt am 23. September um 23.35 Uhr eine
viertelstündige Reportage mit Eindrücken vom Klaviertrio-Wettbewerb.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. September 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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TALK/1597: 1LIVE - Gespräch mit Edith Arnold, 19.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Im Gespräch mit Edith Arnold

Studiogast: Edith Arnold

Moderation: Bianca Hauda

1LIVE Talk

Mittwoch, 19.09.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Für Menschen mit Behinderung ist es nicht alltäglich, sich mit
jemanden nackt ein Bett zu teilen. Edith Arnold will das ändern. Die
Rheinländerin ist 30 und arbeitet als Sexualbegleiterin für Menschen
mit geistiger oder körperlicher Behinderung.

Ein Job, der bei vielen Leuten Stirnrunzeln oder offene Kinnladen
auslöst - denn das ist immer noch ein großes Tabu.

Edith sagt: Nur, weil Menschen eine Behinderung haben, heißt das
nicht, dass sie keine sexuellen Bedürfnisse haben. Edith Arnold lässt
sich auf sie ein, will ihnen helfen, ein Gefühl für den eigenen Körper
zu entwickeln und erste sexuelle Erfahrungen zu sammeln. Im 1LIVE Talk
erzählt Edith, wie sie zu ihrem Job gekommen ist und warum sie keine
Berührungsängste hat - am Mittwoch, den 19. September 2018, ab 23 Uhr
und danach jederzeit im Podcast.

Redaktion: Maike Wüllner

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1816: Unna - Einführung in die Bildbearbeitungssoftware "IrfanView" am 27.9.


VHS-Aktuell: Einführungskurs zur kostenlosen Bildbearbeitungssoftware IrfanView



Kreisstadt Unna. In dem Seminar werden die Grundtechniken zum Bedienen
des Programms Schritt für Schritt behandelt, um selbstständig eigene
Bilder am Rechner mit IrfanView zu bearbeiten. Die Teilnehmenden
lernen Bildgrößen zu ändern, Aufnahmen zu korrigieren und Effekte in
die Fotos einzubauen. Auch die Erstellung einer Diashow wird
ausführlich erklärt.

Der Kurs "Bildbearbeitung mit IrfanView" mit der Buchungsnummer
182-4082 findet am 27. September 2018 von 18 bis 21 Uhr in Raum 006 im
zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 23 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 44 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.
Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas
Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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HNO/293: Schilddrüsenknoten schonend entfernen - Hitzebehandlung aus Asien (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 13.09.2018

BDN: Schilddrüsenknoten schonend entfernen - neue, erfolgreiche Hitzebehandlung aus Asien



Etwa 20 Millionen Menschen in Deutschland haben einen oder mehrere
Schilddrüsenknoten. Treten Beschwerden wie Nervosität oder Schläfrigkeit
auf, sollte eine Behandlung erfolgen. Viele Patienten mit gutartigen
Knoten, die eine Operation unter Vollnarkose oder eine Radiojodtherapie
ablehnen, können seit kurzem eine neue Behandlungsmethode wählen, die
bereits seit etwa 15 Jahren erfolgreich in Asien eingesetzt wird: die
Thermoablation. Je nach Knotengröße kommen hier unterschiedliche Verfahren
zum Einsatz, die das Gewebe mit Hitze zerstören.

In welchen Fällen diese Methoden in Frage kommen, erläutern
Nuklearmediziner auf der Pressekonferenz des Bundesverbandes Deutscher
Nuklearmediziner e.V. (BDN) am 27. September 2018 in Berlin. Darüber
hinaus berichtet eine Patientin über ihre Erfahrungen mit der
Thermoablation.

"Ich litt jahrelang unter innerer Unruhe, Schlaflosigkeit und Herzrasen",
erzählt Karin Kunert. Ursache der Beschwerden waren Knoten, die eine
permanente Überfunktion der Schilddrüse verursacht hatten. "Doch Angst vor
den Folgen einer Vollnarkose, vor einer großen sichtbaren Narbe am Hals
und davor, dass etwa die Stimmbänder zerstört werden könnten, hielt mich
von einer Operation ab, die mir immer wieder empfohlen wurde", berichtet
die 66-jährige Berlinerin weiter. Ihre Beschwerden verschlimmerten sich.

"Viele Patienten scheuen den operativen Eingriff oder die
Radiojodtherapie, bei der ein radioaktives Medikament eingenommen werden
muss", bestätigt Professor Dr. med. Frank Grünwald, Direktor der Klinik
für Nuklearmedizin am Universitätsklinikum Frankfurt/Main. Neue
Hitzebehandlungen, die ursprünglich in Asien entwickelt wurden und jetzt
auch in Deutschland zur Verfügung stehen, bieten vielen dieser Patienten
eine schonende Alternative. Sie können zudem Betroffenen helfen, für die
eine Operation aus gesundheitlichen Gründen oder eine Radiojodtherapie aus
therapeutischen Aspekten nicht in Frage kommt.

Je nach Lage oder Größe der Schilddrüsenknoten setzen die Ärzte
unterschiedliche thermoablative Verfahren ein. Bei der Ultraschalltherapie
(HIFU) etwa können Knoten bis Kastaniengröße mit gebündelten
Ultraschallwellen durch die Haut hindurch "weggebrannt" werden. Am
häufigsten angewendet, da am verträglichsten, und am besten durch Studien
untersucht ist die Radiofrequenzablation (RFA) - sie kann Knoten bis
Mandarinengröße entfernen. Hier gibt die Spitze der Ultraschallsonde
hochfrequenten Wechselstrom ab, der das erkrankte Gewebe auf Temperaturen
von 60 bis 90 Grad erhitzt und somit zerstört. Bei besonders großen Knoten
ab einem Volumen von 100 Millilitern hilft die Mikrowellenablation: Der
Arzt führt über einen kleinen Schnitt eine Nadel in den Knoten ein und es
werden dann dort Mikrowellen erzeugt, vergleichbar mit der
Haushaltsmikrowelle.

Durch diese thermoablativen Anwendungen reduziert sich das Knotenvolumen
innerhalb der darauffolgenden zwölf Monate um bis zu 90 Prozent und
verbessert somit die Beschwerden des Patienten dauerhaft. "Der Vorteil all
dieser Verfahren ist, dass sie weitgehend schmerzfrei sind, keine
Vollnarkose erfordern und keine Narben hinterlassen", betont BDN-Experte
Grünwald. Nicht zu unterschätzen sei auch, dass Patienten eine lebenslange
Einnahme von Hormonen erspart bleibt, da nur die erkrankten Zellen
zerstört werden, das gesunde hormonproduzierende Gewebe hingegen erhalten
bleibt.

Um diese Verfahren in Deutschland zu etablieren und Mediziner in der
Anwendung auszubilden, wurde vor vier Jahren am Universitätsklinikum in
Frankfurt/Main das Deutsche Zentrum für Thermoablation von
Schilddrüsenknoten e.V. gegründet. Dort wurden inzwischen über 400
Patienten erfolgreich behandelt. "War vor einigen Jahren die Uniklinik
Frankfurt/Main die einzige Einrichtung in Europa, die diese Verfahren
anbot, sind es mittlerweile 13* Standorte in Deutschland, die über diese
Expertise verfügen", so Grünwald, der Vorsitzender des Zentrums ist.

Doch nicht jeder Patient kommt für diese Behandlung in Frage. "Für die
Wahl der richtigen Therapie ist ein eingehendes Gespräch zwischen Arzt und
Patient wichtig, bei dem alle Vor- und Nachteile von Operation,
Radiojodtherapie oder Thermoablation offen diskutiert werden. Nur dann
kann eine fundierte Entscheidung über die richtige Behandlung getroffen
werden", sagt Grünwald. Nach wie vor sei die Radiojodtherapie bei so
genannten "heißen" Knoten - also hormonproduzierendem Gewebe - die
Standard-Therapie. Und eine Operation werde zwingend erforderlich, sobald
es sich um bösartiges Gewebe handelt. Verbesserungen bei den chirurgischen
Techniken haben bewirkt, dass der Eingriff in den vergangenen Jahren
schonender und effektiver wurde.

Auf einer Pressekonferenz am 27. September 2018 in Berlin berichten
Professor Dr. med. Frank Grünwald und die Schilddrüsen-Patientin Karin
Kunert über die Thermoablation und schildern aus Ärzte- und Patientensicht
den Weg von der Diagnose bis zur Therapie. Zudem erörtern die
Nuklearmediziner, welchen Stellenwert die neue Therapieform bei der
Behandlung von Schilddrüsenknoten künftig gegenüber bewährten
Behandlungsmethoden einnimmt.

*Berlin, Bremen, Essen, Frankfurt am Main, Fulda, Hamburg-Eppendorf,
Homburg/Saar, Köln, Magdeburg, Mainz-Kastel, München, Stuttgart, Wiesbaden

Weitere Informationen finden Sie unter

seddig@medizinkommunikation.org

www.berufsverband-nuklearmedizin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 13.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NOTFALL/328: Aktion "Weltweit Leben retten" - Jetzt mitmachen beim ersten "World Restart a Heart Day" (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 13.09.2018

Weltweit Leben retten: Jetzt mitmachen beim ersten "World Restart a Heart Day"



"Jeder Mensch kann ein Leben retten!" Unter diesem Motto steht die erste
"World Restart a Heart"-Initiative (WRAH), mit der am und um den 16.
Oktober 2018 weltweit Menschen geschult werden sollen, um im Falle eines
plötzlichen Herzstillstands eine lebensrettende Laienreanimation
praktizieren zu können. Nach Einführung des Europäischen Tages der
Wiederbelebung vor fünf Jahren ist die WRAH-Initiative nun die erste
Kampagne unter der Schirmherrschaft des International Liaison Committee on
Resuscitation (ILCOR), mit der weltweit auf die Wiederbelebungsproblematik
hingewiesen werden soll.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) unterstützt die Initiative: "Wir rufen Mediziner
aller Fachgesellschaften auf, Kinder wie Erwachsene in der Anwendung der
lebensrettenden Wiederbelebungsmaßnahmen zu schulen", sagt DIVI-Präsident
Professor Stefan Schwab, Direktor der Neurologischen Klinik des
Universitätsklinikums Erlangen.

"Aktionen müssen nicht genau am 16. Oktober stattfinden, sondern sind auch
im Zeitraum davor und danach möglich. Somit können sich auch alle
Aktivitäten im Rahmen der "Woche der Wiederbelebung", die traditionell im
September stattfindet, entsprechend positionieren", sagt Professor Bernd
Böttiger, Präsidiumsmitglied der DIVI und Direktor der Klinik für
Anästhesiologie und Operative Intensivmedizin am Universitätsklinikum
Köln. Es gehe darum, eine gemeinsame Nachricht an politische
Entscheidungsträger zu senden und darauf hinzuweisen, dass viele
Menschenleben weltweit durch Reanimation gerettet werden könnten, so
Böttiger, der zudem Vorstandsvorsitzender des Deutschen Rates für
Wiederbelebung (GRC) ist. "Wir können sehr stolz darauf sein, was wir
bisher in Deutschland und in Europa diesbezüglich auf die Beine gestellt
haben. Ich freue mich, dass dieser wichtige Impuls nun weltweit wirkt",
sagt Böttiger. Zu den Entwicklungen der weltweiten Reanimationskampagne
hat der Mediziner zusammen mit Fachkollegen aus allen Regionen der Welt
einen Beitrag verfasst, der für alle frei zur Verfügung steht und auch
weitergeleitet werden kann.

Die Laienreanimation muss weltweit gelehrt werden

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) unterstützt die Initiative des ILCOR: Weltweit
schwanken die Werte der Laienreanimation extrem - je nach Land beginnen
zwischen fünf und 80 Prozent mit Wiederbelebungsmaßnahmen. Hunderttausende
Menschenleben könnten jährlich zusätzlich gerettet werden, wenn Menschen
weltweit über eine bessere Reanimationsausbildung verfügen. Und hierfür
ist die weltweite "World Restart a Heart"-Initiative ein großer Schritt in
die richtige Richtung. "Wir werden durch diese Initiative Aktionen zur
Laienreanimation auf der ganzen Welt zusammenbringen und das über alle
Kultur- sowie Landesgrenzen hinweg. Dies wird die Aufmerksamkeit und die
Sichtbarkeit für die Laienreanimation weiter deutlich erhöhen", sagt
DIVI-Vorstandsmitglied Böttiger. Informationsmaterialien in verschiedenen
Sprachen, die zum Teil auch bereits für den "European Restart a Heart Day"
eingesetzt wurden, können auf der Webseite des ILCOR heruntergeladen
werden. Eigene Veranstaltungen können wiederum auf der Webseite des GRC
kostenfrei bekannt gegeben werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-weltweit-leben-retten-jetzt-mitmachen-beim-ersten-world-restart-a-heart-day

https://www.divi.de/images/Dokumente/180911_Publikation_NoRe_Jeder-Mensch-kann-ein-Leben-retten_WRAH_2018.pdf

http://www.ilcor.org/wrah

https://www.grc-org.de/projekte/10-World-Restart-a-Heart-Day

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66600

PM: Weltweit Leben retten: Jetzt mitmachen beim ersten "World Restart a Heart Day"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 13.09.2018
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UROLOGIE/329: Urologen starten Uro-TV - Audiovisuelles Online-Angebot für Patienten, Ärzte und Interessierte (idw)


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 13.09.2018

Urologen starten Uro-TV: Audiovisuelles Online-Angebot für Patienten, Ärzte und Interessierte



Deutschlands Urologen setzen auf audiovisuelle Information im Netz: Mit
ihrem Uro-TV wollen sie sowohl Patienten und interessierte Laien als auch
Ärzte und Fachpersonal im Bewegtbild-Format mit relevanten Informationen
aus ihrem Fachgebiet versorgen. Das neue Online-Tool wird von der
Deutschen Gesellschaft für Urologie e.V. (DGU) und dem Berufsverband der
Deutschen Urologen e.V. (BvDU) betrieben und ist ab sofort über deren
gemeinsame Internet-Plattform www.urologenportal.de zu erreichen.

"Mit den Vorzügen der neuen audiovisuellen Medien sowie ihrer
unmittelbaren Verfügbarkeit rund um die Uhr im Netz kommen wir veränderten
Ansprüchen der Informationsübermittlung entgegen", sagt Dr. Andreas W.
Schneider, Urologe in Winsen (Luhe) und Belegarzt am Krankenhaus Buchholz.
Er hat sich in seiner Funktion als Mitglied der Kommission
Öffentlichkeitsarbeit von DGU und BvDU, zusammen mit Priv.-Doz. Dr. David
Lazica, Chefarzt der Urologie am Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg
(Wümme), seit Jahren für das Projekt stark gemacht und Uro-TV maßgeblich
initiiert.

Das mediale Angebot von Uro-TV ist kostenlos und werbefrei. Die
inhaltlichen Schwerpunkte sieht Dr. Schneider in Anlehnung an die Arbeit
der PatientenAkademie von DGU und BvDU besonders in der seriösen
Aufklärung von Besuchern über urologische Krankheitsbilder sowie über
Untersuchungsmethoden und Behandlungsmöglichkeiten - zum Beispiel beim
Prostatakrebs. Ebenso werden Prävention und Kampagnen etwa zur
Früherkennung von Hodenkrebs in bewegten Bildern und Experten-Interviews
thematisiert. Auch der Humor kommt bei Uro-TV nicht zu kurz, wenn es
beispielsweise um die Anleitung zur Selbstuntersuchung der Hoden geht.

Uro-TV will den Besuchern darüber hinaus auch die Berufspolitik der
Fachgruppe näherbringen: ganz aktuell mit einem Video zur Einführung der
ambulant spezialfachärztlichen Versorgung in der Urologie. Berichtet wird
ebenfalls über Kongresse und die Geschichte der Urologie. Gleichermaßen
abgedeckt ist der Komplex Fort- und Weiterbildung: So wird unter der
Rubrik GeSRU (German Society of Residents in Urology) eine wachsende Zahl
an Lehrfilmen der Vereinigung von Assistenzärztinnen und Assistenzärzten
in Weiterbildung zum Facharzt für Urologie in Deutschland angeboten.
"Qualitativ hochwertige Ausbildungsvideos sollen dem Nachwuchs das
urologische Handwerk näherbringen und besonders die operative Technik
angehender Urologen ergänzen", so Dr. Schneider.

Die Redaktion des neuen Bausteins im Urologenportal wird gemeinsamen von
BvDU und DGU bestritten. Die Programmvision entspricht einem "lebendigen
Portal für bewegte Bilder", das den veränderten Bedürfnissen der
Rezipienten entspricht und sich als dynamische Plattform mit
kontinuierlich wachsendem Content bei Laien und Fachbesuchern zu einer
festen Größe für audiovisuelle Informationen rund um die Urologie
etabliert.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.urologenportal.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795
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Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 13.09.2018
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FORSCHUNG/3903: Signalstoff CCL17 lockt Immunzellen dorthin, wo sie gerade gebraucht werden (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 13.09.2018

Und immer lockt das CCL17?



Der Signalstoff CCL17 lockt Immunzellen dorthin, wo sie gerade gebraucht
werden. Ärzte wissen schon lange: Wenn der Spiegel dieser Substanz im
Körper hoch ist, deutet dies auf eine allergische Reaktion hin. Ein
Wissenschaftlerteam unter Federführung der Universität Bonn hat nun eine
ganz neue Funktion entdeckt: CCL17 beeinflusst auch die Signalübertragung
im Gehirn. Möglicherweise gibt es sogar eine molekulare Verbindung zum
Autismus. Die Ergebnisse sind nun im Fachjournal "GLIA" veröffentlicht.

Chemotaktische Zytokine - kurz Chemokine - sind Signalproteine, die wie
ein Lockstoff dafür sorgen, dass zum Beispiel Immunzellen aus der Blutbahn
in die Gewebe auswandern. Vom Chemokin CCL17 ist bekannt, dass es etwa
Entzündungen fördert und mit allergischen Erkrankungen im Zusammenhang
steht. Ein hoher CCL17-Spiegel im Blut wird von Ärzten als diagnostischer
Hinweis auf allergische Reaktionen wie zum Beispiel Neurodermitis
gewertet. Doch je weiter die Forschung zu den Chemokinen voranschreitet,
desto mehr neue Funktionen werden entdeckt. So ging aus einer früheren
gemeinsamen Studie der Universitäten Münster und Bonn hervor, dass sich
Tiere mit einem Defekt in der Ausprägung des Rezeptors für CCL17
verhaltensauffällig erweisen: Sie brachten es zum Beispiel nicht fertig,
Nester zu bauen wie ihre normal entwickelten Artgenossen.

"Diese Verhaltensänderungen waren Hinweise darauf, dass CCL17 nicht nur
das Immunsystem beeinflusst, sondern auch auf das Gehirn wirkt", sagt die
Korrespondenzautorin der Studie, Prof. Dr. Irmgard Förster vom
LIMES-Institut der Universität Bonn, die auch Mitglied des Exzellenzclusters
"ImmunoSensation" ist. Wenn ein solcher Zusammenhang besteht, welche
Zellen im Gehirn produzieren dann das CCL17? Dieser Frage gingen Doktorand
Lorenz Fülle und Irmgard Förster zusammen mit Wissenschaftlern des
Instituts für Zelluläre Neurowissenschaften um Prof. Dr. Christian
Henneberger, Dr. Annett Halle vom Deutschen Zentrum für Neurodegenerative
Erkrankungen (DZNE) und Privatdozentin Dr. Judith Alferink von der
Universität Münster nach.

Durch eine genetische Veränderung koppelten die Forscher die Freisetzung
von CCL17 mit der Produktion eines fluoreszierenden Farbstoffs, der alle
Zellen aufleuchten lies, die das Chemokin herstellten. Zudem kurbelten die
Wissenschaftler die CCL17-Produktion an, indem sie dem Immunsystem mit
einer Substanz aus Bakterienhüllen einen Infekt vortäuschten. Unter dem
Mikroskop waren dann die Produktionsstätten des Chemokins im Gehirn gut
erkennbar. "Das CCL17 wird hauptsächlich in den Nervenzellen des
Hippocampus gebildet", berichtet Erstautor Lorenz Fülle. Die in der Form
einem Seepferdchen ähnliche Struktur liegt gleich doppelt - rechts und
links im Gehirn - vor und erfüllt bei Aufgaben wie Orientierung und
Gedächtnisbildung eine wichtige Funktion.

Wissenschaftler blockierten das Gen für CCL17

Als nächsten Schritt blockierten die Wissenschaftler das Gen für die
CCL17-Produktion und beobachteten die Wirkung. Ohne das wichtige Chemokin
waren in diesen "Knockout"-Mäusen die Mikrogliazellen deutlich kleiner und
lagen nur in der halben Anzahl wie bei unbehandelten Kontrolltieren vor.
Mikrogliazellen sind schon seit langer Zeit als Immunzellen des Gehirns
bekannt und sorgen dort als "Gesundheitswächter" für die Entsorgung von
Zelltrümmern und Infektionserregern. Inzwischen hat sich aber erwiesen,
dass diese "Fresszellen" die Nervenzellen auch unabhängig davon bei ihrer
Arbeit unterstützen.

Um die Wirkung von CCL17 auf die Funktion von Nervenzellen zu untersuchen,
überprüften Wissenschaftler im Labor des Instituts für Zelluläre
Neurowissenschaften am Uniklinikum Bonn bei Prof. Dr. Christian
Henneberger die Signalübertragung im Gehirn der Tiere. Henneberger: "Die
Experimente deuten auf eine Dämpfung der Signalübertragung durch CCL17 im
Gehirn hin." Da Autismus beim Menschen ebenfalls mit erhöhten Spiegeln von
CCL17 im Blut einhergeht, könnte CCL17 auch bei dieser Entwicklungsstörung
eine Rolle spielen - zum Beispiel durch einen Infekt oder eine allergische
Reaktion im frühen Kindesalter als Auslöser. "Doch das sind bislang
Spekulationen", sagt Förster. "An welche Wirkungen CCL17 gekoppelt ist,
muss die weitere Forschung erst noch erweisen."


Originalpublikation:

Lorenz Fülle, Nina Offermann, Jan Niklas Hansen, Björn Breithausen, Anna
Belen Erazo, Oliver Schanz, Luca Radau, Fabian Gondorf, Konrad Knöpper,
Judith Alferink, Zeinab Abdullah, Harald Neumann, Heike Weighardt,
Christian Henneberger, Annett Halle and Irmgard Förster: CCL17 exerts a
neuroimmune modulatory function and is expressed in hippocampal neurons,
GLIA, 

DOI: 10.1002/glia.23507

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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STUDIE/530: Nimmt die Umwelt Einfluss auf die Gene im Gehirn? (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 13.09.2018

Nimmt die Umwelt Einfluss auf die Gene im Gehirn?



Gibt es einen Zusammenhang zwischen der Aktivität bestimmter Gene im
Gehirn und Leistungsunterschieden bei Intelligenztests? Wissenschaftler
der Charité - Universitätsmedizin Berlin haben nachgewiesen, dass sich
Änderungen am Bauplan eines bestimmten Gens negativ auf die individuellen
Testleistungen auswirken. Demnach haben Umweltfaktoren über sogenannte
epigenetische Veränderungen des Erbguts mehr Einfluss auf die Intelligenz
als bisher angenommen wurde. Die Studie wurde im Fachjournal Translational
Psychiatry* veröffentlicht.

Umwelteinflüsse, zum Beispiel Stress und belastende Erfahrungen, können
die Aktivität von Genen beeinflussen und zu individuellen
Strukturveränderungen am Erbmaterial führen. Mit diesen sogenannten
epigenetischen Veränderungen passt sich das Erbgut an die Anforderungen
seiner Umwelt an. Die Information, ob und unter welchen Umständen ein Gen
aktiv ist, kann zusammen mit dem Erbmaterial an die nächste Generation von
Zellen weitergegeben werden.

Das internationale Team um Dr. Jakob Kaminski und Prof. Dr. Andreas Heinz
von der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie am Campus Charité Mitte
hat in seiner Studie die Intelligenztests von fast 1500 Jugendlichen mit
den epigenetischen Veränderungen des Gehirns der Probanden verglichen. Für
die Studie wurden jene Gene untersucht, die im Nervensystem für die
Signalübertragung mit dem Botenstoff Dopamin von Bedeutung sind. Dopamin
spielt eine wichtige Rolle im Belohnungssystem des Gehirns. Es steuert
maßgeblich den Antrieb und die Motivation einer Person. Die Forscher
konnten in ihrer Studie zeigen, dass die epigenetische Regulation der
Signalübertragung mit Dopamin und die individuelle Leistung in
Intelligenztests zusammenhängen. Durch die Modifizierung des
Dopamin-Rezeptorgens wird dieses Gen von der Zelle stummgeschaltet. Als Folge
werden weniger Dopamin-Rezeptoren auf den Nervenzellen gebildet und die
Signalübertragung wird verringert. In der vorliegenden Studie ging diese
Stummschaltung des Gens mit schlechteren Ergebnissen in den
Intelligenztests einher.

Dr. Kaminski über die Ergebnisse der Studie: "Gerade was die Aktivität des
Dopamin-gesteuerten Belohnungssystems angeht, konnten wir schon früher
Zusammenhänge mit Stress und der Intelligenzleistung beobachten. Die
Bedeutung der umweltabhängigen Steuerung der Genaktivität tritt nun neben
andere bekannte Einflüsse auf die Leistung in Intelligenztests, wie Armut
oder die genetische Konstitution. Wir konnten in der vorliegenden
Untersuchung beobachten, dass individuelle Unterschiede in
Intelligenztests auch mit epigenetischen Veränderungen und Unterschieden
in der Hirnaktivität zusammenhängen, die umweltbedingten Einflüssen
unterliegen." In weiteren Studien wollen die Forscher noch genauer
untersuchen, wie stark Umwelteinflüsse zu neurobiologischen Veränderungen
führen und die Leistung in Intelligenztests beeinflussen.

Links:

- Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie

https://psychiatrie-psychotherapie.charite.de/

- Arbeitsgruppe Lernen und Kognition

https://psychiatrie-psychotherapie.charite.de/forschung/bildgebung/ag_lernen_und_kognition/


Originalpublikation:

*Kaminski JA, et al.: Epigenetic variance in dopamine D2-receptor: a
marker of IQ malleability? Translational Psychiatry 8, Article number: 169
(2018). 

DOI: 10.1038/s41398-018-0222-7.

https://www.nature.com/articles/s41398-018-0222-7
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ARTIKEL/1493: Interview zum Altersmedizin-Kongress ... "Verschmelzung unterschiedlicher Disziplinen gelungen" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 12.09.2018

Altersmedizin-Kongress mit Teilnehmerrekord: "Verschmelzung unterschiedlicher Disziplinen gelungen"



Der Gemeinschaftskongress der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und
Geriatrie (DGGG) und der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) war
ein voller Erfolg. Schon die Zahlen sprechen für sich: Insgesamt 1.075
Altersmediziner unterschiedlichster Fachbereiche besuchten an den drei
Veranstaltungstagen insgesamt 64 Symposien mit 265 Einzelbeiträgen, 20
Sessions mit insgesamt 96 freien Vorträgen, sieben Lunchsymposien und 141
Poster-Präsentationen sowie sieben Keynote-Lectures und zahlreiche
AG-Sitzungen. Viele neue Erkenntnisse und spannende Gespräche entstanden im
Rahmen des Leitthemas "Vielfalt des Alterns: biomedizinische und
psychosoziale Herausforderungen".

Im Abschlussgespräch ziehen die beiden Kongress-Präsidenten Professorin
Ursula Müller-Werdan (DGGG) und Professor Hans Jürgen Heppner (DGG) eine
positive Kongressbilanz.


Was nehmen Sie nach diesem Kongress mit nach Hause?

Prof. Dr. Heppner: Vor allem ein sehr positives Gefühl. Es war ein gut
organisierter Kongress in einem angenehmen Ambiente. Wir freuen uns
außerdem besonders über die durchgehend hohe Qualität der Workshops und
Symposien. Auch die gastgebenden Fachgesellschaften haben sich auf diesem
Kongress sehr gut präsentiert. Der Zuspruch hätte besser nicht sein
können. Mit insgesamt 1.121 Kongress-Besuchern haben wir einen absoluten
Rekord erzielt.


Welche Take-Home-Message gibt es für die Teilnehmer?

Prof. Dr. Müller-Werdan: Technik und Altersmedizin sind keine Gegensätze:
tatsächlich kann die neuere technologische Entwicklung den
Patientenkomfort immens verbessern. Das ist ein Thema, das wir deswegen in
der Geriatrie und Gerontologie weiter voranbringen müssen. Und ich denke,
das ist uns in den vergangenen Kongress-Tagen gut gelungen. Zudem wurde in
vielen Sitzungen klar herausgestellt, dass zukünftig Prävention ein
wichtiges Thema auch in der Altersmedizin werden sollte.


Gibt es weitere Erkenntnisse nach Köln?

Prof. Dr. Müller-Werdan: Wieder einmal hat sich gezeigt, dass eine
multidisziplinäre Ausrichtung es den Teilnehmer ermöglicht, sich noch
facettenreicher zu vernetzen und auszutauschen. Wir hatten neben
nationalen auch Keynote-Speaker mit internationaler Affiliation und
Stipendiaten der Gerontological Society of America mit dabei, die wir den
einzelnen Symposien zugeordnet haben. Dass der Kongress auch international
auf große Resonanz gestoßen ist, zeigt uns, dass wir mit der Ausrichtung,
nicht nur nationale Symposien mit aufzunehmen, genau den richtigen Weg
gegangen sind.


Was halten Sie von den neuen Vortrags- und Präsentationsformen?

Prof. Dr. Heppner: Wir freuen uns, dass einige neue Formate sehr gut
angenommen worden sind. Am Samstag hatten wir eine tolle
Weiterbildungsmöglichkeit auf dem Kongress, einen kostenpflichtigen
Workshop zum Thema Schlafmedizin, der auf guten Anklang gestoßen ist. Auch
lockere Formate wie der Kaffeeklatsch mit den Kongress-Präsidenten sind
für das erste Mal auf eine sehr positive Resonanz gestoßen. Ein besonderes
Highlight war für mich auch der Fotografiebeitrag über die
Hundertjährigen, der den Kongress zusätzlich um eine künstlerische
Komponente bereichert hat.


In diesem Jahr war es ja ein gemeinsamer Kongress von DGG und DGGG. Ist der gemeinschaftliche Aspekt gelungen?

Prof. Dr. Heppner: Durch die Wahl des Mottos "Vielfalt des Alterns:
biomedizinische und psychosoziale Herausforderungen" ist uns aus meiner
Sicht tatsächlich eine gute Verschmelzung der verschiedenen
Herausforderungen des Alterns aus gerontologischer und geriatrischer Sicht
gelungen. Der Kongress hat gezeigt, dass es zahlreiche gemeinsame
Forschungsansätze gibt, die Wissenschaftler und Kollegen aus
unterschiedlichen Disziplinen zusammenbringen. Die drei Kongress-Tage
haben wieder einmal gezeigt, dass Gerontologen und Geriater doch
zusammengehören! Diese gute Kooperation sollte auf jeden Fall
weitergeführt werden.


Was haben Sie von Teilnehmern an Rückmeldungen bekommen?

Prof. Dr. Heppner: Ich habe viele positive Rückmeldungen bekommen. Das
Rahmenprogramm kam äußerst gut an. Auch die Kongress-Stadt Köln sowie die
Location an der Universität zu Köln haben den Teilnehmer gefallen.

Prof. Dr. Müller-Werdan: Vor allem unsere sieben Keynotes, das
abwechslungsreiche Programm und die gute Stimmung wurden sehr gelobt. Wir
freuen uns schon auf den nächsten gemeinsamen Kongress im Jahr 2020.


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG)

Die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) ist die wissenschaftliche
Fachgesellschaft der Ärzte, die sich auf die Medizin der späten
Lebensphase spezialisiert haben. Wichtige Schwerpunkte ihrer Arbeit sind
neben vielen anderen Bewegungseinschränkungen und Stürze, Demenz,
Inkontinenz, Depressionen und Ernährungsfragen im Alter. Häufig befassen
Geriater sich auch mit Fragen der Arzneimitteltherapie von alten Menschen
und den Wechselwirkungen, die verschiedene Medikamente haben. Bei der
Versorgung geht es darum, den alten Menschen ganzheitlich zu betreuen und
ihm dabei zu helfen, so lange wie möglich selbstständig und selbstbestimmt
zu leben. Die DGG wurde 1985 gegründet und hat heute rund 1700 Mitglieder.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1514-pm-altersmedizin-kongress-mit-teilnehmerrekord-%E2%80%9Edie-verschmelzung-der-unterschiedlichen-disziplinen-ist-gelungen-%E2%80%9C

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66577

PM: Altersmedizin-Kongress mit Teilnehmerrekord: "Verschmelzung der unterschiedlichen Disziplinen is
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POLITIK/1918: Klinikstreiks in Düsseldorf und Essen - Für eine wirkliche Entlastung wäre sofort ein Mehrfaches nötig (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 36 vom 7. September 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Nur ein Meilenstein

Klinikstreiks zwingen Vorstände zu Schritt in Richtung Entlastung

von Olaf Matthes



Von Dienstag bis Donnerstag haben die ver.di-Mitglieder an den
Unikliniken Düsseldorf und Essen über die Verträge abgestimmt, die
ver.di und Klinikvorstände in der vergangenen Woche unter Vermittlung
von zwei Schlichtern ausgehandelt haben. "Kein Grund zum Jubeln", war
die Stimmung bei der Beratung der Streikenden am Freitag vergangener
Woche. "Ein Meilenstein für Entlastung", schätzte Wolfgang Pieper für
den ver.di-Bundesvorstand ein: Ein Vertrag, zwei Wahrnehmungen.

46 Tage hatten die Kollegen in Düsseldorf gestreikt, 34 Tage die in
Essen. Sie haben gekämpft, damit sie ihre Patienten so versorgen
können, wie sie es gelernt haben und damit sie selbst an ihrer Arbeit
nicht krank werden. Sie haben analysiert, was dafür nötig ist: Wie
viele Patienten kann eine Intensivpflegerin in der Nachtschicht
betreuen? Für wie viele Patienten kann ein Serviceassistent Essen und
Wäsche vorbereiten, wieviel Kilo Instrumente ein Mitarbeiter der
Sterilisierung schaffen?

Sie wissen, was sie brauchen, und das heißt: Dieser Vertrag reicht
nicht. 180 neue Stellen bis Oktober 2019, 40 davon außerhalb der
Pflege, mussten die Vorstände pro Haus zusichern. Für eine wirkliche
Entlastung wäre sofort ein Mehrfaches nötig. Betrachtet man einen
einzelnen Arbeitsplatz, bietet der Vertrag keinen Grund zum Jubeln.

Das, was die Streikenden an den Unikliniken Essen und Düsseldorf
gefordert haben, ist realistisch und unrealistisch zugleich.
Realistisch, weil die Forderungen die wirklichen Bedürfnisse der
Patienten und Beschäftigten ausdrücken. Aber gegen diese Bedürfnisse
stehen das Profitprinzip im Gesundheitswesen und die "unternehmerische
Freiheit" der Klinikkonzerne und -vorstände - die "Freiheit", nach der
die Chefetage den Mitarbeitern vorschreiben darf, was und wie und mit
wie vielen sie ihre Arbeit zu machen haben. Gegen die Forderungen der
Streikenden steht die Politik der Regierungen, die Kliniken
privatisiert und die Gesundheit an einem irrsinnigen Kostendruck
ausgerichtet haben. Unter den heutigen Kräfteverhältnissen sind die
Forderungen der Streikenden unrealistisch.

Vor zwei Jahren haben die Mitarbeiter der Berliner Charité erreicht,
dass die Frage, wie viel Personal der Vorstand für welche Aufgabe
einsetzen muss, zum ersten Mal im Ansatz in einem Tarifvertrag
geregelt wurde. Die Klinikleitung fand Wege, um den Tarif nicht
umzusetzen, noch heute arbeiten die Kollegen daran. Der Vertrag
reichte nicht - aber er war ein Leuchtturm für Klinikbelegschaften im
ganzen Land, die begannen, für Entlastung zu kämpfen. Inzwischen haben
die Unikliniken in Baden-Württemberg und in Gießen-Marburg dabei erste
Erfolge erzielt.

Die Verträge in Düsseldorf und Essen gehen über alle bisherigen
Regelungen für Entlastung hinaus. "Es gibt zwei neue Leuchttürme im
Kampf für Entlastung", sagt ver.di-Sekretär Jan von Hagen im
UZ-Interview. Sie regeln, dass die Vorstände nicht alleine entscheiden
können, wo die 40 neuen Kräfte außerhalb der Pflege eingestellt werden
- sie müssen sich mit dem Personalrat einigen oder mit ver.di
verhandeln. Die Verträge brechen einen kleinen Riss in die
"unternehmerische Freiheit. Sie sind ein Meilenstein - das heißt: Sie
sind eine Markierung an einem langen Weg.

Auf diesen Weg haben sich auch die Beschäftigten der Uniklinik Saar in
Homburg gemacht. "Wir sind noch kilometerweit weg von dem Ergebnis,
das in Düsseldorf und Essen erreicht worden ist", sagt ver.di-Sekretär
Michael Quetting, der dort einen Streik für Entlastung vorbereitet.
Bis zum 11. September läuft die Urabstimmung, vermutlich ab dem 19.
September wird gestreikt. "Es ist beeindruckend, was die Kollegen
geschafft haben", sagt Quetting, "drunter wird es bei uns keinen
Abschluss geben". Und er fragt: "Wenn es uns gelingen würde, die
Kämpfe für Entlastung zusammenzuführen - welche Kraft könnten wir dann
entwickeln?"

 * 

Das wollen wir auch

Was der Vertrag an den Unikliniken für die Kollegen, für die

Gewerkschaft und für die Bewegung für Entlastung bedeutet

Olaf Matthes im Gespräch mit Jan von Hagen


Jan von Hagen, bei ver.di NRW zuständig für Krankenhäuser, hat
den Streik an den Unikliniken begleitet und war Mitglied der
Kommission, die mit den Klinikvorständen den Vertrag ausgehandelt hat,
der nicht Tarifvertrag heißen darf.


UZ: Werden die Kolleginnen und Kollegen an den Unikliniken
Düsseldorf und Essen jetzt entlastet? 

Jan von Hagen: Wir haben mit dem Vertrag - wenn die Streikenden ihn
annehmen - einen Einstieg in die Entlastung geschafft. Aber man darf
nicht vergessen: Seit Einführung der Fallpauschalen - der DRGs - ist
das Personal in den Krankenhäusern so stark runtergefahren worden,
dass selbst 180 zusätzliche Stellen über anderthalb Jahre nicht zu
direkter Entlastung führen. Wir haben Systeme für die
Personalbemessung ausgehandelt - das ist ein Weg, der in 18 Monaten zu
einer deutlichen Verbesserung führen kann.


UZ: Beim Fest der Streikenden am Freitag vergangener Woche
war die Rede von "Katerstimmung" und davon, dass der Vertrag kein
Grund zum Jubeln sei. Warum können die Kollegen, die viele Wochen
gestreikt haben, sich nicht über die Einigung freuen? 

Jan von Hagen: Weil die Differenz zwischen ihren berechtigten
Forderungen und dem, was wir gegen die Vorstände durchsetzen konnten,
zu groß ist. Und es gibt ein großes Misstrauen darin, was der Vorstand
in der Umsetzung aus dem Vertrag machen könnte. Die Kollegen haben die
Erfahrung der letzten zehn Jahre, in denen der Vorstand immer wieder
Entlastung versprochen und nie umgesetzt hat.


UZ: Wie groß sind die Hintertüren, die der Vertrag den
Vorständen lässt?

Jan von Hagen: Verglichen mit allen anderen Regelungen, auch mit dem
Tarif der Charité, haben wir die Hintertüren am weitesten zugemacht.
Zum Beispiel gibt es klare Verfahren dafür, wann der Arbeitgeber die
Leistung reduzieren muss, wenn nicht genug Personal da ist.

Aber vor allem haben wir eine Belegschaft, die zwölf Wochen gestreikt
hat, die den Vertrag genau kennt und jetzt für die Durchsetzung
kämpfen wird. In dem Vertrag ist geregelt, dass die Kollegen eine
Mitteilung kriegen, was ihre Soll-Besetzung ist und wie sie ansteigt
durch den Personalaufbau - das heißt, sie können selbst im Team
überwachen, ob die zugesagte Soll-Besetzung eingehalten wird und
selbst dafür Druck machen. Wenn für den Frühdienst vier Pflegekräfte
vereinbart sind, und dann sind nur drei da, geht es darum, dass jedes
Team sagt: Hinter diesen Vertrag lassen wir uns nicht zurückwerfen.


UZ: Wie wirkt sich dieser Kampf auf die bundesweite Bewegung
für Entlastung aus? 

Jan von Hagen: Er hat gezeigt, dass es möglich ist, die Arbeitgeber
auch zu weitergehenden Zugeständnissen zu zwingen. Und er hat gezeigt:
Die heilige Grenze der Kapitalseite - die unternehmerische Freiheit,
die Entscheidung: Wo gehen Personal und Ressourcen hin? - dass es
möglich ist, diese Grenze zu knacken. Denn der Arbeitgeber kann nicht
selbst entscheiden, wo die 40 zugesicherten Kräfte außerhalb der
Pflege eingestellt werden - er muss sich mit dem Personalrat einigen
und im Zweifel mit ver.di verhandeln.

Bis nächste Woche stimmen die Kollegen der Uniklinik Saar darüber ab,
ob sie streiken werden. Nach der Charité gibt es nun mit Düsseldorf
und Essen zwei neue Leuchttürme im Kampf für Entlastung, da werden
andere Belegschaften sagen: Das wollen wir auch.


UZ: Was können Gewerkschafter für künftige Kämpfe von den
Streikenden an den Unikliniken lernen? 

Jan von Hagen: Wir können Kämpfe dann langfristig und mit massiver
wirtschaftlicher Wirkung führen, wenn es die Belegschaften sind, die
die Kämpfe gestalten, selbst konkret die Forderungen formulieren und
auch mit Fragen und Konflikten selbst und solidarisch umgehen, wenn
die Kämpfe nicht von der Gewerkschaft für die Belegschaft übernommen
werden. ver.di hat sich auf die Fahnen geschrieben, dass es stärkere
und selbsttragene betriebliche Strukturen geben soll und das Ganze
weniger von hauptamtlichen Sekretären abhängen darf. Diese kulturelle
Veränderung äußert sich in theoretischen Diskussion, sie ist aber auch
in den aktuellen Kämpfen erlebbar. Insofern haben die Streikenden der
beiden Unikliniken nicht nur Arbeitgeber und Politik bewegt, sondern
auch ver.di einen Weg gezeigt, wie man wieder in offensive Kämpfe
einsteigen kann und nicht in Verteidigungskämpfen verharren muss.

 * 
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POLITIK/1917: Zugangswege von medizinisch-technischem Fortschritt in die Patientenversorgung (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Sepetember 2018

Gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion Karin Maag beim BVMed: 

"G-BA-Prozesse müssen beschleunigt werden"



Berlin | Die Bundesregierung will die Zugangswege von
medizinisch-technischem Fortschritt in die Patientenversorgung
beschleunigen. "Hauptzielrichtung sind die Prozesse beim Gemeinsamen
Bundesausschuss (G-BA)", sagte die gesundheitspolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, auf dem
BVMed-Gesprächskreis Gesundheit am 12. September 2018 in Berlin. Es
sei unbefriedigend, wenn Bewertungsverfahren "fünf Jahre oder länger
dauern", so Maag: "Wir müssen diese Strukturen verbessern, das ist
unser Ziel."

Die CDU-Expertin stammt aus Baden-Württemberg, wo die Medizintechnik,
aber auch die Biotechnologie traditionell stark sind. "Umso wichtiger
ist der Austausch mit den Wirtschaftsverbänden wie dem BVMed. Wir
wissen um den Anteil der MedTech-Branche und der Technologien am BIP
und am Arbeitsmarkt. Die Wertschätzung für die Leistungen der
Gesundheitswirtschaft ist hoch."

Die Zusammenarbeit der Großen Koalition läuft auf dem Gebiet der
Gesundheitspolitik nach Ansicht Maags gut. Die Absprachen mit dem
Koalitionspartner seien "gut und verlässlich". Nachdem die
Regierungsbildung schleppend verlaufen sei, gebe der Gesetzgeber,
allen voran Gesundheitsminister Jens Spahn, nun Gas. Derzeit laufen
vier Gesetzgebungsverfahren. Dazu komme voraussichtlich in diesem Jahr
noch das "E-Health-Gesetz 2". Der Referentenentwurf wird für Ende
November, Anfang Dezember 2018 erwartet. Themen seien unter anderem
die Gematik, Sicherheit, Interoperabilität, die Frage, wo Daten
abgelegt werden, ein Smartphone-Zugang zur Telematikinfrastruktur und
damit auch Standards für eine Schnittstellenoffenheit, aber auch die
Zugangswege für digitale Innovationen.

Das Beitragsentlastungsgesetz ist aus Sicht Maags weniger in der
öffentlichen Diskussion als das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz. Jede
Pflegestelle am Bett und die Tarifsteigerungen werden vollständig
finanziert. Außerdem werden Pflegepersonal-Untergrenzen in
pflegeintensiven Bereichen eingeführt. Sanktionen bei Unterschreiten
müsse die Selbstverwaltung festlegen. Die CDU-Gesundheitsexpertin
versteht die Sorgen der BVMed-Unternehmen, dass innovative
Medizintechnologien benachteiligt werden könnten. Sie verwies aber
darauf, dass pflegeentlastende Maßnahmen und Technologien durch das
Gesetz gefördert werden sollen. Die Herauslösung der Pflege aus den
Krankenhaus-Fallpauschalen (DRGs) nannte Maag ein "Zeichen der
Wertschätzung für Pflege", da in der Vergangenheit bei der Pflege am
Klinikbett "deutlich zu wenig angekommen" sei.

In der Diskussion um die Hilfsmittelreform (HHVG) teilte Maag die
Ansicht, dass die Ziele des Gesetzgebers bislang noch nicht bei den
Versicherten ankommen. Beim Thema Ausschreibungen in sensiblen
Bereichen, Open-House-Verträgen und mangelndem Vertragscontrolling
durch die Krankenkassen gebe es Nachbesserungsbedarf, betonten die
anwesenden BVMed-Unternehmen aus dem Hilfsmittelbereich.

Beim für die MedTech-Branche wichtigen Thema der neuen
EU-Medizinprodukte-Verordnung (MDR) verwies die Bundestagsabgeordnete
auf die Zuständigkeit der EU-Kommission und des Europäischen
Parlaments. Gesundheitsminister Spahn habe die zuständige
EU-Kommissarin angeschrieben und die absehbaren Engpässe bei den
Benannten Stellen thematisiert. BVMed-Geschäftsführer und
Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt betonte, dass der Geltungsbeginn
der MDR angepasst werden müsse, bis die Voraussetzungen für die
MDR-Umsetzung wie Benannte Stellen, Rechtsverordnungen und die
Datenbank Eudamed vorliegen. Die derzeitige Nichtumsetzbarkeit der MDR
werde schmerzhafte Auswirkungen auf die mittelständische Struktur der
MedTech-Branche haben und Defizite bei der Patientenversorgung mit
Medizinprodukten auslösen, warnte er. "Deshalb muss der europäische
Gesetzgeber handeln und Lösungen entwickeln", so Schmitt.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 67/18

https://www.bvmed.de/karin-maag-beim-bvmed-g-ba-prozesse-muessen-beschleunigt-werden
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ALLERGIE/368: Langzeituntersuchung zu verschiedenen Verlaufsformen von Asthma-Erkrankungen (idw)


Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 12.09.2018

Was ist Asthma - und wenn ja wie viele?



In einer großen Langzeituntersuchung studieren Wissenschaftler und Ärzte
des Deutschen Zentrums für Lungenforschung die unterschiedlichen Verläufe
von Asthma-Erkrankungen vom Kindes- bis zum Erwachsenenalter. In der
aktuellen Ausgabe des Fachmagazins BMC Pulmonary Medicine stellen sie das
Studienprotokoll vor.




[image: Abbildung ©: Fuchs et al., 2018]

Unterschiedliche Krankheitsverläufe beim Asthma mit zwei Zeitfenstern, die im Zentrum der ALLIANCE-Forschung liegen. 

(Abbildung ©: Fuchs et al., 2018)



Was ist Asthma - und wenn ja wie viele? Frei nach einem populären
Buchtitel könnte man auch die Fragestellung der All Age Asthma Cohort
(ALLIANCE) definieren. Denn tatsächlich kennen Mediziner nicht nur ein
Asthma, sondern eine Vielzahl typischer Krankheitsverläufe (siehe
Abbildung). Bei gut einem Viertel aller Kinder tritt mindestens einmal in
der frühen Kindheit Giemen auf. Dabei handelt es sich um ein typisches
Geräusch beim Ausatmen, das durch verengte Atemwege hervorgerufen wird.
Gleichwohl es Anzeichen für ein späteres Asthma sein kann, behalten nur
3-5% aller Kinder, die Giemen oder andere frühe Symptome zeigen, ihr
Asthma bis zum Erwachsenenalter. In anderen Fällen tritt Asthma überhaupt
erst im Erwachsenenalter auf, dann aber oft in schwerer Form.

Um vorhersagen zu können, wie eine Erkrankung verläuft und wie sie
behandelt werden sollte, hat das DZL bereits in der ersten Förderperiode
die ALLIANCE-Kohorte ins Leben gerufen. Sie umfasst mittlerweile mehr als
600 Patienten im Alter zwischen sechs Monaten und 75 Jahren sowie fast 200
gesunde Personen. Alle Teilnehmer kommen in der Regel jährlich in die
jeweiligen Studienzentren. Im Rahmen des Untersuchungsprogramms misst das
ALLIANCE-Studienteam Lungenfunktion und Atemwegsentzündung der Probanden
und prüft, inwieweit sie gegen bestimmte Allergene sensibilisiert sind.
Biomaterialien wie Blut, Nasenabstriche, Sputum und Ausatemluft werden
gesammelt und analysiert. Strukturierte Fragebogen-Interviews und Daten
aus den Patientenakten dokumentieren Symptome, Krankheitsverlauf,
Lebensumstände und Umweltfaktoren. Um die Ergebnisse bei Kindern und
Erwachsenen direkt vergleichen zu können, ist das Spektrum der
Untersuchungen zwar so ähnlich wie möglich gestaltet, allerdings sind
manche Tests nicht in gleicher Art oder gleichem Umfang bei den Kindern
möglich.

Mithilfe einer ganzen Reihe tiefgehender molekularbiologischer
Analysemethoden ('Deep Phenotyping') sollen Mechanismen der verschiedenen
Verläufe aufgeklärt werden. Daten- und Biobanken der ALLIANCE-Kohorte
umfassen mittlerweile Hunderttausende an Datenpunkten und Patientenproben.
Ihre Analyse hat bereits begonnen. "Krankhafte Veränderungen der Atemwege
lassen sich zurzeit nur spät oder zu spät feststellen", so Dr. Thomas
Bahmer von der LungenClinic Grosshansdorf. "Daher suchen wir Substanzen im
Blut und in der Ausatemluft, die schon frühzeitig Auskunft über ein
mögliches Risiko oder einen bestimmten Krankheitsverlauf geben." Außerdem
haben die Wissenschaftler eine neue Technik zur Messung von
Entzündungsbotenstoffen in der Nasenschleimhaut entwickelt. "Wenn uns die
Schleimhaut der Nase, also die oberen Atemwege, etwas über die - für die
Diagnostik nur schlecht erreichbaren - unteren Atemwege sagen könnte,
hätten wir eine bessere und einfachere Untersuchungsmethode zur
Verfügung", so Dr. Oliver Fuchs, der als pädiatrischer Allergologe am
Inselspital Bern und der Kinderklinik des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein in Lübeck arbeitet. "Besonders bei kleinen Kindern könnte diese
harmlose und einfache Technik in der Zukunft eine wichtige Rolle
einnehmen."

ALLIANCE ist eines der großen klinischen Flaggschiffprojekte des DZL.
Beteiligt sind die Standorte ARCN (Kiel/Lübeck/Borstel/Großhansdorf),
BREATH (Hannover), UGMLC (Gießen/Marburg/Bad Nauheim) und CPC-M (München)
sowie die Uniklinik Köln als DZL-externer Partner. Im pädiatrischen Teil
arbeiten das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Campus Lübeck), die
Medizinische Hochschule Hannover, das Universitätsklinikum Gießen-Marburg,
das Klinikum der Universität München und die Uniklinik Köln zusammen.
Erwachsene Patienten nehmen an der LungenClinic Grosshansdorf und am
Forschungszentrum Borstel teil.

Das Deutsche Zentrum für Lungenforschung (DZL):

Das im Jahr 2011 gegründete Deutsche Zentrum für Lungenforschung ist ein
Zusammenschluss aus 28 führenden universitären und außeruniversitären
Einrichtungen, die sich der Erforschung von Atemwegserkrankungen widmen.
Es ist eines der sechs Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung (DZG).
Ziel des DZL ist es, neue Ansätze für Prävention, Diagnose und Therapie
von weit verbreiteten Lungenerkrankungen zu entwickeln und zügig in die
praktische Anwendung zu überführen. Im Fokus stehen: Asthma und Allergien,
Chronisch Obstruktive Lungenerkrankung (COPD), Mukoviszidose, Diffuse
Parenchymatöse (Interstitielle) Lungenerkrankungen, Lungenentzündung und
Akutes Lungenversagen, Lungenhochdruck, Lungenkrebs sowie
Lungenerkrankungen im Endstadium. Standorte sind
Borstel/Lübeck/Kiel/Großhansdorf, Gießen/Marburg/Bad Nauheim, Hannover,
Heidelberg und München.

https://www.dzl.de


Originalpublikation:

https://bmcpulmmed.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12890-018-0705-6
Fuchs O*, Bahmer T*, Weckmann M, Dittrich AM, Schaub B, Rösler B, Happle
C, Brinkmann F, Ricklefs I, König IR, Watz H, Rabe KF**, Kopp MV**, Hansen
G**, von Mutius E** (2018) The all age asthma cohort (ALLIANCE) - from
early beginnings to chronic disease: a longitudinal cohort study. BMC Pulm
Med 18: 140 (*,** geteilte Autorschaft)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1853
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 12.09.2018
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KREBS/1192: "Physics of Cancer" - Experten wollen bessere Vorhersagen zur Krebsentwicklung treffen (idw)


Universität Leipzig - 13.09.2018

"Physics of Cancer": Experten wollen bessere Vorhersagen zur Krebsentwicklung treffen



Die diesjährige Konferenz zur Physik von Krebszellen, "Physics of Cancer",
befasst sich schwerpunktmäßig mit den Parallelen bei der Entwicklung von
embryonalen und Tumorzellen. Ziel der knapp 100 Forscher aus aller Welt
ist es, verlässlichere Vorhersagen zum Verhalten von Tumorzellen im
menschlichen Körper treffen zu können. Sie treffen sich vom 24. bis 26.
September an der Universität Leipzig.

Die diesjährige Konferenz zur Physik von Krebszellen, "Physics of Cancer",
befasst sich schwerpunktmäßig mit den Parallelen bei der Entwicklung von
embryonalen und Tumorzellen. Ziel der knapp 100 Forscher aus aller Welt
ist es, verlässlichere Vorhersagen zum Verhalten von Tumorzellen im
menschlichen Körper treffen zu können. Sie treffen sich vom 24. bis 26.
September an der Universität Leipzig.

"Bei der Entwicklung embryonaler Zellen spielen die gleichen Mechanismen
eine Rolle wie beim Krebswachstum", sagt Dr. Benjamin Wolf. Der
wissenschaftliche Mitarbeiter der Medizinischen Fakultät hat die Konferenz
gemeinsam mit Biophysiker Prof. Dr. Josef Alfons Käs von der Universität
Leipzig organisiert. Zum neunten Mal tauschen sich renommierte
Krebsbiologen, Physiker und Mediziner aus aller Welt über die neuesten
Entwicklungen auf dem Gebiet der Physik von Krebszellen aus.

Zellen teilen sich zig-fach, um sich zu verbreiten. Das gilt sowohl für
Krebs-, als auch für embryonale Zellen des ungeborenen Kindes im
Mutterleib. Neuen Erkenntnissen zufolge sind bestimmte Gewebe, wie etwa
die des Gebärmutterhalses und der Harnblase, enger miteinander verwandt
als andere: Sie entwickeln sich in der embryonalen Entwicklung länger
gleich. Die Differenzierung beginnt relativ spät. "Der Tumor scheint diese
Wege zurückzugehen", erklärt Wolf, der als Arzt an der Klinik für
Frauenheilkunde des Universitätsklinikums Leipzig tätig ist. So kommt es,
dass beispielsweise Krebszellen vom Gebärmutterhals wesentlich schneller
in die Harnblase wachsen als in den Enddarm, obwohl beide Organe an den
Gebärmutterhals angrenzen.

Wolf und seine Kollegen haben in enger Zusammenarbeit mit dem Institut für
Anatomie erstmals Tumorzellen einer Patientin in deren gesundes Gewebe
verpflanzt und untersuchen anhand dieser Gewebekulturen das Verhalten der
Krebszellen. Bisher habe es solche Analysen mit menschlichen Zellen nicht
gegeben, sagt der Mediziner. "Die Krebsphysik ist ein sehr junges
Forschungsgebiet. Die Aussagesicherheit dieser Experimente steckt noch in
den Kinderschuhen", betont Wolf.

Themenschwerpunkt der Konferenz im vergangenen Jahr war die kollektive
Bewegung von Krebszellen, was ebenfalls ein Schlüssel zum besseren
Verständnis der Metastasierung war. Diesmal kommen wieder zahlreiche
Experten aus dem Ausland, vor allem aus den USA, nach Leipzig, um bei
"Physics of Cancer" ihre neuesten Forschungen zu präsentieren. So wird
Paul Janmey von der University of Pennsylvania in Philadelphia darüber
berichten, wie sich die mechanische Umgebung von Krebszellen auf deren
Wachstum auswirkt. Prof. Sui Huang vom Institute for Systems Biology in
Seattle spricht in seinem Vortrag darüber, wie sich das Genom von
Krebszellen auf vorhersagbare Weise ändert und argumentiert zu seiner
Theorie, dass Krebs kein Ergebnis zufälliger Mutationen, sondern ein
geordneter und vorhersagbarer Prozess ist. Erstmals wird während der
Konferenz der Young Scientist Award für die beste Poster-Präsentation zu
dieser Thematik vergeben. Das Preisgeld in Höhe von 1.000 Euro stiftet die
Deutsche Gesellschaft für Zellbiologie in Heidelberg.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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KREBS/1191: Jahrestagung 2018 - Länger leben mit Lebensqualität (idw)


DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 13.09.2018

Krebs 2018: Länger leben mit Lebensqualität

Jahrestagung 2018 von DGHO, OeGHO, SGMO und SGH+SSH
28. September bis 2. Oktober 2018, Austria Center Vienna, Wien



Wien / Berlin, 13. September 2018 - Heilung und Lebensverlängerung sind
zentrale Therapieziele bei der Behandlung von Patientinnen und Patienten
mit Blut- und Krebserkrankungen, aber sie sind nicht alles. Insbesondere
in fortgeschrittenen Krankheitsstadien steht für die Betroffenen auch die
Frage im Raum, wie sich Krebserkrankung und Krebsbehandlung auf Alltag und
Lebensqualität auswirken. Besser als mit gelegentlichen Fragebögen lässt
sich diese individuelle Dimension der Krebserkrankung durch eine möglichst
kontinuierliche, strukturierte Erhebung des Patient-Reported Outcome (PRO)
bewerten. Die Perspektive verbreitert den Blickwinkel und kann sogar dazu
beitragen, Leben zu verlängern. Im Rahmen der Jahrestagung der Deutschen,
Österreichischen und Schweizerischen Gesellschaften für Hämatologie und
Medizinische Onkologie, die vom 28. September bis zum 2. Oktober 2018 in
Wien stattfindet, widmet sich eine eigene Plenarsitzung diesem wichtigen
Thema.

Große Fortschritte insbesondere bei der medikamentösen Behandlung haben in
den letzten Jahren dazu geführt, dass die Überlebenszeit bei einer Reihe
von Blut- und Krebserkrankungen signifikant verlängert werden konnte.
Besonders eindrucksvoll zeigt sich dieser Effekt bei den soliden Tumoren
beispielsweise beim nicht-kleinzelligen Lungenkarzinom (NSCLC), wo
immunologische Medikamente wie Checkpoint-Inhibitoren und molekular
zielgerichtete Therapien wie die Kinase-Inhibitoren die Prognose der
Patientinnen und Patienten deutlich verbessert haben. "Immunologische und
gezielte Tumortherapien sind innerhalb kurzer Zeit zu einem extrem
wichtigen und für unsere Patientinnen und Patienten sehr wertvollen
Instrument im medikamentösen Portfolio von Hämatologen und Medizinischen
Onkologen geworden", so Prof. Dr. med. Michael Hallek, Geschäftsführender
Vorsitzender der DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und
Medizinische Onkologie e. V. und Direktor der Klink I für Innere Medizin
und des CIO Köln Bonn.

Die Perspektive des Patienten: Patient-Reported Outcome

Die kräftige Innovationswelle in der Hämatologie und Medizinischen
Onkologie ist eine wichtige und gute Nachricht für Patientinnen und
Patienten. Sie stellt die in der Behandlung Tätigen aber auch vor große
Herausforderungen. So muss beispielsweise ein möglichst rascher Transfer
neuer, innovativer Arzneimittel nach der Zulassung in die allgemeine
Versorgung gewährleistet sein. Zudem wird es angesichts des breiter
werdenden Therapiespektrums immer wichtiger, die individuelle
Behandlungssituation der Patientinnen und Patienten möglichst genau zu
erfassen. Nur so kann gewährleisten werden, dass jede Patientin und jeder
Patient eine optimale Behandlung erhält, die sich auch - aber eben nicht
nur - am Kriterium Überlebenszeit orientiert.

Ein wichtiges Beurteilungsinstrument ist dabei der Patient-Reported
Outcome (PRO), dem im Rahmen der Jahrestagung eine eigene Plenarsitzung
gewidmet wird. Unter "PRO" werden Informationen über Symptome, über
Stimmungen und über das Funktionieren im Alltag verstanden, die der
Patient selbst äußert. Traditionell wurden diese Daten mit Hilfe von
gelegentlichen Papierfragebögen ermittelt. Mittlerweile schaffen
Digitalisierung und moderne Datenanalytik neue Möglichkeiten der
kontinuierlichen und strukturierten Erfassung und zeitnahen Auswertung von
PRO-Daten, die damit beispielsweise viel unmittelbarer für
Versorgungsentscheidungen genutzt werden können. "Die Messung des
Patient-Reported Outcome verbreitert unseren Blickwinkel auf unsere Patientinnen
und Patienten und ermöglicht es uns, neben Gesamtüberleben und
progressionsfreiem Überleben auch andere patientenrelevante Endpunkte wie
zum Beispiel Lebensqualität im Blick zu behalten", so Hallek.

US-Studie: PRO-Messung verlängert Leben

Dass eine stärkere Einbeziehung der Patienten-Perspektive durch
kontinuierliche Messung von Patient-Reported Outcome nicht nur
wissenschaftlich interessant ist, sondern auch unmittelbare Effekte auf
klinische Endpunkte bis hin zum Gesamtüberleben haben kann, betont Prof.
Dr. med. Hildegard Greinix, Kongresspräsidentin und Leiterin der
Klinischen Abteilung für Hämatologie der Medizinischen Universität Graz.
Sie berichtet von einer ursprünglich zwischen 2007 und 2011 von Ethan
Basch am Memorial Sloan Kettering Cancer Center in New York durchgeführten
Studie mit 766 Patientinnen und Patienten mit metastasierten soliden
Tumoren. In der Studie wurden per Randomisierung zwei Patientengruppen
gebildet, wobei eine Gruppe mit Hilfe eines webbasierten Abfragesystems in
regelmäßigen Abständen Angaben über den Gesundheitszustand
machte (PRO-Gruppe). In der Kontrollgruppe gab es die üblichen Follow-up-Besuche beim
Arzt.

Basch und Kollegen konnten zeigen, dass die Berücksichtigung des
Patient-Reported Outcome nicht nur zu einer signifikanten Verbesserung der
gesundheitsbezogenen Lebensqualität und zu einer signifikanten
Verringerung von Notaufnahmebesuchen führte.1 Auch das Gesamtüberleben
konnte signifikant gesteigert werden, wie eine kürzlich publizierte
Post-hoc-Analyse zeigte.2 Ein Erklärungsansatz für dieses bemerkenswerte
Ergebnis ist, dass die Patientinnen und Patienten in der PRO-Gruppe durch
die elektronischen Tools die Möglichkeit hatten, auch zwischen den
regulären Kontrollterminen eine Verschlechterung ihrer Symptome zu melden,
was das Behandlungsteam in die Lage versetzte, zeitnah zu reagieren.

Ist Machbarkeit oberste Maxime?

Greinix sieht in der Hämatologie und Medizinischen Onkologie derzeit einen
doppelten Paradigmenwechsel: "Im Bereich der medikamentösen Tumortherapie
können wir entsprechend der individuellen molekularen Marker und
genetischen Prädispositionen Arzneimittel immer gezielter einsetzen.
Gleichzeitig erlaubt uns die webbasierte Erhebung des Patient-Reported
Outcome, auf individuelle körperliche, soziale oder psychologische
Problemstellungen in ganz anderer Qualität zu reagieren."

Letztlich stellt sich durch die therapeutischen Fortschritte in der
Hämatologie und Medizinischen Onkologie und durch die Erkenntnisse zur
Bedeutung der Erfassung von Patient-Reported Outcomes einmal mehr die
Frage nach den Therapiezielen. Sollte versucht werden, das Überleben um
jeden Preis zu verlängern, nur weil es machbar ist? Oder geht es nicht
auch oder vielmehr darum, Therapien zu finden, die den individuellen
Erwartungen und Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten optimal
gerecht werden? Für Hallek besteht die Herausforderung darin, beides - das
Überleben und die Lebensqualität - im Blick zu haben: "Auch wenn sich das
ärztliche Handeln in der Hämatologie und Medizinischen Onkologie an der
Heilung orientiert, müssen wir auch auf die individuellen Behandlungs- und
Lebensziele unserer Patientinnen und Patienten eingehen."


Ausführliche Informationen unter:

www.haematologie-onkologie-2018.com


Jahrestagung 2018

Über die Herausforderungen, Chancen und Erfolge der neuen Ansätze in der
Diagnostik und Therapie von Blut- und Krebserkrankungen diskutieren vom
28. September bis zum 2. Oktober 2018 ca. 6.000 nationale und
internationale Expertinnen und Experten für medikamentöse Tumortherapie
auf der Jahrestagung der Deutschen, Österreichischen und Schweizerischen
Gesellschaften für Hämatologie und Medizinische Onkologie. Die 839
wissenschaftlichen Beiträge zeigen die ganze Bandbreite des Faches und
unterstreichen die Bedeutung der Jahrestagung als wichtiges Forum für
Ärzte, Wissenschaftler, therapeutisches Personal und Pflegekräfte im
deutschsprachigen Raum.


1 Basch, Ethan et al. (2016): Symptom Monitoring With Patient-Reported
Outcomes During Routine Cancer Treatment: A Randomized Controlled Trial. J
Clin Oncol 2016; 34(6):557-65.

2 Basch, Ethan et al. (2017): Overall Survival Results of a Trial
Assessing Patient-Reported Outcomes for Symptom Monitoring During Routine
Cancer Treatment. JAMA 2017; 318(2): 197-198.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1630
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Universitätsklinikum Tübingen - 12.09.2018

Zell-Umgebung beeinflusst Art des Lebertumors - aktuell in Nature veröffentlicht



Ein Forscherteam um Professor Lars Zender vom Universitätsklinikum
Tübingen und dem Deutschen Krebskonsortium (DKTK) konnte zeigen, dass das
zelluläre Umfeld mit seinen absterbenden Leberzellen richtungsweisend
dafür ist, welchen Weg die Tumorzellen einschlagen. Die Ergebnisse werden
am 12. September 2018 im renommierten Fachmagazin Nature veröffentlicht.

Das Leberzellkarzinom stellt weltweit die zweithäufigste Krebstodesursache
dar. Zwei unterschiedliche Formen decken das Gros der Erkrankungen ab:
Rund 10 bis 20 Prozent der Betroffenen entwickeln innerhalb der Leber ein
Gallengangskarzinom (Cholanggiozelluläres Karzinom, ICC), der weitaus
größere Anteil der Leberkrebserkrankungen entfällt auf das
Leberzellkarzinom (HCC, Hepatozelluläres Karzinom). Auffällig war, dass in
den letzten Jahren vor allem die Zahl der Patienten mit dem aggressiveren
Gallengangskarzinom zunahm, obwohl keine unterschiedlichen Risikofaktoren
auszumachen waren. Ein Forscherteam um Professor Lars Zender vom
Universitätsklinikum Tübingen und Deutschen Krebskonsortium (DKTK) konnte
nun zeigen, dass das zelluläre Umfeld mit seinen absterbenden Leberzellen
richtungsweisend dafür ist, welchen Weg die Tumorzellen einschlagen.

Während bei vielen anderen Krebserkrankungen die Fortschritte bei der
Früherkennung und Behandlung zu einer Senkung der Sterblichkeit geführt
haben, ist bei Patienten, die an einem Krebs innerhalb der Leber erkrankt
sind weiter eine dramatische Zunahme der Sterblichkeit zu verzeichnen.
Besonders die in westlichen Ländern zunehmend verbreitete Fettleber führt
inzwischen bei vielen Patienten zu chronisch vorgeschädigten Lebern, die
ein Risikofaktor für Leberkrebs sind. Auffallend war, dass bei gleicher
Vorbelastung und Risikofaktoren zum einen das Leberzellkarzinom und zum
anderen das Gallengangskarzinom auftraten. Beide Krebserkrankungen sind
unterschiedlich und werden auch unterschiedlich behandelt.

Als entscheidend für die Entwicklung der jeweiligen Krebsart erwies sich
die Umgebung der Krebszellen, insbesondere die spezielle Form von Zelltod,
die in der direkten Umgebung der Zellen auftrat. Die Wissenschaftler
konnten zeigen, dass Vorstufen von Krebszellen, in deren Umgebung Zellen
durch Apoptose - den klassischen Zelltod - zugrunde gingen, sich zu einem
Leberzellkarzinom entwickelten. Angehende Krebszellen, in deren Umgebung
Zellen durch Nekroptose absterben, führten zu einem Gallengangskarzinom.
Bei der Nekroptose löst sich die Zellhülle auf und der Zellinhalt
verursacht Entzündungen in der Umgebung der Krebszelle, während sich beim
klassischen programmierten Zelltod kleine Vesikel bilden, die vom
Immunsystem beseitigt werden.

Die Ergebnisse konnten sowohl im Mausmodell als auch an humanen
Gewebeproben verifiziert werden. Krebsforscher Xin Wei Wang vom
amerikanischen Laboratory of Human Carcinogenesis (Center for Cancer
Research, National Cancer Institute, Bethesda), steuerte dazu wichtige
humane Analysedaten bei und Oliver Bischof, einer der weltweit führenden
Epigenetiker vom Pariser Institut Pasteur (Laboratory of Nuclear
Organization and Oncogenesis), konnte aufzeigen, wie die Mikroumgebung auf
die Krebszelle einwirkt.

Was bedeuten die Erkenntnisse für die klinische Praxis?

"Künftige Forschungsarbeiten müssen untersuchen, ob die direkte
Zellumgebung nicht nur die Art der Tumorentstehung beeinflusst, sondern
auch die Therapie", so Professor Lars Zender. Unter der Behandlung von HCC
mit einer Chemoembolisation wurde bereits beobachtet, dass sich der
ursprüngliche Leberkrebs zum Teil in ein Gallengangskarzinon umwandeln
kann. Dieses könnte eine Ursache sein, warum der Krebs nicht mehr auf die
ursprüngliche Therapie anspricht. "Möglicherweise sind wir hier einem
Therapieresistenzmechanismus von Leberkrebs auf der Spur", so der
renommierte Onkologe und "wir versprechen uns für die Zukunft von den
Erkenntnissen mögliche Hinweise für die Therapie".


Zur Person

Lars Zender, geboren 1975 in Hannover, war nach Medizinstudium in Hannover
und Tätigkeit als Assistenzarzt in der Abteilung für Gastroenterologie,
Hepatologie und Endokrinologie Postdoktorand und Clinical Fellow am Cold
Spring Harbor Laboratory in New York. Danach leitete er eine Arbeitsgruppe
am Helmholtzzentrum für Infektionsforschung in Braunschweig und an der
Medizinischen Hochschule Hannover und wurde 2009 auf eine Juniorprofessur
für Gastrointestinale Onkologie in Hannover berufen. 2012 übernahm er eine
W3-Professur in Tübingen und leitete als Oberarzt und Sektionsleiter den
klinischen Bereich Gastrointestinale Onkologie an der Medizinischen Klinik
I (Gastroenterologie, Hepatologie, Infektionskrankheiten).

Seit 1.10.2016 leitet er als Ärztlicher Direktor die neu gegründete
Abteilung für Innere Medizin VIII (Klinische Tumorbiologie) an der
Medizinischen Universitätsklinik Tübingen, welche auf die Behandlung von
fortgeschrittenen Tumorerkrankungen spezialisiert ist. Neben seiner
klinischen Tätigkeit forscht Zender mit seinem Team an neuen
Therapieverfahren zur Behandlung aggressiver und therapieresistenter
Tumore. Zender wurde im März 2013 mit dem Deutschen Krebspreis der
Deutschen Krebsgesellschaft ausgezeichnet. 2014 erhielt er den mit 2,5
Millionen Euro dotierten Gottfried Wilhelm Leibniz-Preis der Deutschen
Forschungsgemeinschaft. Damit zählt der Tübinger Onkologe zur deutschen
Forschungselite.


Originalpublikation:

Necroptosis microenvironment determines lineage commitment in liver cancer

DOI: 10.1038/s41586-018-0519-y 

(http://dx.doi.org/)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82
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AKTION/952: Greifswald - Begutachtungspraxis empirisch-ethischer Forschung in Ethikkommissionen, 29.-30.11.2018


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 13. September 2018

Begutachtungspraxis empirisch-ethischer Forschung in Ethikkommissionen

29./30.11.2018 Greifswald



Interdisziplinäres wissenschaftliches Retreat: Begutachtungspraxis empirisch-ethischer Forschung in Ethikkommissionen

Veranstalter: 

Institut für Ethik und Geschichte der Medizin (Universitätsmedizin
Greifswald) in Kooperation mit dem Department für Ethik, Theorie und
Geschichte der Lebenswissenschaften sowie dem Alfried Krupp
Wissenschaftskolleg

Konzept und Leitung: 

Regina Müller, M.A., Andre Nowak, M.mel. und Anna H. Seidlein, M.Sc.

Termin:

29.-30.11.2018

Ort:

Alfried Krupp Wissenschaftskolleg, Greifswald

Zielgruppe: 

NachwuchswissenschaftlerInnen (DoktorandInnen, Post-DoktorandInnen)
einschlägiger Disziplinen (z.B. Medizin, Theologie, Philosophie,
Medizinethik, Soziologie, Pflegewissenschaft) mit empirisch-ethischem
Forschungsinteresse


Die Methodenverknüpfung der empirisch-ethischen Forschung hat
sich in der Medizinethik etabliert, bricht aber die klassischen
Strukturen und wird daher auch als "new form of academic inquiry"
bezeichnet. Für Forschende und insbesondere für
NachwuchswissenschaftlerInnen ist die Kombination der Methoden eine
Herausforderung: Wie können empirische Forschung und normative Analyse
gewinnbringend verbunden werden? Die Qualität ebenso wie
generalisierbare Qualitätskriterien empirisch-ethischer Arbeiten
werden gegenwärtig stark diskutiert. Als Voraussetzung für
Publikationen oder Anträge bei Drittmittelförderern ist zudem das
positive Votum einer Ethikkommission in der Regel erforderlich. Doch
auch bei den Ethikkommissionen gibt es für die Bewertung
empirisch-ethischer Forschung keine einheitlichen Standards. Das
Retreat widmet sich deshalb den Fragen, welche Besonderheiten mit
empirisch-ethischer Forschung verbunden sind und nach welchen
Kriterien Ethikkommissionen solche Arbeiten bewerten bzw. bewerten
können und sollten. Ausgewiesene ExpertInnen mit unterschiedlichen
fachlichen Hintergründen werden das Retreat mit Impulsvorträgen
bereichern. Im Mittelpunkt der Veranstaltung sollen
Erfahrungsaustausch und Diskussionen unter
NachwuchswissenschaftlerInnen und ExpertInnen stehen.

Folgende ExpertInnen werden das Retreat u.a. begleiten:

JProf. Dr.med. Dr. phil. Sabine Salloch (Greifswald)

Prof. Dr. phil. Martin Schnell (Witten/Herdecke)

Prof. Dr. phil. Micha H. Werner (Greifswald)

Dr. phil.,Dipl.-Psych. Angelika Hüppe (Lübeck)

Prof. Dr. phil. Thomas Kohlmann (Greifswald)

Die Teilnahme an dem Retreat ist kostenfrei. 

Das Organisationsteam steht Ihnen bei der Suche einer Unterkunft gerne
zur Verfügung.

Weitere Informationen zu Programm und Anmeldung finden Sie unter:

 www.wiko-greifswald.de

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3212] vom 13. September 2018

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen
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VORTRAG/823: Düsseldorf - Beendigung von Ernährung und Flüssigkeitszufuhr am Lebensende ... ein Problem?, 26.09.2018


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 13. September 2018

Klinische Ethik im Fokus

Ethische Fragestellungen im Gesundheitswesen

Beendigung von Ernährung und Flüssigkeitszufuhr am Lebensende - ein Problem? 

26.09.2018 Düsseldorf



Beendigung von Ernährung und Flüssigkeitszufuhr am Lebensende - ein Problem?

26.09.2018 - 19:00 Uhr

OASE, Universitätsklinik Düsseldorf, Moorenstr. 5, 40225 Düsseldorf

Vortrag mit anschließender Podiumsdiskussion

Dr. C. Löns - Palliativmediziner Düsseldorf

Dr. A. Winter - Palliativmediziner


Der technische Fortschritt der modernen Medizin führt immer
häufiger auch zu ethisch moralisch problematischen Situationen.
Tagtäglich sind Behandlungsteams im Gesundheitswesen mit diesen Fragen
konfrontiert.

Ethische Fragen stehen jedoch im Behandlungsprozess nicht führend im
Mittelpunkt, aber allen Beteiligten ist bewusst, dass diese nicht zu
vernachlässigen sind. Gerade weil der medizinische Fortschritt nicht
mehr aufzuhalten ist, gibt es immer bessere und vielfältigere
Behandlungsmöglichkeiten - insbesondere in einem Universitätsklinikum,
die in Folge ethische Fragestellungen aufwerfen. Denn nicht alles was
möglich ist, ist im individuellen Fall auch sinnvoll. Parallel wachsen
in unserer Gesellschaft das Bewusstsein für das Recht auf
Selbstbestimmung und der Wunsch nach Mitbestimmung im
Behandlungsprozess.

Diese Veranstaltung nimmt aktuelle ethische Fragestellungen in den
Fokus und bietet Interessierten ein Forum für einen offenen Austausch.

Für Ihr leibliches Wohl wird gesorgt sein.

Die Zertifizierung ist bei der Ärztekammer beantragt

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, die Veranstaltung ist

kostenfrei.

Eine gemeinsame Veranstaltung des Interdisziplinären Zentrums für
Palliativmedizin, der Evangelischen und Katholischen Klinikseelsorge
und dem Klinischen Ethikkomitee

https://www.uniklinik-duesseldorf.de/unternehmen/klinisches-ethikkomitee/

 * 
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LABEL/4975: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 14.09.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (14.09.2018)



Downpilot:

Druckvoll delikat

Downpilot - This Is The Sound

LP (+CD)/CD - EUR 17,95/14,95

Beharrlich beackert Paul Hiraga seinen Wurzelmusik-Grund mit
ansteckender Energie und mitreißender Emotionalität, zeigt dabei von
Album zu Album neue Facetten seiner Roots-Visionen, und bleibt sich
(und seinen eingeschworenen Verehrern) dennoch treu. Und so nimmt man
die deftige Rock-Note des Album-Anfangs spätestens beim zweiten
Durchgang als willkommenen Energieschub, findet der erfahrene
Downpilot-Jünger doch im Verlauf des Werkes noch genügend
Balladenwerk zur einfühlsamen Erbauung der Seele, gibt sich die
10-Song-Kollektion bei aller stets wurzeltreuen Vielfalt doch wie
gewohnt verführerisch melodieverliebt und geizt nicht mit betörenden
Tonfolgen von himmlisch-hymnischer Eingängigkeit. Sich auf mal
elektrisierend griffigen, mal verhalten verhallenden
Gitarren-Akkorden, auf Tasten- und Schlagwerk weitgehend allein
begleitend, Gästen wie Melinda Rice (geisterhaft gefühlvolle Geige),
Anne Marie Ruljancich (betörende Stimme), Mike Musburger
(Drums/Posies) und Terry De Castro (Gesang/Wedding Present) den
nötigen Raum zur Bereicherung gebend, führt uns Hiragas George
Harrison nicht unähnliche, ungeheuer berührende Stimme durch sein
magisches Roots-, Desert- & Country-Rock-Reich zwischen Melancholie
und Melodramatik, berührt zwischen den Klangzeilen gekonnt
gewohnt-geliebte Gefilde von reif-eingängigem R.E.M.-College-Country
bis zu gelinde übersteuerten Neil Young-Gitarreneruptionen, von
Donovan's Atlantis über schwelgerische Beatles-Harmonien bis hin zu
Tom Petty's endlosem Highway, allein nur, um seine eigene, ebenso
intelligente wie intim-gefühlsreiche Identität zu unterstreichen. Mit
seinem sechsten Singer-Song-Roots-Rock-Werk bewegt sich Hiraga
gekonnt in seinen ganz eigenen Genre-Grenzen und mitunter deftig
darüber hinaus, dabei seine schmeichelnd schöne Stimme in Melodien
von bleibender, unwiderstehlicher Eingängigkeit badend. (cpa)

Der Backkatalog, zu Sonderpreisen:

Downpilot - Leaving Not Arriving - 2-CD - 9,95

Downpilot - Like You Believe It - CD - 9,95

Downpilot - New Great Lakes - LP/CD - 8,95/9,95

Downpilot - They Kind Of Shine - LP/CD - 8,95/9,95

Downpilot - Radio Ghost - LP/CD - 16,95/7,95


Tonnenweise

Mitt-Preise:

Der ständig wachsenden Labelfülle wegen gibt sich das Programm des
H'art-Vertriebes kraftvoll gemischt, weshalb man mitunter höchst
aufmerksam stöbern muss, um in einer Midprice-Aktion auch die
Glitterhouse-gerechten Titel herauszuarbeiten. Unsere durch
jahrzehntelanges Mittpreislistenwälzen geschulten Augen konnten aber
auch in den H'art-Listen manch Preiswert-Perle für den erlesenen
Geschmack entdecken. In der Folge, wie stets, nur eine kleine
Auswahl:

Je 1-CD:

Amazing Blondel - Restoration - 8,95

Blondel - The Amazing Elsie Emerald - 8,95

Pete Bardens - Art Of Levitation 9,95

Dickey Betts & Great Southern - Live At Metropolis, Germany 2-CD - 8,95

Birth Control - Here And Now - 8,95

Comfort Zone 6: The Classics - Various Artists - 8,95

Curved Air - Airborne - 8,95

Fairport Convention - Acoustically Down Under - 8,95

Ashley Hutchings - From Psychedelia To Sonnets 2-CD - 8,95

Joan As Police Woman - Let It Be You - 8,95

Kansas - Always Never The Same - 8,95

Greg Lake - Live - 8,95

Jim Lauderdale - London Southern - 8,95

Magna Carta - Martin's Café - 8,95

Mahavishnu Orchestra - Apocalypse - 8,95

Mary Jane - Brigit's Daughter 2-CD - 8,95

Dave Mason - Let It Flow - 8,95

Melanie - Born To Be - 8,95

Simon Nicol - Before Your Time - 8,95

Shawn Phillips - Rumplestiltskin's Resolve - 8,95

Piano Magic - Closure - 8,95

Ridgeriders - The Very Best Of - 8,95

Stan Webb's Chicken Shack - That's The Way We Are - 8,95

Steppenwolf - Hour Of The Wolf - 8,95

Dave Swarbrick - When We Were Very Young 2-CD - 8,95

Edgar Winter - Anthology - 8,95

Johnny Winter - Hey, Where's Your Brother? - 8,95


Sub Pop: Die Vinyle!

Auch vor edelstem Vinyl machen die Sub
Pop-Geburtstagswochenaktionspreisattacken nicht halt, und so dürfen
wir Euch in den kommenden Wochen die folgenden, mitunter gar farbigen
Einfach-LPs und Doppel-Vinyle zu erfreulichsten Konditionen andienen.

Je 1-LP:

Band Of Horses - Cease To Begin (golden vinyl) - 14,95

Band Of Horses - Everything All The Time (red vinyl) - 14,95

Iron & Wine - Beast Epic - 14,95

The Shins - Chutes Too Narrow (neon orange vinyl) - 14,95

The Shins - Oh, Inverted World (mint vinyl) - 14,95

The Shins - Wincing The Night Away (silver vinyl - 14,95

Sleater-Kinney - No Cities To Love - 14,95

Yuno - Moodie - 14,95

Je 2-LP:

Afghan Whigs - Congregation - 18,95

Afghan Whigs - Do To The Beast - 18,95

Iron & Wine - Beast Epic (DeLuxe Edition) - 18,95


Im Netz besuch- und blätterbar:

Der Mailorder-Katalog für September

An gewohntem Ort zu finden:
Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für September, blätter-,
herunterlad- und sogar ausdruckbar, unterlegt mit akustischen
Beispielen für das, was Euch an wahrhaft großen Dingen aus gutem
Glitterhause erwarten wird.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum verdienten
Wochenende:

Jon Brooks - No One Travels Alone

CD - EUR 14,95

Bereits sechstes Song-Werk dieses Paradebeispiels für die
kernig-kreative kanadische Singer-Songwriter-Schule, dessen Schaffen
in der hiesigen Geschmacksdiaspora immer nur in recht überschaubaren
Zeitfenstern greifbar ist (die fünf Vorgänger sind hierzulande samt &
sonders gestrichen). In seinen elf neuen Originalen weiß der ebenso
instrumental versierte wie wortgewandte Liedschmied seine Erzählkunst
in mal knapp-karg gehaltenen Vignetten, mal auch spielerisch
ausladend ausgestatteten Balladen-Großtaten zu konzentrieren,
zwischen erdnahem Banjo-Folk, reduziertem Folk-Blues, reifem
Country- & Roots Rock und weise gesetzten Weltmusik-Elementen seinen
naturverbunden artistischen Ansatz zu verfeinern und auch als
Gitarrist, Tampura-Spieler oder Hammond-Organist zu glänzen.
Begleitet von einer kleinen, feinen, wohlgewählten Musikermannschaft
kleidet er seine anspruchsvoll-ehrlichen Texte, die er durch eine
viktorianische Corona zu einer Einheit verbindet (die letzte Zeile
des ausklingenden Liedes bildet den Beginn des folgenden), in eine
Roots-Reife, die auch den Kenner lächeln macht, zumal allein seine
schneidend-intensive Stimme zwischen Jon Dee Graham, John Mellencamp,
John Hiatt, Terry Lee Hale und Graham Parker ihn schon für einen
Auftritt in seligen OBS-Tagen prädestiniert hätte. Seliger
Singer-Songwriter-Stoff, den Verehrern der oben genannten Namen
wärmstens weiterempfohlen. (cpa)


Stella Chiweshe - Kasawah: The Early Singles

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

18er. Eine große Künstlerin, eine lebende Legende aus Simbabwe. Seit
ich sie vor 20 Jahren das erste Mal hörte, bin ich Fan. Leider folgt
ihren wenigen hier erschienenen Alben schon seit 2006 nichts mehr
nach. Umso erfreulicher, daß Glitterbeat frühe Aufnahmen aus der Zeit
von 1974-1983 ausgegraben hat (die nur in ihrer Heimat erhältlich
waren). Viel Abwechslung wird nicht geboten, für manch Hörer mag das
auf Dauer enervierend klingen, ich finde diese Musik (basierend auf
uralten spirituellen Traditionen) absolut faszinierend - entweder sie
packt einen (wie z.B. auch John Peel, für den sie 2 Sessions aufnahm
und der sie punktuell schon mal produzierte), oder eben nicht. Im
Zentrum steht die Mbira (früher einsortiert unter "Daumenklavier"),
ein Instrument mit 22-28 Metallplättchen, die gezupft werden, der
resultierende Sound ähnelt ein bischen der Marimba. Hinzu kommt
Percussion (Shaker) und ihr Gesang (eher rauh, manchmal auf seltsame
Art nonchalant, mal fordernd, ansatzweise emotional aggressiv, die
Melodik singulär) - that's it. Repetitiv angelegt (z.T. auch die
Vocals), die Mbira im ständigen Fluß, straight in der Rhythmik
(phasenweise auf eigene Weise irgendwie Groove-artig) und in der
Wirkung absolut hypnotisch, geradezu trancehaft (in der Tat war/ist
das auch Zweck/Absicht). Das mit 8 Minuten längste der 8 Stücke (der
Rest ist weit kürzer) verfügt über einen sehr ausgeprägten Refrain,
der einen beinahe "Pop"-artigen (Sog-)Effekt hat, andere verzichten
ganz auf einen solchen, das alles wirkt ziemlich
archaisch/schamanisch. Und komplett einzig, wie nichts sonst. Eine
dicke von Herzen kommende Empfehlung. 180g-Vinyl. (dvd)


Cub & Wolf - Cub & Wolf

CD - EUR 7,95

Genau genommen ist das 2015er Debüt bereits seit einiger Zeit
streichweise vom Markt verschwunden, aber mit Hilfe des
liebenswertesten Labels diesseits des großen Wassers konnten wir für
Euch noch eine knappe Handvoll besorgen, und das zu allem Überfluss
zum Unterpreis. Bitte zugreifen, solange der Vorrat reicht, die
rundum verdiente Lobeshymne findet Ihr im Glitternetz, hier nur die
ehrliche Essenz: Ein handgewirktes, herrliches Hohelied auf
skandinavisch-melancholische Country-Folk-Alternativen, die goldene
Mitte zwischen Grant Kanine und Golden Creon, ein Geschenk an alle
Freunde der bewegt-bewegenden emotionalen Tiefen jenseits des
malmenden Mainstreams. (cpa)


Doors - Waiting For The Sun (50th Anniversary DeLuxe
Edition) 

2-CD+LP - EUR 54,95

Ansprechend verpackte, klanglich neuerlich überarbeitete, dezent
erweiterte Gold-Jubiläums-Ausgabe des 1968er Doors-Drittlings, bietet
auf CD 1 und LP die vom Doors-Spezialisten Bruce Botnick von den
Masterbändern frischest remasterte Fassung der Original
Stereoabmischung, auf der Zusatz-CD gibt es neben 5 Liveaufnahmen
eines 1968er Kopenhagen-Konzerts (The WASP (Texas Radio And The Big
Beat), Hello I Love You, Back Door Man, Five To One und The Unknown
Soldier) noch 9 jüngst entdeckte, bislang unveröffentlichte Rough
Mixes aus den Album-Sessions, incl. Rohfassungen von u.a. Summer's
Almost Gone, Yes The River Knows, Spanish Caravan, Love Street,
Wintertime Love, Five To One und Hello, I Love You. Nicht ganz
billig; wer noch die Zeit hat, kann ja auf die Ausgabe zum 75. warten
& sparen.


SONDERANGEBOT DER WOCHE:

An dieser Stelle präsentieren wir Euch jeweils 7 Tage lang eine
besondere Perle aus unserem nahezu unerschöpflichen Niedrig- &
Niedrigstpreissortiment, und dies zudem den Newsletterzeitraum lang
sogar noch preiswerter als ohnehin gewohnt.

Downpilot - Like You Believe It

LP - EUR 4,95

2006er und zweites Vollwerk, der ganze, noch reichere und doch
klarere Downpilot-Kosmos konzentriert auf 10 Songs und in der Person
des Songwriters, Sängers und Rundum-Instrumentalisten Paul Hiraga,
der einen großen Teil des Albums allein mit der
Schlagwerk-Unterstützung von Tucker Martine verwirklicht hat. Wie ein
Mensch derart melodieverliebt und ausdrucksstark sowohl an Klavier,
E-Piano, Orgel, Mellotron, Pump Organ als auch an Banjo, Gitarren und
Bass agieren kann, ist ein musikalisches Geschenk und mir ein Rätsel,
wenn er dazu noch mit seiner warmen, weichen, leicht rauen Stimme
Vergleiche gleich mit mehreren wertvollen Namen des Americana-Genres
heraufbeschwört (denkt Euch die seelenvolle Mitte zwischen Alan
Edwards/Lou Ford und John Grant/Czars), öffnet es das Herz. Ein
Wunder aber wird es, wenn diese ganze kreative Kraft sich zudem in 10
Songs manifestiert, die dem Verehrer bittersüßen Schönklangs die
Tränen der Freude ins Auge treiben. Bei aller Liebe zur stilistsichen
und instrumentalen Vielfalt ist Like You Believe It ein organisches
Fließen, sich von wehmütig schwebenden Piano-Akkorden im
flirrend-elektronischen Nebel steigernd zu von
kraftvoll-erdverbundenen E-Gitarren geprägten, von mehrstimmigen
Gesangsharmonien gekrönten Americana-Hymnen, mal sich ergehend in
ausladenen Rock-Passagen, mal einem melancholisch-gefärbten
Singer-Songwriter-Pop in traditionsnaher Fragilität huldigend, um
schließlich wieder zur Klavier-betonten Schwebe-Atmsophäre des
Beginns zurückzukehren. Dass die eindringliche Wirkung von Leaving
Not Arriving noch steigerbar wäre, konnte ich nicht ahnen. Jetzt weiß
ich es. Einen prächtigeren Begleiter in den Sonnuntergang kann man
sich nicht wünschen. (cpa)

Die LP-Cover sind Dank leicht übertriebenen Einschweißens in ihrer
Ausdehnung etwas beeinträchtigt, was aber Wert und Wirkung des Werkes
keinerlei Abbruch tut.


Grateful Dead - Pacific Northwest '73-'74: Believe It If You
Need It 

3-CD - EUR 19,95

18er. Ein weiteres ganz großartiges Set (von Rhino), im Nordwesten
1973 (24.6. Portland, nur 1 Stück; 22.6.Vancouver, 97 Min. einer
berauschenden 4-Stunden-Show) und 1974 (Vancouver 17.5., nur 2
Tracks; Portland 19.5., Weirs Gesang und Keith Godchauxs Piano
absolut top; Seattle 21.5.) aufgenommen. Keine Song-Überschneidungen
(außer 2x Truckin'), in knapp 4 Stunden Highlights über Highlights!
Z.B. ein wirklich extrem inspiriertes 14-minütiges China Cat
Sunflower/Know You Rider, wundervoll (Garcia on top!). In einem fast
durchweg kraftvollen 34-Min.-Block herausragend: Truckin' (dynamisch,
tough, groovend-rockend, partiell ungewohnt scharf) und Not Fade Away
(herrlich leichtfüßig-federnd in dezent tricky verzahnt mit Drive).
China Doll (voller Poesie, unfaßbar schön, mein Herz geht auf!).
Unglaubliche 46 Min. Playin' In The Band, unglaublicher Jerry
(harmonisch z.T. far out), über längere Phasen völlig
frei/abgedreht/avantgardistisch, echt kein easy listening, aber
schlicht frappierend! Was für ein Kollektiv-Trip. Keith Godchaux
klasse (und mächtig jazzig) in der oft leisen/filigranen 2. Hälfte.
Eyes Of The World (absolut super wegen Jerry im Verein mit Leshs
Bass). Sugaree (für Garcias Vocals). Und der größte Teil der 97 Min.
der 73er Vancouver-Show: Bird Song (himmlisch federleicht, ein
wunderbar zartes filigranes Geflecht - 14 einfach magische
Minuten!!); Here Comes Sunshine (zugleich zurückhaltend, imaginativ
und unwiderstehlich sanft marschierend); schließlich das meiste eines
71-Min.-non-stop-Blocks voller Jams feat. He's Gone (sehr viel
Harmony Vocals), Truckin' mit eingeflochtenem bluesigem Nobody's
Fault But Mine , einem exzellenten ungewöhnlich langen Bass-Solo,
ganz leisen spacy Phasen (Wah-Wah-E-Piano), einem famosen Other One
(brillanter Jerry, teils far-out-space), feinfühligem Wharf Rat und
klasse verdichtetem/energetischem Sugar Magnolia. Insgesamt ein
wahrhaftes Geschenk voller prachtvoller Musik, in ungewöhnlich
(relativ) häufig dezent jazzig angehauchter Spielweise (wie des
Öfteren zu dieser Zeit). Nicht einfach nur "noch 'ne Box", für mich
unverzichtbar. (dvd)


Lemon Twigs - Go To School

2-LP/CD - EUR 21,95/12,95

Rahmen, Grenzen und auch Vorstelllungen sprengendes Großwerk der
kongenialen Geschwister Brian und Michael D'Addario, die nicht nur
der gemeinsame Nachname, sondern auch die ungebremste Lust am Spiel
mit den Pop-Elementen der goldenen 60er und 70er Jahre eint.
Multiinstrumental äußerst begabt und auch stimmlich beeindruckend
unterwegs (wobei einer der beiden durch eine himmlisch hohe Stimmlage
betört), faszinieren die beiden durch schier unglaubliche Kenntnisse
der Glanzzeiten des progressiven, ja artifiziellen Pop, und servieren
uns eine vornehmlich mit Gitarren in vielerlei Klangfarben und
prägnanten Pianoakkorden gestaltete, durch knallbuntes
Instrumentarium (von Orgel, Banjo und Mandoline bis hin zum Theremin)
bereicherte und von vielseitig, mitunter überraschend eingesetzten
Streichern, Holz- & Blechbläsern veredelte, von zahlreichen Stil- und
Rhythmussprüngen geprägte Konzeptwerk-Köstlichkeit schier unendlichen
Ideenreichtums. Irgendwo zwischen Butterfly Ball, Jesus Christ
Superstar und Rocky Horror Picture Show, zwischen Wizzard, ersten
E.L.O.-Anfängen und frühesten The Who, zwischen Sparks, Harley's
Cockney Rebel, Amanda Palmer's Evelyn Evelyn und vielstimmigen Beach
Boys-Harmonien, zwischen Killer Queen und Bohemian Rhapsody und mit
jeder Menge Hooos, Uuuus & La La Las wird uns die epische Coming Of
Age-Geschichte des als Mensch er- und aufgezogenen Schimpansen Shane
derart bild- und farbenreich erzählt, dass einem nicht zuletzt die
brillante Bombast-Bande Jim Steinman, Meat Loaf und Todd Rundgren als
weiteres treffendes Vergleichsobjekt in den Sinn kommt. Da nimmt es
kaum Wunder, dass letzterer auch zwei Auftritte als Gesangsgast
absolviert, neben Susan Hall, der Mutter der begnadeten Brüder, und
weiteren Rollenträgern und Stimmgebern wie Natalie Mering (Weyes
Blood) und Jody Stephans (Big Star). Von großen Gesten, überbordender
Phantasie, schier unerschöpflich scheinen den Ideen und herrlichem
Hang zur Theatralik getragener Art Pop-Schatz, der wiederholtes,
intensives Lauschen nicht nur fordert, sondern auch belohnt.
Solcherlei kostbare Konzept-Kunst wird heutzutage wirklich nicht mehr
gemacht. Bzw. jetzt eben doch. (cpa)


Low - Double Negative

LP/ltd. Loser-LP/CD/MC - EUR 17,95/19,95/14,95/9,95

18er. Eine derart kompromißlose, radikale und wagemutige
Neuausrichtung hat extremsten Seltenheitswert. Und ist schwer zu
beschreiben. Mehrfach treten Melodien in Fragmenten auf, im Verbund
mit instrumental mächtig verfremdeter (aber nie aggressiver)
Avantgarde voller Loops, massiver Klangmanipulationen, Samples,
Distortion, dunklem Pochen, dezentem Grollen, geheimnisvollem
Irrlichtern - tief drinnen jedoch sind teilweise Pop-Elemente zu
erahnen. Die dann irgendwann auch ans Tageslicht streben, z.B. in
Form von friedvollen becircenden Zeitlupen-Feen-Gespinsten. Die sich
anschließend im Nirvana auflösen, oder so zart wie seltsam schillern,
bzw. zu Ambient-artigen rhythmuslosen Klangflächen mutieren.
Dazwischen stehen klare fast folkige feinfühlig-berückende Stücke mit
z.B. extrem verhallten süßen Vocals, oder wunderschöner, hmm,
"Electro-Folk-Pop" goes sanfte (Electro-) Psychedelia. Das alles weit
überwiegend in ruhiger bisweilen meditativer Atmosphäre, mit immer
wieder (!) Phasen von wirklich zauberhafter oder, anderswo,
Alien-hafter Schönheit. Irgendwie sakrale Elemente inbegriffen. Sehr
sehr eigen, anders als alles andere, wenn man sich drauf einläßt,
faszinierend! Ein kleines Wunderwerk. (dvd)


Michels - Erntezeit

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Am 14. September 2017 starb Deutschlands bester Singer-Songwriter
Wolfgang Michels und hinterlässt eine Lücke in der deutschen
Musikszene. Seine Sonderstellung als exzellenter Singer Songwriter
mit internationalem Format ist unbestritten wie seine Songs beweisen,
die von Rio Reiser, Fettes Brot und Doro gecovert wurden. "Hätte
Michels damals in Amerika oder England gelebt, wäre ihm größere
internationale Aufmerksamkeit sicher gewesen" urteilte Siegfried
Schmidt-Joos über ihn. Für mich sprachen seine außergewöhnlichen
Songs die Seele an und seine direkten Texte trafen ins Herz. - Tom
Sobilo, Frankfurt am Main 15.10.17

Wolfgangs sehnlichster Wunsch war, dass sein Album "Erntezeit" genau
so, wie er es sich vorgestellt hat, auf Glitterhouse Records
erscheint. Wir sind froh, dass es uns gelungen ist, dies umzusetzen
und auch stolz, dass dieser singuläre Künstler der deutschen
Musikszene uns dafür ausgewählt hat. Am 14. September 2018 erscheint
mit "Erntezeit" vielleicht das beste, mit Sicherheit aber das
persönlichste Album im Schaffen von Wolfgang Michels.


Brett Newski - Life Upside Down

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Soooo 90er-Style wie vom Promoinfo angepriesen finde ich diesen Brett
Newski jetzt gar nicht. Pixies! Weezer! Frank Turner! Beck! - werden
vom Sticker auf dem Cover mutig als Referenzen rausposaunt. Okay, da
klingt schon einiges an Indierock jener Epoche durch, aber eben auch
Älteres. Marc Bolan (die Stimme!) und überhaupt Glam-Rock, aber eher
entspannt als schrill. Naheliegende Assoziationen sind für mich Bands
wie Lemonheads, Replacements und Jayhawks. Für meinen Geschmack also
auch er späte 80er. Aber egal, der Amerikaner hat so oder so ein
sicheres Händchen für eingängige Melodien und ist dazu mit einer
einnehmenden Indierock-Stimme gesegnet. Die Songs sind angenehm
schlank inszeniert, mit kompakter Band, meistens mit je einer
akustischen und einer elektrischen Gitarre instrumentiert. Ohne
Keyboards und überhaupt mit keinem Gramm Fett zu viel. Der Gesang
teils mit Girl-Vocals sanft unterstützt (wiederum an Lemonheads mit
Juliana Hatfield erinnernd). Die Songs sind wirklich gelungen,
ausgereift, zeitlos, rund und stimmig. Anfang des Jahres war Newski
mit Chuck Ragan (Hot Water Music) auf Tour, mit diesem Album und
seiner angenehm unprätentiösen Musik sollte er auch in größerem Maße
bei der jüngeren Indie-Gemeinde punkten können. Produziert hat Hutch
Harris (The Thermals). (Joe Whirlypop)


Ana Popovic - Like It On Top

CD - EUR 16,95

Gelassen-gelungenes 2018er Gitarren-Glanzwerk der Saitenartistin und
Sängerin, die einmal mehr von Beginn dieser groove-betonten
10-Song-Perlenkette an die konventionellen Grenzen des Blues ganz
spielerisch sprengt. Und als ob ihre geniale Gitarre allein nicht
ausreichte, tragen auch noch Produzent Keb' Mo' und die Gäste Robben
Ford und Kenny Wayne Shepherd mit beseelter Saitenarbeit zur
schillernden Spielfreude der vorwiegend aus der Popovic-Feder
stammenden Groove-Garanten bei (einzige Ausnahmen: Sexy Tonight von
Simms/Shepherd und Honey I'm Home von Kevin Moore), und während die
stählernen Saiten in allen Klangfarben gleißen, Ana's Gesang die
Sinne mal schmeichelnd betört, mal schneidend besetzt, messerscharfe
Bläsersätze die Luft zerteilen und vielstimmige Chöre seligen
Gospel-Segen spenden, entsteht eine derart kochende Kollektion aus
allem, was satt und saftig grooved, dass es fiebernde Freude ist. Die
ungemein fingerfertig-flexible Ana beweist sich einmal mehr als
galant-glamouröse Saiten-Meisterin einer urbanen Melange aus Funk,
Soul und allen Spielarten des Blues - von Chicago über Swamp bis hin
zum slide-versilbertem Folk-Blues. (cpa)

Der Ana-Backkatalog, je 1-CD:

Ana Popovic - Hush - 15,95

Ana Popociv - Comfort To The Soul - 15,95

Ana Popovic - Blind For Love - 16,95

Ana Popovic - Ana! - CD/DVD - 15,95/16,95

Ana Popovic - Still Making History - 15,95

Ana Popovic - Unconditional - 15,95

Ana Popovic - Trilogy - 3-CD - 23,95

Ana & Milton Popovic - Blue Room - 15,95


Renaissance - A Symphonic Journey

2-CD+DVD - EUR 27,95

Mitschnitt eines jüngeren Konzerts der Art-Rock-Arche um die
glorreiche Stimme Annie Haslam's, aufgenommen bei einem
Kammerorchester-begleiteten Auftritt im Kewsick Theatre, Glenside,
Pennsylvania, am 27. Otktober 2017, erschienen bei der Cherry
Red-Tochter Symphonic Rock Recordings. DVD wie Doppel-CD bieten das
gleiche karriere-übergreifende Elf-Epen-Tracklisting incl. nahezu
allem, was dem Renaissance-Freund gut, recht & teuer ist, mit u.a.
Prologue, Trip To The Fair, Carpet Of The Sun, Symphony Of Light,
Kalynda, Island, Mother Russia, Song For All Seasons, Ashes Are
Burning.


Marc Ribot - Songs Of Resistance 1942-2018

2-LP/CD - EUR 26,95/14,95

Der seit mehr als 40 Jahren grenzüberschreitend aktive Gitarrist
widmet sich 2018 in gekonnt übernommenen und sinnhaft neu
geschaffenen Protest- und Widerstands-Weisen seiner politischen Seite
(ohne seinen musikalischen Freigeist dabei einzuschränken). Zu seiner
Reise durch 8 Jahrzehnte und mindestens ebenso viele Stile lässt er
sich von wunderbaren vokalen Gästen begleiten und leiten, durchquert
allein in den ersten vier Liedern Saxophon-getrieben freien Jazz (We
Are Soldiers In The Army/Sängerin: Fay Victor), karg-intensiven
italienischen Partisanengesang (Gänzlich untanzbar: Bella Ciao/Höchst
eindrucksvoll: Tom Waits), Steel-begleisten Alternative Country
(Srinivas/Ganz in seinem Metier: Steve Earle) und den
schwebend-schmeichelnden Latin-Ausflug (How To Walk In
Freedom/Samtweich: Sam Amidon). Mal nah am Wort, mal gänzlich frei
wird die Rebellions-Reise fortgesetzt und begrüßt unter anderem noch
kongeniale Gaststimmen wie Meshell Ndegeocello, Justin Vivian Bond,
auch der Meister selbst greift mehrfach zum Mikrophon. Ein
gleichermaßen politisch wie musikalisch ebenso berührendes wie
aufrüttelndes Widerstandswerk. (cpa)


Richard Thompson - 13 Rivers

LP/CD - EUR 17,95/14,95

18er. Überwiegend relativ (für seine Verhältnisse)
schnörkellos/straight Rock-betont, natürlich nicht ohne diese tollen
harmonisch gegen den Strich gebürsteten teils schneidenden und sehr
konzentrierten typischen Gitarren-Soli, in einigen Stücken. Selten
kommt zur E-Gitarre eine Mandoline ergänzend hinzu. Rock pur inkl.
gleich reihenweise (kurzer) Top-Soli, Rock dezent tricky (in
erdverbunden), bodenständiger (Multi-) Roots Rock nicht ohne Schärfe,
zeitloser relaxter Folk Rock, eingängiger 70s-Songwriter-Rock, auch
mal gar nicht so weit weg von REM. 2,3 Balladen, gefühlvoll, bluesig
gefärbt oder eben "klassisch Thompson". Und ein paar herausragende
Highlights bringt er auch wieder mit, für meinen Geschmack sind das
vor allem The Storm Won't Come (beweglicher schneller feiner Rhythmus
im Kontrast zum eher ruhigen wunderbaren höchst einfühlsamen Gesang,
eine brillante Gitarre - heraus kommt ein glänzender Song mit
bestechendem poetischen Flair) sowie Bones Of Gilead (quicklebendig,
auf den Punkt und melodisch exquisit!). Ausgezeichnet finde ich zudem
Do All These Tears Belong To You, das über (Gitarren-) Pop-Qualitäten
von melodischer Finesse und Klasse verfügt. (dvd)


William Elliott Whitmore - Kilonova

LP (+MP3)/CD - EUR 19,95/15,95

Der Mann mit der rauh-reifen, sonor samt-rauchigen Stimme widmet sich
auf seiner 2018er Bloodshot-Veröffentlichung auf meisterliche Weise
zehn Werken fremder Feder, wobei er diese stilistisch einfühlsam mal
in akustischer Kargheit, mal in vehementer Voll-Band-Begleitung
darreicht. Aber egal, ob als schmerzhaft intensive A
Capella-Aufbereitung, allein zur Gitarre oder zum holperigen Banjo
oder im schunkelnd-twangendem Country-Rock, im verwehten
Desert-Drone, als klassische Country-Ballade oder zur bös-aggressiven
E-Gitarren-Attacke - stets weiß seine wind-und-wetter-gegerbte Stimme
den richtigen Weg in unser Herz zu reiben, immer den richtigen Ton
für das jeweilige Cover-Objekt zu finden. Zehn packende, definitiv
Bloodshot-werte Versionen von u.a. Fear Of Trains, (Magnetic Fields),
Don't Pray On Me (Bad Religion), Hot Blue And Righteous (ZZ Top),
Five Feet High And Rising (Johnny Cash), Ain't No Sunshine (Bill
Withers), Country Blues (Dock Boggs) und Bat Chain Puller (Captain
Beefheart). (cpa)


Ann Wilson - Immortal

2-LP/CD - EUR 24,95/15,95

Begleitet von erlesenen Gästen wie Warren Haynes und Ben Mink gönnt
sich die Heart-Stimme 2018 eine Solo-Auszeit und sich (und damit auch
uns) den Luxus, eine Fremd-Song-Kollektion einzusingen, deren
Auswahl allein schon für sich singt. Von einzigartigem Gesang belebte
Sammlung sinn- und seelenvoll ausgewählter, unvergessener Weisen
unvergesslicher Song-Schöpfer, 10 mal wehmütige, mal vehemente
Versionen von Stücken wie A Thousand Kisses Deep (Leonard Cohen),
Back To Black (Amy Winehouse), I'm Afraid Of Americans (David Bowie),
Luna (Tom Petty), Politician (Jack Bruce), You Don't Own Me, I Am The
Highway, Life In The Fast Lane, A Different Corner und Baker Street.


Tess Wiley - Femme Sole

LP/CD - EUR 13,95/9,95

Hoch verehrte Tess! Ich kann nur leise erahnen, wie sehr es Dich
inzwischen nervt, dass jegliche Rezension Deiner Soloalben mit Deiner
Sixpence Non The Richer-Beteiligung beginnt, kaum jemand müde wird zu
berichten, dass Du als geborene Texanerin in Gießen lebst (von allen
Orten!), die weiße Strähne in Deinem Haar oft wichtiger zu sein
scheint als Dein wundervoll reifes Gitarrenspiel (dabei sind die
Augenbrauen viel ein- und ausdrücklicher) und wie viele Menschen Dein
musikalisches Schaffen ausgerechnet Dank Annette kennenlernen
durften. Vielleicht lag es an diesem dauerhaften Oberflächentauchen,
dass Du Dein neues Sieben-Song-Werk in einer puren, echten, reinen
Schlichtheit darreichst, deren Intensität mit bloßen Händen greifbar
ist und Du mit scheinbar wenigsten Mitteln ein fieberndes Song-Feuer
entfachst, dass das Herz in wenigen Momenten für Dich entzündet.
Deine klare, eindrückliche und ungemein sympathische Stimme mal
solitär, mal in zwei- und dreilagigen Harmonien unter die Haut und in
die Seele reibend, als mal filigran-zartes, mal strohrauhes
Klanglager vor allem die Akustikgitarre ganz für sich allein wirken
lassend, mit Gastauftritten von E-Gitarre, Klavier und Geige die
karg-konzentrierte Atmosphäre nur noch intensivierend, schenkst Du
uns Songs von bleibender Wirkung, mit Melodien zum Verlieben und
Liebbehalten. Nahezu alles hast Du für diese 7-Songperlen-Kette im
Alleingang aufgenommen (Michael Hammes-Harries gastiert 1x an der
Gitarre), egal ob Singer-Songwriter-Folk-Song, liebevolle
Liedermacher-Weise, dezenter Rock'n'Roll-Exkurs oder auf den
ehrlichen Punkt fokussierte Breitwandballade, und wundersamerweise
vermisst man ... nichts. Wiley's Werk in seiner reinsten Form, zum
ernsthaften Entdecken freigegeben. (cpa)

Weiterhin lieferbar:

Tess Wiley - Superfast Rock'n'Roll Played Slow - CD - 13,95

Tess Wiley - Little Secrets - CD - 8,95


Yoav - Multiverse

CD - EUR 15,95

Singer/Songwriter der neueren multikulturellen Generation: Yoav hat
Wurzeln in Israel und Südafrika, lebt in Ibiza und klingt ganz und
gar international. Naheliegende Assoziation ist der
psychedelisch-verwaschene und in der Raumtiefe verhallte
Psychedelic-Folk von Junip. Wie Jose Gonzalez arbeitet auch Joav mit
verhallten Klangräumen und elegischen Stimmungen. Und eher
elektronischen Arrangement und Beats, aber auch mal akustischen
Gitarren. Letztlich fließ hier aber alles in getragener, gewollt
emotionaler Stimmung zusammen. Der Vibe oszilliert zwischen Dreampop
und Neo-Psychedelia, selbst kleine Modernismen wie angedeutete
Dubstep-Sounds und-Beats vermischen sich im sanften Flow der
melancholischen Musik. Wenige Songs sind auch Uptempo mit gerader
Bassdrum, was an der eher kontemplativen Wirkung aber wenig ändert.
Womit "Multiverse" letztlich ziemlich trendy klingt. Der räumliche
Sound hat eine schöne Tiefenwirkung, teils gerät das ganz schön
klangmächtig und intensiv. Neo-R&B, selbst TripHop fließt hier mit
ein, was den Trip-Charakter des innovativen Album verstärkt. (Joe
Whirlypop)


Demnächst in diesem Theater...

21.09.

Amy Helm - This Too Shall Light

Joe Bonamassa - Redemption

Kate Campbell - Damn Sure Blue

William Fitzsimmons - Mission Bell

Lera Lynn - Plays Well With Others

Mojo Makers - Songs Of The Sirens

Villagers - The Art Of Pretending To Swim

Metric - Art Of Doubt

Andrea Bignasca - Murder

28.09.

Joe Strummer - Joe Strummer 001 (DeLuxe/ DeLuxer/ Am DeLuxesten)

Spain - Mandala Brush

Pixies - Come On Pilgrim ... It's Surfer Rosa (30th Anniversary Edition) 

John Butler Trio - Home

Tony Joe White - Bad Mouthin'

Tom Petty - An American Treasure

Longbranch/Pennywhistle - Longbranch/Penywhistle

Garda - Odds

Maria Muldaur - Don't You Feel My Leg

Nile Rodgers & Chic - It's About Time

Goosebumps - 25 Years Of Marina Records/Various Artists

Mudhoney - Digital Garbage

Seasick Steve - Can U Cook?

Status Quo - 4 neue DeLuxe Editionen

Greenslade - Greenslade (rem.& exp.)

King Crimson - Meltdown: Live In Mexico (3-CD+BluRay)

Black Lilies - Stranger To Me

Tina Dico - Fastland

Rebekka Bakken - Things You Leave Behind

05.10.

Cat Power - Wanderer

Element Of Crime - Schafe, Monster, Mäuse

My Baby - Mounaiki; By The Bright Of Night

Kristin Hersh - Possible Dust Clouds

Will Hoge - My American Dream

Phosphorescent - C'Est La Vie

KT Tunstall - Wax

12.10.

John Grant - Love Is Magic

Colter Wall - Songs Of The Plains

Bixiga 70 - Quebra Cabeca

19.10.

Steiner & Madlaina - Cheers (mit Autogramm!)

Jason Isbell & The 400 Unit - Live From The Ryman

Mirja Klippel - River Of Silver

Amber Rubarth - Wildflowers In The Graveyard

Peter Licht - Wenn Wir Alle Anders Sind

26.10.

Christian Kjellvander - Wild Hxmans

Gaye Su Akyol - İstikrarlı Hayal Hakikattir

Julia Holter - Aviary

Richard Dobson - I Hear Singing

Heim - WS

02.11.

Distance, Light & Sky - Gold Coast

Bill Ryder-Jones - Yawn

09.11.

J Mascis - Elastic Days


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

16.10.18 DE - Saarbrücken - Sparte 4

18.10.18 NL - Utrecht - Ekko

19.10.18 NL - Leeuwarden Asteriks

20.10.18 NL - Rotterdam Rotown

21.10.18 DE - Münster - Gleis 22

23.10.18 DE - Esslingen Koma

24.10.18 DE - Darmstadt - Oettinger Villa

25.10.18 DE - Düsseldorf New Fall Festival

30.10.18 CH - Düdingen - Bad Bonn

31.10.18 CH - St. Gallen - Palace

01.11.18 AT - Graz - Orpheum

02.11.18 AT - Linz Ahoi Pop Festival

03.11.18 AT - Wien Wuk Europavox Festival

SCOTT MATTHEW

scottmatthew.com

23.10.2018 DE - Oldenburg - KulturEtage

25.10.2018 DE - Düsseldorf - New Fall Festival

26.10.2018 CH - Zürich - Bogen F

27.10.2018 DE - Darmstadt - Friedensgemeinde

28.10.2018 CH - Lausanne - Le Bourg

31.10.2018 PT - Porto - Misty Fest

01.11.2018 PT - Coimbra - CSF (Misty Fest)

02.11.2018 PT - Braga - Misty Fest

04.11.2018 PT - Lisbon - Misty Fest

13.11.2018 ES - Madrid - Nuevo Teatro Alcalá

20.11.2018 UK - London - The Islington

21.11.2018 UK - Liverpool

22.11.2018 UK - London - The Islington

DAVID EUGENE EDWARDS & ALEXANDER HACKE - RISHA

edwardshackerisha.com

20.10.2018 DE - Berlin - Lido

26.10.2018 NL - Amsterdam - Paradiso Noord

27.10.2018 DE - Köln - Stadtgarten

28.10.2018 NL - Nijmegen - Doornroosje

29.10.2018 BE - Brussels - Orangerie

30.10.2018 FR - Paris - La Maroquinerie

01.11.2018 DE - München - Strom

02.11.2018 CH - Zürich - Bogen F

08.11.2018 AT - Wien - Flex

SPAIN

spaintheband.com

25.09.18 - DE-Dortmund, Domicil

26.09.18 - DE-Hemmersdorf, Hotel Gasthaus Gellenberg

27.09.18 - CH-Zürich, Bogen F

28.09.18 - LU-Luxemburg, De Gudde Wellen

29.09.18 - BE-Turnhout, De Warande

30.09.18 - BE-Eupen, Alter Schlachthof

01.10.18 - DE-Frankfurt, Brotfabrik

02.10.18 - DE-Hamburg, Michelle Records (6.00pm, free show)

03.10.18 - DK-Odense, Dexter

07.10.18 - DK-Kopenhagen, Loppen

08.10.18 - DE-Berlin, Badehaus

09.10.18 - DE-Dresden, Jazzclub Tonne

10.10.18 - AT-Wien, Chelsea

11.10.19 - HR-Zagreb, Tvornica Kulture

13.10.18 - IT-Bologna, Freakout Club

18.10.18 - FR-Paris, Point Ephémère

19.10.18 - BE-Brügge, Cactus Club

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

21.09.2018 DE- Hamburg - Reeperbahnfestival, Sommersalon

26.09.2018 DE - Stuttgart - LKA Longhorn (Faber-Support)

27.09.2018 DE - Ingolstadt - Éventuelle (Faber-Support)

28.09.2018 DE - Leipzig - Felsenkeller Leipzig (Faber-Support)

29.09.2018 DE - Rostock - M.A.U. Club Rostock (Faber-Support)

30.09.2018 DE - Hamburg - Grosse Freiheit 36 (Faber-Support)

08.12.2018 CH - Davos - Songbird

08.01.2019 DE - Freiburg - Jazzhaus

09.01.2019 DE - Würzburg - Cairo

10.01.2019 DE - Karlsruhe - Substage Café

11.01.2019 DE - Köln - Stereo Wonderland

12.01.2019 DE - Düsseldorf - The Tube

13.01.2019 DE - Langenberg - KGB

15.01.2019 DE - Hannover - Lux

19.01.2019 DE - Bremen - Zollkantine

20.01.2019 DE - Hamburg - Nochtwache

22.01.2019 DE - Mainz - Schon Schön

23.01.2019 DE - Berlin - Musik & Frieden

24.01.2019 DE - Lübeck - Riders Café

25.01.2019 DE - Magdeburg - Moritzhof

26.01.2019 DE - Osnabrück - Kleine Freiheit

27.01.2019 DE - Darmstadt - Pädagog Theater

29.01.2019 DE - Dresden - Ostpol

31.01.2019 AT - Wien - Rhiz

02.02.2019 DE - Nürnberg - Club Stereo

03.02.2019 DE - München - Backstage Club

04.02.2019 DE - Reutlingen - franz K.

05.02.2019 DE - Ansbach - Kammerspiele

06.02.2019 DE - Leipzig - Moritzbastei

07.02.2019 DE - Erfurt - Museumskeller


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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FOLKLORE/1379: Mönchengladbach - Tangomusik mit dem "Ensemble 87" am 20.9.2018


Erstes Meisterkonzert: Schwungvoller Saison-Auftakt mit
Tango-Ensemble 

Am 20. September, 20 Uhr, im Theater Mönchengladbach



Am Donnerstag, 20. September (20 Uhr) startet die Reihe der
Meisterkonzerte in die neue Saison. Im Auftaktkonzert bittet das
Ensemble 87 zum Tango. Das Konzert ist in die Muziek Biennale
Niederrhein eingebunden, die unter dem vielversprechenden Motto
"Verboten" besondere Musikerlebnisse präsentiert. Der Tango wurde als
Bitt-Tanz afrikanischer Sklaven in Montevideo schon früh verboten. In
den Bordellen und Clubs der Einwandererviertel von Buenos Aires war er
verpönt, Papst Pius X. bezeichnete ihn als sündhaft, und den Söhnen
und Töchtern "aus gutem Hause" war der unschickliche Tanz streng
untersagt. Den Siegeszug des leidenschaftlichen Tanzes konnte all das
nicht aufhalten. Bis heute hat der einstmals verbotene Tanz sich
seinen magischen Zauber bewahrt.

Inspiriert von dieser Magie verleiht das Ensemble 87 mit seinem
leidenschaftlichen Spiel dem konzertanten Tango einen ganz neuen
Anstrich. Das junge Sextett hat sich auf argentinische Tangomusik
spezialisiert, wobei die Musik von Astor Piazzolla sowie unbekanntere
Tango-Kompositionen der Moderne die Schwerpunkte seines Repertoires
bilden. Die sechs Musiker, die sich während ihres Studiums an der
Hochschule für Musik und Tanz in Köln kennenlernten, haben sich 2005
in ihrer ungewöhnlichen Besetzung mit Saxophonquartett, Akkordeon und
Klavier zusammengefunden, um das Publikum mit ihrer Liebe zum Tango
sowie dessen Leidenschaft und tiefer Melancholie anzustecken.

Wegen der Restaurierung der Kaiser-Friedrich-Halle findet das
Meisterkonzert im Konzertsaal des Theaters Mönchengladbach statt. Zu
einer Programmeinführung mit den Musikern sind die Konzertbesucher um
19.15 Uhr eingeladen.

Karten gibt es zum Preis von 9 bis 19 Euro (Ermäßigungen 50 Prozent
zzgl. VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen
sowie unter www.ADticket.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSLAND/8828: Aus aller Welt - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreichs Kanzler beklagt mangelnde Zusammenarbeit in der EU

Zwei Tage vor Beginn des EU-Sondergipfels in Salzburg reiste
Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz nach Paris, um sich mit dem
französischen Präsidenten Emmanuel Macron über Fragen zur
europäischen Flüchtlingspolitik abzustimmen. Es gebe deutlich zu
viele Spannungen in der Europäischen Union, beklagte der amtierende
EU-Ratsvorsitzende am Montag bei einem Treffen mit Macron. Kurz warb
für ein gemeinsames Handeln in der Flüchtlingsfrage und bekräftigte
eine Stärkung der EU-Grenzschutzagentur Frontex. Macron sprach sich
zudem für eine bessere Rückführung abgelehnter Migranten aus.

17. September 2018
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JUSTIZ/8828: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Prozeß um Messerattacke in Hamburg-Sternschanze

Vor dem Hamburger Landgericht hat am Montag der Prozeß gegen einen
22jährigen Mann begonnen. Dem Angeklagten wird vorgeworfen, am Abend
des 9. Februar einem anderen Mann nach einer Massenschlägerei am
S-Bahnhof Sternschanze ein Küchenmesser in die Schläfe gerammt zu
haben. Der 22jährige bestreitet die Tat.

17. September 2018
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MILITÄR/8825: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verletzte die Bundeswehr ihr Einsatzmandat in Mali?

Die Bundeswehr soll französische Anti-Terror-Einheiten in Mali bei
Aufklärung und Transport unterstützt haben. Wie die Zeitung Welt am
Sonntag unter Berufung auf vertrauliche UN-Unterlagen berichtete,
wurden im Dezember 2017 Bilder einer Drohne vom Typ Heron I an das
französische Militär übermittelt. Zudem sollen Bundeswehrhubschrauber
bei dem Transport französischer Einheiten in das Einsatzgebiet
geholfen haben. Die Grünen-Verteidigungsexpertin Katja Keul
kritisiert, daß eine solche Einsatzunterstützung nicht durch das
Mandat des Bundestags gedeckt sei. Das Verteidigungsministerium
spricht dagegen von einem routinemäßigen Drohnen-Einsatz zum Schutz
der eigenen Kräfte und der Nachbarn. Die Oppositionsparteien
verlangen von der Regierung, in der nächsten Sitzung des
Verteidigungsausschusses darüber aufzuklären, ob die Bundeswehr im
Rahmen des Mandats in Mali gehandelt habe.

17. September 2018
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POLITIK/8827: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grünen-Fraktionschefin Schaefer gewinnt Urwahl in Bremen

Die Bremer Grünen wollen mit Fraktionschefin Maike Schaefer als
Spitzenkandidatin ihrer Partei bei der Bürgerschaftswahl im Mai
antreten. Bei einer Urwahl der Parteimitglieder aus Bremen und
Bremerhaven setzte sich die 47jährige mit fast 54 Prozent der Stimmen
gegen Finanzsenatorin und Vizeregierungschefin Karoline Linnert
durch, auf die 46 Prozent der Stimmen entfielen. Die Wahlbeteiligung
lag bei 63 Prozent. Die Landesliste wollen die Grünen am 8.
Dezember aufstellen.

17. September 2018
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SONSTIGES/8826: Tragisches und Kurioses - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tiroler Bergretter bargen abgestürzten Alpinisten

Beim Klettersteigen über die Tajakante im Tiroler Wettersteingebirge
konnte sich ein 26jähriger Alpinist aus Deutschland nicht mehr
halten. Er stürzte fünf Meter tief und zog sich dabei schwere
Schulterverletzungen zu. Der an der dortigen Verankerung hängende
Verletzte wurde nach einem Notruf seiner Freunde aus der Wand
geborgen und mußte mit einem Notarzthubschrauber ins
Unfallkrankenhaus nach Garmisch geflogen werden.

17. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WISSENSCHAFT/7911: Aus Forschung und Technik - 17.09.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7911: Aus Forschung und Technik - 17.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Indien bringt zwei britische Satelliten in den erdnahen Weltraum

Die Indische Weltraumforschungsorganisation ISRO (Indian Space
Research Organization) hat am Sonntag die beiden
Erdbeobachtungssatelliten NovaSAR und S1-4 der britischen Firma
Surrey Satellite Technologies Ltd (SSTL) erfolgreich in eine
sonnensynchrone Umlauf gebracht. Die Trennung der beiden Orbiter von
der Trägerrakete Polar Satellite Launch Vehicle (PSLV) erfolgte etwa
17 Minuten nach dem Start vom Weltraumbahnhof Sriharikota an der
Südküste Indiens. NovaSAR verfügt über ein abbildendes
S-Band-Synthetic-Aperture Radar (SAR), das neben der Überwachung der
Wald-, Land-, Eis- und Wasserressourcen auch für die Identifizierung
und Verfolgung von Seeschiffen eingesetzt werden kann. S1-4 ist ein
hochauflösender optischer Erdbeobachtungssatellit zur
Umweltüberwachung und Vermessung von Ressourcenräumen.
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China hilft Venezuela mit Rat und Tat

Venezuelas Präsident Nicolas Maduro und sein chinesischer Amtskollege
Xi Jinping haben in Peking eine Reihe von Finanzierungs- und
Entwicklungsprojekten zur Unterstützung des südamerikanischen Landes
unterzeichnet. Venezuela ist nach dem Tod von Präsident Hugo Chávez
im Jahr 2013 in eine schwere Rezession abgeglitten, von der sich das
Land ohne Hilfe von außen offenbar nicht erholen kann. Die geplanten
chinesischen Investitionen betreffen die Ölförderung und
Goldproduktion Venezuelas sowie mehr als 500 Entwicklungsprojekte.
Die Verträge hätten einen Wert in Milliardenhöhe, sagte Maduro am
Samstag (Ortszeit) in China dem venezolanischen Staatssender VTV.

Venezuela setzt auf einen weiteren Kredit der Volksrepublik über fünf
Milliarden Dollar. Zudem sollten die Tilgungsfristen bestehender
Kredite um mindestens ein halbes Jahr verlängert werden. Venezuela
zahlt chinesische Kredite zu einem großen Teil mit Öllieferungen ab.
Die aktuellen Schulden Venezuelas bei seinem größten Kreditgeber
China werden auf 20 Milliarden Dollar geschätzt.

Xi versprach Maduro, daß er sich für eine stabile Entwicklung seines
Landes einsetzen wird. China könnte Venezuela an seinen Erfahrungen
bei der wirtschaftlichen und politischen Führung eines Landes
teilhaben lassen.
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Tödlicher Cholera-Ausbruch in Simbabwe

Ein tödlicher Cholera-Ausbruch wütet derzeit in Simbabwe. Mindestens
24 Menschen kamen durch ihn ums Leben. Nach Schätzungen der
Weltgesundheitsorganisation WHO sollen sich allein in den ersten
Tagen dieses Monats über 2000 Menschen vermutlich infiziert haben.
Bestätigt wurde allerdings erst 58. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, soll der Ausbruch bei Glen View seinen Ausgang genommen
haben. In diesem dicht besiedelte Vorort von Brazzaville müssen die
Bewohner aufgrund schlechter Versorgung häufig auf Quellen und
Brunnen zurückgreifen, um an Wasser zu gelangen.
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Kabeldieb läßt 850 Hühner ersticken

In der Bauernschaft Welte bei Dülmen im Münsterland haben Unbekannte
in der Nacht auf Samstag das Starkstromkabel zu einem mobilen
Hühnerstall gestohlen. Dadurch fiel die Belüftung des Stalls aus, und
850 Hühner erstickten. Das Kabel hat einen Wert von rund 60 Euro. Der
angerichtete Schaden beläuft sich auf über 5000 Euro. Das teilte die
zuständige Polizei in Coesfeld am Montag mit. Mobile Ställe
ermöglichen eine flexible Freilandhaltung von Hühnern. Stall und
Umzäunung der Weide können alle paar Monate auf eine frische Wiese
umgesetzt werden.
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Berliner Plastinations-Museum bleibt mit Auflagen

Nach jahrelangem Rechtsstreit zwischen dem Menschen-Museum von
Leichenplastinator Gunther von Hagens und dem Bezirksamt Berlin-Mitte
ist das Verfahren mit einem außergerichtlichen Vergleich beendet
worden.

Das Museum bleibe in seiner jetzigen Form bestehen. Weitere
Rechtsmittel würden nicht eingesetzt, sagte Rurik von Hagens, der Sohn
von Gründer Gunther von Hagens laut Rundfunksender rbb.

Der Bezirk Berlin-Mitte hatte seit Jahren versucht, der unter dem
Funkturm eingerichteten Plastinationsschau die Konzession zu 
entziehen. Die Behörde stützte sich neben ethischen Vorbehalten auf 
die Annahme, daß nicht alle der dort gezeigten gehäuteten Toten ihre 
Einwilligung für diese Art der Verwertung gegeben hatten. Es gab 
Teilerfolge, als einige der 13 Figuren vorübergehend verhüllt wurden.

Der Kompromiß sieht vor, daß das Museum künftig zwei Wochen vor der
geplanten Aufstellung einer neuen Plastik diese zwecks Überprüfung
ankündigen soll. Ferner wurde die Möglichkeit unangekündigter
Kontrollen in den beiden Produktionsstätten Guben und Heidelberg
vereinbart.

Der an Parkinson erkrankte Gunther von Hagens entwickelte die
Plastinationstechnik in den 70er Jahren in Heidelberg. Die
präparierten Toten sind in verschiedenen Positionen zu sehen. Die
Haut ist abgezogen, Muskeln und Nervenstränge sind gut sichtbar.
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Moskau stellt neue Erkenntnisse zum Abschuß von Flug MH17 vor

Die russische Regierung hat stets Vorwürfe zurückgewiesen, für den
Abschuß des malaysischen Passagierflugs MH17 am 17. Juli 2014
verantwortlich zu sein. Damals waren 298 Passagiere und
Crew-Mitglieder der Boeing 777 auf dem Weg von Amsterdam nach Kuala
Lumpur in der Ukraine getötet worden.

Ein Sprecher des Verteidigungsministeriums in Moskau konnte am Montag
auf einer Pressekonferenz Belege vorweisen, welche die Unschuld der
russischen Seite untermauern. An einem Fragment der Flugabwehrrakete,
welche das Flugzeug getroffen hatte, fand sich eine
Registrierungsnummer. Bislang geheime Archivunterlagen führten zur
Erkenntnis, daß das Geschoß zu einem Flugabwehrsystem Buk aus der
Waffenfabrik in Dolgoprudny gehörte, welches zu Sowjetzeiten im
Dezember 1986 der Militäreinheit 20152 im ukrainischen Oblast
Ternopil geliefert wurde und das bei dem 223. Luftabwehrregiment der
ukrainischen Streitkräfte verblieben ist. Laut russischem
Verteidigungsministerium war eben jene Einheit an den
Militäroperationen im Donbass zum Zeitpunkt des Abschusses von MH17
beteiligt. Laut General Nikolaj Parschin, dem Leiter der für
Artillerie und Raketen zuständigen Abteilung im russischen
Verteidigungsministerium, wurden alle Unterlagen den mit dem Abschuß
befaßten niederländischen Ermittlern zugestellt. Das von ihnen
geleitete internationale Ermittlerteam hatte im Mai einen Bericht
veröffentlicht, in dem für den Raketenabschuß eine russische
Militärbrigade aus Kursk verantwortlich gemacht wurde.
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Maas, Merkel und von der Leyen auf Auslandsreise

Bundesaußenminister Heiko Maas ist am Montag zu politischen
Gesprächen nach Bukarest geflogen. Von Rumänien reist er am Dienstag
nach Mazedonien und Albanien weiter. Bei Gesprächen dort geht es
unter anderem um den Weg beider Länder in die Europäische Union. Zum
Abschluß seiner Reise bespricht der deutsche Außenminister in Athen
europapolitische und bilaterale Themen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat am Montag Algerien einen Besuch
abgestattet, wo sie am Denkmal der Toten des Unabhängigkeitskrieges
einen Kranz niederlegte und eine deutsch-algerische
Partnerschaftsschule für Mädchen besuchte. In Algier sprach Merkel
mit Ministerpräsident Ahmed Ouyahia und Präsident Abdelaziz
Bouteflika über bilaterale Beziehungen sowie regionale und
sicherheitspolitische Themen.

Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen bereiste
unterdessen den Irak und zuletzt den Nordirak. Dort hat die
Bundeswehr bisher kurdische Peschmerga-Kämpfer im Kampf gegen die
Miliz Islamischer Staat mit Waffen und militärischer Beratung
unterstützt. Künftig wird sich die Militärhilfe auf Logistik,
Minenabwehr und medizinische Versorgung konzentrieren.
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Fleißige Aufräumaktion im Rheinbett

Für Sonntag war der weltweite Clean-up Day ausgerufen worden.
Deutschland schloß sich zum ersten Mal an - mit dem Schwerpunkt Rhein.
Entlang des größten deutschen Flusses beteiligten sich von der Schweiz
bis zur Mündung in den Niederlanden 59 Städte und Kommunen. Von
Düsseldorf aus wurde die Aktion koordiniert.

Entlang des Rheins, der immer noch sehr wenig Wasser führt,
beteiligten sich um die zehntausend Menschen daran, aus dem trockenen
Flußbett schätzungsweise 80 Tonnen Müll in jedweder Form zu bergen.

Die Aktion wurde als Erfolg gefeiert und soll wiederholt werden, wie
WDR1 berichtete.
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Seebrücke statt Seehofer

Die Bewegung "Seebrücke Frankfurt" hat für Montag und Dienstag zu
Protestkundgebungen gegen die Haltung der deutschen Politik zur
Seenotrettung im Mittelmeer und gegen die deutsche Asylpolitik
aufgerufen. Für den Marsch vom Willy-Brandt-Platz zur Paulskirche
waren 2000 Teilnehmer dem Ordnungsamt gemeldet worden. Der aktuelle
Anlaß der Kundgebung ist die zunächst angekündigte, dann offenbar
aber zurückgezogene Teilnahme von Bundesinnenminister Horst Seehofer
an dem dreitägigen "Bundeskongress Nationale
Stadtentwicklungspolitik". Seehofer sollte in seiner Rolle als
Bauminister in der Paulskirche eine Rede halten. Passend dazu wurde
der Demo für Humanität und Menschenrechte das Motto "Sei kein Horst -
Seebrücke statt Seehofer" vorangestellt. Eine zweite Kundgebung am
Dienstag sollte auch dann stattfinden, wenn der CSU-Politiker nicht
erschiene.

"Seebrücke Frankfurt" ist Teil der bundesweiten Bewegung "Seebrücke",
die im Juni nach den Ereignissen um das Rettungsschiff "Lifeline"
aufgekommen war. Damals mußte das Schiff mit über 200 aufgenommenen
Bootsflüchtlingen mehrere Tage im Mittelmeer herumirren, bevor es
einen europäischen Hafen anlaufen konnte. "Seebrücke Frankfurt"
fordert sichere Fluchtwege, eine Entkriminalisierung der
Seenotrettung und eine menschenwürdige Aufnahme aller Flüchtlinge.
Außerdem soll sich Frankfurt zur solidarischen Stadt erklären, wie es
zuvor unter anderem Köln, Bonn, Düsseldorf und Berlin getan haben.

Unter dem Titel "Gemeinsam in sozialer Verantwortung für Stadt und
Land" finden im Rahmen des Kongresses mehrere Diskussionen, Vorträge,
Zukunftsarenen und Rahmenveranstaltungen statt. Dazu eingeladen haben
das Ministerium des Innern, für Bau und Heimat, die
Bauministerkonferenz der Länder, der Deutsche Städtetag und der
Deutsche Städte- und Gemeindebund.
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Afrikanische Schweinepest jetzt auch in Belgien

Seit geraumer Zeit sind Deutschlands Schweinezüchter beruhigt, da in
Osteuropa die sogenannte Afrikanische Schweinepest wütet. Diese ist
zwar für den Menschen ungefährlich, für das Borstenvieh jedoch
tödlich. Offenbar ist die Bedrohung größer, als viele gedacht haben.
Denn jetzt wurde auch in Westeuropa der Erreger der Seuche
festgestellt. Wie dpa meldete, wurde das Virus etwa 60 Kilometer von
der deutschen Grenze entfernt in der südbelgischen Region Wallonien
bei zwei Wildschweinen festgestellt. Das wurde von den belgischen
Behörden mittlerweile bestätigt. Diese verhängten zudem in einem
63.000 Hektar großen Gebiet ein Jagdverbot, damit weitere infizierte
Wildschweine nicht aus dem Gebiet verscheucht werden.
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Deutsche Bank transferiert Milliarden von London nach Frankfurt

Die Europäische Zentralbank erwartet von der Deutschen Bank, daß sie
für den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union ihr
Kapital und ihre Liquidität in London schützt. Die Financial Times
berichtete unter Berufung auf einen Insider, die Deutsche Bank würde
deswegen im Verlauf mehrerer Jahre 450 von 600 Milliarden Euro aus
der britischen Hauptstadt abziehen und nach Frankfurt transferieren.
Eine endgültige Entscheidung zum Umfang des Transfers sei noch nicht
getroffen worden. Die Deutsche Bank hat angesichts des bevorstehenden
Brexits bereits mehrere Geschäftsfelder von London nach Frankfurt
verlegt. Dem Bericht zufolge wird in Großbritannien ein neues
Tochterunternehmen der Bank aufgezogen, das sich um britische Firmen-
und Privatkunden kümmert und vom Investmentbanking abgeschirmt ist.
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SpaceX findet ersten Weltraumtouristen für Flug zum Mond

Fraglos hat Milliardär Elon Musk den Traum, selbst einmal zum Mond zu
fliegen. Wann das sein wird, steht wohl noch in den Sternen,
doch offenbar hat sein Weltraum-Unternehmen SpaceX den ersten
Touristen für solch eine Reise gefunden. Wie winfuture.de meldete,
soll der Öffentlichkeit am Montag mitgeteilt werden, um wen es sich
handelt, der an Bord der Big Falcon Rocket (BFR), einer Kombination
aus Rakete und Raumschiff, zum Mond fliegen und diesen umkreisen
soll. Auch wenn noch einige Probleme bis zu dieser einmaligen Reise
aus dem Weg geräumt werden müssen, soll der Mondflug nur der Anfang
für private Raummissionen sein. Denn nach Musks Plänen sollen die Big
Falcon Rockets irgendwann auch einmal auf die Reise zum Mars gehen 
können und dabei helfen, den Roten Planeten zu kolonialisieren.
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MELDUNG/187: Widerlegt eine Zwerg-Galaxie die MOND-Theorie? (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.09.2018

Widerlegt eine Zwerg-Galaxie die MOND-Theorie?



Welche Ursachen sorgen dafür, dass die Sterne in den Galaxien sich auf
den beobachteten Bahnen bewegen? Braucht es dafür die Dunkle Materie? Oder
erfordert es eine Modifzierte Newton'sche Dynamik (MOND), die keinen
solchen Sternenkitt benötigt? Ein Team um Pieter van Dokkum berichtet im
Fachjournal Nature, dass die Zwerg-Galaxie NGC1052-DF2 ohne Dunkle Materie
auskommt und die MOND-Theorie widerlegt. Prof. Dr. Pavel Kroupa von der
Universität Bonn und der Karls-Universität Prag widerspricht nun mit einem
internationalen Wissenschaftlerteam dieser Publikation. Nature hat den
Kommentar jetzt online veröffentlicht.




[image: Bild: © HST/Oliver Mueller]

Die Zwerg-Galaxie NGC1052-DF2 - gesehen durch das Hubble
Weltraumteleskop.

Bild: © HST/Oliver Mueller



"Der Name »Dunkle Materie« rührt daher, dass sie unsichtbar - also dunkel
- ist", sagt Dr. Indranil Banik, der in Kürze von der University of St
Andrews (Schottland) als Humboldt-Stipendiat an die Universität Bonn
kommt. Lediglich ihre Wechselwirkungen über die Gravitation sind indirekt
zu beobachten. Nur mit Hilfe der Dunklen Materie kann im Standardmodell
der Kosmologie die Bewegung der sichtbaren Materie erklärt werden, zum
Beispiel wie schnell die Sterne in einer Galaxie um das Zentrum kreisen.

"Allerdings basiert die Newton'sche und Einstein'sche Gravitationstheorie
auf empirischen Daten, die ursprünglich nur für unser Sonnensystem erhoben
wurden", sagt Prof. Dr. Pavel Kroupa vom Helmholtz-Institut für Strahlen-
und Kernphysik der Universität Bonn. Die MOND-Hypothese (Modifzierte
Newton'sche Dynamik) geht dagegen davon aus, dass sich die
Gravitationskräfte in den Galaxien anders verhalten als wir es von unserem
Sonnensystem her kennen. Insbesondere bei sehr kleinen Beschleunigungen
wird die Gravitation möglicherweise durch zusätzliche Effekte stärker, als
es die Newton'schen Gesetze vorhersagen. Die MOND-Theorie braucht also
keine Dunkle Materie.

Pieter van Dokkum und Kollegen berichteten im März 2018 im Fachjournal
Nature über die Zwerg-Galaxie NGC1052-DF2, die ohne Dunkle Materie
auskommt. "Paradoxerweise wird in dieser Publikation auch
geschlussfolgert, dass die MOND-Theorie widerlegt wird", sagt Kroupa. Die
Nature-Studie argumentiert, dass laut der MOND-Theorie die Gravitation in
allen Galaxien erhöht sein müsste. Da dies bei der Zwerg-Galaxie
NGC1052-DF2 nicht der Fall ist, sei die MOND-Gravitationstheorie damit
widerlegt.

In einem ergänzenden Kommentar, der von Kroupa und weiteren Kollegen aus
dem Iran, Großbritannien, China, den Niederlanden und der Schweiz verfasst
wurde, stellen die Wissenschaftler dar, dass die Zwerg-Galaxie ohne Dunkle
Materie sogar eine wichtige Vorhersage von MOND bestätigt. "NGC1052-DF2
ist nicht isoliert wie eine Insel im Ozean", sagt Kroupa. Von
Nachbargalaxien wirken Gravitationsfelder auf diese Zwerggalaxie ein.
"Ohne diese externen Effekte ist eine gültige Vorhersage der internen
Dynamik dieser Zwerg-Galaxie in der MOND-Theorie nicht möglich", sagt
Prof. Dr. Hosein Haghi vom Institute for Advanced Studies in Basic
Sciences in Zanjan (Iran), der als DAAD-Fellow in Bonn für einige Monate
geforscht hat. Werden dagegen diese externen Feldeffekte berücksichtigt,
stimme NGC1052-DF2 mit der MOND-Theorie überein.

Brief communications arising

Kommentare in Nature (Brief communications arising/BCA) dienen der
zeitnahen Diskussion und Klärung von Ergebnissen, die zuvor in dem
Fachjournal veröffentlicht wurden. BCA werden den Autoren der
vorangegangenen Originalveröffentlichung zugeschickt und diese um
Stellungnahme gebeten. Die Kommentare durchlaufen vor der
Online-Veröffentlichung ein Peer-Review-Verfahren durch unabhängige
Gutachter aus dem gleichen Fachgebiet.


Originalpublikation:

van Dokkum, Pieter; Danieli, Shany; Cohen, Yotam; Merritt, Allison;
Romanowsky, Aaron J.; Abraham, Roberto; Brodie, Jean; Conroy, Charlie;
Lokhorst, Deborah; Mowla, Lamiya; O'Sullivan, Ewan;

Zhang, Jielai: A galaxy lacking dark matter,
 Nature,

DOI: 10.1038/nature25767

Kommentar: 

Pavel Kroupa, Hosein Haghi, Behnam Javanmardi, Akram Hasani
Zonoozi, Oliver Müller, Indranil Banik, Xufen Wu, Hongsheng Zhao, Jörg
Dabringhausen:

BCA: Does the galaxy NGC1052-DF2 falsify Milgromian dynamics?,

Nature, Brief communications arising,

DOI: 10.1038/s41586-018-0429-z;

Internet: https://rdcu.be/6uZn
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MELDUNG/186: Astronomische Wanderwege in Effelsberg, oder wie Sirius nach Chile kommt (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 14.09.2018

Astronomische Wanderwege in Effelsberg, oder wie Sirius nach Chile kommt



Das 100-m-Radioteleskop des MPIfR liegt nahe Effelsberg ungefähr 40
Kilometer südwestlich von Bonn. Drei astronomische Wanderwege im Umfeld
des Observatoriums ("Planetenweg", Milchstraßenweg" und "Galaxienweg")
verdeutlichen die komplette kosmische Entfernungsskala von nahen Planeten
zu weit entfernten Galaxien. Die Verbindung zwischen dem Planetenweg und
dem Milchstraßenweg wird über die gemeinsame Station "Sirius" aufgebaut.
Im Maßstab des Planetenwegs hingegen skaliert sich die Entfernung von
Sirius (8,6 Lichtjahre) zu 11.000 km; das entspricht der Entfernung
zwischen zwei vom MPIfR betriebenen Radioteleskopen, dem
100-m-Radioteleskop Effelsberg und dem 12-m-APEX-Teleskop in Chile.




[image: Bild: © Norbert Junkes, MPIfR]

Besucherpavillon des Radioteleskops: Station "Sonne" des Planetenwegs
mit insgesamt 11 Stationen: Sonne, acht Planeten, Zwergplanet Pluto
und der Nachbarstern Sirius als transatlantische Erweiterung.

Bild: © Norbert Junkes, MPIfR



Planetenwege bieten eine sehr schöne Möglichkeit, kosmische Entfernungen
und Größenskalen innerhalb unseres Sonnensystems zu verdeutlichen. Sie
bestehen üblicherweise aus neun oder zehn Stationen: der Sonne, den acht
Planeten unseres Sonnensystems sowie oft zusätzlich auch dem Zwergplaneten
Pluto. Im weit verbreiteten Maßstab von 1 : 1 Milliarde führt ein solcher
Weg über eine Gesamtlänge von knapp 6 Kilometern als Abstand zwischen
Sonne und Pluto. Die Sonne hat in diesem Maßstab einen Durchmesser von
1,40 m und die Erde 1,30 cm in einem Abstand von 150 m von der Sonne.

Der Planetenweg am Radioteleskop Effelsberg ist ein ganzes Stück kleiner.
Im Maßstab 1 : 7,7 Milliarden überdeckt er einen Laufweg von knapp 800 m
Länge vom Besucherparkplatz bis zum Besucherpavillon in Sichtweite des
100-m-Radioteleskops in dem Vorträge für Besuchergruppen über
Radioastronomie und die vor Ort durchgeführte Forschung stattfinden. Der
Weg startet mit dem Zwergplaneten Pluto noch auf dem Parkplatz selbst und
setzt sich vom äußeren in das innere Sonnensystem fort. Die Schautafeln
mit den inneren Planeten von Mars bis Merkur und der Sonne selbst befinden
sich alle auf dem Vorplatz des Besucherpavillons (Abb. 1).

Pluto (0 m) Besucherparkplatz

Neptun (182 m) Straße zum Besucherpavillon

Uranus (389 m) Straße zum Besucherpavillon

Saturn (584 m) Straße zum Besucherpavillon

Jupiter (665 m) Straße zum Besucherpavillon

Mars (736 m) Straße zum Besucherpavillon

Erde (746 m) Vorplatz des Besucherpavillons

Venus (752 m) Vorplatz des Besucherpavillons

Merkur (758 m) Vorplatz des Besucherpavillons

Sonne (766 m) Vorplatz des Besucherpavillons

Sirius (11.000 km) APEX-Teleskop, Atacama-Wüste, Chile

Tabelle: Stationen des Planetenwegs

Zwei weitere astronomische Wanderwege am Radiotelekop Effelsberg, der
Milchstraßenweg und der Galaxienweg, erweitern die kosmische
Entfernungsskala bis weit jenseits des Sonnensystems. Der Milchstraßenweg
geht über eine Gesamtstrecke von vier Kilometern von Burgsahr (Ortsteil
der Gemeinde Kirchsahr) im nahegelegenen Sahrbachtal bis zum Aussichtpunkt
des Radio-Observatoriums unmittelbar vor dem 100-m-Teleskop selbst. Im
Maßstab von 1 : 1017 (1 : 100 Billiarden) entspricht das einer Strecke von
40.000 Lichtjahren durch die Milchstraße. Der Milchstraßenweg umfasst
insgesamt 18 Stationen vor Ort von den Außenbereichen der Milchstraße über
die Sonne selbst bis zum Galaktischen Zentrum, 25.000 Lichtjahre von der
Sonne entfernt.

Der Galaxienweg umfasst die großen Entfernungen im Universum. Er hat eine
Gesamtlänge von gut 2,6 Kilometern, beginnt im Wald hinter dem
Radio-Observatorium Effelsberg und endet bei einer nahegelegenen
Ausflugshütte (Martinshütte: die "Hütte am Rand des Universums"). In einem
Maßstab von 1 : 5 x 1022 (1 : 50 Trilliarden) besteht der Galaxienweg aus
insgesamt 14 Stationen bis zu einer maximalen Lichtlaufzeit von 12,85
Milliarden Jahren. In anderen Worten: bei der weit entfernten Galaxie mit
der Katalogbezeichnung J1148+5251 stammt das beobachtete Signal aus einer
Zeit von weniger als einer Milliarde Jahren nach dem Beginn des Universums.

Um nun die drei astronomischen Wanderwege miteinander zu verbinden, gibt
es zwei Himmelsobjekte, die in jeweils zwei der Wanderwege in ganz
unterschiedlichem Maßstab vorkommen. Die Station "Andromeda-Galaxie M31"
ist sowohl im Milchstraßenweg als auch im Galaxienweg enthalten. Es ist
die nächste große Nachbargalaxie, eine Art Zwilling der Milchstraße, in
rund 2,5 Millionen Lichtjahren Entfernung. Im Maßstab des Galaxienwegs
sind das gerade mal 50 Zentimeter. Tatsächlich bilden beide, Milchstraße
und Andromeda-Galaxie, den Beginn des Galaxienwegs mit zwei Stationen in
nur 50 cm Entfernung. Im Maßstab des Milchstraßenwegs liegen beide
Galaxien hingegen 250 km voneinander entfernt.

Die Station "Andromeda-Galaxie" des Effelsberger Milchstraßenwegs befindet
sich am "Haus der Astronomie" in Heidelberg, in 250 km Entfernung von
Effelsberg. Das Gebäude hat in der Tat die äußere Form einer
Spiralgalaxie. Im Inneren befindet sich im Rahmen einer
Teleskopausstellung auch ein Modell des Radioteleskops Effelsberg im
Maßstab 1 : 100 sowie am Haupteingang die Tafel "M31" des
Milchstraßenwegs.

Sirius, der hellste Stern am Nachthimmel, stellt das Verbindungselement
zwischen Planetenweg und Milchstraßenweg dar. Sirius ist ein Nachbarstern
in lediglich 8,6 Lichtjahren Entfernung von der Sonne. Beide Stationen,
Sonne und Sirius, sind auf ungefähr halber Strecke des Milchstraßenwegs zu
finden. In der Nähe des Örtchens Binzenbach (ein weiterer Ortsteil von
Kirchsahr) stehen sie im Wald in einem Abstand von nur knapp 90 cm.

Im Maßstab des Planetenwegs ist das eine andere Geschichte. Der Abstand
von knapp 9 Lichtjahren zwischen Sirius und Sonne skaliert sich zu rund
11.000 Kilometern! Auf gleicher Skala liegt der Zwergplanet Pluto weniger
als 800 Meter von der Sonne entfernt. Die Raumsonde Voyager 1, das fernste
von Menschenhand gebaute Gerät, ist auch noch keine 3 km weit weg. Aber
schon für den nächsten Stern, Proxima Centauri, sind es in diesem Maßstab
mehr als 5000 Kilometer!




[image: Bild: © Norbert Junkes, MPIfR]

Atacama Pathfinder Experiment in 5100 m Höhe. 11.000 km Luftlinie
zwischen APEX und dem 100-m-Radioteleskop Effelsberg entsprechen dem
Abstand von Sirius im Maßstab des Effelsberger Planetenwegs.

Bild: © Norbert Junkes, MPIfR



Und wie es der Zufall will: die erforderlichen 11.000 Kilometer Abstand zu
Sirius stimmen hervorragend mit der Luftlinien-Entfernung zwischen zwei
Radioteleskopen des MPIfR überein: dem 100-m-Radioteleskop Effelsberg und
dem APEX-Teleskop in der Atacamawüste in Chile, das gemeinsam vom MPIfR,
der europäischen Südsternwarte ESO und dem Schwedischen
Onsala-Observatorium betrieben wird.

Die Station "Sirius" des Effelsberger Planetenwegs ist direkt am Standort
von APEX in der Chajnantorebene in 5100 m Höhe über dem Meeresspiegel in
der Atacamawüste angebracht (Abb. 2). Sirius ist der hellste Stern am
Nachthimmel, der von beiden Standorten aus für eine gewisse Zeit des
Jahres zu sehen ist.

Da es keinen allgemeinen Zugang zum APEX-Teleskop auf der Chajnantorebene
gibt, wird die Station "Sirius" des Effelsberger Planetenwegs auch im
nahegelegenen Ort San Pedro de Atacama in 2500 m Höhe über dem
Meeresspiegel gezeigt. Das Büro von Alain Maurys "San Pedro de Atacama
Celestial Explorations" (SPACE) mit der Adresse Caracoles 400-2
präsentiert die Tafel in drei Sprachen (Spanisch, Englisch und Deutsch).

"Es ist phantastisch, dass wir mit Sirius die letzte verbleibende Lücke
zwischen den astronomischen Wanderwegen bei uns am Radio-Observatorium
schließen können", sagt Norbert Junkes vom MPIfR, der die Entfernungen im
Weltall regelmäßig in seinen Vorträgen für Besuchergruppen am
Radioteleskop Effelsberg thematisiert. "Von den Planeten unseres
Sonnensystems über Sterne und Sternentstehungsgebiete in der Milchstraße
bis hin zu fernen Galaxien am Rand des Universums - unsere drei Wanderwege
gehen über die komplette kosmische Entfernungsskala."


Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/mitteilungen/2018/3
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PLANET/660: Neues von Merkur, Mars und Mond - größtes Treffen europäischer Planetenforscher (idw)


Technische Universität Berlin - 14.09.2018

Gemeinsame Pressemitteilung vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt
(DLR) und TU Berlin

Neues von Merkur, Mars und Mond - größtes Treffen europäischer
Planetenforscher



Vom 16. bis 21. September 2018 findet an der Technischen Universität
Berlin der European Planetary Science Congress (EPSC) statt. Es ist das
größte Jahrestreffen von Fachleuten auf dem Gebiet der Planetenforschung.
Im Fokus: Die Erkundung des Planeten Merkur innerhalb der bislang
umfangreichsten europäischen Planetenmission, potenzielles Leben auf dem
Mars, eine neue Kartierung des Mondes sowie das Aufspüren von Planeten
jenseits unseres Sonnensystems.

Über 1000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus aller Welt tauschen
sich in Vorträgen, Workshops und Diskussionsformaten über ihre Ergebnisse
auf dem Gebiet der Planetenforschung aus. Die international wichtige
Veranstaltung findet bereits zum zweiten Mal in Berlin statt.

"Berlin ist mit der TU, aber auch mit der Planetologie an der Freien
Universität Berlin und natürlich dem DLR in den letzten beiden Jahrzehnten
zu einem richtigen 'Hotspot' der Planetenforschung geworden", berichtet
Jürgen Oberst, Professor am Institut für Planetengeodäsie und
Geoinformationstechnik der TU Berlin und Abteilungsleiter Planetengeodäsie
am Institut für Planetenforschung des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt (DLR) in Berlin-Adlershof.

"Seit dem ersten EPSC 2005 ist Berlin 2018 die Konferenz mit den meisten
Beiträgen und der größten Zahl an Teilnehmern", freut sich Oberst, der für
die Organisation des EPSC in Berlin verantwortlich ist.

Das Themenspektrum des EPSC ist so vielseitig wie das Sonnensystem mit
seinen acht Planeten, mehr als 180 Monden sowie unzähligen kleinen
Körpern, den Asteroiden und Kometen, die unsere kosmische Heimat
bevölkern.

Die Erkundung des Merkur und die Suche nach Lebensraum auf dem Mars

Ein Schwerpunkt der Konferenz ist der kurz bevorstehende Start der
Weltraumsonde "BepiColombo". Die Europäische Weltraumorganisation ESA wird
ihren Orbiter in den frühen Stunden des 20. Oktober vom Weltraumbahnhof
Kourou in Französisch-Guyana auf ihre Reise zum Merkur schicken. Ihr Ziel
wird die Sonde 2025 erreichen. Wissenschaftler des DLR und der TU Berlin
sind mit Experimenten an dieser bislang größten europäischen
Planetenmission beteiligt.

Auch der Mars steht im Fokus der Konferenz: Seit 15 Jahren umkreist die
ESA-Raumsonde "Mars Express" den äußeren Nachbarplaneten der Erde.
Hauptexperiment der Mission ist ein am DLR in Berlin entwickeltes
Stereo-Kamerasystem, das den "Roten Planeten" in hoher Auflösung, in Farbe
und in 3D abscannt. Aus den Bilddaten entsteht ein globales digitales
Geländemodell, das enorme Fortschritte in der geologischen
Charakterisierung des Planeten möglich macht.

Mit großem Interesse werden auch Resultate einer Untersuchung der
Atmosphäre des Mars mit dem ExoMars Trace Gas Orbiter erwartet, die
weiteren Aufschluss über die Beschaffenheit des Planeten geben werden.
Spannend wird es in einem darauf aufbauenden Projekt mit Start im Jahr
2020: Der "ExoMars Rover", ein Fahrzeug mit zahlreichen Experimenten,
einem Bohrer und Kameras an Bord, wird sich auf die Suche nach
Lebensräumen von Mikroorganismen auf der Oberfläche des Mars machen.

Unser Mond in HD und der kosmische Blick in die Ferne

Neben Merkur und Mars ist auch der Mond nach wie vor von großem
wissenschaftlichem Interesse. Seit 2009 umkreist der Lunar Reconnaissance
Orbiter der NASA den Erdbegleiter und schickt hochauflösende Fotos seiner
Oberfläche zur Erde. Nicht zuletzt für Ideen der großen
Raumfahrtagenturen, die planen, in den 2020er-Jahren mit Menschen zum Mond
zurückzukehren, ist diese verbesserte Kartierung des Mondes von großer
Bedeutung.

Auch Planeten jenseits des Sonnensystems werden Thema der Konferenz sein:
Seit 1995 der erste Planet an einem anderen Stern entdeckt wurde, konnten
mit leistungsstarken Weltraumteleskopen wie Kepler und CoRoT inzwischen
etwa viertausend sogenannte extrasolare Planeten entdeckt werden: Noch ist
keine "zweite Erde" unter diesen "Exoplaneten", doch neue
Weltraumteleskope der ESA wie CHEOPS (Start 2019) und PLATO (Start 2026)
sollen gezielt nach erdähnlichen Planeten an anderen Sternen in der
Milchstraße suchen.

Von Berlin ins Weltall: Wissenschaftler und ein Astronaut berichten
Berliner Jugendlichen

Am Mittwoch, den 19. September findet für Schülerinnen und Schüler der
Klassen 9 bis 12 im Audimax der TU Berlin die Veranstaltung "Von Berlin
ins Weltall" statt. Der deutsche Astronaut Dr. Gerhard Thiele wird gemeinsam
mit dem ehemaligen Direktor des DLR-Instituts für Planetenforschung
Prof. Tilman Spohn und der DLR-Physikerin Dr. Ruth Titz-Weider die großen
Themen der Planetenforschung vorstellen. Von aktuellen
Weltraummissionen, der Suche nach Planeten an anderen Sternen, der
Forschung auf der Internationalen Raumstation ISS im erdnahen Orbit und
der Zukunft der astronautischen Raumfahrt ist alles mit dabei. Die
Veranstaltung ist bereits vollständig ausgebucht.


Weitere Informationen zum Kongress:

https://www.epsc2018.eu

https://www.tu-berlin.de/?180716

Weitere Informationen unter:

http://www.tu-berlin.de/?id=199140
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Universität Heidelberg - 13.09.2018

Internationale Konferenz auf dem Gebiet der Teilchenphysik

Forscher untersuchen den Unterschied zwischen Teilchen und Antiteilchen



Zu einer internationalen Konferenz, die sich mit zentralen
teilchenphysikalischen Fragestellungen befasst, kommen Wissenschaftler aus
der theoretischen und der experimentellen Physik an der Universität
Heidelberg zusammen. Sie sind Teilnehmer des "10th Workshop on the
Unitarity of the CKM Triangle", der vom 17. bis 21. September 2018 an der
Ruperto Carola stattfindet. Aktuelle Forschungsarbeiten zu Unterschieden
im Verhalten von Teilchen und Antiteilchen sind ein Schwerpunkt dieser
Veranstaltung auf dem Gebiet der sogenannten Heavy-Flavour-Physik. Sie
findet alle zwei Jahre weltweit an wechselnden Orten statt.

Gastgeber sind die Forschungsgruppen von Prof. Dr. Stephanie
Hansmann-Menzemer und Prof. Dr. Ulrich Uwer, die am Physikalischen Institut
der Universität Heidelberg arbeiten. Die beiden Wissenschaftler sind mit
ihren Gruppen in die Forschungen am weltweit größten und leistungsstärksten
Teilchenbeschleuniger, dem Large Hadron Collider (LHC), am Europäischen
Forschungszentrum CERN eingebunden und wirken dort am sogenannten
LHCb-Experiment mit. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, warum unser
Universum hauptsächlich aus Materie und nicht aus Antimaterie besteht. Die
Forscher untersuchen, ob und wie sich eine derartige
Teilchen-Antiteilchen-Asymmetrie erklären lässt. Dazu suchen sie neue
unbekannte Teilchen, die sich nur indirekt in Zerfallsprozessen nachweisen
lassen.

Zu der Konferenz in Heidelberg werden rund 200 Teilnehmer aus dem In- und
Ausland erwartet. Ihr zentrales Thema neben der
Teilchen-Antiteilchen-Asymmetrie ist die Suche nach seltenen "Zerfällen" von
Teilchen, die nach dem Standardmodell der Physik eigentlich nicht zulässig
sind. "Wir wollen verstehen, an welchem Punkt es nicht mehr möglich ist, mit
diesem Modell die Natur zu beschreiben, um damit möglicherweise eine neue
fundamentale Theorie der Teilchenphysik begründen zu können", betont Prof.
Hansmann-Menzemer. Ein "ideales Labor" für diese Studien sind nach den
Worten der Wissenschaftlerin Teilchen, die aus schweren Quarks - sogenannten
Heavy Flavours - bestehen. "Sehr genaue theoretische Vorhersagen zusammen
mit einer großen Anzahl experimentell gemessener Ereignisse erlauben es, das
Standardmodell präzise zu testen."

Durchgeführt wird der "10th Workshop on the Unitarity of the CKM Triangle"
im Rahmen der Heidelberg Karlsruhe Strategic Partnership (HEiKA), der
strategischen Partnerschaft zwischen der Universität Heidelberg und dem
Karlsruher Institut für Technologie.


Weitere Informationen unter:

http://www.physi.uni-heidelberg.de/~menzemer/Menzemer/index.php

http://www.physi.uni-heidelberg.de/~uwer/Uwer/index.php

https://ckm2018.physi.uni-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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ENERGIE/1580: Methanbasierte Kraftstoffe für Verkehr und Energieversorgung (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 14.09.2018

Methanbasierte Kraftstoffe für Verkehr und Energieversorgung



Umweltfreundliche, bezahlbare und nicht zuletzt praktikable
Lösungsansätze für eine erfolgreiche Energiewende sind Ziel des Leitprojekts
"Methan aus erneuerbaren Quellen in mobilen und stationären Anwendungen"
(MethQuest), das heute, 14. September 2018, startet. Das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie fördert das Projekt mit 19 Millionen Euro, die
gemeinsame Leitprojektkoordination übernehmen Rolls-Royce Power Systems
und die DVGW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT). An zwei der Verbundvorhaben des Projekts
sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des KIT beteiligt.

umweltfreundliche, bezahlbare und nicht zuletzt praktikable Lösungsansätze
für eine erfolgreiche Energiewende sind Ziel des Leitprojekts "Methan aus
erneuerbaren Quellen in mobilen und stationären Anwendungen" (MethQuest),
das heute, 14. September 2018, startet. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie fördert das Projekt mit 19 Millionen Euro, die
gemeinsame Leitprojektkoordination übernehmen Rolls-Royce Power Systems
und die DVGW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT). An zwei der Verbundvorhaben des Projekts
sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des KIT beteiligt.

Im Leitprojekt MethQuest sollen Technologien entwickelt und untersucht
werden, über die sich methanbasierte Kraftstoffe aus erneuerbaren Quellen
gewinnen, in mobilen und stationären Anwendungen nutzen und schnell in den
Markt einführen lassen. Während Gas insbesondere in der Wärmeversorgung
weit verbreitet ist, ist dessen Potenzial im Personen-, Güter- und
Schiffsverkehr bisher kaum erschlossen.

"Für eine erfolgreiche Energiewende ist es unabdingbar, dass die Sektoren
Energie und Verkehr gekoppelt und gesamtheitlich betrachtet werden. Dabei
spielen methanbasierte Kraftstoffe, die anhand von Strom aus erneuerbaren
Energiequellen ("Power to Gas") gewonnen werden, eine wichtige Rolle. Mit
ihnen lassen sich Treibhausgasemissionen signifikant senken, was uns dabei
unterstützt, die Klimaschutzziele zu erreichen. Die Weiterentwicklung der
Technologien, durch die diese Kraftstoffe energieeffizient eingesetzt
werden können, ist ein wesentlicher Bestandteil des Leitprojekts
MethQuest", sagte Norbert Brackmann, Koordinator der Bundesregierung für
die maritime Wirtschaft zum Projektstart.

Wesentlich für MethQuest ist der sektorenübergreifende
Untersuchungsansatz. "Durch die sechs Verbundprojekte erreichen wir einen
Innovationsschub in zahlreichen Bereichen, angefangen bei der Entwicklung
neuartiger Lösungen, um Gas aus erneuerbaren Energien zu gewinnen, über
neuartige Motorenkonzepte für Pkw, stationäre Anwendungen und
Schiffsantriebe bis hin zur Gestaltung von Microgrids für Binnen- und
Seehäfen", so Dr. Frank Graf, Bereichsleiter Gastechnologie der
DVGW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut des KIT. Er nahm den
offiziellen Förderbescheid mit Andreas Schell, Vorstandsvorsitzender von
Rolls-Royce Power Systems, stellvertretend für die 27 Partner aus Industrie
und Forschung entgegen.

Das Vorhaben hat ein Gesamtvolumen von 32 Mio. Euro und wird vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) mit insgesamt 19
Millionen Euro gefördert. In sechs Verbundprojekten, die von der
Methangewinnung über neue Motorenkonzepte für Schiffe, Blockheizkraftwerke
und Pkw bis hin zur Sektorenkopplung durch Microgrid-Lösungen für Binnen-
und Seehäfen sowie der systemanalytischen Bewertung gehen, arbeiten die
Partner zusammen.

An zwei Verbundvorhaben von "MethQuest" ist das KIT beteiligt:

Im Verbundvorhaben MethFuel, das sich mit neuartigen verfahrenstechnischen
Konzepten zur Wasserstoff- und Kohlenstoffdioxid-Bereitstellung und zur
katalytischen Methanisierung beschäftigt, sind der Lehrstuhl Chemische
Technik des Instituts für Technische Chemie und Polymerchemie (ITCP) und
der Bereich Chemische Energieträger - Brennstofftechnologie des
Engler-Bunte-Instituts (EBI ceb) sowie das mit dem KIT assoziierte
Europäische Institut für Energieforschung (EIfER) beteiligt. Das ITCP und
EIfER werden in ihrem gemeinsam betriebenen Labor ENERMAT (ENErgetische
MATerialien) untersuchen, wie die einzelnen Komponenten der
Power-to-Gas-Anlagen, die mit Strom aus erneuerbaren Energiequellen gespeist
werden, mit einem stark schwankenden Stromangebot zurechtkommen. Dabei geht
es vor allem um die Aufgabe, Festelektrolysezellen optimal für die hohen
dynamischen Anforderungen von Power-to-Gas-Anwendungen einzusetzen.
Komplementär dazu wird das EBI ceb die Dreiphasen-Methanisierung (3PM)
untersuchen, die Stromschwankungen sehr schnell folgen kann. Dies ermöglicht
die direkte Kopplung der Methanisierung an die Wasserstofferzeugung ohne
Zwischenspeicherung und somit eine deutliche Reduzierung von
Investitions- und Betriebskosten.

Im Verbundvorhaben MethCar, das sich mit der Entwicklung von neuartigen
Pkw-Gasmotoren befasst, ist der Bereich für Verbrennungstechnik am
Engler-Bunte-Institut (EBI vbt) beteiligt. Die besonderen Eigenschaften von
komprimiertem Methan aus erneuerbaren Energien versprechen in einem
spezifisch angepassten Pkw-Motor besonders hohe Effizienz, zudem weisen
Methanmotoren gegenüber Diesel- und Benzinmotoren sehr geringe
Partikelemissionen auf. Allerdings stehen aber auch sehr feine
Partikelgrößen, die kleiner als 100 Nanometer Durchmesser haben, zunehmend
im Fokus. Um die Bildung dieser Partikel bei bestimmten Betriebszuständen
zu vermeiden, werden diese Abläufe von EBI vbt nachgestellt und
beschrieben, um sie bei der anschließenden Auslegung des
MethCar-Brennverfahrens und der Motorkalibrierung sicher vermeiden zu
können.

Des Weiteren untersuchen die Verbundvorhaben MethPower neuartige
Motorenkonzepte für stationäre Anwendungen, MethMare zwei Konzepte für
schnelllaufende und dynamisch betreibbare Gasmotoren für die Schifffahrt,
MethGrid erzeugungs-, netz- und verbrauchsseitige Lösungen zur Gestaltung
von Microgrids für Binnen- und Seehäfen sowie Methsys eine
verbundübergreifende systemanalytische Bewertung der Kosten, Klimawirkung
und Umsetzbarkeit der neuen Technologien.

Die Partner im Leitprojekt MethQuest:

AREVA H2Gen GmbH, Continental Automotive GmbH, DBI - Gastechnologisches
Institut gGmbH Freiberg, DVGW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT), Institut für Technische
Chemie und Polymerchemie (ITCP) des Karlsruher Instituts für Technologie
(KIT), Engler-Bunte-Institut (EBI) des Karlsruher Instituts für
Technologie (KIT), Karlsruher Institut für Technologie (KIT), European
Institute for Energy Research (EIfER), Erdgas Südwest GmbH, Energy Systems
Analysis Associates - ESA2 GmbH, FORD-Werke GmbH, Fraunhofer-Institut für
Bauphysik, iGas energy GmbH, Fraunhofer-Institut für Optronik,
Systemtechnik und Bildauswertung, Fraunhofer-Institut für Solare
Energiesysteme, Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung,
Infraserv GmbH & Co. Höchst KG, Institut für Luft- und Kältetechnik
gemeinnützige Gesellschaft mbH, keep it green GmbH, Kelvion Machine
Cooling Systems GmbH, L'Orange GmbH, MTU Friedrichshafen GmbH/Rolls-Royce
Power Systems, Open Grid Europe GmbH, RWTH Aachen University, Schaeffler
Technologies AG & Co. KG, Stadtwerke Karlsruhe GmbH, terranets bw GmbH,
Technische Universität Berlin und Technische Universität München.

Hintergrund: Power-to-Gas-Verfahren

In so genannten Power-to-Gas-Verfahren kann mit Strom aus erneuerbaren
Energiequellen umweltfreundlich Gas gewonnen werden, das sich leicht
speichern und später bei Bedarf nutzen lässt. Methan aus
Power-to-Gas-Prozessen hat dabei zahlreiche Vorteile gegenüber anderen
Power-to-X-Prozessen, die Herstellungsprozesse sind einfacher und zeigen
deutlich höhere Wirkungsgrade. Das hat einen positiven Einfluss auf die
Produktionskosten. Zudem kann das fossile Erdgas problemlos durch
komprimiertes oder verflüssigtes Methan aus erneuerbaren Energien
sukzessive ersetzt werden. Die bestehenden Gasnetze und -anwendungen
lassen sich so ohne kosten- und zeitaufwendige Anpassungen weiter nutzen.

Zum einen sind gasbasierte Technologien weit entwickelt und millionenfach
im Einsatz, zum anderen ist mit den bestehenden Erdgasnetzen und
-speichern eine flächendeckende und leistungsstarke Infrastruktur
vorhanden, mit deren Hilfe sich Schwankungen bei der Bereitstellung von
erneuerbaren Energien ausgleichen, große Energiemengen speichern und
Lastspitzen im Energieverbrauch abfedern lassen. Fahrzeuge, die mit Gasen
aus erneuerbaren Quellen angetrieben werden, können in Ergänzung zur
Elektromobilität einen wichtigen Beitrag zur Energiewende leisten.

DGVW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut des KIT

Die DVGW-Forschungsstelle am Engler-Bunte-Institut (EBI) des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT) ist eine gemeinsame, unabhängige
Einrichtung des DVGW - Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.,
Bonn und des KIT. Sie wird von den EBI-Bereichen Chemische Energieträger -
Brennstofftechnologie (EBI ceb), Verbrennungstechnik (EBI vbt) sowie
Wasserchemie und Wassertechnologie (EBI wct) gemeinsam getragen und
gliedert sich in die Bereiche Gastechnologie, Prüflaboratorium Gas und
Wassertechnologie.


Weitere Informationen:

www.methquest.de

Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/103: Mehr politische Beteiligung von Menschen mit Behinderungen ermöglichen (DMIR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 17. September 2018

Mehr politische Beteiligung von Menschen mit Behinderungen ermöglichen




Berlin - In einer Demokratie sollte jede_r Einzelne die Möglichkeit
haben, sich in politische Prozesse und Entscheidungen einzubringen.
Menschen mit Behinderungen können sich jedoch wenig am politischen Leben
beteiligen, da inklusive Beteiligungsformate in der Regel nur im Bereich
der Behindertenpolitik zur Verfügung stehen.

"Menschen mit Behinderungen dürfen nicht auf die Rolle als 'Experte in
eigener Sache' reduziert und lediglich an behindertenpolitischen
Entscheidungen beteiligt werden", erklärt Valentin Aichele, Leiter der
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts
für Menschenrechte. "Bund, Länder und Kommunen sollten
Beteiligungsprozesse in allen Politikbereichen inklusiver als bislang
gestalten."

Damit sich Menschen mit Behinderungen auf Augenhöhe beteiligen können,
sollten in allen Politikfeldern und auf allen Ebenen barrierefreie
Verfahren und Formate entwickelt werden. Zentral sind dabei zugängliche
Informationen, Kommunikationshilfen wie Dolmetschen in Gebärdensprache,
Leichte Sprache sowie Assistenzangebote. Wichtig ist auch, dass
ausreichend finanzielle und personelle Ressourcen für die Beteiligung an
politischen Prozessen zur Verfügung stehen. Nur dann haben etwa kleinere
Selbstvertretungsorganisationen die Möglichkeit, sich in politische
Prozesse einzubringen.

Das Institut ist mit dem Monitoring der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention betraut worden und hat hierfür die
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention eingerichtet. Es hat
gemäß der UN-Konvention (Artikel 33 Absatz 2 UN-BRK) den Auftrag, die
Rechte von Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und die
Umsetzung der Konvention in Deutschland zu überwachen. Die
UN-Behindertenrechtskonvention ist seit 2009 in Deutschland
rechtsverbindlich.


Weitere Informationen:

Deutsches Institut für Menschenrechte (2018): Positionspapier
"Partizipation barrierefrei gestalten. Wie die Beteiligung von Menschen
mit Behinderungen auf Augenhöhe gelingen kann":

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=6&tx_publications_products%5Bproduct%5D=872&tx_publications_products%5Baction%5D=show&tx_publications_products%5Bcontroller%5D=Product&cHash=c85e377071e473a3de04b60a6fe988f9

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. September 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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UMWELT/1778: Aktionstag gegen Plastikmüll - Deutschland braucht eine Anti-Plastikmüll-Strategie




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. September 2018

Aktionstag gegen Plastikmüll: Deutschland braucht eine Anti-Plastikmüll-Strategie

 
Zum Internationalen Ocean Cleanup Day erklären Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik und Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:
 
Unser Planet ist voller Plastik, überall. Ob im Eis der Antarktis, in den Quellbächen der Hochgebirge oder in den Meeren - selbst in den abgelegensten Ecken der Welt, weitab von Zivilisation, lässt sich Plastik nachweisen. In einem atemberaubenden Tempo werden die Ozeane zum Endlager für unseren Plastikmüll. Der größte Plastikstrudel Pazifik ist viermal so groß wie Deutschland. Deshalb rufen wir heute zu einem deutschlandweiten Aktionstag gegen Plastikmüll auf und unterstützen damit den Internationalen Ocean-Clean-Up-Day.
 
Die Beseitigung des immer weiter wachsenden Plastikbergs allein unseren Kindern und Enkelkindern aufzubürden, ist unverantwortlich. Wir fordern die Bundesregierung mit unserem Aktionsplan gegen Plastikmüll zum Handeln auf. Wo immer es geht, muss Plastik vermieden werden. Wir fordern von der Bundesregierung Maßnahmen, um den Verpackungsmüll in Deutschland bis 2030 zu halbieren. Das heißt: Schluss mit unnötigen Plastik-Verpackungen in den Supermärkten und eine Abgabe auf besonders umweltschädliche Wegwerfprodukte wie Plastiktüten, Coffee-to-go-Becher oder Take-away-Essensverpackungen. Außerdem wollen wir die Mehrwegquote in Deutschland steigern und die indirekten Plastiksubventionen in Höhe von 780 Millionen streichen. Das Geld stecken wir unter anderen in die Forschung für eine innovative Kreislaufwirtschaft.

Ende Spaltenformat 

Hintergrund:

Unseren Aktionsplan gegen Plastikmüll finden Sie unter: 

https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/umwelt/PDF/180828_Autorenpapier_Plastikm%C3%BCll_Aktionsplan.pdf
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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MILITÄR/655: Sicherheit und Stabilität im Irak brauchen weiter Unterstützung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. September 2018

Sicherheit und Stabilität im Irak brauchen weiter Unterstützung



Derzeit besuchen Mitglieder des Verteidigungsausschusses gemeinsam
mit Bundesverteidigungsministerin Dr. Ursula von der Leyen Jordanien
und den Irak. Im Rahmen der Reise hat u.a. ein Gespräch mit dem
irakischen Verteidigungsminister Al Hayali und irakischen Generälen
über die Sicherheitslage in der Region stattgefunden. Dazu können Sie
den verteidigungspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte, der als Mitglied der Delegation an dem Treffen
teilgenommen hat, wie folgt zitieren:

"Obwohl das IS-Kalifat im Irak zerschlagen ist, wirkt die IS
Ideologie vor Ort noch fort. Daher gilt es, die irakische Armee mit
Ausrüstung und Ausbildung zu stärken. Dies kann in den Bereichen
Führung, Logistik, Sanität und Dekontamination geschehen. Die
irakische Armee wird hierdurch in die Lage versetzt, zukünftig die
Sicherheit und Souveränität ihres Landes dauerhaft selbst zu
gewährleisten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/779: Auch Automobilindustrie muss zur Lösung des Problems beitragen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. September 2018

Auch Automobilindustrie muss zur Lösung des Problems beitragen



Zur aktuellen Diskussion um Diesel-Fahrverbote können Sie die
Verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig, wie folgt zitieren:

"Die Diskussion um die Stickoxidbelastung in unseren Städten muss
wieder sachlicher geführt werden. Fakt ist: Wir wollen Fahrverbote
vermeiden, die Zukunft des Diesel sichern und saubere Luft in den
Innenstädten garantieren.

Hierzu gehören auch technische Verbesserungen an älteren Diesel
Fahrzeugen. Die Automobilindustrie ist in der Pflicht, ihren Teil zur
Lösung des Problems beizutragen, beispielsweise durch das Angebot
einer "Umstiegsprämie" auf neue schadstoffarme Fahrzeuge. Die
Maßnahmen, die wir bisher eingeleitet haben, zeigen bereits Wirkung:
In den meisten Städten ist die Luft messbar noch sauberer geworden.
Im vergangenen Jahr wurde der Stickoxid Grenzwert in 65 Städten
überschritten. Im Jahr zuvor waren es 90 Städte. Die Gerichtsurteile
zu Fahrverboten basieren auf den alten Luftreinhalteplänen, die die
Maßnahmen des 'Sofortprogramms Saubere Luft' des Bundes nicht
abbilden. Wir werden die Kommunen weiter unterstützen, beispielsweise
bei der Umrüstung ihrer kommunalen Fahrzeugflotten und beim Ausbau
des Radverkehrs."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2751: 5G-Netzausbau extrem wichtig für Wirtschaftsstandort


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. September 2018

5G-Netzausbau extrem wichtig für Wirtschaftsstandort



Zu der aktuell in den Medien geführten Diskussion zur anstehenden
5G-Frequenzvergabe durch die Bundesnetzagentur können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Der 5G-Netzausbau ist für die Zukunft unseres Wirtschaftsstandorts
und für unsere Bürger extrem wichtig. Das bestätigen auch die
heutigen Stellungnahmen aus den großen Wirtschaftsunternehmen. Hier
dürfen wir von Anfang an keine Fehler machen und ein "Weiter so" darf
es nicht geben. Bei den ersten Vorschlägen der Bundesnetzagentur
haben wir hierzu aber erhebliche Zweifel. Dort wo 5G drauf steht,
muss auch 5G drin sein - und kein verbessertes 4G. Das gilt
insbesondere für die Mobilfunkversorgung entlang der Verkehrswege und
zwar auch im ländlichen Raum."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1818: Ohne Kontrollen geht es beim Mindestlohn nicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. September 2018

Ohne Kontrollen geht es beim Mindestlohn nicht



"Wenn offenbar jeder zehnte Betrieb beim Mindestlohn schummelt, braucht es mehr Kontrollen", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute vom Zoll vorgestellten Ergebnisse der zweitätigen Mindestlohnkontrollen in der vergangenen Woche. Ferschl weiter:

"Die Ergebnisse der stichprobenartigen Kontrollen zeigen, dass Arbeitgeber nach wie vor massiv gegen das Mindestlohngesetz verstoßen. Und das, obwohl die Aktion schon Tage vorher ankündigt worden war. Kaum auszudenken, wie hoch die Zahl der Verstöße bei unangekündigten Kontrollen wäre. Dabei ist die Bundesregierung in der Pflicht, die Einhaltung ihrer eigenen Gesetze zu überwachen. Und da besteht großer Handlungsbedarf, denn noch immer fehlt es der Finanzkontrolle Schwarzarbeit, die die Mindestlohnkontrollen durchführt, an Personal.

Das Dunkelfeld der Mindestlohnbetrüger muss ausgeleuchtet werden. Dafür braucht es Geld für mehr Personal bei der Mindestlohnkontrolle. DIE LINKE wird sich daher in den laufenden Haushaltberatungen erneut für eine Aufstockung der Stellen bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit stark machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1780: Merkel verwechselt Stabilität mit Friedhofsruhe


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. September 2018

Merkel verwechselt Stabilität mit Friedhofsruhe



"Der algerische Präsident Abdelaziz Bouteflika ist so wenig ein 'Vater der Stabilität' wie die Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien ein 'Stabilitätsanker' im Nahen Osten ist. Statt weiterer Waffenhilfe für Bouteflika braucht es einen Stopp der Rüstungsexporte", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Besuchs von Bundeskanzlerin Angela Merkel beim algerischen Präsidenten Abdelaziz Bouteflika in Algier. Dagdelen weiter:

"Kanzlerin Merkel verwechselt Stabilität mit Friedhofsruhe. Präsident Bouteflika geht auch dank deutscher Rüstungshilfe zunehmend repressiv gegen soziale Protestbewegungen, kritische Journalisten und Aktivisten vor. Algerien wird zudem zum Bollwerk bei der Abwehr von Migranten aus Afrika aufgerüstet. Algerien ist kein sicheres, sondern ein politisch sediertes Land. Für die gewaltsam erzwungene Ruhigstellung sorgen auch die von der Bundesregierung genehmigten Waffenexporte. Algerien gehörte 2017 und im 1. Halbjahr 2018 zu den Hauptabnehmern deutscher Rüstungsgüter."

 * 
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INNEN/4982: Die Bevölkerung fällt nicht auf den rassistischen Diskurs herein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. September 2018

Die Bevölkerung fällt nicht auf den rassistischen Diskurs herein



"Trotz des angsteinflößenden öffentlichen Diskurses wird das Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft insgesamt positiv bewertet", kommentiert Gökay Akbulut, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Migration und Integration, das aktuelle "Integrationsbarometer". Akbulut weiter:

"Zu Integrationsthemen gießen konservative und rechte Politiker immer wieder Öl ins Feuer. Sie möchten der Bevölkerung Angst machen, um sie konservativer bzw. rechter zu stimmen. Das Integrationsbarometer zeigt: Die Bevölkerung fällt auf diesen Trick nicht herein. Allen voran sollte Innenminister Seehofer eine Selbstreflektion betreiben und tendenziöse Politik beiseitelassen. Dies ist nötig, damit die Konflikte um Migration und Integration in Deutschland wieder entschärft werden.

Auch konservative Kräfte müssen endlich einsehen, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist. Wir müssen endlich vorwärts gehen und unsere Gesellschaft im Sinne aller hier Lebenden gestalten.

Das Integrationsbarometer zeigt außerdem: Überall wo es Begegnungen zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund gibt, sind die Vorbehalte geringer. Deshalb sollten mehr finanzielle Mittel für Integrationsarbeit vor Ort bereitgestellt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. September 2018
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UMWELT/641: Kohleausstieg erst 2038 ist zu spät


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. September 2018

Kohleausstieg erst 2038 ist zu spät



"Mit einem riesigen Polizeiaufgebot wird der Hambacher Forst geräumt, damit RWE dort noch schnell Fakten schaffen kann. Jetzt wird bekannt, dass Ronald Pofalla zusammen mit einzelnen Mitgliedern der Kohlekommission einen Kohleausstieg erst für das Jahr 2038 vorschlagen will. So sind die Klimaziele 2020 und 2030 nicht erreichbar", erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Diskussionen über den Kohleausstieg. Ernst weiter:

"Das alles torpediert die Arbeit der Kohlekommission, die einberufen wurde, um den Kohleausstieg vernünftig zu planen, und nicht, um ihn immer weiter nach hinten zu schieben. Das hilft auch den Menschen in den Braunkohleregionen nicht, die schon jetzt eine Perspektive brauchen und wissen wollen, wie es nach der Kohle weitergeht."

 * 

Quelle:
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UMWELT/640: Kohleausstieg - Schritt in die richtige Richtung, Druck muss aufrechterhalten werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. September 2018

Ein Schritt in die richtige Richtung. Der Druck muss aufrechterhalten werden



"Sollten sich die Presseberichte über eine Einigung zu einem Kohleausstiegspfad bewahrheiten, könnte dies zumindest in die richtige Richtung gehen. Die Abschaltungen in Höhe von 5 bis 7 Gigawatt (GW) bis 2020 wären zwar immer noch zu wenig, um das Klimaschutzziel bis 2020 zu erreichen, aber zumindest ein zeitnaher Einstieg in den Ausstieg, erklärt Lorenz Gösta Beutin, klima- und energiepolitischer Sprecher der Linksfraktion, zu den aktuellen Berichten einer angeblichen Einigung über einen Kohleausstiegspfad. Beutin weiter: 

"Gelänge dies, so wiese auch 2035 bis 2038 als Enddatum in die richtige Richtung. Ein früheres Enddatum wäre allerdings sinnvoller, um die Klimaziele zu erreichen. Hier muss der Druck von Umweltverbänden und Zivilgesellschaft aufrechterhalten werden. Transparente Politik sieht jedoch anders aus. Ich erwarte, dass das Parlament und die Öffentlichkeit umgehend von der Bundesregierung über die Verhandlungen informiert werden, und nicht über den SPIEGEL. 

Zudem kann man einen solchen Kompromiss nur ernst nehmen, wenn sich die Bundesregierung für einen sofortigen Stopp der Räumung und einen Verzicht auf die Abholzung des uralten Hambacher Forstes einsetzt", so Lorenz Gösta Beutin, der selbst eben als parlamentarischer Beobachter aus dem Hambacher Forst zurück gekommen ist.

 * 

Quelle:
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VERKEHR/498: Autoindustrie kann sich bei ihren Manipulationen auf Rückendeckung der Bundesregierung verlassen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. September 2018

Autoindustrie kann sich bei ihren Manipulationen auf Rückendeckung der Bundesregierung verlassen



"Wie lange will sich das CSU-geführte Verkehrsministerium noch zum Erfüllungsgehilfen der kriminell agierenden Autokonzerne machen? Mit seinem Umstiegsprämien-Vorschlag zeigt der Verkehrsminister erneut, dass er die Interessen der Autoindustrie vertritt. Statt die Hersteller endlich zu Hardware-Nachrüstungen zu verpflichten, unterbreitet Scheuer Vorschläge, wie die Absatzzahlen angekurbelt werden können. Das ist Augenwischerei. Fahrverbote können mit einer solchen Umstiegsprämie nicht verhindert werden", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Remmers weiter:

"Der Dieselskandal jährt sich morgen zum 3. Mal. Seit exakt 36 Monaten gärt der Abgasskandal. Was als Skandal bei VW begann, umfasst mittlerweile den gesamten Industriezweig. Immer neue Enthüllungen über Manipulationen zeigen, dass der Betrug an Kundinnen und Kunden sich innerhalb der Autobranche zu einem Geschäftsmodell etabliert hat. Dabei konnte und kann sich die Automobilindustrie auf die Rückendeckung der Bundesregierung verlassen. Die Bilanz der Bundesregierung in Bezug auf den Abgasskandal ist verheerend: Obwohl die Konzerne wissentlich und vorsätzlich manipulieren, verzichten Union und SPD darauf, die gesetzlich vorgeschriebenen Bußgelder zu verhängen.

Stattdessen werden Probleme auf Probleme geschichtet: In über 60 Innenstädten drohen Fahrverbote, weil giftige Dieselabgase die Luft verschmutzen. Die verkehrsbedingten Stickoxidemissionen führen jährlich zu 6.000 vorzeitigen Todesfällen und über eine Million Erkrankungen. Zudem müssen Fahrzeughalterinnen und -halter einen starken materiellen Werteverfall ihrer Dieselfahrzeuge hinnehmen, die von der Industrie als sauber angepriesen wurden. Ausbaden müssen es nicht die Konzerne, sondern die Bürgerinnen und Bürger. Solange sich das Verkehrsministerium zum Büttel der Autoindustrie macht, wird der Abgasskandal uns auch die nächsten Jahre begleiten."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7517: Heute im Bundestag Nr. 669 - 17.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 669

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 17. September 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Kooperation mit Prognos AG

2. Türkischer Kapitalmarkt

3. Risiken durch türkische Währung

4. Verkehrsmittel und Steuern

5. Banken und Staatsanleihen

6. Abschaffung der Abgeltungsteuer



1. Kooperation mit Prognos AG

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Kooperation der Bundesregierung mit der
Prognos AG erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4037). Die Abgeordneten wollen wissen, nach welchen Kriterien die
Regierung Evaluierungen selbst vornimmt oder von externen
Dienstleistern vornehmen lässt. Gefragt wird auch nach den an die
Prognos AG vergebenen Aufträgen zur Erstellung von Studien und
Gutachten und danach, ob diese Aufträge ausgeschrieben wurden. Wie die
FDP-Fraktion in der Vorbemerkung schreibt, soll die Arbeit der Prognos
AG "mitunter in der Kritik" stehen. Zitiert wird eine Veröffentlichung
der Universität Münster, wonach eine Prognos-Studie über die
Wirtschafts- und Währungsunion "den Qualitätsansprüchen
wissenschaftlichen Arbeitens nicht genügt".

 * 

2. Türkischer Kapitalmarkt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Auswirkungen die Wertverluste der türkischen
Währung gegenüber dem Euro auf deutsche Kreditinstitute und andere
Finanzeinrichtungen haben, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4256) von der Bundesregierung erfahren. So soll die
Bundesregierung Auskunft über die Höhe der an Empfänger in der Türkei
vergebenen Kredite geben. Gefragt wird unter anderem nach der
Entwicklung der Zahlungsbilanz sowie nach Hinweisen auf einen
Kapitalzufluss aus der Türkei nach Deutschland.

 * 

3. Risiken durch türkische Währung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Risiken, die durch den anhaltenden Kursverfall
der türkischen Währung entstehen könnten, geht es in einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/4142). Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, welche Forderungen Banken, Regierungen und
Unternehmen aus der EU gegenüber der Türkei haben. Die Bundesregierung
soll zudem das Gefährdungspotenzial durch das finanzielle Engagement
in der Türkei einschätzen. Außerdem wird gefragt, mit welchen
Maßnahmen die Regierung verhindern will, dass Deutschland für die
Risiken französischer und spanischer Banken durch deren
Türkei-Engagement einstehen muss.

 * 

4. Verkehrsmittel und Steuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel
nicht gleich behandelt wird, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
mit einer Kleinen Anfrage (19/4161) klären. Gefragt wird nach der Zahl
der Dienstwagen in Deutschland und der steuerlichen Regelungen für die
Nutzer solcher Fahrzeuge. Außerdem soll die Regierung Auskünfte zur
steuerlichen Behandlung bei der Nutzung anderer Verkehrsmittel wie
Dienstfahrrädern geben und zu den steuerlichen Regelungen über
Kostenerstattungen bei Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.
Auch zur steuerrechtlichen Behandlung einer vom Arbeitgeber zur
Verfügung gestellten Bahncard 100 wird gefragt. In der Vorbemerkung
zur Kleinen Anfrage heißt es, die ungleiche steuerliche Behandlung sei
insofern problematisch, "als die unterschiedliche Besteuerung einen
Einfluss auf die Wahl des Verkehrsmittels und auf die Umwelt hat".

 * 

5. Banken und Staatsanleihen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Hinterlegung von Eigenkapital für von Banken
gehaltene Staatsanleihen macht die FDP-Fraktion zum Gegenstand einer
Kleinen Anfrage (19/4220). So wollen die Abgeordneten erfahren, wie
hoch das Volumen der von Deutschland und den anderen EU-Mitgliedern
herausgegebenen Staatsanleihen ist und wie hoch der Anteil der von
Banken gehaltenen Anleihen ist. Wie die Fraktion in der Vorbemerkung
zur Kleinen Anfrage schreibt, müssen Staatsanleihen anders als andere
Wertpapiere von den Banken nicht mit Eigenkapital hinterlegt werden.
Die Bundesregierung soll angeben, ob sie für eine Entprivilegierung
der Staatsanleihen einzutreten bereit ist und mitteilen, wie viel
zusätzliches Eigenkapital Banken für den Fall einer Entprivilegierung
aufbringen müssten.

 * 

6. Abschaffung der Abgeltungsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die im Koalitionsvertrag angekündigte Abschaffung
der Abgeltungsteuer auf Zinseinkünfte geht es in einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/4226). Die Bundesregierung soll angeben, welcher
Zeitplan verfolgt wird und wie sie dafür sorgen will, dass es nicht zu
Abgrenzungsproblemen hinsichtlich der Behandlung von Zinsen,
Dividenden und Veräußerungsgewinnen kommt. Außerdem wird gefragt, wie
sich die Abschaffung der Abgeltungsteuer auf Lebensversicherungen und
die private Altersvorsorge auswirken würde und ob eine Erhöhung des
Sparerpauschbetrags geplant ist. Die FDP-Fraktion will ferner von der
Bundesregierung wissen, welche Schlussfolgerungen sie aus der
Einführung der Abgeltungsteuer in Frankreich vor dem Hintergrund ihrer
eigenen Pläne, diese Steuer auf Zinserträge abzuschaffen, zieht. In
der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, die Abschaffung der
Abgeltungsteuer auf Zinseinkünfte drohe die Kapitalertragsbesteuerung
weiter zu verkomplizieren und führe bei Sparern, die künftig höher
belastet würden, zu Verunsicherung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7516: Heute im Bundestag Nr. 668 - 17.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 668

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 17. September 2018, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. Freihandelsabkommen mit Vietnam

2. Rüstungs-Genehmigungen für Golf-Länder

3. Anhörung zu Kommissionsbericht

4. Zukunft des Buchpreises

5. Tourismusförderung in Thüringen

6. Neuzuschnitt von Grundstücken



1. Freihandelsabkommen mit Vietnam

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Vietnam
könnte zum Ende dieses Jahres von der EU ratifiziert werden. Dies geht
aus der Antwort (19/4121) auf eine Kleine Anfrage (19/3797) der
FDP-Fraktion hervor. Die Bundesregierung unterstütze diesen
ambitionierten Zeitplan. Das Abkommen besteht aus einem EU-only-Teil
und einem gemischten Investitionsschutzabkommen. Derzeit würden diese
in die Amtssprachen der EU übersetzt.

Die Bundesregierung erklärt, den Abkommen einen hohen Stellenwert
einzuräumen. Sie sendeten ein wichtiges Signal in die wachstumsstarke
ASEAN-Region und hätten damit eine bedeutende Vorbildfunktion für
weitere Freihandelsabkommen.

 * 

2. Rüstungs-Genehmigungen für Golf-Länder

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Ausfuhrgenehmigungen in Länder der Golf-Region
geht es in der Antwort (19/4028) auf eine Kleine Anfrage (19/3578) der
Fraktion Die Linke. Darin listet die Bundesregierung
Sammelausfuhrgenehmigungen mit Bezug zu Eurofighter- beziehungsweise
Tornado-Luftfahrzeugen zwischen 2015 und 2017 auf. Weitergehende
Angaben seien nicht möglich, da verfassungsrechtlich geschützte
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse betroffen sind. Auch Genehmigungen
für weitere Rüstungsgüter werden thematisiert. Die Antwort enthält
darüber hinaus Informationen zu Beteiligungen am Eurofighter und zu
entsprechenden Genehmigungsverfahren.

 * 

3. Anhörung zu Kommissionsbericht

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das Bundeswirtschaftsministerium plant für Oktober
eine Anhörung zum 22. Bericht der Monopolkommission. Derzeit würden
die Analysen und Empfehlungen der Monopolkommission von der
Bundesregierung geprüft, heißt es in der Antwort (19/4205) auf eine
Kleine Anfrage (19/3949) der FDP-Fraktion. In dem Gutachten befasst
sich die Kommission mit wettbewerbspolitischen Themen, unter anderem
den möglichen Auswirkungen von Algorithmen auf den Wettbewerb.

 * 

4. Zukunft des Buchpreises

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung prüft derzeit die Empfehlung der
Monopolkommission, die Buchpreisbindung abzuschaffen. In der Antwort
(19/4212) auf eine Kleine Anfrage (19/4006) der FDP-Fraktion erklärt
die Regierung, sie erwäge auch eine Stellungnahme, obwohl dies nicht
vorgesehen sei. "Dies könnte auch im Zusammenhang mit der Umsetzung
des Auftrags aus dem Koalitionsvertrag bei einer Änderung des
Buchpreisbindungsgesetzes erfolgen", heißt es weiter. Zugleich stellt
die Bundesregierung klar, dass sie die Buchpreisbindung für ein
wichtiges und unverzichtbares kulturpolitisches Instrument halte.

 * 

5. Tourismusförderung in Thüringen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Förderung touristischer Infrastruktur und
Projekte ist Thema der Antwort (19/4197) auf eine Kleine Anfrage
(19/3870) der AfD-Fraktion. Die Bundesregierung gibt darin detailliert
Auskunft zu Programmen sowie einzelnen Projekten und Maßnahmen, mit
denen der Tourismus in dem Bundesland seit 2010 unterstützt worden
ist. Zur künftigen Tourismus-Strategie verweist sie auf das im
Dezember 2017 eingerichtete Kompetenzzentrum Tourismus des Bundes, das
derzeit an einer gesamtdeutschen Förderbekanntmachung arbeite.
"Spezielle Förderprogramme, -richtlinien oder -bekanntmachungen für
einzelne Bundesländer sind nicht geplant."

 * 

6. Neuzuschnitt von Grundstücken

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um den Neuzuschnitt von Grundstücken mittels
Umlegungsverfahren geht es in der Antwort (19/4236) auf eine Kleine
Anfrage (19/3981) der FDP-Fraktion. Die Bundesregierung teilt darin
mit, dass ihr zu dem Themenkomplex und entsprechenden Vorgängen keine
Erkenntnisse vorliegen. Sie sehe zudem keinen Bedarf dafür, die
freiwillige Baulandumlegung attraktiver zu machen.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1755: Statements von Kanzlerin Merkel und dem österreichischen Bundeskanzler Kurz, 16.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Sonntag, 16. September

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem österreichischen
Bundeskanzler Sebastian Kurz



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute den
Bundeskanzler Sebastian Kurz - wieder einmal, kann man schon sagen - in
Berlin begrüßen zu dürfen.

Wir haben uns heute Abend verabredet, weil es in dieser Woche am Mittwoch
und Donnerstag den informellen Gipfel in Salzburg geben wird und wir noch
einmal besprechen wollen, was dort zur Debatte steht. Ich glaube, es ist
auch angesichts der Rede, die Jean-Claude Juncker in der letzten Woche im
Europäischen Parlament gehalten hat, noch einmal die Frage von jetzt bis
zur Europawahl ins Auge zu nehmen und zu fragen: Was müssen wir noch
hinbekommen?

Dabei ist das Thema der Migration natürlich ein sehr wichtiges Thema. Wir
teilen die Schwerpunkte der österreichischen Präsidentschaft, nämlich zu
sagen: Wir müssen uns um den Außengrenzschutz kümmern. Hierzu hat 
Jean-Claude Juncker weitergehende Vorschläge gemacht, die ich ausgesprochen
begrüße.

Wir müssen natürlich auch den Schwerpunkt auf Afrika setzen, auf die
Herkunftsländer. Dazu ist es eben auch wichtig, gerade diesen Schwerpunkt
noch einmal zu diskutieren und gegebenenfalls auch über eine Arbeitsteilung
zu reden; denn Afrika hat 53 Staaten, und nicht jeder kann sich mit allem
beschäftigen.

Ich glaube, dass das Format eines informellen Gipfels sehr günstig ist, um
diese Diskussion in breiter Form weiterzuführen. Es geht hier nicht um
Beschlüsse, sondern es geht einfach darum, dass wir uns austauschen.

Natürlich wird auf dem informellen Gipfel auch das Thema Großbritannien
eine Rolle spielen. Auch darüber werden wir uns heute Abend austauschen.

Deshalb sage ich einfach: Herzlich willkommen, lieber Sebastian!

BK Kurz: Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte Frau Kanzlerin, ich darf
mich bei dir ganz herzlich dafür bedanken, dass wir am Sonntagabend die
Möglichkeit haben, den Gipfel in Salzburg vorzubesprechen. Es ist ein
informeller Gipfel. Das bedeutet, es werden keine Beschlüsse gefasst. Es
gibt dafür umso mehr Raum für eine Debatte dort, und auch so etwas muss gut
vorbereitet sein.

Wie schon angesprochen, gibt es zwei große Themen, mit denen wir uns
beschäftigen werden, zum einen den Brexit, zu dem wir dieselbe Einschätzung
haben, nämlich dass wir alles versuchen müssen, um einen "hard Brexit" zu
vermeiden, und zum Zweiten das Thema der Migration, hinsichtlich dessen wir
gerne das unterstützen würden, was Jean-Claude Juncker vorgeschlagen hat
und was auch schon lange von uns eingefordert wird, nämlich eine personelle
Stärkung von Frontex - nicht irgendwann, sondern schon im Jahr 2020 -, aber
auch eine Ausweitung des Mandats, damit Frontex auch mit Transitländern
zusammenarbeiten kann und versucht werden kann, dass Boote gar nicht erst
ablegen, damit nicht Menschenleben gefährdet werden, damit nicht Schlepper
immer mehr Geld verdienen.

Wir werden darüber hinaus im Dezember zu einem Gipfel mit afrikanischen
Staaten einladen, gemeinsam mit dem Präsidenten der Afrikanischen Union,
Kagame, bei dem wir ganz bewusst den Fokus nicht nur auf die
Migrationsfragen legen werden - das ist ohnehin immer im Fokus -, sondern
vor allem über die stärkere Kooperation zwischen den afrikanischen Staaten
und der Europäischen Union sprechen wollen. Das bedeutet eine engere
wirtschaftliche Kooperation, aber natürlich auch die Frage, wie wir
Innovation und Entwicklung besser auch für den afrikanischen Kontinent
nutzen können und wie wir Partnerschaften schließen können, um eine
positive Entwicklung dort voranzutreiben.

Jetzt geht es aber vor allem einmal um die Vorbereitung des Gipfels in
Salzburg. Vielen Dank für die Möglichkeit. Ich freue mich auf den
gemeinsamen Abend!

Sonntag, 16. September 2018

 * 

Quelle:

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem

österreichischen Bundeskanzler Sebastian Kurz, 16.09.2018

www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-09-16-statements-merkel-kurz.html
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Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 14. September

Regierungspressekonferenz vom 14. September 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des österreichischen
Bundeskanzlers in Deutschland, Reise nach Algerien, Kabinettssitzung,
Übergabe des Fortschrittsberichts 2018 der NPE, Eröffnung des Prüf- und
Technologiezentrums der Daimler AG in Immendingen, informelles Treffen der
EU-Staats- und Regierungschefs in Salzburg, Wohngipfel, Besuch des
tschechischen Staatspräsidenten Milos Zeman in Deutschland, Eröffnung des
25. Usedomer Musikfestivals), Reise des Bundesaußenministers nach
Südosteuropa, Debatte um Äußerungen von BfV-Präsident Maaßen, Syrien,
Medienberichte über Änderungen der Abwicklung des Handels zwischen der EU
und dem Iran, Auftreten der Afrikanischen Schweinepest in Belgien,
Sofortprogramm "Saubere Luft 2017-2020", Äußerungen von EU-Kommissar
Oettinger zur künftigen Besetzung des Postens des EZB-Präsidenten,
Schließung der PLO-Vertretung in Washington, deutsch-israelische
Regierungskonsultationen, geplanter Abriss des Dorfes Khan al-Ahmar in den
Palästinensergebieten, Rücknahmeabkommen mit Italien, Einreisevisum für die
ukrainische Menschrechtsaktivistin Lyudmyla Kozlovska, mögliche
Zeugenaussage von Wolfgang Schäuble im Ermittlungsverfahren gegen den
ehemaligen Chef der Deutschen Börse Carsten Kengeter, geplante Abschaffung
der Zeitumstellung, Urteil gegen einen deutschen Staatsangehörigen in der
Türkei

Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Petermann (BMI), Einhorn (BMWi),
Lenz (BMEL), Strater (BMVI), Zylka (BMU), Schwamberger (BMF)

Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN DEMMER
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Schönen guten Tag! Für den kommenden Sonntag, 16. September,
hatten wir Ihnen bereits den Besuch des österreichischen Bundeskanzlers
Sebastian Kurz angekündigt. Um 18.45 Uhr wird es ein Pressestatement geben.

Am Montag, 17. September, wird die Bundeskanzlerin nach Algerien reisen und
dort mit Präsident Abdelaziz Bouteflika sowie Premierminister Ahmed Ouyahia
zu Gesprächen zusammentreffen. Zunächst wird die Bundeskanzlerin mit
militärischen Ehren empfangen und von Premierminister Ouyahia begrüßt.
Anschließend wird es ein bilaterales Gespräch mit Premierminister Ouyahia
und ein gemeinsames Mittagessen geben. Themen der Unterredung werden die
bilateralen Beziehungen sowie regionale und sicherheitspolitische Themen
sein. Anschließend folgt eine gemeinsame Pressebegegnung. Am Nachmittag
trifft die Bundeskanzlerin mit Präsident Bouteflika in dessen Residenz in
Zeralda zusammen. Vor ihrer Rückreise am Abend wird die Bundeskanzlerin
noch ein Gespräch mit Vertretern der Zivilgesellschaft führen.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt wie üblich das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin.

Ebenfalls am kommenden Mittwoch wird Prof. Henning Kagermann als
Vorsitzender des Lenkungskreises der Nationalen Plattform Elektromobilität,
kurz NPE, der Bundeskanzlerin den Fortschrittsbericht 2018 der NPE
überreichen. Auch die Bundesminister Peter Altmaier und Andreas Scheuer
werden anwesend sein. Die Übergabe wird um 11 Uhr im Bundeskanzleramt
stattfinden. Dort werden die Bundeskanzlerin und Herr Kagermann kurze
Statements abgeben. Anschließend wird die Bundeskanzlerin die Grundzüge der
Nationalen Plattform "Zukunft der Mobilität" vorstellen, deren Einsetzung
das Bundeskabinett in seiner Sitzung um 9.30 Uhr zustimmen wird. Der Termin
wird presseöffentlich sein.

Am Mittwochnachmittag nimmt die Bundeskanzlerin an der Eröffnung des Prüf-
und Technologiezentrums der Daimler AG im baden-württembergischen
Immendingen teil. Sie hält dort gegen 15.30 Uhr eine Rede. Darin wird die
Bundeskanzlerin unter anderem auf die Bedeutung des autonomen Fahrens und
dessen gewissenhafter Erprobung eingehen. Die Bundesregierung sieht im
autonomen Fahren große Chancen für einen modernen, sicheren und
komfortablen Verkehr. Daher begrüßt sie weitere Tests und Entwicklungen für
autonomes Fahren in Deutschland, wie sie zum Beispiel im neuen Zentrum der
Daimler AG durchgeführt werden. Im Anschluss an den Festakt wird der
Bundeskanzlerin im Rahmen einer Rundfahrt und Fahrdemonstrationen das
Testgelände präsentiert.

Auf Einladung Österreichs, das derzeit die Ratspräsidentschaft innehat, und
des Präsidenten des Europäischen Rates, Donald Tusk, kommen die Staats- und
Regierungschefs der Europäischen Union am 19. und 20. September zu einem
informellen Treffen in Salzburg zusammen. Dort werden sie sich auf drei
wichtige europapolitische Themen konzentrieren: Migration, innere
Sicherheit und der aktuelle Stand der Brexit-Verhandlungen.

Am Donnerstag ist zunächst eine Arbeitssitzung zur inneren Sicherheit
geplant. Dem Präsidenten des Europäischen Rates geht es hier zunächst um
die Stärkung der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit. Der
Europäische Rat hatte in der Vergangenheit, etwa im Zusammenhang mit den
Anschlägen in Paris, seine Aufmerksamkeit auf diese Themen gelegt. Dabei
hat er als ein wichtiges Ziel eine rasche Interoperabilität der
entsprechenden Datenbanken vereinbart, um nur ein Beispiel zu nennen.
Weiter wird es natürlich um die Bekämpfung von Kriminalität im Cyberraum
gehen. Hierzu hat die Kommission ebenfalls diese Woche Vorschläge
vorgelegt. Unter anderem geht es hier - gerade mit Blick auf die kommende
Europawahl - um den Schutz vor Desinformationskampagnen. Ein anderer
Vorschlag betrifft die gemeinsame Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Verbreitung terroristischer Onlineinhalte. Die Staats- und Regierungschefs
werden sich auch mit der Stärkung des Außengrenzschutzes befassen - wie Sie
wissen, gibt es hier gute Entwicklungen, was die Einrichtung des
Entry-Exit-Systems oder auch des "European Travel Information and
Authorisation Systems" angeht. Schließlich wird beim Mittagessen am
Donnerstag zu siebenundzwanzigst der Verhandlungsführer der EU für die
Brexitverhandlungen, Michel Barnier, über den Stand der Verhandlungen
berichten. Nach Ende des Gipfels ist eine Pressekonferenz der
Bundeskanzlerin vorgesehen. Schriftliche Schlussfolgerungen sind - wie bei
informellen Treffen üblich - nicht geplant.

Am Freitag, 21. September, findet im Bundeskanzleramt der Wohngipfel statt.
Bundesminister Seehofer hat - auch im Namen der Bundeskanzlerin und des
Vizekanzlers Scholz - zu diesem Gipfel in das Bundeskanzleramt eingeladen.
Damit wird eine Ankündigung aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. Inhaltlich
geht es bei dem Wohngipfel darum, Eckpunkte für eine Wohnraumoffensive zu
beschließen. Der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum ist vor allem in wachsenden
Städten und Ballungsräumen groß. Die Bundesregierung hat das Ziel, dass
deutlich mehr neue Wohnungen und Eigenheime entstehen und den Bestand an
bezahlbarem Wohnraum zu sichern. Dafür bedarf es einer konzertierten Aktion
von Bund, Ländern, Kommunen und Verbänden. Seitens der Bundesregierung
werden neben der Bundeskanzlerin Minister Seehofer, Ministerin Barley,
Minister Altmaier sowie Vizekanzler Scholz teilnehmen. Ebenfalls eingeladen
sind die Regierungschefs und -chefinnen der Länder, der Vorsitzende der
Bauministerkonferenz, je ein Vertreter der Koalitionsparteien und die
Partner des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen. Das Treffen
beginnt um 12 Uhr. Gegen 14.30 Uhr werden in einer Pressekonferenz die
Ergebnisse präsentiert; dort sprechen die Bundeskanzlerin, die
Bundesminister Seehofer und Scholz sowie die Vertreter der Länder und
Vertreter der kommunalen Spitzenverbände.

Im Anschluss, gegen 15.30 Uhr, empfängt die Bundeskanzlerin den
tschechischen Staatspräsidenten Milos Zeman zu einem Gespräch im
Bundeskanzleramt. Im Rahmen einer gemeinsamen Unterredung werden sie die
deutsch-tschechischen Beziehungen sowie weitere außen-, und
europapolitische Themen erörtern.

Am Samstag wird die Bundeskanzlerin das 25. Usedomer Musikfestival im
Kraftwerk des Museums Peenemünde feierlich eröffnen. Zum Jubiläumsfestival
wird das "Baltic Sea Philharmonic" - ein Orchester aus Musikern aller
Ostseeanrainer - die Vielfalt der Musik des gesamten Ostseeraums
präsentieren.

Frage : Frau Demmer, könnten Sie bitte etwas zu den Zielen und Erwartungen
an die Reise nach Algerien sagen?

SRS'in Demmer: Ich kann der Reise nicht vorgreifen, wie Sie wissen. Über
die grundsätzlichen Themen, die ich Ihnen angekündigt habe, hinaus kann ich
leider nichts dazu sagen.

Zusatzfrage : Frau Adebahr, vielleicht fällt Ihnen noch etwas zu Algerien
ein. Was sind da im Moment die gravierenden Themen, die man auf so einer
Reise ansprechen würde?

Adebahr: Ich glaube, es ist klar, dass Algerien eines der wichtigen
nordafrikanischen Länder ist, mit denen wir bei vielen Fragen
zusammenarbeiten wollen - natürlich beim Thema Flucht und Migration, aber
auch bei der Demokratieentwicklung in Algerien sowie bei der Unterstützung
von demokratischer Vielfalt und der Zivilgesellschaft. Das sind Themen, die
in Bezug auf Algerien im Moment grundsätzlich im Vordergrund stehen.

Frage : Frau Demmer, ist schon klar, welche Vertreter der Zivilgesellschaft
die Kanzlerin trifft? Gibt es da einen speziellen Fokus - beispielsweise
auf Frauen? Frau Adebahr hat gerade als erstes Thema Flucht und Migration
genannt. Das ist bei Ihnen gar nicht aufgetaucht - da hieß es nur:
bilaterale Beziehungen und regionale und sicherheitspolitische Themen.
Haben Sie das darunter subsumiert, oder ist das für die Kanzlerin auf
dieser Reise nicht so ein Fokus? Stichwort: Einstufung als sicherer
Herkunftsstaat usw. Kommt Sie auch mit irgendeiner Botschaft?

SRS'in Demmer: Ich sagte ja, es geht um die bilateralen Beziehungen,
regionale und sicherheitspolitische Themen. Bezüglich der Frage, wen genau
sie treffen wird, kann ich dem Termin nicht vorgreifen und bitte Sie,
abzuwarten.

Zusatzfrage : Kommt sie mit einer bestimmten Botschaft, oder ist es
schlicht einer von den Besuchen, die man macht und wo man schaut, was dabei
herauskommt?

SRS'in Demmer: Grundsätzlich gibt es ein Interesse an einer Zusammenarbeit.
Dieses wird durch die Reise bekundet.

Frage : Frau Demmer, begleitet eine Wirtschaftsdelegation die Kanzlerin?
Frau Adebahr, können Sie uns kurz über die Menschenrechtslage aufklären?

SRS'in Demmer: Nein, es gibt keine Wirtschaftsdelegation.

Adebahr: Ich will der Reise der Kanzlerin eigentlich ebenfalls nicht
vorgreifen und mich auch nicht in allgemeinen Äußerungen zur
Menschenrechtslage in Algerien ergehen, wenn es keinen konkreten Fall gibt,
über den wir hier zu sprechen haben. Dass natürlich Demokratieaufbau,
Freiheit der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsfragen Themen sind, ist
klar. Das gilt für alle Länder Nordafrikas.

SRS'in Demmer: Wie Sie wissen, sprechen wir solche Themen auch immer an,
wenn sie anzusprechen sind.

Zusatzfrage : Sind sie denn auf diesem Besuch anzusprechen, weil man da
vielleicht noch Bedenken hat?

SRS'in Demmer: Ganz grundsätzlich werden Menschenrechtsthemen da
debattiert, wo es notwendig ist. Die Bundeskanzlerin wird mit Vertretern
der Zivilgesellschaft Gespräche führen. Dem habe ich vor der Reise nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Frau Adebahr, im Rahmen meiner Vorbereitungen für die Reise
haben mir Abgeordnete gesagt, Menschenrechte seien ein wichtiges Thema.
Können Sie vielleicht doch kurz darlegen, wie das Auswärtige Amt die
Menschenrechtssituation in Algerien sieht?

Adebahr: Wie gesagt, ich will der Reise der Kanzlerin nicht vorgreifen. Ich
kann Ihnen gern sagen, dass Algerien - und das ist natürlich auch Thema des
Auswärtigen Amtes und unserer Arbeit mit Algerien - an sehr viele und sehr
verschiedene Menschenrechtsübereinkommen gebunden ist: an den
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den
Internationen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, das
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, die
Genfer Flüchtlingskonvention, die Antifolterkonvention, die
Kinderrechtskonvention und so fort. Das heißt, das Land hat völkerrechtlich
einen sehr hohen Schutzstandard für sich übernommen. Auch der
Grundrechtsschutz in der algerischen Verfassung ist nach dem Schriftbild in
der Verfassung hoch, und es gab eine Verfassungsreform, mit der er weiter
ausgebaut wurde. Die Verfassung Algeriens verbietet Folter und
unmenschliche Behandlung, und grundsätzlich wird dort unserer Kenntnis nach
das traditionelle islamische Strafrecht nicht angewendet. Das sind die
Grundmarken, die Algerien für sich gesetzt hat. Natürlich sprechen wir in
diesem Rahmen und ermutigen Algerien, diese Sachen, die es für sich
verankert hat, umzusetzen und daran zu arbeiten.

Zusatzfrage : Laut Amnesty-Jahresbericht werden dort immer noch
Journalisten sowie friedliche Aktivisten und Demonstranten inhaftiert und
wird die Gründung von Gewerkschaften verhindert. Wird das ein Thema für die
Kanzlerin sein - gerade in Bezug auf die Pressefreiheit hier in
Deutschland?

SRS'in Demmer: Ich kann den Bericht nicht kommentieren, weil er mir nicht
vorliegt und ich ihn auch nicht kenne. Ich habe Ihnen zu dieser Reise das
gesagt, was ich Ihnen sagen wollte. Grundsätzlich sind Menschenrechte ein
wichtiges Thema, das angesprochen wird, wenn es relevant ist. Und die
Bundeskanzlerin wird dort mit Vertretern der Zivilgesellschaft
zusammentreffen.

Zusatzfrage : Die können Sie uns auch nicht nennen?

SRS'in Demmer: Nein, im Moment nicht.

Frage: Zum Wohnungsgipfel: Welche Mitglieder der Bundesregierung nehmen
daran noch teil? Und eine grundsätzliche Frage: Wenn Sie auch solche
Termine vorstellen, heißt das, die Kanzlerin geht fest davon aus, dass die
Koalition am nächsten Dienstag nicht zerbricht?

SRS'in Demmer: Der Wohngipfel findet auf Einladung des BMI statt. Neben
Innenminister Seehofer nehmen Justizministerin Barley und
Wirtschaftsminister Altmaier daran teil.

Die Bundesregierung arbeitet konstruktiv, wie Sie auch an den ganzen
Terminankündigungen sehen.

Frage: Zum EU-Gipfel: Frau Demmer, Sie haben am Anfang drei Themen genannt,
auch Migration und Brexit. Erwarten Sie, auch wenn es ein informeller
Gipfel ist, irgendwelche Beschlüsse? Oder ist es wirklich nur eine Art
Diskussion?

Sie erwähnten auch den Außengrenzschutz. Die Kanzlerin sagte ja in der
Haushaltsdebatte, dass andere Länder an der Außengrenze dann auch nationale
Kompetenzen abgeben müssten. Der ungarische Ministerpräsident hat das heute
sehr entschieden zurückgewiesen: Es gehe nicht, dass "Brüsseler Söldner"
dann den Standard bei der Abwehr von Flüchtlingen senken würden. Was ist
Ihr Kommentar dazu?

SRS'in Demmer: Zum Gipfel: Sie interpretieren das völlig richtig. Das ist
ein informeller Gipfel, das heißt, da werden Gespräche geführt, aber keine
Beschlüsse gefasst.

Zum Außengrenzschutz: Die Bundesregierung begrüßt, wie Sie wissen, das
Anliegen, die EU-Außengrenzen effektiv zu schützen und die Europäische
Grenzschutzagentur Frontex zu stärken. Wir wollen Flucht- und
Migrationsbewegungen ordnen, steuern und reduzieren. Es müssen dafür
europäische Lösungen gefunden werden, denn wir können die Herausforderung
der Migration nur gemeinsam und europäisch meistern. Aber auch hier gilt:
Die Bundesregierung wird die konkreten Vorschläge, die jetzt auf dem Tisch
liegen, prüfen. Dem kann ich nicht vorgreifen. Auch genau darüber wird bei
dem Gipfel gesprochen.

Frage : Frau Demmer, wird es vor dem EU-Gipfel ein Briefing geben?

Zweite Frage: Bei dem Besuch von Herrn Zeman am Freitag ist noch keine
Presseunterrichtung eingeplant. Kommt das noch?

SRS'in Demmer: Es wird weder ein Briefing vor dem Gipfel noch eine
Presseunterrichtung beim Besuch von Herrn Zeman geben.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gerne ankündigen, dass Außenminister Maas am
kommenden Montag zu einer Reise nach Südosteuropa aufbrechen wird. Er wird
zunächst in Bukarest politische Gespräche führen und am Gipfel der
Drei-Meere-Initiative teilnehmen, dem sogenannten Trimarium. Das wird das
erste Mal sein, dass Deutschland an dieser für Osteuropa wichtigen
Konferenz als Gast teilnimmt.

Am Dienstag geht es weiter auf den westlichen Balkan, zunächst nach Skopje,
und am Mittwoch nach Tirana. In beiden Ländern wird es vor allen Dingen um
den Reformprozess beider Länder und den weiteren Weg in Richtung
Europäische Union gehen. In Skopje werden auch die Gespräche über die
historische Einigung im Namensstreit zwischen Skopje und Athen ganz zentral
sein. Wie Sie vielleicht wissen, wird am 30. September in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien das Referendum über das Abkommen mit
Griechenland durchgeführt. Das wird eine wichtige Wegmarke für dieses Land
sein.

Zum Abschluss wird der Außenminister dann zu seinem Antrittsbesuch nach
Athen reisen, wo europapolitische und bilaterale Themen auf dem Programm
stehen werden.

Frage : Können Sie noch etwas über den Gipfel der Drei-Meere-Initiative
sagen? Was sind die Erwartungen des Ministers - darf man als Gast überhaupt
Erwartungen haben? Wie genau wird seine Rolle dort aussehen?

Und was ist ihm bei den Gesprächen in Athen besonders wichtig?

Adebahr: Die Drei-Meere-Initiative ist, wie Sie wissen, ein Format von, ich
glaube, 16 Ländern Osteuropas. Dort befassen sie sich besonders mit der
regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Energiefragen. Bei dieser
Konferenz wird übrigens auch Kommissionspräsident Juncker vertreten sein.
Wir freuen uns, dass wir als Gast eingeladen wurden, an den Gesprächen
teilzunehmen und mitzuwirken. Es ist das erste Mal, dass wir da sind. Das
heißt, wir fahren als Gast, als aufmerksamer Zuhörer dorthin. Es gibt
zunächst keine bestimmte Initiative, die wir dort vorbringen wollen.

In Griechenland geht es natürlich um europapolitische Fragen, um alle
Fragen, die aktuell in der Europäischen Union anstehen, also vom
Finanzrahmen über Flucht und Migration bis hin zu Europawahl und Fragen der
EU-Reform. All das wird sicher dort Thema sein. Die Antwort auf die Frage,
ob es konkrete bilaterale Projekte oder Initiativen gibt, die dort im
Vordergrund stehen, muss ich nachreichen.

Frage: Frau Adebahr, warum nimmt Deutschland nicht als Teilnehmer teil?
Strebt Deutschland diesen Status an? Als Ostseeanrainer wäre das Land dafür
ja wahrscheinlich qualifiziert. Wissen Sie, ob China auch als Gast
teilnimmt?

Adebahr: Das weiß ich nicht, kann ich aber gerne nachreichen. Wir sind als
Gast eingeladen worden, freuen uns über diese Einladung und werden
erstmalig teilnehmen. Ich denke, es ist jetzt - vor unserer Teilnahme - zu
früh, um darüber zu spekulieren, wie ein weiterer Weg Deutschlands in
dieser Initiative aussehen kann. Wir freuen uns erst einmal über die
Einladung und fahren neugierig dorthin.

Frage : Frau Adebahr, in Rumänien herrscht Korruption, es gibt Proteste,
die von der Regierung gewaltsam niedergeschlagen werden. Was wird Herr Maas
dazu sagen?

Adebahr: Herr Maas war, wie Sie vielleicht mitbekommen haben, vor etwa zwei
Wochen zu seinem Antrittsbesuch in Rumänien und hat dort auf der
Pressekonferenz schon gesagt, dass es im Bereich Justiz und
Rechtsstaatlichkeit Dinge gibt, die uns Sorgen machen, und dass wir als
Europäische Union eine Wertegemeinschaft sind, sowie dafür geworben, dass
man sich an diesen Maßstäben orientiert. Natürlich ist Rumänien ein ganz
wichtiger Partner innerhalb der Europäischen Union. Deshalb werden wir
jetzt wieder dort zu Gast sein. Natürlich sind verschiedene Themen, die wir
da besprechen, auch auf der Agenda.

Frage: Frau Adebahr, wie steht Deutschland Initiativen wie der
Drei-Meere-Initiative gegenüber? Wie sehen Sie die Kooperation in dieser
Region?

Adebahr: Wir sehen das als ein für die osteuropäischen Länder wichtiges
Format, um sich insbesondere über regionale wirtschaftliche Fragen und
Energiefragen auszutauschen, und fahren wie gesagt erstmals als Gast
neugierig und offen dorthin und freuen uns auf die Teilnahme.

Frage : Frau Petermann, können Sie bestätigen, dass es gestern Abend ein
Treffen des Ministers mit Herrn Maaßen und den anderen Chefs der deutschen
Sicherheitsbehörden gegeben hat?

Petermann: Nein, dazu kann ich nichts sagen.

Zusatzfrage : Sie können das weder bestätigen noch dementieren?

Petermann: So ist es. Ich weiß es nicht.

Zusatzfrage : Haben Sie Kenntnis darüber, ob Herr Seehofer gestern
anderweitig Kontakt mit Herrn Maaßen hatte, ob er mit ihm vielleicht sogar
über einen eventuellen freiwilligen Rücktritt gesprochen hat?

Petermann: Dazu ist mir nichts bekannt.

Frage: Frau Petermann, wenn ein Verfassungsschutzpräsident von den meisten
Parteien, die im Bundestag sitzen, nicht mehr akzeptiert wird und diese
auch kein Interesse mehr daran haben, mit ihm zu reden, wie sinnvoll ist
dann noch die Arbeit eines Verfassungsschutzpräsidenten?

Frau Demmer, anschließend an die Frage zum Zustand der Koalition: Wenn in
Regierungskreisen nach einem Spitzengespräch gesagt wird, dass man mit dem
Ziel weiterarbeiten wolle, in der Koalition weiterzuarbeiten - sechs Monate
nach Bildung der Regierung -, wie würden Sie dann den Zustand der Regierung
beschreiben?

Petermann: Dazu kann ich an dieser Stelle und aus dieser Position keine
Stellungnahme abgeben. Der Minister hat gesagt, wie er zu der Personalie
Maaßen steht. Es gab nach der Sitzung des Innenausschusses am Donnerstag
ein Statement, und eine andere Auffassung dazu ist mir nicht bekannt.

SRS'in Demmer: Ich kann nur noch einmal sagen: Es hat gestern ein gutes und
sehr ernsthaftes Gespräch gegeben. Dieses Gespräch wird im gleichen Kreis -
bestehend aus der Bundeskanzlerin, dem Bundesinnenminister und der
SPD-Fraktionsvorsitzenden und -Parteichefin - am kommenden Dienstag um 16
Uhr fortgesetzt. Bis dahin haben die Gesprächspartner Stillschweigen
vereinbart. Und an der Terminvorschau sehen Sie: Die Bundesregierung
arbeitet konstruktiv zusammen an den bestehenden Projekten.

Frage: Frau Demmer, würde die Bundeskanzlerin die Position des
Bundesinnenministers akzeptieren, der für einen Verbleib des Herrn Maaßen
im Amt ist? Ja oder nein? Und warum?

SRS'in Demmer: Ich muss Sie da enttäuschen. Es gab gestern ein Gespräch zu
diesem Komplex. Nach diesem Gespräch ist Stillschweigen vereinbart worden,
deswegen kann ich von dieser Stelle aus nichts Weiteres zu dem Thema
beitragen.

Zusatzfrage: Hat sie denn generell eine Haltung zu dem Komplex um die
Äußerungen von Herrn Maaßen in der "Bild"-Zeitung, die Sie teilen könnten?

SRS'in Demmer: Es macht, wenn zu einem Themenkomplex Stillschweigen
vereinbart worden ist, keinen Sinn, von hier aus Einschätzungen abzugeben.

Frage: Frau Petermann, in der gestrigen Untersuchungsausschusssitzung gab
es ganz offensichtlich einen interessanten Punkt im Zusammenhang mit dem
Fall Amri. Es ist deutlich geworden, dass im Bundesamt für
Verfassungsschutz seit Januar 2016 eine Amri-Akte besteht. Damit verbunden
ist die Frage, ob Äußerungen von Herrn Maaßen vom März 2017, dass es ein
reiner Polizeifall gewesen sei, damit noch haltbar sind. Ist damals von
Herrn Maaßen im Zusammenhang mit der Akte Amri die Unwahrheit gesagt
worden?

Petermann: Damals ist nicht die Unwahrheit gesagt worden. Sie beziehen sich
auch auf eine Aussage in der Antwort auf eine Kleine Anfrage, in der
festgestellt wurde, dass Amri nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln
überwacht wurde. Das war auch Gegenstand im Parlamentarischen
Kontrollgremium hinsichtlich der Frage des Einsatzes von V-Leuten im Umfeld
von Anis Amri; das wurde dort auch bestätigt. Das neue Ereignis, das Sie
hier ansprechen, ändert nichts daran, dass diese Mitteilung richtig ist,
denn es ging wohl nur um vorbereitende Maßnahmen, die noch niedrigschwellig
waren und ergaben, dass keine weiteren Maßnahmen zur Überwachung
erforderlich sind. Insofern bleiben wir bei der Aussage.

Zusatzfrage: Was kann man sich unter diesen vorbereitenden Maßnahmen
vorstellen?

Petermann: Lichtbilder; also sehr niedrigschwellige Maßnahmen, die zu dem
Ergebnis geführt haben, dass keine weiteren Maßnahmen erforderlich sind.

Frage: Frau Petermann, haben Sie Kenntnis davon oder konnten Sie eruieren,
ob Herr Maaßen Wochen vor der Veröffentlichung des
Verfassungsschutzberichtes Informationen daraus an eine Partei
weitergegeben hat, die vom Bundesinnenminister als "staatszersetzend"
bezeichnet wird?

Zweitens: Hat Ihr Haus Kenntnis davon oder bemüht sich um Aufklärung, ob
Herr Maaßen angesichts eines drohenden Gerichtsurteils über die Herausgabe
von Akten eines ehemaligen SS-Offiziers damit gedroht haben soll, das
Bundesarchivgesetz ändern zu lassen beziehungsweise darauf hinzuwirken?

Petermann: Zur zweiten Frage: Eine Drohung gab es nach unserer Kenntnis
nicht, sondern es soll wohl so gewesen sein, dass er, weil das BfV ja nicht
für gesetzliche Maßnahmen zuständig ist - - - Entwürfe, entsprechende
Gesetzesinitiativen kommen entweder aus dem Deutschen Bundestag selbst oder
werden von der Regierung eingebracht und dann vom Bundestag beschlossen.
Insofern erübrigt sich jede weitere Stellungnahme zu dieser Frage.

Zusatzfrage: Die Formulierung eines Anwalts war, er habe damit gedroht, auf
eine Änderung des Bundesarchivgesetzes hinzuwirken. Hinwirken kann man
auch, ohne selbst Gesetzgeber zu sein - darauf bezog sich das. Aber Sie
sagen, es gab keine solche Androhung.

Noch einmal zur ersten Frage: Wäre die Weitergabe von Daten aus dem
Verfassungsschutzbericht Wochen vor dessen Veröffentlichung an eine
"staatszersetzende" Partei legitim?

Petermann: Zu der Weitergabe ist mir nichts bekannt. Das BfV hat dazu
Stellung genommen, dem schließe ich mich an.

Zusatzfrage: Ihnen ist nicht bekannt, dass ein Mitglied dieser Partei das
berichtet hat?

Petermann: Doch. Mir ist nichts weiter über das hinaus, was das BfV dazu
gesagt hat, bekannt.

Frage : Gerade dann, wenn der Innenminister die AfD als staatszersetzend
bezeichnet, ist das dann nicht Grund genug für eine bundesweite Beobachtung
der Partei durch den Verfassungsschutz? "Staatszersetzend" ist ja schon
eine Nummer! Das ist ja nicht einfach - - -

Petermann: Äußerungen des Bundesinnenministers in einem Interview stehen
erst einmal für sich, und die werde ich hier an dieser Stelle nicht weiter
kommentieren.

Die Einstufung einer Partei als verfassungswidrig muss ja eine ganze Reihe
von Kriterien erfüllen. Das wird vom Bundesverfassungsschutz, aber vor
allem im Verfassungsschutzverbund immer wieder erörtert und auch
besprochen. Zuletzt kam man im März zu der Auffassung, dass eine
Beobachtung nicht erforderlich ist, und man wird im Herbst wieder darüber
beraten und zusammenkommen. Dann wollen wir das auch den Fachbehörden
überlassen.

Frage: Frau Petermann, ich hätte gerne gewusst, ob der Bundesinnenminister
der Meinung ist, dass Gespräche des Verfassungsschutzpräsidenten mit einer
Oppositionspartei - konkret mit dem Abgeordneten Brandner - zum normalen
Geschäft, zum normalen Tätigkeitsprofil des Herrn Maaßen gehören, oder ist
das außerhalb des Protokolls geschehen?

Petermann: Es wurde auch schon mehrfach an dieser Stelle gesagt: Es ist
durchaus erwünscht, dass der Präsident des Bundesverfassungsschutzes auch
mit Abgeordneten spricht, also im parlamentarischen Raum aktiv ist. Dazu
gibt es ja auch immer wieder Anlass. Die Gespräche dienen ja vornehmlich
den Fragen der Sicherheitseinstufung, also Fragen, die in den
Aufgabenbereich des Bundesverfassungsschutzes fallen. Es gab dazu die
Aufforderung auch an Herrn Maaßen, aktiv Kontakt aufzunehmen, auch, um
Transparenz herzustellen.

Zusatzfrage: Von wem gab es die Aufforderung, vom Bundesinnenminister?

Petermann: Vom Bundesinnenministerium. Das ist schon länger her. Das stammt
nicht vom derzeitigen Bundesinnenminister, sondern noch aus der Zeit des
vorherigen.

Zusatzfrage : Finden diese Gespräche also mit Wissen, Duldung und Billigung
des jetzigen Bundesinnenministers statt?

Petermann: Ja.

Frage : Direkt zum Thema, die AfD zu beobachten: Nach meinem Kenntnisstand
hat Herr Maaßen an das BMI gemeldet, dass die Entscheidung, vonseiten der
Länder nicht zu beobachten, einvernehmlich gefallen sei. Teilnehmer sagen,
das sei alles andere als einvernehmlich gewesen. Hat Herr Maaßen dazu also
einen entsprechenden Bericht an das BMI geschickt?

Petermann: Ich weiß jetzt wirklich nicht, welchen Bericht er zu welchem
Zeitpunkt geschickt hat, sondern ich kann Ihnen hier nur das Ergebnis
vortragen. Zuletzt ist, meine ich, erst im März eine entsprechende
Einschätzung erfolgt. Das Thema wird aber wieder aufgegriffen werden.

Zusatzfrage : Dann habe ich noch eine Frage direkt zu Herrn Maaßen. Sie
hatten ja darauf verwiesen, dass der Minister ihm das Vertrauen
ausgesprochen hat, das letzte Mal gestern Vormittag. Das war nun allerdings
- - -

Petermann: Entschuldigung; das letzte Mal war nach der Sitzung des
Innenausschusses, habe ich gesagt, und gestern Morgen im Bundestag.

Zusatzfrage : Genau. Nun war das, bevor die SPD-Spitze sehr kategorisch
gesagt hat, dass sie Herrn Maaßen nicht mehr für tragbar hält. Ändert es
für Herrn Seehofer irgendetwas an der Lage, wenn einer der drei
Koalitionspartner jetzt ganz offiziell sagt, dass er eigentlich mit diesem
Verfassungsschutzpräsidenten nicht mehr zusammenarbeiten möchte?

Petermann: Jetzt möchte ich ganz gerne wieder die Schleife in Richtung
dessen drehen, was Frau Demmer vorhin sagte: Die Koalitionsparteien haben
miteinander vereinbart, Stillschweigen zu bewahren und das Gespräch am
Dienstag fortzusetzen. Deswegen will ich dazu nichts weiter sagen.

Frage: Tatsächlich wage ich trotzdem noch einmal den Versuch. Als Jutta
Cordt im Juni von der Spitze des BAMF abberufen wurde, hat der Minister das
damit begründet, dass wieder Vertrauen in diese Behörde hergestellt werden
müsse, das er damals erschüttert sah. Das ist im Moment eben der
parteiübergreifende Vorwurf an Herrn Maaßen und an das BfV. Worin besteht
denn für den Minister noch der Unterschied zwischen diesen beiden Fällen?

Petermann: Dazu kann ich Ihnen nun wirklich nichts sagen. Die Vorgänge im
BAMF beziehungsweise das gesamte Paket wurden ja eingehend besprochen, auch
in Innenausschusssitzungen. Insofern möchte ich hier überhaupt keine
Rückschlüsse zwischen diesen zwei Sachverhalten zulassen.

Frage: Frau Petermann, in der Öffentlichkeit scheint das Bild zu herrschen,
dass Herr Maaßen Sympathien für die AfD hegt. Wie will das Innenministerium
Herrn Maaßen dazu bringen, das auszuräumen, falls das falsch ist?

Petermann: Das ist eine Behauptung, und auf Behauptungen muss man nicht
reagieren. Das kann nur Herr Maaßen selbst machen. Das wird er sicherlich
tun oder hat es schon getan. Insofern möchte ich mich da gar nicht
einmischen.

Zusatzfrage : Finden Sie es als Ministerium schlimm oder falsch, dass es
offensichtlich Sympathien von Herrn Maaßen für diese Partei gibt?

Petermann: Das ist eine Behauptung, und die möchte ich hier nicht
kommentieren.

Frage: Frau Demmer, in vielen Zeitungen ist heute Morgen nach dem Gespräch
von gestern zu lesen, dass auch die Kanzlerin das Vertrauen in Herrn Maaßen
verloren hat, zum Beispiel sehr breit in der "Bild"-Zeitung. Deswegen hätte
ich einfach die Frage: Was ist an diesen Berichten dran? Hat sich das
Vertrauensverhältnis der Kanzlerin zu Herrn Maaßen in den letzten Tagen
irgendwie verändert?

SRS'in Demmer: Haben Sie mich gefragt? Ich bin hier tatsächlich auch immer
noch parallel beschäftigt.

Ich kann dazu weiterhin nichts sagen. Ich habe ja erklärt: Wenn in einer
Gesprächsrunde Stillschweigen hinsichtlich dieses Themenkomplexes
vereinbart worden ist, dann kann ich mich hier zu diesem Themenkomplex
natürlich auch nicht äußern.

Frage: Frau Petermann, weil Sie vorhin sozusagen als Maßstab das Verbot
einer verfassungswidrigen Partei nannten, aber nicht das Kriterium für eine
Beobachtung: Herr Seehofer hat in dem Interview auch noch einmal erklärt,
wenn ich das richtig im Kopf habe, dass trotz der staatszersetzenden
Tätigkeit für eine flächendeckende Beobachtung kein Anlass gegeben sei. Das
bedeutet aber, dass bei Menschen, die diese Staatszersetzung aktiv
betreiben, im Einzelfall sehr wohl aktuell Anlass zur Beobachtung gegeben
sein kann. Richtig?

Petermann: Erst einmal möchte ich mich korrigieren: Ich habe in der Tat von
einem Verbot gesprochen, meinte aber diesen anderen Sachverhalt, nämlich
die Beobachtung der AfD. Sorry also dafür.

Zum Zweiten: Ja, es wird unterschieden zwischen der flächendeckenden
Beobachtung einer Partei auf der einen Seite und der Beobachtung von
einzelnen Personen oder Gruppierungen auf der anderen Seite. Das kann
durchaus sein. Beides wird ständig reflektiert und ständig als Sachverhalt
überprüft.

Zusatzfrage: Hält der Bundesinnenminister die Beobachtung von
Repräsentanten dieser Partei, die aktuell staatszersetzend agiert haben,
für angemessen und geboten?

Petermann: Dazu liegen mir keine Kenntnisse vor. Der Bundesinnenminister
wird sich bei der Bewertung dieser Frage, die Sie gestellt haben, auf seine
Fachbehörde verlassen, nämlich auf das Bundesamt für Verfassungsschutz, das
gemeinsam mit dem Verfassungsschutzverbund über diese Frage beraten wird.

Frage: Frau Demmer, ich habe verstanden, dass Sie zum Inhalt der Gespräche
nichts sagen wollen. Aber vielleicht möchten Sie etwas zu dem Vorwurf
sagen, der aus der SPD kommt, dass Frau Merkel durch ihr Schweigen indirekt
Herrn Maaßen deckt.

SRS'in Demmer: Ich kann zu dem gesamten Themenkomplex nichts sagen; denn
egal, was ich dazu sage, ist es ja eine Stellungnahme beziehungsweise
Bewertung des Themenkomplexes, der da gestern besprochen worden ist.
Deswegen bitte ich um Verständnis.

Zusatzfrage : Heißt das, Sie möchten den Vorwurf jetzt nicht zurückweisen?

SRS'in Demmer: Doch, natürlich. Ich bitte nur um Verständnis dafür, dass
ich mich inhaltlich nicht zu diesen Fragen äußern kann.

Frage: Zum Thema Syrien hätte ich ganz gerne zu dem Gespräch des
Außenministers mit Herrn Lawrow, das es geben wird, Frau Adebahr etwas
gefragt. Die Russen haben Deutschland und die EU aufgefordert, sich am
Wiederaufbau zu beteiligen. Ist denkbar, dass es eine Art Verabredung
darüber gibt, dass sich die Russen in Idlib zurückhalten und die
Bundesregierung sich dann am Wiederaufbau Syriens beteiligt? Was sind die
genauen Bedingungen für eine deutsche Beteiligung?

Noch eine kurze Nachfrage zu diesem Dekret 10, das die Enteignung von
Syrern, die ins Ausland gegangen sind, betrifft: Darüber hatte die
Bundesregierung ja auch große Sorge geäußert. Was ist da eigentlich der
letzte Stand? Ist das zurückgenommen worden? Ist das aus Sicht der
Bundesregierung und des Auswärtigen Amtes als Problem entschärft?

Adebahr: Vielleicht gleich zum Letzten, dem Dekret 10: Darüber haben wir -
insbesondere auch gegenüber der russischen Seite und gegenüber dem Iran -
unsere Sorge wie viele andere Partner in den letzten Monaten ja auch
öffentlich deutlich gemacht. Ich denke, das ist auch bei der syrischen
Seite angekommen. Uns ist bisher nicht bekannt, dass das Dekret schon voll
implementiert wäre. Insofern hoffen wir darauf und arbeiten weiter daran,
dass dieses Dekret, das Flüchtlingen eben auch die Rückkehr oder den
Nachweis ihres Eigentums sehr erschweren würde, nicht zum Tragen kommt; ich
formuliere es einmal so allgemein.

Zu der ersten Frage: Deutschland - das hat der Außenminister mehrfach
gesagt - wird sich an einem Wiederaufbau beteiligen, wenn ein glaubwürdiger
politischer Prozess in Gang kommt, der unter dem Dach der Vereinten
Nationen steht. Für einen solchen Prozess sind eben die Vereinten Nationen
federführend und entscheidend. Wichtige Parameter sind natürlich
humanitärer Zugang sowie Sicherheit vor Verfolgung und Schutz von
Zivilisten, die zurückkehren möchten. Das ist die deutsche Position in
dieser Sache. Ich gehe davon aus, dass das heute auch Thema der Gespräche
mit dem russischen Außenminister sein wird.

Zu Ihrer konkreten Frage in Bezug auf Idlib: Ich denke, wir werden diese
Position heute noch einmal vortragen. Der Bundesaußenminister wird das tun.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es gibt ja im
"Handelsblatt" einen Bericht darüber, dass die EU-Staaten an einem
alternativen Handelssystem mit dem Iran arbeiten, einer Art Tauschbörse, um
die US-Sanktionen oder drohenden US-Sanktionen zu umgehen. Können Sie
sagen, ob das stimmt? Die Bundesregierung wird darin nämlich ausdrücklich
mit erwähnt. Wie genau sieht dieses System aus?

Einhorn: Zu dem Vorschlag, den Sie da ansprechen, kann ich im Detail nichts
sagen. Wie Sie wissen und wie wir auch hier schon mehrmals gesagt haben,
ist es ein zentrales Ziel der EU und auch der Bundesregierung, die
Abwicklung von Zahlungen mit dem Iran weiterhin zu gewährleisten und
aufrechtzuerhalten. Dafür werden aktuell verschiedene Optionen diskutiert.
Sie haben eine davon genannt. Details kann ich nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Sind Sie aber guter Hoffnung, dass man die US-Sanktionen
tatsächlich umgehen kann, egal, ob mit diesem Modell oder mit einem
anderem? Verstehe ich das richtig?

Einhorn: Unser Ziel ist es, die Zahlungen aufrechtzuerhalten.

Petermann: Es wurde ja gefragt, ob es gestern ein Gespräch im BMI gab. Das
gab es in der Tat, ein seit Langem geplantes Sicherheitsgespräch mit allen
Präsidenten der Sicherheitsbehörden einschließlich des BND.

Frage: War Herr Maaßen vor Ort?

Petermann: Das vermute ich, ja. Das kann ich Ihnen nicht sagen, aber ich
vermute es stark. Ich werde dazu sicherlich noch eine Rückantwort erhalten.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Landwirtschaftsministerium. Es geht um
das Thema Schweinepest. Das war ja bislang, was Europa anbelangt, auf den
Osten Europas beschränkt. Jetzt gibt es einen ersten Fall in Belgien. Sie
hat also praktisch Deutschland übersprungen und ist übergesprungen. Wie
bewertet das das Bundeslandwirtschaftsministerium? Ist man mit den
Vorsichtsmaßnahmen und auch Aufklärungsmaßnahmen noch zu wenig präsent?
Bedeutet das, dass diese Hinweise, die es an den Grenzen gibt, einfach
nicht ausreichen?

Lenz : Erst einmal ist es richtig, dass es 60 Kilometer von der deutschen
Grenze entfernt im Dreiländereck Frankreich-Luxemburg-Belgien einen Fall
von Afrikanischer Schweinepest gibt, die im Übrigen - das möchte ich auch
noch einmal klarstellen - nicht für die Menschen gefährlich ist, sondern
sich nur auf Haus- und Wildschweine bezieht; dies noch einmal als wichtigen
Punkt genannt. Es gibt auch noch keine Fälle in Deutschland.

Es ist richtig, dass das Bundeslandwirtschaftsministerium sehr auf
Prävention gesetzt hat und viele Informationsmaßnahmen auch gestartet hat,
und zwar an Autobahnen, an Raststätten und zum Beispiel auch im Bereich der
Deutschen Bahn. Dort haben wir Aufklärung betrieben.

Wie es jetzt konkret zu diesem Fall gekommen ist und weshalb er jetzt in
Belgien aufgetreten ist, obwohl es vorher immer in Osteuropa Fälle gab,
können wir derzeit noch nicht sagen. Deswegen würde ich jetzt auch die
Maßnahmen von dieser Stelle aus nicht bewerten wollen. Wir sind da gut
aufgestellt. Das ist tatsächlich eine neue Situation. Die Afrikanische
Schweinepest ist etwas näher an Deutschland herangerückt. Aber wir sind,
wie gesagt, gut vorbereitet. Es gibt bisher noch keine Fälle in
Deutschland. Wir haben derzeit die rechtlichen Instrumente, um reagieren zu
können, sollte es zu einem Ausbruch in Deutschland kommen, und wir werden
diese rechtlichen Instrumente auch noch weiter ausbauen. Dazu hat die
Ministerin bereits einen Gesetzentwurf vorgelegt, der im Juni vom Kabinett
beschlossen wurde. Da gibt es, wie gesagt, noch weitere rechtliche
Instrumente, um bei einem möglichen Ausbruch in Deutschland besser und
effektiver agieren zu können.

Zusatzfrage: Wie wird das konkret aussehen? Ich habe von Ernteverboten und
auch Durchfahrtsverbote für betroffene Gebiete, die dann umzäunt werden
würden, gelesen. Können Sie das kurz ein bisschen besser schildern?

Lenz: Das ist natürlich ein sehr komplexer Sachverhalt. Ich kann da gerne
einige Punkte benennen. Es gibt verschiedene rechtliche Grundlagen, die die
Grundlage für das bilden, was dann passiert. Wenn also ein Ausbruch der
Afrikanischen Schweinepest in Deutschland, auf deutschem Gebiet, passieren
würde, dann sind erst einmal die zuständigen Behörden vor Ort zuständig.
Überhaupt sind für diesen ganzen Sachverhalt erst einmal die Länder
zuständig. Der Bund koordiniert und informiert natürlich.

Wie gesagt: Die zuständige Behörde würde dann ein gefährdetes Gebiet und
eine Pufferzone - dann gegebenenfalls auch eine Hochrisikozone -
etablieren, sofern natürlich bestätigt ist, dass es sich tatsächlich um die
Afrikanische Schweinepest handelt; das verendete Tier wird dann natürlich
untersucht, und das muss bestätigt sein. Diese Hochrisikozone kann dann
nach der aktuellen Änderung des Tiergesundheitsgesetzes auch abgesperrt
werden, und dann kann die Behörde eine Jagdruhe verordnen. Das ist wichtig,
damit die Wildschweine nicht aufgescheucht werden und es dadurch zu einer
noch weiteren Verbreitung kommt.

Dann gibt es weitere Schritte. Die Behörde ordnet eine Fallwildsuche an.
Dann wird es zu einer Jagd durch die Jagdausübungsberechtigten kommen.
Dabei wird versucht, das so ruhig wie möglich zu machen, zum Beispiel durch
Fallen; auch dies, damit die Tiere nicht aufgescheucht werden. Das ist also
ein sehr komplexer Vorgang.

Gleichzeitig werden dann natürlich die Betriebe informiert. Es wird auf die
Schweinehaltungshygieneverordnung verwiesen, also darauf, dass tatsächlich
auf Desinfektion usw. Wert gelegt wird. Aber unser Ministerium legt, wie
gesagt, ganz großen Wert auf die Prävention; denn der Faktor Mensch ist bei
der Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest der derzeit noch größte
Faktor, also zum Beispiel über kontaminierte Essensreste, die von
Autobahnraststätten in den Wald geworfen und dann dort von Tieren
aufgenommen werden.

Frage: Berühren die belgischen Schutzgebiete, die um diese Fälle herum
gezogen wurden - die werden ja immer kreisförmig gezogen, glaube ich -,
auch bereits jetzt deutsches Territorium?

Gibt es eigentlich einen Importstopp für Schweinefleischprodukte aus
Belgien?

Lenz : Die Zone berührt Deutschland nicht. Das betrifft bisher nur dieses
zonierte Gebiet in Belgien.

Nach EU-Recht ist es so, dass es dann in diesem zonierten Gebiet
hinsichtlich der Tiere ein Verbringungsverbot gibt. Aber das betrifft jetzt
nicht ganz Belgien und nach jetzigem Stand auch noch nicht das
Schweinefleisch.

Vorsitzender Mayntz: Dann können wir die letzte Frage von Herrn Neuhann
auch noch beantworten.

Petermann: Ja, Herr Maaßen war dabei.

Frage: Herr Strater, das Bundesverkehrsministerium hat gerade ein Video von
Herrn Scheuer gepostet, in dem er ankündigt, ein neues Konzept erarbeiten
zu wollen. Der Zusammenhang ist natürlich die Diesel-Thematik. Ich wüsste
gerne, was dieses neue Konzept beinhalten soll. Können Sie das ein bisschen
detaillierter beschreiben?

Herr Scheuer hat gesagt "Dazu brauchen wir zwingend die
Automobilhersteller". Ich vermute, dabei geht es dann um den Punkt der
technischen Nachrüstung, also der Hardwarenachrüstung. Die hat Herr Scheuer
ja bisher immer mit der Begründung zurückgewiesen, es gebe dabei
technische, finanzielle und rechtliche Risiken und Vorbehalte. Wie ist denn
dieser Sinneswandel zu erklären?

Strater: Zunächst einmal ist es richtig: Wir haben vor Kurzem ein Statement
des Ministers gepostet. Ich empfehle hier auch allen Kollegen, die es noch
nicht gesehen haben, es sich einmal anzuschauen. Darin hat der der Minister
im Grunde den aktuellen Stand zum weiteren Vorgehen in Sachen "Saubere
Luft" zur Kenntnis gegeben.

Ich möchte ein bisschen zur Einordnung und auch gerne zu Ihrer Frage sagen:
Es gibt eine sehr emotional geführte Diskussion um den Diesel und um
Fahrverbote in den Städten. Es gab in den vergangenen Monaten und Wochen
Gerichtsurteile, die gefallen sind, und wir müssen in diesem Lichte auch
stärker den Bürgerinnen und Bürgern und den 4 Millionen Diesel-Besitzern in
Deutschland Sicherheit geben. Wir verfolgen drei Ziele: erstens,
Fahrverbote zu vermeiden, zweitens, die Zukunft des Diesels zu sichern, und
drittens, saubere Luft in den Innenstädten zu garantieren.

Wir haben dazu - das ist Ihnen allen bekannt - ein großes, umfangreiches
Maßnahmenpaket gestartet, das Sofortprogramm "Saubere Luft". Dieses
Programm greift auch schon. Es gibt hier spürbare und messbare Ergebnisse.
Es gibt den Trend, dass sich die Schadstoffbelastung in den Städten
reduziert. In den meisten Städten ist die Luft messbar und spürbar sauberer
geworden. Wir rüsten bereits Diesel-Busse im ÖPNV und Kommunalfahrzeuge -
vom Müllfahrzeug bis zur Straßenreinigung - um. Wir haben die
Förderprogramme entsprechend aufgelegt.

Grundsätzlich geht es darum, sachliche Lösungen zu finden, die nicht auf
Emotionen basieren, sondern auf Fakten. Vor diesem gesamten Hintergrund hat
Minister Scheuer nun ein neues Konzept angekündigt, das er in den nächsten
Tagen erarbeiten wird. Wir machen uns im Wesentlichen über zwei Dinge
Gedanken, nämlich zum einen die Möglichkeiten zum Umstieg auf neue
Dieselfahrzeuge und zum anderen technische Möglichkeiten dafür, wie die
bestehenden Dieselfahrzeuge, die jetzt auf den Straßen unterwegs sind, noch
sauberer werden können. Der Minister hat dazu gesagt: Wir brauchen die
Automobilhersteller dazu, denn ohne ihre Bereitschaft, für die Zukunft des
Diesels zu sorgen, wird es nicht gehen. - Ich kann das an dieser Stelle
noch nicht konkretisieren, weil das natürlich alles im Zusammenhang mit der
Erarbeitung dieses Konzeptes auf dem Tisch liegt. Weitere Einzelheiten
dessen, was dieses Konzept beinhalten wird, bitte ich Sie abzuwarten, bis
es dann wirklich vorliegen wird.

Uns ist es wichtig, dass wir von dieser hohen Emotionalität herunterkommen
und eine Versachlichung der Diskussion hinbekommen. Das heißt kurzum,
faktenbasiert das Richtige zu tun, ohne Steuergeld zu verschwenden. Das ist
im Grunde - das habe ich hier im Wesentlichen noch einmal referiert - das,
was der Minister in dieser Videobotschaft gesagt hat. Also noch einmal ein
Fazit: In den nächsten Tagen wird dieses Konzept erarbeitet und dann
vorgelegt werden.

Zusatzfrage: Nur damit ich es richtig verstehe: Heißt das also, dass eine
Hardwarenachrüstung oder eine technische Nachrüstung eine Option ist und
bleibt? Umfasst das Konzept die also, oder wird es sie umfassen?

Strater: Wir machen uns Gedanken über die technischen Möglichkeiten dessen,
wie Dieselfahrzeuge noch sauberer werden können, die auf den Straßen
unterwegs sind.

Frage : Herr Strater, Sie haben als ersten Punkt die Möglichkeit zur
Umrüstung auf ein neues Fahrzeug genannt. Würde in dem Moment dann
möglicherweise auch eine staatliche Unterstützung infrage kommen, also eine
Finanzunterstützung, oder sind da komplett die Autohersteller gefragt?

Strater: Das werden wir alles sehen, wenn das Konzept vorliegen wird.
Grundsätzlich sind die Autohersteller gefordert. Wir brauchen sie. Ohne sie
geht es nicht. Aber Einzelheiten kann ich heute - jetzt, nachdem der
Minister das angekündigt hat - noch nicht nennen.

Frage: Herr Strater, wird dieses Konzept, wenn es in den nächsten Tagen
erarbeitet werden wird, denn auch bereits in den nächsten Tagen zur
Vorstellung reif sein? Ist es ein Konzept des Ministers Scheuer oder eines
der gesamten Bundesregierung?

Strater: Sie wissen ja, dass die Bundeskanzlerin angekündigt hat, bis Ende
dieses Monats eine Entscheidung innerhalb der Bundesregierung
herbeizuführen. Wir haben auch immer gesagt, dass das bislang noch
innerhalb der Bundesregierung abgestimmt wird. Das wird natürlich weiterhin
konstruktiv innerhalb der Bundesregierung geschehen.

Zusatzfrage: Wenn es vorgestellt werden wird, wird es also das Konzept der
gesamten Bundesregierung sein?

Strater: Davon gehe ich jetzt aus, zumal wir ja bis Ende des Monats eine
Entscheidung der Bundesregierung erreicht haben wollen. Die Gespräche
darüber werden jetzt geführt, und wir werden das dann gemeinsam tun.

Frage : Herr Strater, ich habe dazu auch zwei Fragen. Wenn ich es richtig
verstanden habe, dann steht und fällt die Wirksamkeit dieses Konzepts ja
damit, ob die Autoindustrie mitspielt oder nicht. Gibt es jetzt schon
Gespräche? Gibt es schon ein grünes Licht der Autoindustrie dazu?

Zweitens hieß es ja bisher von Ihrem Minister, dass Hardwarenachrüstungen
weder technisch, finanziell noch rechtlich machbar seien. Nimmt er diese
Einschätzung jetzt sozusagen zurück?

Strater: Wir haben auf die rechtlichen, technischen und finanziellen
Bedenken immer hingewiesen, auch mehrfach hier an dieser Stelle. Das gilt.
Jetzt gilt es, alle Möglichkeiten dafür auszuschöpfen, wie wir diese
Fahrzeuge, die schon auf den Straßen unterwegs sind, also die
Bestandsfahrzeuge, sauberer machen.

Zusatzfrage : Ist die Autoindustrie also mit im Boot?

Strater: Wir haben es ja gesagt: Wir brauchen die Autohersteller. Ohne sie
geht es nicht. In welcher Form, werden wir dann sehen.

Frage: Im Prinzip habe ich noch einmal dieselbe Frage, nur, um es richtig
zu verstehen. Sie öffnen sich doch für die Hardwarenachrüstung, egal, ob
die dann auf Regionen bezogen ist oder flächendeckend ist. Verstehe ich es
richtig, dass Sie das nicht mehr ausschließen?

Eine Frage an das Umweltministerium: Wie interpretieren Sie das? Hat es
Gespräche darüber gegeben, sodass Sie jetzt auch glauben, dass das
Verkehrsministerium für Hardwarenachrüstungen - wer auch immer das dann
bezahlen wird - offen ist?

Strater: Ich habe den Hintergrund ja schon geschildert, vor dem wir uns
bewegen; Sie haben das alle mitbekommen. Es hat ein Urteil gegeben, das
sich auf die Stadt Frankfurt bezieht und in dem es ganz konkret um
Fahrverbote geht. Wir wollen Fahrverbote vermeiden - das haben wir immer
gesagt -, und wir müssen alles dafür tun, damit das auch passiert. Wir
wollen die Pkw-Fahrer - vor allen Dingen die, um die es hierbei geht -
nicht im Regen stehen lassen. Das können wir auch nicht, weil sie
Sicherheit in dieser ganzen Debatte brauchen, die hier sehr emotional
geführt wird, in der das Stichwort Fahrverbote jeden Tag in den Nachrichten
herauf und herunterläuft und in der die Leute nicht mehr wissen, was sie
mit ihren Dieselfahrzeugen machen sollen. Insofern machen wir uns Gedanken
darüber, wie wir damit umgehen. Konkreteres gibt es an dieser Stelle jetzt
im Moment noch nicht. Dann, wenn das Konzept vorliegen wird, werden Sie das
erfahren.

Frage: Ist das auch der Hintergrund dafür, dass die eigentlich für Montag
geplante Sitzung der Expertenkommission kurzfristig abgesagt worden ist?
Das wäre die erste Frage, Herr Strater.

Zweite Frage: Es hat ja immer diesen Dissens zwischen Ihnen und dem
Bundesumweltministerium gegeben, was diese Frage der Hardwarenachrüstung
angeht. Wird denn das Bundesumweltministerium in diese Erarbeitung
eingebunden, oder werden Sie sich proaktiv einbringen, Frau Zylka, weil
Frau Schulze ja immer gesagt hat, dass die Autohersteller ohne Steuergeld
für diese Hardwarenachrüstung aufkommen müssten?

Zylka: Wie Herr Strater völlig richtig gesagt hat, werden wir eine
gemeinsame Lösung finden, und das so schnell wie möglich. Die Kanzlerin hat
diese für September angekündigt, und die Ministerin und Herr Scheuer sind
dazu im Gespräch. Da wird es schnell eine Lösung geben.

Die Position des Bundesumweltministeriums ist seit Monaten dieselbe und hat
sich nicht verändert.

Strater: Zu Ihrer Frage nach der Expertengruppe: Soweit ich weiß, ist der
Termin am Montag aus Termingründen abgesagt worden. Er wird aber noch im
September nachgeholt werden.

Frage: Herr Strater, es war, glaube ich, angedacht, dass es gestern ein
Gespräch zwischen Minister Scheuer und der Bundeskanzlerin geben sollte.
Ich wollte fragen: Hat das stattgefunden, oder war wegen der aktuellen
Koalitionsereignisse kein Platz dafür? Dieser heute Morgen angedeutete
Meinungswandel, was eine Öffnung für Hardwarenachrüstungen angeht, scheint
ja dafür zu sprechen, dass es dieses Treffen vielleicht gab. Insofern
wollte ich fragen, ob Sie das bestätigen können.

Geht es bei dem zweiten Punkt tatsächlich um eine Art von Prämienmodell,
das sozusagen den Umstieg auf saubere Autos, wie auch immer finanziert,
erleichtern soll? Kann man von einer Prämie sprechen?

Strater: Zu Gesprächsterminen der Kanzlerin kann ich an dieser Stelle nicht
Stellung nehmen.

Wir stehen innerhalb der Bundesregierung in ständigem Austausch über diese
Frage. Wir reden seit Wochen und Monaten über das Thema "Saubere Luft in
Städten" und die Möglichkeit dessen, wie wir das in den Griff bekommen.
Insofern findet hier ein fortlaufendes Gespräch innerhalb der Ministerien
und der Bundesregierung statt.

Ihre zweite Frage ist im Grunde dieselbe, die andere Kollegen auch schon
gestellt haben, nämlich nach Konkretisierungen dieses Konzepts. Jetzt,
heute, an dieser Stelle und im Moment gibt es das nicht, sondern dann in
den nächsten Tagen.

SRS'in Demmer: Die Position der Kanzlerin ist ja hier schon mehrfach
zitiert worden. Wie sie hier in ihrer Sommer-PK gesagt hat, geht sie davon
aus, dass die beteiligten Ressorts bis Ende September zu einer gemeinsamen
Positionierung gefunden haben werden. Innerhalb der Bundesregierung werden
zu diesem Zweck intensive Gespräche über diesen ja doch sehr komplexen
Sachverhalt geführt.

Zusatzfrage: Gab es gestern ein Treffen von Scheuer und Merkel?

SRS'in Demmer: Innerhalb der Bundesregierung werden intensive Gespräche
über diesen sehr komplexen Sachverhalt geführt.

Frage: Frau Demmer, EU-Kommissar Oettinger hat sich heute für einen
französischen EZB-Präsidenten ausgesprochen. Ich hätte ganz gerne gewusst,
ob das mit der Bundeskanzlerin abgestimmt war.

SRS'in Demmer: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen.

Zusatzfrage: Könnten Sie das noch nachreichen?

SRS'in Demmer: Gegebenenfalls.

Frage : Frau Adebahr, die Amerikaner haben die Palästinenser dazu
gezwungen, ihre Vertretung in Washington zu schließen. Haben Sie dazu eine
Haltung?

Adebahr: Grundsätzlich ist die Ausgestaltung der Beziehungen zwischen den
USA und der PLO eine bilaterale Angelegenheit. Dennoch kann ich für die
Bundesregierung sagen, dass wir angesichts der momentanen Sprachlosigkeit,
die wir zwischen Israelis und Palästinensern sehen, doch befürchten, dass
diese erneut einseitige Entscheidung der USA die Fronten weiter verhärten
und sich dadurch womöglich die Wiederannäherung und die Aufnahme von
Verhandlungen für eine Zwei-Staaten-Lösung verschlechtern könnte.

Zusatzfrage : Das heißt, Sie sehen diese Veranlassung der Schließung als
Fehler an?

Die US-Regierung hat diese Woche auch angekündigt, dass die Finanzhilfe von
25 Millionen US-Dollar für palästinensische Krankenhäuser in Ostjerusalem
gestrichen wird. Werden die Europäer, wird Deutschland das kompensieren?

Adebahr: In einem der Protokolle können Sie, glaube ich, nachlesen, dass
ich zu der deutschen Hilfe für UNWRA ausgeführt habe, das ist das Hilfswerk
- - -

Zusatz : Das ist jetzt aber etwas anderes.

Adebahr: Ja, aber das ist der Kanal, auf den sich die deutsche Hilfe im
Moment bezieht, und wir werben sehr stark dafür - dafür hat der
Bundesaußenminister auch bei seinen EU-Partnern Werbung gemacht -, diese
Organisation, die auch im humanitären Bereich, also bei Krankenhäusern und
Schulen, aktiv ist, weiter zu fördern.

Zu diesen konkreten Ankündigungen der Amerikaner und einer möglichen
Weiterfinanzierung kann ich Ihnen hier heute nichts sagen.

Frage: Ich glaube, am 4. Oktober werden die deutsch-israelischen
Regierungskonsultationen fortgesetzt. Wird diese schwierige Situation Teil
der Gespräche sein? Denn wenn Herr Trump überhaupt auf jemanden hört, dann
doch möglicherweise auf die israelische Regierung. Werden Sie versuchen,
für diese ungünstige Situation den Hebel dieser Regierungsgespräche zu
nutzen?

Adebahr: Das ist eine Frage, die Frau Demmer beantworten müsste, denn es
sind die Konsultationen der Bundesregierung. Ich glaube nicht, dass ein
Termin schon öffentlich angekündigt ist. Ich denke, bei den
Regierungskonsultationen sind grundsätzlich verschiedene Minister aus dem
Kabinett beteiligt und reisen dort mit. Dort können natürlich alle
aktuellen Themen zur Sprache kommen.

Zusatzfrage: Ist geplant, dass Vertreter der Bundesregierung im Rahmen
dieser Konsultationen Palästinensergebiete besuchen?

SRS'in Demmer: Das ist ja noch ein bisschen hin, deswegen kann ich Ihnen
über die genauen Details dieser Regierungskonsultationen und über das, was
darum herum noch stattfindet, keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Drei Wochen, und so ein Besuch will ja vorbereitet sein.

SRS'in Demmer: Das stimmt, aber wie Sie wissen, geben wir in der Regel am
Freitag der Vorwoche Auskunft.

Frage : Sie hatten diese Woche ja auch eine Erklärung zu dem Abriss des
Dorfes Khan al-Ahmar in den Palästinensergebieten abgegeben. Warum äußern
die Bundesregierung und ihre Partner nur Besorgnis darüber? Das ist ein
Völkerrechtsbruch. Warum fordert man die israelische Seite nicht auf, die
Siedler zu stoppen?

Adebahr: Na ja, ich glaube, Sie haben Ihre Meinung - auch eine rechtliche -
dazu kundgetan. Wir haben unsere Positionierung, die sich in der Erklärung
zum Ausdruck bringt, auch kundgetan.

Zusatzfrage : Aber Sie sehen die Siedlungsbauten ja auch als
Völkerrechtsbrüche an. Darum ist es ja legitim zu fragen, warum Sie nur
Besorgnis äußern und das nicht verurteilen und einen Stopp fordern.

Adebahr: Weil uns die dortigen Vorgänge besorgt machen. Schauen wir einmal,
wie es da konkret weitergeht und wie wir uns dann, wenn weitere Schritte
erfolgen, äußern.

Frage: Frau Petermann, zum Rücknahmeabkommen mit Italien werden in der
"Süddeutsche Zeitung" heute bereits Inhalte und Details vorgestellt. Können
Sie diese bestätigen?

Petermann: Ich möchte zu dem Abkommen mit Italien mitteilen, dass die
politische Einigung steht; das hat der Bundesinnenminister gestern ja auch
im Deutschen Bundestag gesagt. Inhalt dieser politischen Einigung ist ein
Ausgleichsmechanismus, das heißt, Deutschland wird sich verpflichten, für
jeden Zurückgewiesenen einen Migranten aus der Seenotrettung aufzunehmen.
Das ist der politische Inhalt.

Darüber hinaus müssen zur technischen Umsetzung noch weitere Gespräche und
eine technische Vereinbarung getroffen werden, zum Beispiel über die Art
und Weise, wie an der deutsch-österreichischen Grenze als EURODAC-1-Treffer
Festgestellte zurückgebracht werden, also auf dem Landweg oder auf dem
Luftweg. Das sind technische Details, die noch besprochen werden.

Frage: So wie Ihr Ministerium es gestern mitgeteilt hat, ist das erst
einmal bis zum 11. November befristet. Heißt das, dann ist es schon wieder
vorbei mit diesem Abkommen? Oder soll das verlängert werden, wenn auch die
Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze verlängert werden,
die ja wahrscheinlich Voraussetzung für das Abkommen sind?

Zweite Frage: Es gibt immer wieder Kritik von den Linken und von Verbänden
an der Rechtmäßigkeit. Ist das mit Dublin vereinbar, haben Sie sich da
also, wie bei der Verwaltungsvereinbarung mit Portugal, vorher das Okay der
EU-Kommission geholt?

Petermann: Zunächst einmal zu EU-Vereinbarung mit Italien und der
Befristung bis zum 11. November: Das steht tatsächlich im Zusammenhang mit
dem Grenzregime an der deutsch-österreichischen Grenze, die ja nur bis zu
diesem Zeitpunkt gilt. Das Abkommen macht ja nur im Zusammenhang mit diesem
Grenzregime Sinn, denn es geht ja um die Fälle, die im Bereich zwischen
Deutschland und Österreich ankommen und einem EURODAC-1-Treffer unterliegen
und dann binnen einer Frist von 48 Stunden zurückgewiesen werden können.
Nur dieser Personenkreis ist gemeint, und die betreffenden Personen können
dann natürlich auch nur in diesem Zeitraum zurückgewiesen werden.

Zusatzfrage: Wird das Rücknahmeabkommen dann automatisch mitverlängert oder
müsste man wieder neu mit Italien verhandeln?

Petermann: Dann wird man mit Italien erneut darüber sprechen. Dessen ist
man sich aber auf beiden Seiten bewusst.

Zusatzfrage: Und die zweite Frage? Wurde die EU-Kommission gefragt?

Petermann: Die Dublin-Vereinbarungen, die derzeit geschlossen werden - mit
Portugal ist die erste abgeschlossen worden -, sind selbstverständlich mit
der Kommission vereinbart. Sie sind der Kommission also nicht nur bekannt,
sondern da gibt es ein bestimmtes Notifizierungsverfahren. Das ist erfolgt.
Im Übrigen sind diese Vereinbarungen nach Dublin nichts Neues; sie werden
vielmehr immer wieder von Zeit zu Zeit überarbeitet. Da geht es letztlich
um technische Details bei der Zurückführung von Dublin-Fällen, die nach dem
Europäischen Rat wieder aufgegriffen wurden und jetzt nach und nach zum
Abschluss kommen.

Frage: Auch noch zu diesem Abkommen zwischen Italien und Deutschland: Herr
Salvini hat mehr oder weniger das dementiert, was Herr Seehofer gestern
gesagt hat. Er hat gesagt: Dieses Abkommen ist noch nicht da, sondern er
muss es noch unterschreiben. Er sagt, die Bilanz für Italien müsse am Ende
null sein, in dem Sinne, dass keine zusätzlichen Migranten in Italien
aufgenommen werden müssen. Wie interpretieren Sie das, warum ist die
Wahrnehmung zwischen Berlin und Rom so unterschiedlich?

Er hat auch gesagt, dass dieses Abkommen nur die Zukunft betreffe, also nur
für die Migranten gelte, die in der Zukunft nach Deutschland kommen. Ist
das so, können Sie das bestätigen?

Petermann: Zu Ihrer ersten Frage: Ich habe davon gelesen, dass es
entsprechende Äußerungen gegeben haben soll. Sie stimmen nicht mit unserem
Wissensstand überein.

Was die Frage zu den zukünftigen Fällen betrifft: Das gehört mit zu den
technischen Details, die ausgehandelt werden. Es entspricht aber auch
meinem Kenntnisstand, dass es nur die zukünftigen Fälle betreffen soll.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, dass über technische Details noch zu sprechen
sei, gibt es in diesem technischen Detail ja vielleicht noch keine
Vereinbarung mit Italien? Herr Salvini hat jedenfalls gesagt, man müsse
noch in Wien darüber sprechen. Es ist also nicht selbstverständlich, dass
er unterschreibt.

Petermann: Ich hatte das schon beantwortet, aber ich kann es gerne noch
einmal sagen: Ich habe davon aus der italienischen Presse gelesen. Dass er
nicht unterschreiben will, entspricht aber nicht unserem Kenntnisstand.

Frage: Frau Petermann, das ist jetzt ja das dritte oder vierte derartige
Abkommen - eines war mit Spanien. Alle diese Abkommen laufen ungefähr nach
dem gleichen Muster: Es wird sozusagen einer, der an der Grenze
aufgegriffen wird, nach Italien zurückgebracht, dafür kommt aber ein
anderer aus Italien oder aus Spanien zurück. Deswegen eine ganz simple
Frage: Verfolgt der Bundesinnenminister eigentlich noch das Ziel, die
Zahlen zu verringern? Denn das, was wir bisher sehen, ist ja ein
Nullsummenspiel.

Petermann: Es gibt in der Tat drei Vereinbarungen in diesem Zusammenhang
der bilateralen Verträge. Die erste Vereinbarung, die geschlossen wurde,
war die mit Spanien. Bei Spanien gibt es überhaupt keine Bedingungen,
sodass das in diesem Fall kein Nullsummenspiel wäre, wenn denn Migranten
hier an der deutsch-österreichischen Grenze ankämen. Mit Griechenland ist
vereinbart, dass bis zum Ende des Jahres in 2000 Fällen Personen im Rahmen
des Familiennachzugs nach Deutschland kommen sollen. Dazu muss man aber
wissen, dass diese Familienzusammenführungen ohnehin Pflicht für
Deutschland sind, sodass also auch das kein Nullsummenspiel ist.

Dieses dritte Abkommen mit Italien ist in der Tat im Ergebnis ein
Ausgleichsmechanismus, der dazu führen wird, dass es ein, wie Sie sagen,
Nullsummenspiel ist. Man muss aber das Ziel in den Vordergrund rücken und
sich fragen: Wozu dienen diese Abkommen. Sie dienen letztlich der Steuerung
der Sekundärmigration. Dieses Signal ist wichtig und nicht zu
unterschätzen. Es bleibt auch dabei: Verträge sind in der Regel so
ausgestaltet, dass eine Seite etwas gibt und die andere Seite natürlich
auch etwas haben möchte. Entscheidend ist also das politische Ziel: die
gemeinsame Migrationssteuerung und die Verhinderung beziehungsweise
Eindämmung der Sekundärmigration. Das ist, glaube ich, als politisches Ziel
nicht zu unterschätzen.

Zusatzfrage: Sie haben gerade gesagt, Italien würde dann jeweils eine
Person aus der Seenotrettung nach Deutschland zurückbringen. Heißt das
gleichzeitig auch, dass sozusagen der Anlegestopp für aus Seenotsituationen
Gerettete in Italien aufgehoben wird, ist das also zwischen den
Innenministerien auch besprochen worden? Denn in den letzten Wochen hat
sich Italien ja nicht so willig gezeigt, Flüchtlinge aus der Seenotrettung
aufzunehmen.

Petermann: Dazu kann ich hier an dieser Stelle nichts sagen.

Frage: An Frau Demmer und eventuell Frau Adebahr: Die polnische Regierung
ist sehr empört darüber, dass Frau Lyudmyla Kozlovska diese Woche nach
Deutschland einreisen durfte und gestern an einer Diskussion im Bundestag
teilnehmen durfte. Frau Kozlovska ist eine ukrainische Menschenrechtlerin
und seit Jahren in Polen aktiv, aber vor ein paar Wochen hat Polen sie aus
dem Schengen-Raum ausweisen lassen. Sie stellt offenbar für polnische
Behörden ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar. Der polnische Präsident hat
gestern Präsident Steinmeier angesprochen und gesagt, diese Einladung würde
den guten deutsch-polnischen Beziehungen nicht dienen. Ich würde gerne
wissen: Wie bewertet die Bundesregierung diese Einladung von Frau
Kozlovska?

Adebahr: Ich kann Ihnen zunächst bestätigen, dass die deutsche Botschaft in
Kiew für Frau Kozlovska ein nationales Visum für die Einreise nach
Deutschland ausgestellt hat. Frau Kozlovska ist vom Deutschen Bundestag in
ihrer Eigenschaft als Menschenrechtsaktivistin als Gastrednerin eingeladen
worden. Das ist eine Entscheidung des Deutschen Bundestages. Für diese
Reise haben wir ein Visum ausgestellt. Die Entscheidung des Bundestages
möchte ich hier für die Bundesregierung nicht kommentieren.

Es ist auch richtig, dass gestern unser Botschafter Nikel zu diesem Thema
Gespräche im polnischen Außenministerium geführt hat. Der Inhalt solcher
Gespräche ist wie immer vertraulich. Ich kann Ihnen vielleicht aber noch
sagen, dass wir schon im Vorfeld der möglicherweise anstehenden
Visumsentscheidung Kontakt mit unseren polnischen Kollegen gesucht hatten
und sie informiert hatten. Es war so, dass aufgrund der uns zur Verfügung
stehenden Informationen keine Gründe für die Ablehnung der Erteilung eines
nationalen Visums für die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zu
dieser Einladung des Bundestages vorlagen.

Zusatzfrage: Haben Sie Informationen von Ihren polnischen Kollegen
bekommen, die den SIS-Eintrag für Frau Kozlovska begründen würden?

Adebahr: Dazu ist mir nichts bekannt. Zum SIS-System würde ich Frau
Petermann um eine Antwort bitten, denn das Schengener Informationssystem
ist grundsätzlich eine BMI-Materie.

Petermann: Dazu kann ich jetzt nichts sagen, das müsste ich nachreichen.

Frage: An das Finanzministerium und an Frau Demmer: Laut einem Bericht soll
das Kabinett Herrn Schäuble nächste Woche die Genehmigung erteilen, in dem
Insider-Prozess gegen den ehemaligen Chef der Deutschen Börsen auszusagen.
Können Sie das bestätigen?

Schwamberger: Dazu kann ich hier an dieser Stelle nichts sagen. Ich weiß
auch gar nicht, ob das vonseiten des BMF in das Kabinett eingebracht wird.

SRS'in Demmer: Ich auch nicht.

Zusatzfrage: Könnten Sie das nachreichen? Vielleicht hätte ich auch ein
anderes Ministerium ansprechen müssen; ich weiß nicht, wer das ins Kabinett
einbringt. Das soll aber nächste Woche im Kabinett sein.

Schwamberger: Das würden wir dann natürlich - unabhängig von dem Ressort -
nach der Kabinettssitzung entsprechend verkünden.

SRS'in Demmer: Inhalte des Kabinetts werden ja ohnehin immer erst am Montag
vor einer Kabinettssitzung festgelegt.

Vorsitzender Mayntz: Gibt es irgendein Ressort, das aufzeigt? - Nein, das
ist nicht der Fall.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zum Thema Zeitumstellung: Die
EU-Kommission legt offenbar die Pläne von allen Staaten vor. Ich würde
gerne wissen: Ist Deutschland Ihrer Ansicht nach grundsätzlich darauf
vorbereitet, dass im nächsten Jahr bereits zum letzten Mal die Zeit
umgestellt werden könnte? Droht da Ihrer Ansicht nach, wenn jedes Land das
unterschiedlich handhaben sollte, ein Flickenteppich, ein Chaos in Europa?

Noch eine informatorische Frage: Ist die derzeitige Bundesregierung für die
dauerhafte Sommerzeit oder für die dauerhafte Winterzeit?

Einhorn: Der erste Teil Ihrer Frage war jetzt relativ hypothetisch. Die
Kommission hat ja vorgestern einen Regelungsvorschlag zur Abschaffung der
Zeitumstellung vorgelegt. Demnach würde - wenn es so käme, wie die
Kommission es vorgeschlagen hat - am 31. März 2019 letztmalig die Uhr auf
die Sommerzeit umgestellt, es sei denn, ein Land will dauerhaft die
Winterzeit beibehalten. Dann könnte es am 27. Oktober 2019, also in einem
guten Jahr, die Uhr noch einmal eine Stunde zurückstellen. Danach wäre es
dann so, dass es keine Wahl mehr zwischen Sommer- und Winterzeit gäbe. Das
wäre also der Fall, wenn der Regelungsvorschlag, der vor zwei Tagen
vorgelegt wurde, sich auf EU-Ebene durchsetzt. Die Wahl der jeweiligen
Zeitzone läge dann also bei den Mitgliedstaaten. Zu dieser Frage gibt es
noch keine Positionierung innerhalb der Bundesregierung. Wir wollen dazu
demnächst eine Ressortanhörung durchführen und werden dann natürlich auf E
U-Ebene den Prozess weiter aktiv begleiten.

Frage: Frau Adebahr, können Sie bestätigen, dass in der Türkei ein
deutscher Staatsbürger zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilt wurde,
weil er angeblich in sozialen Netzwerken für Terrororganisationen
Propaganda gemacht habe? Wurde und wird er konsularisch betreut?

Adebahr: Ich kann Ihnen bestätigen, dass Herr Ilhami Akter - um ihn handelt
es sich - heute in der Türkei verurteilt wurde. Unserer Kenntnis nach wurde
er bis zur Berufungsverhandlung mit Ausreisesperre belegt und auf freien
Fuß gesetzt. Das Auswärtige Amt betreut über die Botschaft Ankara den Fall
konsularisch, insofern ist er uns natürlich bekannt.

Freitag, 14. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 14. September 2018

www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-09-14-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSEN/1843: Humanitäre Katastrophe in Syrien abwenden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. September 2018

DJIR-SARAI: Humanitäre Katastrophe in Syrien abwenden



Zum Treffen der Präsidenten Putin und Erdogan erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Das Hauptziel des Treffens sollte sein, in Idlib eine humanitäre
Katastrophe zu verhindern. Denn bei einer Eskalation in der Region
und erneuten Angriffen Assads und Russlands droht tausenden Menschen
Tod und Vertreibung. Insbesondere Russland muss seinen Einfluss auf
Assad geltend machen, um dies zu verhindern. An das weitere Vorgehen
Moskaus sollten auch mögliche Wiederaufbauhilfen des Westens für
Syrien geknüpft werden, um den Druck zu erhöhen. Dafür braucht es
Voraussetzungen: einen Friedens- und Verfassungsprozess für das Land,
der alle Bevölkerungsgruppen einschließt, verlässliche
Rahmenbedingungen für die Rückkehr der Flüchtlinge und eine
Bekämpfung des iranischen Einflusses im Land."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4675: Maaßen hat das Vertrauen von Parlament und Regierung verspielt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. September 2018

BUSCHMANN-Statement: Maaßen hat das Vertrauen von Parlament und
Regierung verspielt



Der Erste Parlamentarischen Geschäftsführers der FDP-Fraktion Dr.
Marco Buschmann gab zu Verfassungsschutzpräsident Maaßen folgendes
Statement ab:

"Bei Herrn Maaßen handelt es sich um einen Geheimdienstchef, der
permanent die Öffentlichkeit sucht. Bei Herrn Maaßen handelt es sich
um einen Geheimdienstchef, also einen Behördenleiter, der mehr als
andere auf das Vertrauen von Parlament und Regierung angewiesen ist.
Beides scheint er verspielt zu haben. [...] Aus der Mitte des
Parlaments haben unterschiedliche Fraktionen seinen Rücktritt
gefordert und die Regierung ist darüber heillos zerstritten. Das
zeigt, dass die Behörde in einer Zeit, in der Extremismusbekämpfung
eine Aufgabe höchster Priorität ist, [...] von ihrem eigentlichen
Auftrag abgelenkt ist. Deshalb wird es Zeit, dass es jetzt eine klare
Entscheidung gibt und Herr Seehofer Herrn Maaßen entlässt.

Es ist untragbar für die Behörde und ihren Auftrag, dass diese
Entscheidung immer weiter in der Luft hängt. Auch die neuesten
Spekulationen vom Wochenende sind [...] unerträglich. Sollte es so
sein, dass möglicherweise Frau Merkel der SPD eine Zusage gemacht
hat, dass er entlassen wird, zeigte das nur einmal mehr, dass es hier
in Wahrheit nicht um einen Konflikt zwischen der Union und der SPD
geht, sondern, dass es in Wahrheit um den alten Konflikt zwischen
Angela Merkel und Horst Seehofer geht. Dieser Konflikt ist dann
offenbar immer noch nicht beigelegt und dieser Konflikt belastet das
Regierungshandeln bis runter auf die Ebene einzelner Behörden. Dieser
Zustand muss so schnell wie möglich beendet werden. Und deshalb muss
spätestens morgen die Sache entschieden sein, so dass die
Bundesregierung sich endlich wieder um andere Themen kümmern kann als
die Frage eines Behördenhalters."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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VERKEHR/566: Bundesregierung muss Dieselfahrern Mobilitätsgarantie aussprechen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. September 2018

LUKSIC: Bundesregierung muss Dieselfahrern Mobilitätsgarantie
aussprechen



Zur Debatte über die Nachrüstung von Dieselfahrzeugen erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Nach Jahren des Nichthandelns deuten sich jetzt erste zaghafte
Bemühungen der Bundesregierung an, endlich Maßnahmen gegen
Fahrverbote zu ergreifen. Bei Millionen von Dieselfahrern hat man
zuvor sehenden Auges Verunsicherung und Wertverluste in Kauf
genommen. Die Bundesregierung muss jetzt eine Mobilitätsgarantie
aussprechen und umgehend auf EU-Ebene auf ein Moratorium zur
Aussetzung der Grenzwerte hinwirken, damit die Lage der Messstationen
und die Messverfahren auf EU-Konformität überprüft werden können. Nur
wenn richtig gemessen wird, dürfen Fahrverbote überhaupt erst in
Erwägung gezogen werden.

Als letztes Mittel zur Abwendung von Fahrverboten muss es die
Möglichkeit der freiwilligen Nachrüstung geben. Da wo betrogen wurde,
muss die Industrie die vollen Kosten einer solchen
Hardware-Nachrüstung tragen. Wo sie hingegen rechtlich nicht
verpflichtet werden kann, muss die Bundesregierung einen
Nachrüstungsfonds für EURO-5-Dieselfahrzeuge auflegen. Dieser sollte
sich an der Förderung des Bundes für Rußpartikelfilter orientieren,
so dass sich Bund, Industrie und Betroffene die Kosten fair teilen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/2978: Bundesregierung muss bei 5G die Weichen richtig stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. September 2018

SITTA: Bundesregierung muss bei 5G die Weichen richtig stellen



Zur Kritik am 5G-Ausbau
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Wir brauchen mehr Wettbewerb und ambitionierte Versorgungsziele im
Mobilfunk. Schuld an der aktuellen Hängepartie bei der
Frequenzvergabe ist auch die Große Koalition, die dem Netzausbau
nicht die nötige Priorität gegeben hat. Damit verspielt sie
Deutschlands digitale Zukunft. Denn während die chinesische Regierung
bis 2020 10.000 neue 5G-Masten anstrebt und die Mobilfunkunternehmen
in den USA über 100 Milliarden Dollar in den Ausbau investieren
wollen, gibt sich Deutschland mit läppischen 500 Masten zufrieden.
Die Bundesregierung muss jetzt die Weichen richtig stellen: Wir
brauchen mehr Wettbewerb im Mobilfunk und Versorgungsauflagen, die
den Namen auch verdienen. Ansonsten machen die nun vorgesehenen
Vergabebedingungen den Markteintritt eines vierten Wettbewerbers de
facto unmöglich."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BAYERN/4958: SPD-Dringlichkeitsantrag - Orbáns antidemokratischen Kurs stoppen (SPD)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BAYERN/4958: SPD-Dringlichkeitsantrag - Orbáns antidemokratischen Kurs stoppen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 17. September 2018

SPD-Dringlichkeitsantrag: Orbáns antidemokratischen Kurs stoppen

Landtagsfraktionschef Markus Rinderspacher: EU-Grundwerte müssen eingehalten werden!



Angesichts des Rechtsstaatsverfahrens der Europäischen Union gegen Ungarn will die SPD-Fraktion ein Bekenntnis des Bayerischen Landtags zu der Brüsseler Entscheidung erreichen. In einem Dringlichkeitsantrag, über den am Dienstag (18.9.2018) im Plenum diskutiert und abgestimmt wird, geht es darum, die schwerwiegenden Verletzungen der EU-Werte durch die nationalistische Regierung Victor Orbáns zu verurteilen.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher betont: "Der Zusammenhalt der Europäischen Union ist für eine gute Zukunft des Freistaats Bayern und seiner Bürgerinnen und Bürger eine unabdingbare Grundvoraussetzung. Deshalb ist auch durch den Bayerischen Landtag allem entschieden entgegenzutreten, was die Fundamente der EU unterminiert und ihren Bestand gefährdet. Dass vier CSU-Europaabgeordnete für Herrn Orbán und gegen das Rechtsstaatsverfahren gestimmt haben, ist ein Skandal."

Die Bedenken des Europäischen Parlaments hinsichtlich der Entwicklung und aktuellen Situation in Ungarn seien leider sehr berechtigt, warnt der SPD-Fraktionsvorsitzende, der am Dienstag auch zu dem Dringlichkeitsantrag sprechen wird: "Unter Orbán wurden unter anderem die journalistische Meinungsfreiheit eingeschränkt, die Unabhängigkeit der Justiz untergraben und die Religionsfreiheit aufgehoben. Das ist ein furchtbarer Irrweg, dem die Demokraten in Europa geschlossen entgegentreten müssen."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4495: Urteil gegen Hamburger Taxifahrer - Mehr Druck auf türkische Regierung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. September 2018

Urteil gegen Hamburger Taxifahrer: Mehr Druck auf türkische Regierung!



Der vor einem Monat in Elazi verhaftete Hamburger Taxifahrer Ilhami Akter wurde am Freitag in der Türkei wegen vermeintlicher "Terrorpropaganda" in den sozialen Medien zu einer Haftstrafe zu drei Jahren einem Monat und 15 Tagen verurteilt. Gleichzeitig wurde der Haftbefehl aufgehoben, sein deutscher Pass eingezogen und eine Ausreisesperre verhängt. Sein Rechtsanwalt kündigte Revision an.

"Dass in der Türkei Menschen zu Haftstrafen von mehr als drei Jahren dafür verurteilt werden, dass sie sich in sozialen Medien für Frieden, die Rechte der Kurd_innen und gegen Menschenrechtsverletzungen einsetzen, zeigt, wie weit die dortige Justiz von rechtsstaatlichen Verfahren und der Einhaltung der Menschenrechte entfernt ist. Jetzt sind der Senat, die Bundesregierung und die EU gefragt, entscheidenden Druck auf die türkische Regierung auszuüben", erklärt Martin Dolzer, justiz- und europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Das Vorgehen der Regierung Erdogan und der Justiz gegen Regimekritiker_innen aus dem In- und Ausland sei schlicht inakzeptabel und dürfe nicht länger geduldet werden.

"Die Bundesrepublik sollte die militärische und sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit der Türkei sowie jegliche Förderung der Wirtschaft des Krisenlandes am Bosporus solange beenden, bis die Regierung Erdogan die mehr als 10000 politischen Gefangenen, darunter unzählige ehemalige Bürgermeister_innen, Parlamentarier_innen, Journalist_innen und Frauenrechtler_innen aus den Gefängnissen entlässt und den Friedensprozess mit den Kurd_innen wieder aufnimmt." Auch der Senat müsse entschlossener als bisher auf die Generalkonsulin in Hamburg einwirken, um die Freiheit und Reisefreiheit der in der Türkei von Repression betroffenen Hamburger zu erwirken.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4494: Leben ohne Strom und Gas - 8100 Stromsperren seit Oktober 2017 (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. September 2018

Leben ohne Strom und Gas - 8100 Stromsperren seit Oktober 2017



Mehr als 8.100 Hamburger Haushalten wurde seit Oktober letzten Jahres der Strom
gesperrt. Seit Anfang des Jahres gab es 5.835 Stromsperren. Das ergibt eine kleine Anfrage
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/14236). "Ein Leben ohne
Strom und Gas ist kaum vorstellbar, aber für nicht wenige Menschen ist das die bittere
Realität. Die Zahlen sind seit Jahren auf einem gleichbleibend hohem Niveau. Sie
verdeutlichen, dass Hamburg endlich was dagegen tun muss - beispielsweise durch die
Einrichtung von Clearingstellen oder einem runden Tisch, wie es Nordrhein-Westfalen
vormacht", so Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion.

"Unbezahlte Stromrechnungen sind in den seltensten Fällen ein einmaliger finanzieller
Engpass und nicht selten der Auslöser eines Wohnungsverlustes. Denn es sind nicht nur die
Kosten der angelaufenen Rechnungen und zusätzliche Mahnkosten, die die Kund_innen
bezahlen müssen, auch die Sperrung und den späteren Wiederanschluss müssen die
Betroffenen selbst bezahlen", erklärt Özdemir. Allein der Grundversorger Vattenfall hat im
abgefragten Zeitraum 603.698 Mahnungen verschickt.

"Hinzu kommt, dass Stromkosten aus dem Regelsatz gezahlt werden müssen. Rein
rechnerisch sind dafür rund 33 Euro vorgesehen. Das ist schon knapp kalkuliert. Besonders
hart trifft es aber Haushalte, die Elektro-Durchlauferhitzer für die Warmwasserbereitung
haben. Eine Person kann dafür gerade einmal 9,57 Euro Mehrbedarf geltend machen. Das
reicht längst nicht. Die Mehrkosten liegen bei ca. 25 Euro. Außerdem wird der Mehrbedarf
nur auf Antrag gezahlt. Viele ALG-II-Bezieher_innen wissen aber gar nicht, dass ihnen das
zusteht, weil Beratung zugunsten der Betroffenen in den Jobcentern klein geschrieben
wird", erläutert die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion, Carola Ensslen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/4929: Mehr Frauen in Spitzenpositionen an rheinland-pfälzischen Hochschulen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.09.2018

Professorinnenprogramm zeigt Wirkung - Mehr Frauen in
Spitzenpositionen an rheinland-pfälzischen Hochschulen



Auf Antrag der SPD-Landtagsfraktion haben sich heute der
Wissenschaftsausschuss sowie der Ausschuss für Frauenförderung und
Gleichstellung mit der Bilanz des Professorinnenprogramms der
Landesregierung befasst. Dazu erklären Johannes Klomann,
wissenschaftspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, und
Jaqueline Rauschkolb, gleichstellungspolitische Sprecherin:

"Obwohl ebenso viele Frauen wie Männer studieren und sogar mehr Frauen
die Hochschule mit einem akademischen Abschluss verlassen, ist die
gläserne Decke für viele Wissenschaftlerinnen noch Realität. Dies gilt
in besonderem Maße für die akademischen Spitzenpositionen. So ist der
Anteil von Wissenschaftlerinnen an der Professorenschaft nach wie vor
gering. Viele Akademikerinnen verlassen nach der Promotion die
Wissenschaft. Hochqualifizierte Wissenschaftlerinnen und enormes
Forschungspotenzial gehen damit für den Wissenschaftsstandort
Rheinland-Pfalz verloren. Ziel des Professorinnenprogramms der
Landesregierung ist es, den Anteil von Frauen in den Spitzenfunktionen
der Wissenschaft schrittweise zu erhöhen. Wie Staatssekretär Salvatore
Barbaro heute in den Ausschüssen berichtete, zeigt das Programm
Wirkung: Seit dem Start des Programms im Jahr 2007 wurden 32
Professuren mit Frauen besetzt. In den vergangenen 15 Jahren hat sich
der Anteil der Professorinnen an rheinland-pfälzischen Hochschulen
zudem mehr als verdoppelt: Im Jahr 2000 betrug ihr Anteil noch 10,5
Prozent, im Jahr 2016 waren 21,4 Prozent der Professoren Frauen",
erklärt Rauschkolb.

"Der Erfolg des Programms fußt auf einer klugen Doppelstrategie: Durch
eine direkte Anschubfinanzierung wird die Erstberufung von
Professorinnen gefördert. Gleichzeitig setzt die Landesregierung auf
die Förderung von Nachwuchswissenschaftlerinnen und investiert in die
Verbesserung der gleichstellungspolitischen Strukturen an den
Hochschulen. Nach den beiden bereits abgeschlossenen Förderrunden ist
die dritte Programmphase 2018-2022 am 1. Januar 2018 gestartet. Für
die Förderung von Wissenschaftlerinnen sind mehr Mittel als je zuvor
eingeplant, insgesamt sollen 5,7 Millionen Euro für die dritte
Förderperiode des Professorinnenprogramms bereitgestellt werden", so
Klomann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. September 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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GESUNDHEIT/932: Umsteuerung im Umgang mit Cannabis dringend nötig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. September 2018

Abeitsgruppe: Gesundheit

Umsteuerung im Umgang mit Cannabis dringend nötig



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Erst im Juni fand zum wiederholten Mal eine öffentliche Expertenanhörung im Bundestag zum Thema Modellprojekte zur kontrollierten Abgabe von Cannabis statt. Andere, auch europäische Länder sind diesbezüglich schon weiter als Deutschland und gewinnen aus ihren Modellprojekten viele brauchbare Erkenntnisse für eine zeitgemäße Drogenpolitik.

"Es wird Zeit endlich auch in Deutschland zu einer neuen Drogenpolitik zu kommen. Die Entkriminalisierung der Cannabis-Konsumentinnen und -Konsumenten ist da der zentrale Schlüssel. Es ist daher erfreulich, dass auch beim Koalitionspartner Stimmen in Richtung Modellprojekte zur regulierten Abgabe von Cannabis laut werden.

Wir begrüßen das Einlenken unseres Ausschussvorsitzenden Erwin Rüddel ausdrücklich. Modellprojekte mit begleitenden Präventionsangeboten und einem Abgabesystem mit klaren Jugendschutzregelungen können uns die nötigen Rückschlüsse für ein bundesweites System einer kontrollierten Abgabe ermöglichen.

Wir blicken nun zuversichtlich auf die Entwicklungen beim Koalitionspartner und freuen uns auf eine neue Ära im Umgang mit Cannabiskonsum und den Folgen".

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. September 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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SOZIALES/2720: Freiwilligendienste statt Pflichtdienste


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. September 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Freiwilligendienste statt Pflichtdienste



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Mit seinen Vorstellungen und Initiativen zu einem Pflichtdienst für junge Menschen befindet sich Bundesgesundheitsminister Spahn auf einem Irrweg. Ein sozialer Pflichtdienst wäre verfassungswidrig und unvernünftig. So etwas ist mit der SPD-Bundestagsfraktion nicht zu machen. Wir investieren lieber in Freiwilligkeit statt in Zwang.

"Bundesgesundheitsminister Spahn sollte sich lieber um ein zukunftsfähiges Gesundheitssystem und gute Pflege, statt um Pflichtdienste für junge Menschen kümmern. Solche Dienste würden die Freiheit von jungen Menschen einschränken und wären obendrein ein teures Bürokratiemonster.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt dagegen auf Freiwilligkeit. Wir wollen mehr zeitliche Spielräume für junge Menschen und nicht weniger.

Nicht die jungen Menschen, sondern der Staat sollte in der Pflicht stehen: Nämlich dafür, jedem jungen Menschen nach der Schule einen passenden Freiwilligenplatz anzubieten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HOCHSCHULE/2230: 20 Jahre Fernstudien im ZFH-Verbund (idw)


Zentralstelle für Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH) - 13.09.2018

20 Jahre Fernstudien im ZFH-Verbund

ZFH-Verbund feiert Jubiläum mit Blick in die Zukunft



20 Jahre ZFH-Verbund: ein guter Grund für die Zentralstelle für
Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH) gemeinsam mit den
Kooperationshochschulen die erfolgreiche 20-jährige Zusammenarbeit in
gebührendem Rahmen zu feiern. Am Sitz der ZFH an der Hochschule Koblenz
freute sich Prof. Dr. Ralf Haderlein, Leiter der ZFH, die rund 100
geladenen Gäste begrüßen zu können. Die Jubiläumsveranstaltung stand nicht
nur im Zeichen der bisherigen erfolgreichen Entwicklung sondern vor allem
unter dem Motto "Zukunft im Blick". Die Zukunft des ZFH-Verbunds startet
mit einer neuen Bezeichnung der Zentralstelle, die die Vernetzung und den
Verbundgedanken weiter stärkt und zugleich den Veränderungen innerhalb der
Hochschullandschaft Rechnung trägt: zfh - Zentrum für Fernstudien im
Hochschulverbund. Die neue Bezeichnung mit neuem Logo wurde zur
Jubiläumsveranstaltung erstmals "enthüllt".

Die Vertreter/innen der am zfh-Verbund beteiligten Ministerien aus
Rheinland-Pfalz, Hessen und dem Saarland ließen es sich nicht nehmen die
Festveranstaltung mit Grußworten zu eröffnen - ebenso wie der Präsident
der Hochschule Koblenz, Prof. Dr. Kristian Bosselmann-Cyran.

Drei-Länder-Verbund

Prof. Dr. Konrad Wolf, Minister für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur
in Rheinland-Pfalz, gratulierte zum Jubiläum: "Die Zentralstelle für
Fernstudien an Fachhochschulen hat in den letzten Jahren eine
beeindruckende Entwicklung erfahren. Die deutlich steigenden
Studierendenzahlen drücken den Erfolg des Verbunds aus. Für viele
Berufstätige und zunehmend auch für beruflich Qualifizierte öffnet die
Zentralstelle mit ihren flexiblen, berufsbegleitenden Angeboten Türen zur
akademischen Bildung und ermöglicht damit neue Karrierechancen."

Boris Rhein, Hessischer Minister für Wissenschaft und Kunst, der vom
Leitenden Ministerialrat Daniel Köfer bei der Jubiläumsveranstaltung
vertreten wurde, freut sich über die Entwicklung des zfh-Verbundes: "Die
mehr als 70 Fernstudienangebote an den 18 beteiligten Hochschulen sind ein
zukunftsweisendes Konzept. Der zfh-Verbund macht es möglich, parallel zur
beruflichen Tätigkeit auch einen akademischen Abschluss zu erwerben. Damit
leistet er einen entscheidenden Beitrag zur Durchlässigkeit der
Bildungssysteme. Wir können hier von einer wichtigen Bereicherung der
Hochschullandschaft sprechen."

Von der Staatskanzlei des Saarlandes war Ministerialdirigentin Dr. Susanne
Reichrath als Beauftragte des Ministerpräsidenten für Hochschulen,
Wissenschaft und Technologie des Saarlandes vor Ort: "20 Jahre zfh-Verbund
bedeuten 20 Jahre, in denen die Entwicklung des Fernstudiums im Lichte der
Fortschritte in der Digitalisierung von Beginn an miterlebt wurde. Die
Gründung des Zentrums vor 20 Jahren war also ein frühzeitiger Schritt in
die richtig erkannte Richtung. Das Zentrum unterstützt mit seinem
professionellen und erfahrenen Team die Hochschulen im Verbund bei der
Aufstellung von Fernstudienangeboten. Zugleich dient das Netzwerk des
zfh-Verbunds dem länderübergreifenden Austausch zwischen den
Fachhochschulen. Ich bin mir sicher, dass der zfh-Verbund seine
Erfolgsgeschichte fortführen wird und dem heutigen Jubiläum noch viele
weitere folgen werden."

Preisverleihung des ausgelobten Fernstudienpreises

Das zfh - Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund, die ab sofort
geltende Bezeichnung für den deutschlandweit größten Verbund von
Fernstudiengängen an Hochschulen für angewandte Wissenschaften, nutzte die
Festveranstaltung, um gemeinsam mit den Gästen einen Blick auf die
Weiterentwicklung des zfh-Verbundes zu werfen. Sowohl beim Impulsbeitrag
des zfh-Leiters Prof. Dr. Ralf Haderlein als auch bei der Keynote von
Wolfgang Wien, Leiter Personalentwicklung der Debeka Gruppe Koblenz, ging
es um zukünftige Anforderungen an Weiterbildung im Zeitalter der digitalen
Transformation. Ein Highlight der Jubiläumsveranstaltung stellte die
Vergabe des zfh-Fernstudienpreises dar, den das zfh zum 20-jährigen
Bestehen an den 18 Hochschulen des zfh-Verbundes ausgelobt hatte. Dabei
wurden die besten Ideen zu drei großen Zukunftsthemen ausgezeichnet:
Daniel Bayer von der Hochschule Mainz erhielt mit "Kubo - Smart Learning
Assistant" den zfh-Fernstudienpreis in der Kategorie "Digitale Zukunft des
Fernstudiums". Nicole Raetz und Annika Reifenhäuser, beide von der
Hochschule Koblenz wurden für ihre Ideen "Vernetzte und mobile Spiel- und
Bildungslandschaft" (Kategorie "Vereinbarkeit") "Digital kompetent per
Fernstudium" (Kategorie "Karrieremotor Fernstudium") ausgezeichnet. Der
Preis war mit jeweils 1.000 Euro für die beste Einreichung zu jedem Thema
dotiert.

Fernstudium - Quo Vadis - Drei Zukunftsworkshops

Auch der Nachmittag stand voll und ganz im Zeichen der Zukunft:
"Fernstudium - Quo Vadis" war das Motto von drei Workshops - die im Format
des Disqspace mehrmals hintereinander stattfanden, sodass die
Teilnehmenden Gelegenheit erhielten, jeden Workshop zu besuchen. Mit dem
Workshop "Distance education - next generation" setzte Dr. Konrad Faber
vom Virtuellen Campus Rheinland-Pfalz den Impuls, sich mit den
Auswirkungen und Chancen der digitalen Transformation im Hinblick auf das
Fernstudium im Detail auseinanderzusetzen. In Workshop zwei " Die
Akkreditierung ab 2018" diskutierte Dr. Olaf Bartz, Geschäftsführer der
Stiftung Akkreditierungsrat, mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die
Frage "Was ist wirklich wichtig im Hinblick auf Akkreditierung?" und war
neugierig auf alles, was die Workshop-Besucher in Sachen Qualität von
Studium und Lehre umtreibt. Bartz beleuchtete die Ausgangsfrage mit den
Besuchern aus verschiedenen Perspektiven - die der Studierenden, der
Hochschullehrer/innen und der Arbeitgeber/innen. Im dritten Workshop "Neue
Wege in der Personalentwicklung" ging Angelika Jösch, Referatsleiterin
Bildung und Personalentwicklung der Debeka Gruppe Koblenz, den Fragen
nach, wie ein bedarfsgerechter Zuschnitt von Weiterbildungsangeboten im
Unternehmen gelingen kann und das Lernen am Arbeitsplatz wie auch der
Transfer von der Theorie zur Praxis im Unternehmen unterstützt werden
kann. Die Ideen der Preisträger flossen in die Workshops mit ein und
führten zu einem regen Austausch aller Beteiligten.


Über das zfh

Das zfh - Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund ist eine zentrale
wissenschaftliche Einrichtung des Landes Rheinland-Pfalz mit Sitz in
Koblenz. Auf der Grundlage eines Staatsvertrages der Bundesländer
Rheinland-Pfalz, Hessen und Saarland kooperiert es seit 1998 mit den 13
Hochschulen der drei Länder und bildet mit ihnen gemeinsam den
zfh-Verbund. Darüber hinaus kooperiert das zfh mit weiteren Hochschulen aus
Bayern, Berlin, Brandenburg und Nordrhein-Westfalen. Das erfahrene Team
des zfh fördert und unterstützt die Hochschulen bei der Entwicklung und
Durchführung ihrer Fernstudienangebote. Mit einem Repertoire von über 70
berufsbegleitenden Fernstudienangeboten in betriebswirtschaftlichen,
technischen und sozialwissenschaftlichen Fachrichtungen ist der
zfh-Verbund bundesweit größter Anbieter von Fernstudiengängen an Hochschulen
mit akkreditiertem Abschluss. Alle zfh-Fernstudiengänge mit dem
akademischen Ziel des Bachelor- oder Masterabschlusses sind von den
Akkreditierungsagenturen ACQUIN, AHPGS, ASIIN, AQAS, FIBAA bzw. ZEvA
zertifiziert und somit international anerkannt. Neben den Bachelor- und
Masterstudiengängen besteht auch ein umfangreiches Angebot an
Weiterbildungsmodulen mit Hochschulzertifikat. Derzeit sind nahezu 6.200
Fernstudierende an den Hochschulen des zfh-Verbunds eingeschrieben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution697
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentralstelle für Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH), 13.09.2018
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FORSCHUNG/1157: Was hoher Fleischkonsum mit niedrigem sozialen Status zu tun hat (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann -
14.09.2018

Was hoher Fleischkonsum mit niedrigem sozialen Status zu tun hat



In Haushalten mit geringem Einkommen wird statistisch mehr rohes und
verarbeitetes Fleisch konsumiert als bei Besserverdienenden.
Forschungsergebnisse aus Australien legen nahe, dass es eine Verbindung
zwischen der Wahrnehmung des eigenen sozio-ökonomischen Status und dem
Fleischkonsum gibt. Offenbar führt der Konsum von Fleisch dazu, dass man
sich stark und überlegen fühlt. Das Verständnis der psychologischen
Hintergründe könnte helfen, den Fleischkonsum der Gesellschaft zu
beeinflussen.

Der Verzehr von Fleisch ist ein Symbol von Macht und Status. Die, die
ihren sozio-ökonomischen Status gering einstufen, bevorzugen es, Fleisch
zu konsumieren und essen aufgrund dieser Selbstwahrnehmung sogar mehr
davon. Dies belegen nun aktuelle Forschungsergebnisse von Wissenschaftlern
der Monash University und der University of Technology Sydney (UTS).

Die Studie, die diese Woche im Journal Appetite veröffentlicht wurde, hat
bestätigt, dass Teilnehmer, die sich selbst eher einen geringen
sozio-ökonomischen Status zuschreiben, fleischlastige Ernährung bevorzugen.
Die Marketingpsychologen Dr Eugene Chan von der Monash Business School und
Dr. Natalina Zlatevska von der Business School der UTS haben die Studie
durchgeführt, um die psychologischen Hintergründe des Fleischkonsums und
die Art und Weise, wie eben diese beeinflusst werden können, besser zu
verstehen.

"Es gibt eine symbolische Verbindung zwischen dem Fleischkonsum und
Gefühlen von Stärke, Macht und Männlichkeit. Traditionell ist Fleisch ein
Nahrungsmittel, dem ein hoher Status zugeschrieben wird. Man serviert es
seinen Gästen oder als Herzstück eines festlichen Anlasses. Deshalb
wollten wir diese Verbindung zum Status besser verstehen," so Dr.
Zlatevska.

Mithilfe einer Reihe von Experimenten waren die Wissenschaftler in der
Lage zu zeigen, dass es eher der Wunsch nach Status, anstatt anderer
Variablen wie Hunger oder möglicher ernährungsbedingter Vorteile war, der
die Fleischpräferenz bedingte.

Eines der Experimente beinhaltete den "Beast Burger", der entweder als
fleischbasiert oder vegetarisch beschrieben wurde, jedoch mit demselben
Ernährungsprofil und derselben Verpackung angeboten wurde. Es gab eine
höhere Nachfrage nach dem Fleischprodukt bei den Teilnehmern, die sich
geringer im sozio-ökonomischen Status einstuften.

Die Haltung zum Fleischkonsum und Wege, den Konsum zu verändern, ist für
Konsumpsychologen, die Fleischindustrie und für Befürworter von geringerem
Fleischkonsum aufgrund von Gesundheits-, Umwelt- oder Tierschutzgründen
relevant.

Ärzte und Ernährungsberater raten generell dazu, weniger rotes Fleisch zu
sich zu nehmen und insbesondere auf verarbeitetes Fleisch wie Salami oder
Wurst zu verzichten. Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat eine starke
Verbindung zwischen dem Verzehr von verarbeitetem Fleisch und Krebs
gefunden.

Studien aus dem Vereinigten Königreich und Frankreich haben gezeigt, dass
Arbeiterfamilien und Haushalte mit geringem Einkommen mehr rohes und
verarbeitetes Fleisch konsumieren als Besserverdiener. Somit werden die
neuen Erkenntnisse der australischen Wissenschaftler bestätigt.

Laut der OECD konsumieren Australier durchschnittlich 92,5kg Fleisch pro
Person im Jahr. Damit liegen sie signifikant über dem weltweiten
Durchschnitt. Als vegetarisch bezeichnen sich momentan etwa 11% der
Australier, doch die Tendenz ist steigend.

Die Wissenschaftler mutmaßen, dass man die potenziellen Konsumenten dazu
bewegen kann, sich einem höheren oder niedrigeren sozio-ökonomischen
Status angehörig zu fühlen, beispielsweise durch Sozialvergleich oder
Marketing-Nachrichten, und somit das Ausmaß des Fleischkonsums
beeinflussen zu können.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann, 14.09.2018
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RAUB/1154: Ankara - blutige Denkmäler ... (SB)




Wir werden nicht zulassen, dass die Baustelle zu einem
Sklavencamp wird!

Bauarbeitergewerkschaft am neuen Flughafen Istanbuls [1]

"Türkiye büyüktür" (Die Türkei ist groß) - und die ganze Welt soll es
wissen. Mit dieser Zauberformel und kraft seines autokratischen
Präsidialregimes hofft Recep Tayyip Erdogan, sich mit gigantomanischen
Megaprojekten als Monumenten seiner Macht zu verewigen, seine
Landsleute auf nationalistischen Größenwahn einzuschwören und die
Türkei bis 2023, hundert Jahre seit Gründung der Republik, in die Liga
der weltweit zehn größten Wirtschaftsmächte zu katapultieren. In der
Errichtung imposantester Bauwerke sieht er einen unabweislichen
Schlüssel, die Ökonomie vom Feldherrnhügel aus zu befehligen, alle
Widerstände mit harter Hand niederzuwerfen, gewachsene Urbanität im
Dienst brachialster Modernisierung zu schleifen und eine Infrastruktur
der Superlative zu erschaffen. Daß er Milliarden an Steuergeldern in
ein Wachstum auf tönernen Füßen pumpt, mafiöse Verfilzungen von Staat
und Sektoren der Baubranche alimentiert, nebenbei seinen Familienclan
bereichert, massive Umweltzerstörungen herbeiführt, sklavenähnliche
Arbeitsbedingungen erzwingt und auch dabei über Leichen geht, liegt
auf der Strecke.

So sind nach Angaben der Zeitung Cumhuriyet vom Februar während der
rund vierjährigen Bauzeit des neuen Großflughafens in Istanbul bereits
400 Arbeiter tödlich verunglückt. Das Arbeitsministerium dementierte
diese Zahl und sprach von lediglich 27 Toten. Mehr als 30.000 Arbeiter
bauen rund um die Uhr, die Eröffnung soll bereits am 29. Oktober, dem
türkischen Nationalfeiertag, stattfinden. Dieser präsidial verfügte
Termindruck fordert zwangsläufig seinen Tribut. Das gesamte Team, vom
Führungspersonal bis zum einfachen Arbeiter, sei einem unfaßbaren
Produktionsdruck ausgesetzt, berichtet Özgür Karabulut, Vorsitzender
der regierungskritischen Gewerkschaft Dev-Yapi-Is. Der Zwang,
möglichst schnell zu arbeiten, führe zu den meisten oft tödlichen
Unfällen. Ursache seien vor allem Stürze aus der Höhe und Unfälle mit
Bauschuttlastern, fast täglich verunglückten Lastwagen oder Busse.

Nachdem zwei Männer schwer verletzt worden waren, als sie von einem
Dach stürzten, und wenig später beim Unfall eines Shuttlebusses 17
Arbeiter Verletzungen davongetragen hatten, traten am Freitag Tausende
Arbeiter spontan in den Ausstand. Sie protestieren nicht nur gegen die
unzureichenden Sicherheitsbedingungen, sondern auch gegen schlechte
Essensversorgung und unhygienische Zustände in den Wohncontainern.
Zudem fordern die Beschäftigten ihre teilweise seit einem halben Jahr
ausstehenden Löhne, da zahlreiche Subunternehmer aufgrund des
Währungsverfalls bankrott gegangen sind. "Wir werden nicht zulassen,
dass die Baustelle zu einem Sklavencamp wird", heißt es in einer
Erklärung der Bauarbeitergewerkschaft Insaat-Is.

Die Polizei löste eine Protestkundgebung auf der Baustelle mit
Tränengas auf, und gegen Mitternacht stürmten Einheiten die
Schlafcontainer der Streikenden und nahmen rund 600 Arbeiter fest, die
in verschiedene Kasernen der Militärpolizei verschleppt wurden. Am
Samstag kam es zu weiteren Festnahmen vor Ort, und in Istanbul wurden
bei einer Pressekonferenz der Gewerkschaften zahlreiche Teilnehmer
verhaftet. Dennoch setzten am Samstag mehrere tausend Arbeiter auf der
von der paramilitärischen Polizei mit Wasserwerfern und
Panzerfahrzeugen besetzten Baustelle ihren Ausstand fort.

Der noch namenlose riesige Airport am Schwarzen Meer mit sechs
Landebahnen soll als dritter Istanbuler Flughafen den weiter südlich
an der Küste des Marmarameeres gelegenen Atatürk-Flughafen ersetzen.
Das neue Luftdrehkreuz für die Fluggesellschaft Turkish Airlines, die
ihr Streckennetz in den vergangenen Jahren massiv ausgebaut hat,
gehört zu den ambitioniertesten Projekten Erdogans. In der
Anfangsphase sollen dort 90 Millionen Passagiere verkehren, doch soll
ihre Zahl mittelfristig auf 200 Millionen steigen, womit dies der
größte Flughafen der Welt wäre. [2] Die Gesamtkosten des Projekts
werden auf weit über 30 Milliarden Euro geschätzt. Verkehrsminister
Lütfi Elvan verkündete vor zwei Jahren großspurig: "Wir haben die Welt
überholt, in der Luft kennen wir keine Konkurrenten."

Die Auswahl des Standortes in einem Waldgebiet stieß auf Kritik von
Umweltschützern. Ein Expertenbericht hatte schon vor Jahren davor
gewarnt, die Wälder im Norden der Stadt zu bebauen, da sich dort
wichtige Trinkwasserreservoirs befinden und gravierende Auswirkungen
auf die Vogelzugrouten zwischen Europa und Asien befürchtet werden.
Bei Protesten rief Erdogan den Demonstrierenden höhnisch zu: "Geht und
lebt im Wald!" [3]

Der neue Großflughafen ist indessen nur ein Glied in der Kette höchst
waghalsiger Vorhaben des Präsidenten. Der erste transkontinentale
Tunnel der Welt wurde 2013 eröffnet, wie von Erdogan gewünscht
rechtzeitig zum 90. Geburtstag der Republik. Der Bahntunnel verläuft
als 14 Kilometer lange Röhre unter Bosporus, Schwarzem Meer und
Marmarameer, die S-Bahnen können stündlich bis zu 75.000 Menschen
transportieren. Technisch war der Bau enorm aufwendig, was sich in
Kosten von mehr als 2,5 Milliarden Euro niederschlägt. Da sich in nur
20 Kilometern Entfernung die berüchtigte Nordanatolische
Verwerfungszone befindet, wird befürchtet, daß der Tunnel nicht gegen
die zahlreichen Erdbeben in der Region gewappnet sei. Doch der
Verkehrsminister behauptete, der Tunnel sei "der sicherste Ort in
Istanbul" und würde auch Beben der Stärke 9,0 aushalten.

Der Präsidentenpalast in Ankara wurde 2014 fertiggestellt und von
Erdogan an seinem Geburtstag eingeweiht. Natürlich ist Ak Saray - der
"Weiße Palast" - größer als der Buckingham Palace, der Élysée in Paris
oder das Weiße Haus. Die steingewordene Machtdemonstration verfügt auf
etwa 40.000 Quadratmetern über rund 1000 Zimmer. Es soll einen
unterirdischen Fluchtweg geben, einen abhörsicheren Bunker und vieles
mehr. Je nach Quelle soll das pompöse Dienstgebäude zwischen 270 und
400 Millionen Euro verschlungen haben. Erdogan setzte sich damit über
Gerichtsurteile und Gesetze hinweg, nachdem das höchste türkische
Verwaltungsgericht den Bau verboten hatte, weil das Gebäude mitten in
einem Naturschutzgebiet steht.

Auf einem Hügel über dem asiatischen Teil Istanbuls wurde binnen drei
Jahren die Camlica-Moschee errichtet, die größte Moschee der Türkei.
Sie hat die höchsten Minarette der Welt - vier Türme mit je 107,1
Metern Höhe, zwei weitere mit 90 Metern. Die 107,1 Meter verweisen auf
das Jahr 1071 - damals kam es zur Schlacht von Manazgirt, bei der die
Seldschuken die christlichen Byzantiner besiegten und damit die
Eroberung Anatoliens durch die Türken einleiteten. Der gewaltige
Sakralbau für bis zu 60.000 Gläubige thront als Prestigeobjekt über
Istanbul und signalisiert den säkularen Bevölkerungsteilen gleichsam
die zunehmende Islamisierung des Landes.

Ende August 2016 wurde nach knapp vierjähriger Bauzeit die dritte
Brücke über den Bosporus eröffnet. Eine achtspurige Fahrbahn und zwei
Gleistrassen verbinden den europäischen und den asiatischen Teil von
Istanbul. Die breiteste und mit 322 Metern an der Spitze ihrer Pfeiler
höchste Brücke der Welt ist nach Yavuz Sultan Selim (1470-1520)
benannt. Er ist auch als "der Grausame" bekannt, da er Krieg gegen
Persien führte, Truppen nach Kairo und Aleppo entsandte sowie Blutbäder
unter Aleviten und Schiiten anrichtete. Das imposante Bauwerk soll die
Steuerzahlenden rund drei Milliarden Euro gekostet haben. Auch diesem
Projekt fielen große Waldgebiete zum Opfer, die Gefährdung wichtiger
Trinkwasserreservoirs wurde in Kauf genommen.

Ein weiteres fragwürdiges Prestigeprojekt ist die im vergangenen Jahr
in Angriff genommene Canakkale-Brücke. Das auf 2,4 Milliarden Euro
veranschlagte Bauwerk soll die Dardanellen überspannen und mit einer
Spannweite von über zwei Kilometern die längste Hängebrücke der Welt
werden. Die Eröffnung ist für 2023 geplant, das Jahr des
Jahrhundertjubiläums.

Zu den Bauvorhaben, die in diesem Jahr auf den Weg gebracht werden,
gehört der "Große Istanbul Tunnel", der erste dreistöckige
Unterwassertunnel der Welt. Er wird unter dem Bosporus das europäische
Ufer Istanbuls mit der asiatischen Seite verbinden. Nach der für 2020
geplanten Fertigstellung sollen auf der untersten und der obersten
Ebene der Röhre Autos auf zwei Fahrspuren in jeweils einer Richtung
fahren. Dazwischen verlaufen im mittleren Stockwerk des Tunnels zwei
Gleise für die U-Bahn. Pro Tag sollen 120.000 Autos die 6,5 Kilometer
lange Röhre durchfahren.

Selbst Erdogan spricht von einem "verrückten Projekt", wenn es um den
geplanten "Kanal Istanbul" geht. Die 145 Meter breite und 25 Meter
tiefe künstliche Schiffsroute soll das Schwarze Meer mit dem
Marmarameer verbinden und so den Bosporus als parallele Wasserstraße
entlasten. Die Kosten für den 40 bis 50 Kilometer langen Kanal werden
derzeit auf bis zu 14 Milliarden Euro geschätzt. Ein besonderes
Augenmerk gilt auch hier wieder der symbolischen Bedeutung: Die ersten
Ideen für solch einen Kanal sind mehrere hundert Jahre alt und stammen
von osmanischen Sultanen, an deren Ideen Erdogan bewußt anknüpft, und
der angedachte Fertigstellungstermin ist - wie könnte es anders sein -
wiederum 2023. An den Ufern der Wasserstraße soll eine neue
Trabantenstadt entstehen. Umweltschützer befürchten, der neue Kanal
werde den natürlichen Grundwasserhaushalt der ganzen Region stören und
damit die Trinkwasserversorgung der 18-Millionen-Metropole Istanbul
gefährden.

Damit nicht genug, sind weitere Großprojekte wie Regionalflughäfen,
Hochgeschwindigkeitstrassen der Bahn, Brücken, Tunnels und Autobahnen
geplant. Mit der Investitionsoffensive will Erdogan die Konjunktur
anfeuern, obgleich die hohe Inflation, das wachsende
Leistungsbilanzdefizit, rückläufige ausländische Investitionen und ein
dramatischer Verfall der Landeswährung die Gefahr einer Krise
verschärfen. Der türkische Wirtschaftsboom basiert zu wesentlichen
Teilen auf Krediten, und ein großer Teil der privaten Haushalte ist
überschuldet. Schon seit Jahren warnen Wirtschaftsexperten vor einer
gigantischen Immobilienblase, die sich in der Türkei aufbaut. Als der
Wohnungsmarkt 2014 schwächelte, standen allein in Istanbul 1,5
Millionen Wohnungen leer, die Verkäufe sanken rapide. Die Regierung
versuchte gegenzusteuern, indem sie Ausländern den Immobilienkauf in
der Türkei erleichterte, aber das bremste den Sturz nicht nachhaltig.
Während heute die Preise in Zentrumsnähe ungebrochen hoch sind, fallen
sie in weiter abgelegenen Bezirken ins Bodenlose. [4]

Dessen ungeachtet pumpt die Regierung weiter Unsummen aus der
Steuerkasse in die private Bauindustrie, türkische Großunternehmen und
internationale Konsortien scheffeln Milliarden. Daß Erdogan lukrative
Projekte unter seinen Günstlingen in der Wirtschaft verteilt, wurde
bereits im Korruptionsskandal Ende 2013 publik, der enge
Verflechtungen zwischen ihm, der staatlichen Wohnungsbaubehörde TOKI
und der Baubranche ans Licht brachte. Auf diese Weise bindet er
wachsende Teile der nationalen Kapitalfraktionen an seine
Führerschaft, was sich im Zuge der Beschlagnahmung der mit Gülen
assoziierten Besitzstände nach dem Putschversuch im Sommer 2016 noch
einmal beschleunigte. In paternalistischem Gestus des Machthabers
verwandelt er den staatlichen Versorgungsauftrag in generöse Geschenke
an die Bevölkerung, die an der erfurchtgebietenden Größe der Monumente
das Ausmaß seiner Güte messen und mit ihrem eigenen Stolz kreuzen
sollen. Die Frage, ob diese Flughäfen, Brücken, Tunnel und Kanäle ihr
Leben wirklich verbessern und wem das repressive Regime tatsächlich
zum Vorteil gereicht, verblaßt zur Unkenntlichkeit, wenn es heißt:
"Türkiye büyüktür" - die Türkei ist groß!


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/339943.arbeitskampf-in-der-türkei-wir-sind-keine-sklaven.html

[2] www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-hunderte-arbeiter-bei-streik-festgenommen-a-1228304.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_78785814/tuerkei-istanbul-erdogan-protzt-mit-neuer-bosporus-bruecke.html

[4] www.heise.de/tp/features/Erdogans-Bauprojekte-Das-neue-Gesicht-der-Tuerkei-3318559.html
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NAHOST/1620: Syrien - Zwickmühle ... (SB)


Syrien - Zwickmühle ...



Heute empfing im Badeort Sotschi am Schwarzen Meer Rußlands Präsident
Wladimir Putin den türkischen Amtskollegen Recep Tayyip Erdogan.
Hauptthema des Treffens war die Lage in der nordwestsyrischen Provinz
Idlib. Die Syrische Arabische Armee (SAA) will mit russischer und
iranischer Hilfe diese letzte Rebellenhochburg zurückerobern, den
Bürgerkrieg, der 2011 ausgebrochen ist und bislang mehr als 350.000
Menschen das Leben gekostet hat, beenden und den Weg für den
Wiederaufbau freimachen. Die Türkei lehnt eine großangelegte
Militäroffensive unter Verweis auf die Gefahr für die drei Millionen
Zivilisten in Idlib - die Hälfte von ihnen Binnenflüchtlinge - ab.
Ankaras humanitäre Sorgen sind jedoch vorgeschoben. Erdogan geht es
darum, daß er aus dem Syrienkrieg als einer der Sieger hervorgeht und
die Türkei ihren Einfluß in der Region festigt.

Kaum ein Land, weder die USA, Israel oder Jordanien noch 
Saudi-Arabien, hat mehr unternommen als die Türkei, um das "Regime" 
Baschar Al Assads zu stürzen. Doch der große Einsatz - die Aufnahme 
von Millionen Flüchtlingen, die Verwandlung der südlichen Türkei 
in ein Rückzugsgebiet für die Aufständischen sowie die umfangreiche
Waffenhilfe für sie - hat wenig genutzt. Mit dem Eintritt Rußlands in
den Krieg 2015 wendete sich für die bedrängte Zentralregierung in
Damaskus und die SAA das Blatt. Seitdem wird ein Rebellengebiet -
Ostaleppo, Ostghouta, Quneitra, Palmyra, Deraa et cetera - nach dem
anderen befreit. Dies hat zur Folge, daß viele Rebellen mit ihren
Familien nach Idlib geflohen sind, weshalb im Juni 2017 Brett McGurk,
der US-Vertreter bei der Koalition zur Bekämpfung der "Terrormiliz"
Islamischer Staat, die Provinz als "größten Rückzugsort Al Kaidas seit
9/11" bezeichnet hat.

Im Vorfeld der sich abzeichnenden Ausrichtung der SAA sowie ihrer 
iranischen und russischen Verbündeten auf Idlib hat die Türkei bereits 
im Mai elf nominell "gemäßigte" Rebellenformationen zur Gründung der 
Nationalen Befreiungsfront (National Liberation Front - NLF) bewegen 
können. Diese besteht nun aus mehreren zehntausend Mann. Außen vor 
bleibt die Al-Kaida-Ablegerin Hayat Tahrir al-Sham (HTS), die einst 
Al-Nusra-Front hieß und ebenfalls über zehn- bis zwanzigtausend 
Kämpfer verfügt. Seit Monaten wird die ankara-treue NLF in Idlib von 
der türkischen Armee mit Waffen, Munition, Proviant und Medikamenten 
aufgepäppelt mit dem Ziel, sie demnächst gegen die HTS einzusetzen, um 
die uneinsichtigen Gotteskrieger ausradieren zu können. Noch Anfang 
September haben wegen der bevorstehenden Abrechnung zwei HTS-nahe, 
radikale Gruppen, Nour Al Din al-Zenki und Ahrar al-Sham, die Seiten 
gewechselt und sich der NLF angeschlossen.

Doch beim Dreiergipfel mit Putin und dem iranischen Präsidenten Hassan
Rohani am 7. September in Teheran ist Erdogan mit seinem eigenen
Befriedungsplan für Idlib nicht durchgekommen. Zwar haben Putin und
Rohani die von Ankara betriebene Spaltung der Rebellen gelobt, sich
jedoch auf die Befreiung der Provinz von der HTS durch die SAA sowie
auf die Wiederherstellung der syrischen Souveränität dort beharrt. Das
einzige Entgegenkommen war das Versprechen, keine iranische Offiziere
oder Infanteristen der schiitisch-libanesischen Hisb-Allah-Miliz an
der Bodenoffensive teilnehmen zu lassen. Das dürfte für Erdogan zu
wenig gewesen sein.

Berichten zufolge hat deshalb die türkische Armee in den vergangenen
Tagen mit Panzern und anderem schweren Gerät wie Raketenwerfern die
zwölf Posten verstärkt, die sie zur Beobachtung und Einhaltung des
aktuellen Waffenstillstands in Idlib unterhält. Darüber hinaus ist von
der Lieferung von 5000 Armeeuniformen die Rede, was den Schluß
naheliegt, daß ein Teil der Rebellen bzw. der NLF zu regulären
Soldaten Ankaras "umdeklariert" werden soll. Am 15. September
berichtete die Onlinezeitung Middle East Eye, die Türkei hätte zudem
in den östlich von Idlib liegenden Regionen Afrin und Nordaleppo rund
50.000 Kämpfer der Freien Syrischen Armee (FSA) für einen eventuellen
Kampfeinsatz in Stellung gebracht.

Erdogan pokert hoch. Doch dazu hat er keine andere Wahl, denn er
steckt in der Zwickmühle. Seit dem gescheiterten Putschversuch der CIA
in der Türkei 2016 sind die Beziehungen zwischen Washington und Ankara
auf den tiefsten Punkt seit 1945 gefallen. Die Türken beharren auf den
Kauf des russischen Luftabwehrsystems S-400, weswegen US-Präsident
Donald Trump praktisch einen Wirtschaftskrieg gegen Ankara vom Zaun
gebrochen und mit unfreundlichen Twitter-Meldungen für einen Absturz
der türkischen Lira gesorgt hat. Wie einst beim Putsch, als ein
freundlicher Telefonanruf aus Moskau Erdogan gerade noch rechtzeitig
vor der Verhaftung bzw. Ermordung gerettet hat, ist die Türkei in der
Syrien-Krise erneut auf die Hilfe Rußlands angewiesen. Gleichzeitig
kann es sich Erdogan innenpolitisch nicht leisten, Putin das Feld 
einfach zu überlassen. Ankara schwebt so etwas wie eine eigene 
Einflußsphäre im Norden Syriens vor. Die Frage ist lediglich, ob 
Erdogan dieses Minimalziel erreichen kann.

Man darf nicht vergessen, daß die Türkei und die USA in Syrien in der
kurdischen Frage völlig uneins sind. Ankara hat es extrem verärgert,
wie das Pentagon 2015 den jahrelangen Einsatz der Türkei bei der
Destabilisierung Syriens ignorierte und östlich des Euphrats die
kurdische Rebellengruppe YPG, eine Schwesterorganisation der PKK
Abdullah Öcalans, zu seinem Hauptverbündeten im Kampf gegen IS machte.
Bis heute fordert Ankara Washington immer wieder zur Aufkündigung
seiner Allianz mit der YPG, welche das größte Kontingent bei den
sogenannten Syrischen Demokratischen Kräften (Syrian Democratic Forces
- SDF) stellt, auf - vergeblich. Folglich versucht Erdogan, so gut er
kann zwischen den USA und Rußland, den beiden Hauptakteuren im
Syrienkrieg, zu manövrieren, ohne mit einem der beiden in einen
offenen militärischen Konflikt zu geraten. Dies erklärt die
Kompromißlinie, auf die sich Putin und Erdogan in Sotschi jüngsten
Meldungen zufolge geeinigt haben. Für Idlib herrscht bis auf weiteres 
eine von den türkischen Truppen kontrollierte "demilitarisierte
Zone" zwischen Rebellen und SAA. Wie lange diese Notlösung hält, muß 
sich noch zeigen.
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FRAUEN/746: Argentinien - Mahnmal für die Toten durch geheime Abtreibung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

Mahnmal für die Toten durch geheime Abtreibung
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Mahnmal für die Toten durch geheime Abtreibung

Foto: lavaca



(Buenos Aires, 8. September 2018, lavaca) - Seitdem 38 Senator*innen
am 8. August 2018 gegen die Legalisierung der Abtreibung abgestimmt
haben, sind mindestens drei Frauen an den Folgen einer geheimen
Abtreibung gestorben. Die Senator*innen, die gegen den Gesetzesentwurf
abgestimmt haben, verkennen die Realität, denn abgetrieben wird
ohnehin - legal oder illegalisiert. Die Frage ist, unter welchen
Umständen die Abtreibungen durchgeführt werden - mit medizinischer
Unterstützung oder im Verborgenen ohne medizinische Hilfe.

Die verstorbenen Frauen waren 20, 30 und 34 Jahre alt und hatten alle
drei bereits Kinder. Einen Monat nach der Abstimmung hat der Verband
der argentinischen Journalistinnen ein Mahnmal in Gedenken an die
Frauen initiiert. In der Nähe des Senats in Buenos Aires wurden die
Bilder der drei Frauen aufgestellt. Daneben wurde auch das Bild von
der 19-jährigen Ana María Acevedo aufgestellt, der eine nach geltendem
Recht legale Abtreibung in einem öffentlichen Krankenhaus versagt
wurde. Unter den Bildern wurden Kerzen angezündet und erneut die
Forderung nach einer Legalisierung der Abtreibung gestellt. "Kein
Vergessen - kein Verzeihen".


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fotoreportage-mahnmal-fuer-die-toten-durch-geheime-abtreibung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 
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GENDER/060: "Die Transgemeinschaften in Asien sind stark" (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 144, 2/18

"Die Transgemeinschaften in Asien sind stark"

Zwischen einer Geschichte der anerkannten Geschlechtervielfalt und dem
Kampf um volle Gleichberechtigung

Interview mit Marli Gutierrez von Denise DuRieux und Sylvia Köchl



Das Asia Pacific Transgender Network (APTN) ist eine der
wichtigsten Organisationen, die in der Region die Rechte von
Transmenschen und von geschlechtervielfältigen Gemeinschaften
vertreten. Ende 2017 hat APTN den Report "Legal Gender Recognition. A
Multi-Country Legal and Policy Review in Asia" veröffentlicht, für den
die gesetzliche und politische Situation von Transmenschen in neun
Ländern (Bangladesch, China, Indien, Indonesien, Malaysia, Nepal,
Pakistan, Philippinen und Thailand) verglichen wurde.(1) Ein
E-Mail-Interview mit APTN-Sprecherin Marli Gutierrez.


frauen*solidarität: Das Asia Pacific Transgender Network
(APTN) wurde von Transgender-Frauen* gegründet. Was war der Anlass,
und wie hat sich das Netzwerk seither weiterentwickelt?

Marli Gutierrez: Ja, APTN wurde 2009 von 15 Transgender-Frauen*
aus zehn verschiedenen Ländern Asiens und des Pazifikraums gegründet
und hat seinen Sitz seither hier in Bangkok. Damals war der Diskurs um
Transpersonen hauptsächlich von HIV geprägt, und dadurch gerieten
Transfrauen quasi in einen Topf mit homosexuellen Männern*, und
Transmänner wurden überhaupt völlig übersehen. Die Transgender-Frauen*
entschlossen sich deshalb zur Gründung von APTN, einem eigenen
Transgender-Netzwerk, um für die Gesundheits- und sozialen Rechte von
Transgender-Frauen* zu kämpfen. Die Gruppe arbeitete von Anfang an mit
einem intersektionellen Ansatz, indem sie Menschen aus ganz Asien und
dem Pazifikraum einband, ebenso wie Sexarbeiter_innen und Angehörige
unterschiedlicher Religionen, Kulturen und Klassenzugehörigkeiten.

In der ganzen Welt, und speziell in Asien und dem Pazifikraum, werden
die Erfahrungen von Transmännern übersehen, ihre Stimmen nicht gehört,
und die Erforschung der Gesundheitsbedürfnisse von Transmännern
existiert praktisch nicht. 2010 hat APTN seine Statuten geändert, um
Transgender-Männer* dezidiert im Vorstand und als Mitglieder* besser
inkludieren zu können, denn die Geschlechtervielfalt innerhalb der
Transgender-Gemeinschaft sollte sichtbarer werden. Das ist uns
gelungen: Seither sind auch Transmänner in die Diskussionen rund um
unsere politischen Positionen und in die Entscheidung über unsere
Agenda involviert.


frauen*solidarität: Im aktuellen Report des APTN steht zu
lesen: "In manchen Ländern und Kulturen gibt es eine breitere
Anerkennung für Transmenschen. Das 'dritte Geschlecht' hat eine lange
Tradition in Asien, speziell in Südasien." Profitieren dort ansässige
Transmenschen automatisch von dieser Tradition und Geschichte?

Marli Gutierrez: In Asien gibt es in vielen Regionen eine
historische, kulturelle und religiös anerkannte Geschlechtervielfalt.
Das soll nicht heißen, dass Transidentitäten nicht auch an Orten
existierten, an denen es keine Aufzeichnungen der Geschichte und
Kultur von Transgender-Personen gibt, sondern eher, dass diese
Identitäten wahrscheinlich unterdrückt und in der Geschichtsschreibung
ausradiert wurden.

In Indien beispielsweise sind es die Hijra, die seit jeher einen
Eckpfeiler der indischen Religion und Kultur bilden, weil sie eigene
Mythologien und Gemeinschaften ausprägten. Aber die britische
Kolonialmacht verabschiedete 1872 ein Gesetz, das die Hijra
kriminalisierte. Sie mussten jederzeit und überall mit ihrer
Verhaftung rechnen. Nach der Unabhängigkeit Indiens 1947 brauchte es
noch einmal 55 Jahre, bis das "dritte Geschlecht" - wieder - anerkannt
wurde und das indische Höchstgericht feststellte, dass "es das Recht
aller Menschen ist, ihr Geschlecht (Gender) selbst zu wählen".

In ganz Südasien gibt es diverse historische Entwicklungen, in denen
koloniale Normierungen zur Unterdrückung und Kriminalisierung von
Transgemeinschaften eine Rolle spielten. Und diese Gesetze wirken sich
bis heute auf die Transgemeinschaften aus; vor allem dort, wo
institutionelle Barrieren und Gesetze Transgender-Menschen am Zugang
zu zentralen Dienstleistungen (Ausweise, Medizin, Arbeitslosenschutz
etc.) und an der vollen Partizipation in der Gesellschaft hindern.

Ein Kernaspekt der Arbeit des APTN ist es deshalb, in Asien und dem
pazifischen Raum die verschiedenen Transgemeinschaften und die
Gemeinschaften, in denen Geschlechtervielfalt gelebt wird, miteinander
in Verbindung zu bringen. Es existieren hier in Asien zwar viele
verschiedene historische, politische und kulturelle Hintergründe, auf
denen wir aufbauen können, aber der Austausch zwischen Aktivist*innen
und Transbewegungen - auch auf globaler Ebene - ist essenziell, um
voneinander zu lernen und voranzukommen.


frauen*solidarität: Was ist nach Ansicht des APTN
wichtiger: die Möglichkeit eines dritten Geschlechts im Ausweis oder
überhaupt keine Angabe von Geschlecht auf offiziellen Dokumenten?

Marli Gutierrez: Innerhalb der verschiedenen
Transgemeinschaften in den Regionen Asiens gibt es auf diese Frage
viele Antworten. Wir unterstützen gemeinschafts- und
kontextspezifische Lösungen, die auf geschlechtliche
Selbstermächtigung und die Inklusion verschiedenster Identitäten
abzielen. Gemeinsam ist den Gemeinschaften in ganz Asien das drängende
Bedürfnis nach Gesetzesnovellen, die die Veränderung des Geschlechts
erlauben würden, damit sich die (geschlechtliche) Diversität der
Bevölkerung im Recht widerspiegelt.

Alle derzeit existierenden politischen Vorgaben zur
Geschlechtsveränderung in asiatischen Ländern sehen vor, dass zuerst
einmal die Geschlechtsidentität "bestätigt" werden muss, und zwar vor
einer Änderung des Geschlechts - ob dann durch chirurgische Eingriffe
oder nicht -, indem die Familie zustimmt, eine ärztliche oder andere
Form von Bewilligung durch Dritte vorliegt, um den Transgender-Status
zu "beweisen". Ausweisdokumente zu haben, die eine andere
Geschlechtsidentität behaupten als jene, in der gelebt wird, bedeutet
für die einzelnen Transgender-Menschen, dass eine Barriere existiert
zwischen ihnen und der Außenwelt, mit der sie nicht in der Weise
interagieren können, wie sie es wollen. Diese Barrieren setzen
Transgender- und nicht genderkonforme Menschen einem erhöhten Risiko
aus, in wirtschaftlich und medizinisch prekäre Situationen zu geraten.
Viele Länder in Asien und dem pazifischen Raum haben eigene Gesetze,
die auf die Transgender-Bevölkerungen abzielen und es beispielsweise
verbieten, Ausweispapiere zu ändern, oder sie schreiben einen
Dresscode vor oder verbieten "Cross-Dressing" und "Verkleiden".


frauen*solidarität: Gibt es auch Best-Practise-Beispiele
von Gesetzen, politischen Maßnahmen, Gerichtsentscheidungen und so
weiter, die positiv auf das Leben von Transmenschen wirken?

Marli Gutierrez: An eine Best Practise nähern wir uns erst an,
und zwar mit dem Grundsatz: Eine Person soll ihre
Geschlechtszugehörigkeit selbst definieren dürfen und soll Autonomie
über ihren Körper besitzen - das bedeutet auch, dass sich niemand
gezwungen sehen darf, medizinischen Behandlungen zuzustimmen, nur um
zu den Geschlechterbildern einer Mehrheitsgesellschaft zu passen.
Unsere Organisation hat es sich zur Aufgabe gemacht, so auf
Gesetzgebung und Politik einzuwirken, dass die Menschenrechte ebenso
wie die Gleichbehandlung von Transmenschen in Asien sichergestellt
werden.

In vielen Regionen Asiens hat es bemerkenswerten Fortschritt gegeben
dank engagierter Transcommunities und ihren Verbündeten. Hier ein paar
Beispiele:

Pakistan: Transgender Persons (Protection of Rights) Bill 2017
- ein aktueller Gesetzesvorschlag zum Schutz der Rechte von
Transgender-Personen inklusive dem Recht auf Anerkennung jenes
Geschlechts, das der Selbstwahrnehmung entspricht. Das hieße,
Transgender-Personen müssten nicht vor einer medizinischen Kommission
erscheinen, die über ihr Geschlecht entscheidet.

Indien: National Legal Services Authority v. Union of India
2014 - Rechtsentscheid des Indischen Höchstgerichts zur verbindlichen
Anerkennung eines dritten Geschlechts. Das war ein Sieg der
Aktivist*innen, u. a. von Frauen*- und Hijra-Organisationen. Leider
gibt es seither aber eine rückschrittliche Gesetzgebung im indischen
Parlament.

Die Thai TGA (Thai_Transgender_Alliance) verzeichnet
Fortschritte hinsichtlich der thailändischen Wehrpflicht.

Singapur eröffnete 2017 eine eigens für transspezifische
Bedürfnisse ausgerichtete Station in einem öffentlichen
psychiatrischen Krankenhaus.

In Nepal gibt es die gesetzlich vorgesehene Option eines
dritten Geschlechts ("O") in Ausweisdokumenten.


frauen*solidarität: Im Report heißt es, die
Pathologisierung von geschlechtlicher Vielfalt, also die Wahrnehmung
davon als "Krankheit", sei ein relativ neues Phänomen in Asien und dem
Pazifikraum. Wie ist es dazu gekommen?

Marli Gutierrez: Ab Mitte des 20. Jahrhunderts wurden
Transgender-Personen im globalen Norden zunehmend öffentlich
wahrgenommen, wobei es aber hauptsächlich um den Zugang zur
Gesundheitsversorgung und chirurgischen Eingriffen ging. 1965
veröffentlichte die ICD (International Statistical Classification of
Diseases and Related Health Problems), die ja die weltweiten Standards
der medizinischen Diagnosen setzt und Krankheiten klassifiziert,
erstmals ein Kapitel rund um die medizinische Behandlung von
Transmenschen. Das führte nach und nach zu Gesetzen, die das Leben in
Transidentitäten mit medizinischen Regulierungen verbanden - insgesamt
wurden in vielen Ländern der Welt pseudowissenschaftliche Quellen
herangezogen, um die Beschneidung der Rechte von LGBT-Menschen zu
rechtfertigen.

In fast ganz Asien und dem Pazifikraum müssen sich Transpersonen
heutzutage eine psychische Störung attestieren lassen, um
geschlechterbezogene medizinische Betreuung zu erhalten und juristisch
anerkannt zu werden. Das nennen wir Pathologisierung, und das trägt
sehr stark zu Stigmatisierung, polizeilichen Überwachungsmaßnahmen und
Kriminalisierung bei. Die Pathologisierung, gepaart mit konkreter
Diskriminierung in den zentralen Lebensbereichen, wie Arbeit, Wohnen
und Gesundheitsversorgung, birgt ein großes Risiko, sozialen und
ökonomischen Ungerechtigkeiten ausgesetzt zu werden.


frauen*solidarität: Nach der Erfahrung von APTN: Was sind
erfolgversprechende Strategien, um politischen Einfluss zu gewinnen?

Marli Gutierrez: Die Transorganisationen und -gemeinschaften in
Asien sind stark und haben schon enorme Erfolge gefeiert, dennoch:
Wegen der institutionellen Barrieren, vor denen viele Transpersonen
stehen, ist es für sie sehr schwer, in politische
Entscheidungspositionen zu kommen. Doch es sind vor allem Allianzen
und Vernetzungen mit größeren, internationalen Organisationen, die
über Einfluss und ausreichende (auch finanzielle) Kapazitäten
verfügen, die viel dazu beigetragen haben, die Menschenrechte und den
transinklusiven Dialog voranzubringen.


Marli Gutierrez ist seit Anfang 2017
Kommunikationsverantwortliche bei APTN. Davor arbeitete sie in den
Bereichen Gesundheitspolitik (speziell für LGBTQ) und Menschenrechte
bei mehreren US-amerikanischen Organisationen. Sie hat
Universitätsabschlüsse in Politikwissenschaft und Public Health. In
ihrer APTN-E-Mail-Signatur fragt sie: "She/her, they/them. What
pronouns do you use?"

WEBTIPPS:

www.weareaptn.org

www.facebook.com/WeAreAPTN


Anmerkung:

(1) www.weareaptn.org/wp-content/uploads/2018/02/rbap-hhd-2017-legal-gender-recognition-5.pdf

 * 

Quelle:

Frauen*solidarität Nr. 144, 2/2018, S. 18-20

Text: © 2018 by Frauensolidarität / Denise DuRieux und Sylvia Köchl

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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GEWERKSCHAFT/1707: ver.di will erstmals einheitlichen Entgelttarifvertrag für Sicherheitspersonal an Flughäfen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. September 2018

ver.di will erstmals einheitlichen Entgelttarifvertrag für
Sicherheitspersonal an Flughäfen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) will erstmals
einen bundesweit einheitlichen Aviation-Entgelttarifvertrag für die rund
23.000 Beschäftigten im Bereich der Sicherheit an Flughäfen
durchsetzen. Hauptforderung in den anstehenden Tarifverhandlungen mit
dem Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) ist eine
Erhöhung des Stundenlohns für die Tätigkeit in allen
Kontrollbereichen der Flughäfen auf 20 Euro pro Stunde. Das hat die
Tarifkommission der Gewerkschaft beschlossen. Die zwischen den
Bundesländern bestehenden Unterschiede sollen schnellstmöglich
ausgeglichen werden.

"Die Tarifverträge in den Bundesländern haben zu
Einkommensunterschieden von bis zu drei Euro pro Stunde für gleiche
Tätigkeiten geführt. Auch Tätigkeitsbeschreibungen sind nicht
einheitlich. Es ist höchste Zeit für einen einheitlichen Tarifvertrag
für alle, egal ob sie Lohn, Gehalt oder eine Ausbildungsvergütung
erhalten", erklärten die beiden ver.di-Verhandlungsführer Benjamin
Roscher und Peter Bremme. "Zur Wertschätzung der Arbeit gehört auch
die entsprechende finanzielle Anerkennung. Alle reden von Sicherheit,
aber keiner ist bereit, die hierfür erforderlichen Mittel
bereitzustellen. Die Politik muss die Bundespolizei als Auftraggeber
der Sicherheitsunternehmen mit den erforderlichen Mitteln ausstatten.
Sonst drehen wir uns im Kreis", so die Verhandlungsführer.

Eine weitere Forderung ist die Vereinheitlichung der Zuschläge im
Bereich der Luftsicherheit. ver.di fordert dazu einen
bundeseinheitlichen Überstunden- und Mehrarbeitszuschlag von 30
Prozent und einen Sonntagszuschlag von 50 Prozent. "Die Zahl der
Flugpassagiere steigt ständig, während die Zahl der Beschäftigten im
Sicherheitsbereich nicht erhöht wird. Die dadurch steigende Belastung
muss zunächst durch Zuschläge kompensiert werden", heißt es bei der
Gewerkschaft.

Die Tarifverhandlungen beginnen am 16. Oktober 2018 in Berlin. "Bis
zum Jahresende wollen wir den bundesweiten Entgelttarifvertrag in
trockenen Tüchern haben. Das setzt sachorientierte Verhandlungen
voraus, wenn Aktionen an den bundesdeutschen Flughäfen vermieden
werden sollen", erklärten Roscher und Bremme.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1582: Langzeitvergleich - Stress und Volatilität an den Finanzmärkten heute weitaus niedriger als 2008 (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 14.09.2018

Langzeitvergleich: Stress und Volatilität an den Finanzmärkten heute
weitaus niedriger als 2008

Zehn Jahre nach der Lehman-Pleite



Nicht wenige Experten warnen vor einer neuen Finanzkrise. Doch die
Situation heute ist nicht mit der vor zehn Jahren vergleichbar, der
"Stress" an den Finanzmärkten ist weitaus niedriger. Das zeigt ein vom
Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung entwickelter Frühwarnindikator. Allerdings könnte sich
das wieder ändern - auch, weil Sicherheitsregeln in Frage gestellt
werden.

Vor zehn Jahren ging die Investmentbank Lehman Brothers pleite. Es war der
Beginn der größten Finanz- und Wirtschaftskrise seit den 1930er-Jahren.
Wie groß ist die Gefahr, dass sich eine solche Krise wiederholt? Und sind
Ökonomen heute - anders als vor zehn Jahren - in der Lage, einen Crash
besser vorherzusagen? Das IMK hat einen Indikator entwickelt, der
Verunsicherung und Volatilität, kurz den "Stress" an den Finanzmärkten
misst - und damit als Frühwarnsystem für aufkommende Gefahren dient.

Verglichen mit den Monaten vor der Lehman-Pleite sendet der Indikator
aktuell keine beunruhigenden Signale: Trotz der von den USA geführten
Handelskonflikte pendelt das Stressniveau derzeit auf einer Skala von 0
bis 1 um einen Wert von 0,2. Dagegen lag es bereits im Winter 2007/2008
bei etwa 0,4 und stieg dann rasch an. Nach Ansicht der IMK-Experten zeigt
das: Die von Politik, Zentralbanken und Regulierungsbehörden nach der
Finanzkrise ergriffenen Maßnahmen haben die Märkte sicherer gemacht.
Allerdings ist die Regulierung noch nicht vollständig umgesetzt worden, in
den USA wird sie teilweise sogar wieder zurückgenommen. Und in Europa
kommt der Aufbau eines sicheren Finanzsystems nur schleppend voran. "Es
besteht also auch zehn Jahre nach der Krise kein Anlass, sorglos zu
werden", schreiben die Ökonomen Prof. Dr. Gustav A. Horn und Dr. Thomas
Theobald.

Auch unter Volkswirten hat die Lehman-Pleite zu einem Umdenken geführt. Es
wurden nicht nur gängige Theorien der Finanzmärkte und der Makroökonomie
hinterfragt, es brauchte neue Instrumente, die Krisen möglichst frühzeitig
anzeigen können. Vor diesem Hintergrund entwickelte das IMK seinen
Stressindikator. Dieser fasst 30 verschieden gewichtete Zeitreihen von
Finanzmarktdaten zusammen wie zum Beispiel Aktienkurse, Immobilienpreise
sowie Risikoprämien von Anleihen oder Kreditausfallversicherungen. Jede
einzelne dieser Variablen sei zwar für sich genommen von begrenzter
Aussagekraft, schreiben die IMK-Ökonomen. Gebündelt ließen sich daraus
jedoch "belastbare Aussagen für die Wahrscheinlichkeit von
Finanzmarktkrisen gewinnen". In den IMK-Finanzmarktstressindikator fließen
Echtzeitdaten ein, sodass er stets ein aktuelles Bild der Lage an den
Märkten darstellt. Mithilfe zurückliegender Daten ist es auch möglich, den
Stressindikator für frühere Jahre zu berechnen und so in die Vergangenheit
zu blicken.

Im Rückblick fällt auf: Bereits für November 2007 zeigt der 
IMK-Stressindikator einen Ausschlag nach oben. "Man hätte zu jenem Zeitpunkt,
wäre der Indikator seinerzeit verfügbar gewesen, zumindest größere
Probleme erwarten, wenn auch noch nicht deren volles Ausmaß erfassen
können", so die Forscher. Spätestens ab Februar 2008 hätte sich dann der
drohende Crash deutlich abgezeichnet. Den vorläufigen Höchststand
erreichte der Stressindikator im September, dem Monat der Lehman-Pleite.

Verglichen damit befinden sich die Finanzmärkte heute "in sehr ruhigem
Fahrwasser". Es gibt keinerlei Anzeichen für erhöhten Stress. "Dies ist
jedoch kein Grund für eine generelle Entwarnung. Schließlich fokussiert
sich der Indikator stark auf den aktuellen Rand und nicht auf die längere
Perspektive", schreiben die Ökonomen. Es sei nicht ausgeschlossen, dass
bisher unbemerkt neue Gefahren entstehen. Sollten sich daraus erste
Anzeichen für Unruhe an den Finanzmärkten entwickeln, wird man diese am
IMK-Stressindikator ablesen können. Er kann jederzeit wieder ausschlagen.


Originalpublikation:

(*) Gustav A. Horn, Thomas Theobald:

10 Jahre nach der Lehman-Insolvenz - ist nach der Finanzkrise vor der
Finanzkrise, oder wie unterscheidet sich die Lage von damals zu heute?

IMK Policy Brief, September 2018.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_pb_7_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1538: Individualismus bremst Verkaufszahlen von Elektroautos (idw)


Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 14.09.2018

Individualismus bremst Verkaufszahlen von Elektroautos



Elektroautos werden günstiger, deren Reichweiten größer und die
Ladestationen mehren sich allerorten. Trotzdem bleiben die Verkaufszahlen
weiter unter den Erwartungen von Industrie und Politik. Eine kürzlich
erschienene Publikation beleuchtet nun die NutzerInnen und
Nicht-NutzerInnen von Elektroautos. Eines der Ergebnisse: Psychologische
Faktoren spielen eine signifikante Rolle dabei, ob jemand auf ein
Elektroauto umsteigt oder nicht.

"Die Politik setzt zahlreiche Anreize zum Umstieg, wie monetäre
Förderungen beim Elektroautokauf, kostenlose Ladestationen oder eigene
Parkflächen", so Alfons Priessner. Er hat gemeinsam mit Robert Sposato und
Nina Hampl (Abteilung für Nachhaltiges Energiemanagement) Daten aus der
österreichweiten Studie "Erneuerbare Energien in Österreich" zur so
genannten "adoption" von Elektroautos analysiert. Die Befragung wurde im
Oktober 2016 in Kooperation mit der WU Wien, Deloitte Österreich und Wien
Energie durchgeführt. Die repräsentative Stichprobe umfasst 1.000
Österreicherinnen und Österreicher. Besonders interessant für den hiesigen
Elektromobilitätsmarkt ist, dass Österreich im Jahr 2016 mit 128 Prozent
die höchste Wachstumsrate und mit 1,2 Prozent den höchsten Anteil an den
Fahrzeuganmeldungen in der Europäischen Union hatte.

Die Ergebnisse zeigen: 16 Prozent der Befragten gehören zu den early
adopters, also zu jenen, die bereits ein Elektroauto gekauft haben oder
beabsichtigen, ein solches als nächstes zu kaufen. 33 Prozent lassen sich
als potential adopters zusammenfassen, die ein Interesse am Wechsel auf
einen elektrischen Antrieb haben, aber noch nicht als nächstes ein solches
Auto kaufen wollen. Mehr als die Hälfte, also 51 Prozent gaben an, weiter
mit einem konventionell betriebenen Fahrzeug unterwegs sein zu wollen und
kein Kaufinteresse an einem Elektrofahrzeug zu haben (non-adopters). Der
detaillierte Blick in die Zahlen lässt Schlüsse auf die Motive der
Befragten zu, wie Robert Sposato ausführt: "Psychologische Faktoren
spielen eine Rolle dabei, inwiefern jemand bereit ist, auf
Elektrofahrzeuge umzusteigen." Auffällig scheint der Faktor
Individualismus: "Je individualistischer, desto weniger wahrscheinlich
scheint der Elektroautokauf." Darüber hinaus zeichnen sich jene, die kein
besonderes Interesse an Elektroautos haben, durch ein schwächer
ausgeprägtes Umweltbewusstsein und auch eine gewisse ablehnende Haltung in
Bezug auf Technologie allgemein aus.

"Early adopters leben im Verhältnis zu potential adopters vor allem in
jenen Bundesländern, in denen die Politik Anreize zum Umstieg geschaffen
hat. Im Jahr 2016, also vor der Einführung der bundesweiten Förderung,
hatte es diese nur auf Länderebene gegeben", so Nina Hampl. Dies zeigt den
ForscherInnen, dass diese finanziellen Anreize auf fruchtbaren Boden
fallen. Der jüngst publizierte Artikel schlägt auf Basis der Daten vier
Gruppen von möglichen ElektroautonutzerInnen vor, die es in der Folge auch
von Politik und Industrie differenziert anzusprechen gelte. Hier sieht die
Professorin für Nachhaltiges Energiemanagement auch Handlungsbedarf bei
Politik und Industrie: "Zukünftige Elektroautofahrerinnen und -fahrer sind
nicht mehr stereotype Grüne mit gutem Einkommen. Es sind vielmehr
Individuen mit diversen sozio-demographischen und psychologischen
Profilen. Viele der potenziellen ElektroautokäuferInnen besitzen oder
brauchen momentan gar kein Auto."


Originalpublikation:

Priessner, A., Sposato, R. & Hampl, N. (2018).

Predictors of electric vehicle adoption: An analysis of potential electric
vehicle drivers in Austria.

Energy Policy,

https://doi.org/10.1016/j.enpol.2018.07.058.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution78
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Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, 14.09.2018
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INTERNATIONAL/241: Honduras - Prozessauftakt im Mordfall Berta Cáceres (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras

Prozessauftakt im Mordfall Berta Cáceres

Von Hondurasdelegation



(Berlin/München, 17. September 2018, Hondurasdelegation) - Am Montag,
17. September 2018, beginnt in Honduras die mündliche Hauptverhandlung
gegen acht Personen, die beschuldigt werden, den Mord an der
prominenten Aktivistin Berta Cáceres vorbereitet und durchgeführt zu
haben. Bereits am 19. Oktober soll die Hauptverhandlung abgeschlossen
sein.

Die 2015 mit dem Goldman Prize ausgezeichnete Berta Cáceres wurde am
2. März 2016 in ihrem Haus ermordet. Sie war bis zu ihrem Tod
Koordinatorin der honduranischen Indigenenorganisation COPINH und
hatte sich gegen den Bau des Wasserkraftwerks Agua Zarca engagiert.
Immer wieder hatte sie darauf hingewiesen, dass sie aufgrund ihres
Engagements gegen das Projekt bedroht, kriminalisiert und diffamiert
wurde.


Wasserkraftwerk Agua Zarca scharf kritisiert

Der geplante Bau des Wasserkraftwerks wurde national und international
wiederholt scharf kritisiert. In seinem Umfeld wurden mindestens drei
weitere Gegner des Projektes ermordet und viele weitere bedroht. Die
vom Projekt betroffenen indigenen Lenca-Gemeinden wurden nicht
befragt. Dies, obwohl Honduras die ILO-Konvention 169 ratifiziert hat,
die indigenen Gemeinden eine freie, vorherige und informierte
Konsultation garantiert, wenn auf ihrem Territorium Großprojekte
umgesetzt werden sollen.

Trotz der schweren Anschuldigungen konnte die honduranische
Betreiberfirma Desarollos Energéticos S.A. (DESA) internationale
Geldgeber gewinnen: Neben den finnischen und holländischen
Entwicklungsbanken Finnfund und FMO, die Zentralamerikanische Bank für
Wirtschaftsintegration CABEI. Turbinen sollte das deutsche
Siemens-Joint Venture Voith Hydro liefern. Finnfund, FMO und zuletzt
auch Voith Hydro zogen sich erst im Sommer 2017 aus dem Projekt
zurück, obwohl es schon seit Jahren Hinweise auf die Verwicklung ihres
Geschäftspartners DESA in schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen
gegeben hatte.


Kein fairer Prozess

Douglas Bustillo ist ehemaliger Sicherheitschef, Sergio Rodríguez war
Umweltmanager der DESA. Beide sitzen nun gemeinsam mit Angehörigen des
honduranischen Militärs und mutmaßlichen Auftragsmördern auf der
Anklagebank. Auch der nun beginnende Prozess steht in der Kritik: Nach
mehr als zwei Jahren hat die Staatsanwaltschaft nur einen Teil der
gesicherten Beweismittel ausgewertet. Die Anwälte der Nebenklage
verwiesen darauf, dass ihnen die Einsicht in relevante Prozessakten
mehr als 30 Mal verwehrt wurde. Cáceres' Organisation COPINH wurde von
der Nebenklage ausgeschlossen. COPINH und Familienangehörige des
Opfers kritisieren, dass gegen die Auftraggeber des Mordes bisher
offenbar nicht ermittelt wird. Im Gegensatz zu den offiziellen
Ermittlungen war die unabhängige internationale Expertengruppe GAIPE
nach Auswertung eines Teils der Beweise zu dem Ergebnis gekommen, dass
der Mord ein Komplott von Angestellten und Besitzern der Firma DESA
sowie Militärs und Auftragsmördern war. Haupteigentümer der DESA sind
Angehörige der mächtigen honduranischen Unternehmerfamilie Atala.

Beobachter befürchten, dass die honduranische Justiz den Prozess nun
möglichst rasch über die Bühne bringen will, und kein Interesse daran
hat, die Strukturen hinter dem Mord vom 2. März 2016 umfassend zu
ermitteln. Der Geschäftsführer der DESA, David Castillo, der am 2.
März 2018 verhaftet wurde, muss sich in einem gesonderten Verfahren
vor Gericht verantworten. Mit dem Beginn der Hauptverhandlung gegen
ihn wird 2020 gerechnet.

Während des aktuellen Prozesses wird die HondurasDelegation, ein
Zusammenschluss von Journalist*innen und Aktivist*innen, regelmäßig
über den Prozess auf Deutsch berichten und Zusammenfassungen des
Prozessverlaufs veröffentlichen.


Aktuelle Informationen unter:

www.hondurasdelegation.blogspot.com

Bericht der GAIPE-Mission (engl/span):

https://www.gaipe.net/

Informationen zum Prozess (span):

http://berta.copinh.org/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/honduras-prozessauftakt-im-mordfall-berta-caceres


Der Text ist lizenziert unter Creative
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SCHACH-SPHINX/06688: Würfeln mit dem Zufall (SB)


Plötzlich springt der Gaul, wie von einem gespensterhaften Impuls
getrieben, nach 1...Sf6-g4? - ein Fehler, wie er wohl in jedem Jahr
hundertemale vorkommt. Der Plan dazu mag ja plausibel erscheinen. Die
lange Läuferdiagonale wird geöffnet und auch die Möglichkeit zu
2...Sg4-e5 sieht alles in allem und oberflächlich betrachtet
gedeihlich aus. Doch Pläne müssen in der aktuellen Stellung wurzeln.
Im Kopf ausgebrütet bleibt das Ei hohl und leer. Und das ist das
Schöne, das Reizvolle am Schachspiel, daß man eben nicht ziehen kann,
wie man will und wie es einem eine abstruse Laune ins Ohr bläst. Blick
und Verstand müssen dem Notwendigkeiten Tribut zollen - so etwas nennt
man logisches Erfassen. Alles andere ist Würfeln mit dem Zufall. Also,
Wanderer, vertiefen wir uns in die Position. Steht die weiße Dame im
heutigen Rätsel der Sphinx nicht günstig auf der Diagonale zum
schwarzen König hin, und greifen weißer Turm und weißer Läufer nicht
vorzüglich den schwarzen Damenbauern an? Schon rattern die Gedanken,
schon spinnt der Blick kombinationsträchtige Fäden zwischen den
Figuren. Ja, richtig! Wie konnte der Nachziehende diesen tödlichen
Umstand bloß übersehen, fragen wir uns.






[image: SCHACH-SPHINX/06688: Würfeln mit dem Zufall (SB)]



Smyslow - van der Weide

Linz 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schlechter Komödiantenstil war's, als Schulz zu 1...Dd8-b8? griff.
Sein Kontrahent und Großmeister ließ sich natürlich nicht zu einer
Gedankenlosigkeit verleiten: 2.Ta1-b1! - prompte Widerlegung, denn nun
scheitert 2...c7-c6 einfach an 3.Df3xc6! - 2...Db8-a7 3.a3-a4 c7-c6
4.d4-d5 Da7-a5 5.d5xc6 und Schulz war anständig genug, um nun
aufzugeben.



Erstveröffentlichung am 18. September 2005

17. September 2018
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MELDUNG/493: Kieler Forschungsstelle Toleranz an der Kieler Universität eröffnet (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 14.09.2018

Kieler Forschungsstelle Toleranz an der Kieler Universität eröffnet



Ein faires, produktives Miteinander erfordert Toleranz, darin ist sich
die Öffentlichkeit im Allgemeinen einig. Was aber bedeutet Toleranz? Oft
genug wird der Begriff mehrdeutig oder unscharf verwendet. Dies erschwert
die Diskussion darüber, wie Toleranz erreicht und gewährleistet werden kann.
Die Kieler Forschungsstelle Toleranz (KFT), die heute (Freitag, 14.
September) an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) eröffnet
wurde, will in den kommenden Jahren das Thema Toleranz intensiv
beforschen.

Anlässlich der Eröffnung sagte Wissenschaftsministerin Karin Prien: "Ich
betrachte es als einen großen Gewinn, dass die Universität Kiel sich der
Entwicklung einer wissenschaftlich fundierten Toleranz-Konzeption
angenommen hat. In einer Zeit, in der wir von einem teilweise radikalen
Islamismus erschüttert werden, in der Antisemitismus sich wieder
verbreitet, in der Fremdenfeindlichkeit zunimmt und in der populistische
Positionen großen Zulauf haben, ist es mir als Bildungs- und
Wissenschaftsministerin ein starkes Anliegen, für Toleranz und Demokratie
einzutreten. Wir können jeden Impuls gebrauchen. Denn ich bin überzeugt,
dass wir Demokratie wieder stärker in den Köpfen verankern müssen."

"Es erschrickt mich zutiefst, wie wenig Toleranz und Respekt in der
öffentlichen Diskussion häufig zu erleben sind. Antisemitismus ist in
Deutschland seit den 1990er Jahren kein Tabu mehr. Geflüchtete werden
pauschal verunglimpft und als angebliche Bedrohung für Deutschland
stigmatisiert. Als Vizepräsidentin für Diversität freut es mich
besonders", betonte Professorin Anja Pistor-Hatam, "dass wir nun die
Kieler Forschungsstelle Toleranz an unserer Universität beheimaten.
Angesichts der derzeitigen politischen Auseinandersetzungen in
Deutschland, die auch durch die Äußerungen führender Politiker von
Fehlinformationen und Intoleranz geprägt werden, ist die Erforschung des
Themas Toleranz und die Bereitstellung eines Toleranzkonzepts von großer
Bedeutung."

In seinem Vortrag während der Eröffnung der Forschungsstelle sprach sich
auch Bernd Ulrich, Leiter des Politikressorts DIE ZEIT, für mehr Toleranz
aus: "Die Welt ist so voll, eng und nah geworden, dass Toleranz wichtiger
ist als je zuvor - und schwieriger. Wir müssen unsere Toleranzkompetenz
quasi täglich erhöhen."

Der Sozialpsychologe Professor Bernd Simon stellt als Leiter der
Forschungsstelle Toleranz folgende Gleichung auf: "Ablehnung + Respekt =
Toleranz. Toleranz ist also durch Respekt gezähmte Ablehnung. Wenn wir
andere Menschen als 'Gleiche' respektieren, dann tolerieren wir sie und
ihre Lebensweisen auch und gerade dann, wenn wir diese eigentlich
ablehnen. Man muss andere Leute und ihre Art zu leben oder ihre
Überzeugungen also nicht gutheißen, um sie zu tolerieren." Im Zuge der
Forschungsarbeit der KFT soll diese Toleranzauffassung verfeinert und
weiter ausgearbeitet werden.

Bernd Simon und die aus acht wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern bestehende Forschungsstelle widmen ihre Arbeit drei
Zielsetzungen: "Unsere zentrale Aufgabe ist die Erforschung der
Toleranzthematik sowohl in den Grundlagen als auch anwendungsbezogen, zum
Beispiel mithilfe von Feldstudien und Experimenten." Darüber hinaus sollen
die Forschungserkenntnisse in die universitäre Lehre eingebracht werden.
"Wir möchten gezielt den akademischen und wissenschaftlichen Nachwuchs mit
vertiefenden und forschungsorientierten Lehrveranstaltungen für die
Toleranzthematik sensibilisieren, Forschungspraktika und themenbezogene
Abschlussarbeiten anbieten. Dadurch erhalten unsere Studentinnen und
Studenten die Möglichkeit, ein einzigartiges Ausbildungsprofil zu
erwerben", beschreibt Simon die zweite Aufgabe der Forschungsstelle. Die
dritte und ebenso wichtige Aufgabe ist der Erkenntnistransfer: "Unsere
Erkenntnisse wollen wir mit Einrichtungen und Initiativen der
Zivilgesellschaft teilen, um so zu Aufklärung und mehr Toleranz in der
Gesellschaft beizutragen", so Simon.

Zur Kieler Forschungsstelle Toleranz:

www.kft.uni-kiel.de


Hintergrundinformationen:

Die Kieler Forschungsstelle Toleranz knüpft an die langjährigen
programmatischen und systematischen Forschungen des Lehrstuhls für
Sozialpsychologie und Politische Psychologie zu den Themenfeldern
Identität, kollektives Verhalten und Respekt an. Insbesondere wurden in
den Jahren 2013 bis 2018 im Rahmen des DFG-geförderten Reinhart
Koselleck-Projekts zum Thema "Kollektive Identität, Respekt und Macht: Eine
neue Perspektive auf Intergruppenkonflikte" wichtige Grundlagen für die
zukünftige Erforschung der Toleranzthematik gelegt.

Entscheidend profitiert hat die Toleranzforschung von Erkenntnissen der
politischen Philosophen Thomas Scanlon (Harvard University) und Rainer
Forst (Universität Frankfurt). In Anlehnung an diese Arbeiten wird die
Forschungsaktivität der KFT durch das Ablehnung-Respekt-Modell der
Toleranz geprägt. Die KFT dient der Bündelung und Forcierung der
Forschungsaktivitäten zum Thema Toleranz im Allgemeinen und zum
Ablehnung-Respekt-Modell der Toleranz im Besonderen. Ein weiterer Schwerpunkt
ist die interdisziplinäre sowie ortsübergreifende, internationale
Kooperation.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 14.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1168: Leverkusen - "Yoga für Einsteiger" vom 26.9.-31.10.2018


Yoga für Einsteiger



Im Rheindorfer Stadtteilbüro in der Masurenstr. 5 findet ab Ende des
Monats ein Yoga-Kurs statt, der sich besonders an Einsteiger richtet.
Der Kurs beginnt am 26. September, findet wöchentlich
Mittwochvormittags von 10.00 bis 11.30 Uhr statt und endet am 31.
Oktober. Kursleiter ist der erfahrene Yogalehrer Alexander Meyen. Die
Teilnahme ist kostenlos.

Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte an im Stadtteilbüro, per
Telefon (0214-20288087) oder per E-Mail (sprachcafe@joblev.de).

Der Kurs findet im Rahmen des BIWAQ-Projekts "RHEINDORFerLEBEN" statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. September 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/258: Bremen - David Bowie/Enda Walsh-Musical "Lazarus", Termine 18.09.-30.12.2018


Theater am Goetheplatz

David Bowie/Enda Walsh-Musical "Lazarus" wieder im Theater Bremen
zu sehen

Lazarus

Ein Musical von David Bowie und Enda Walsh

Nach dem Roman "The Man Who Fell to Earth" von Walter Tevis

Deutsch von Peter Torberg



Alle sieben Vorstellungen in der vergangenen Spielzeit waren komplett
ausverkauft: Jetzt gibt es wieder Karten, denn am Dienstag, dem 18.
September, nimmt das Theater Bremen "Lazarus" wieder auf. Das Musical
von David Bowie und Enda Walsh ist kein klassisches Best-of-Musical,
sondern eine poetische Meditation über die Sinnhaftigkeit menschlichen
Daseins, zu der David Bowies Songs in zauberhafter Symbiose den
Soundtrack bilden. In Bremen führte Tom Ryser Regie, die musikalische
Leitung hat Yoel Gamzou. In "Lazarus" transformierte David Bowie die
Auseinandersetzung mit einer Figur, die ihn seit 1976 beschäftigte:
Thomas Jerome Newton war die Rolle, die Bowie in dem
Science-fiction-Film "The Man Who Fell to Earth" verkörperte und ihn
nie wieder los ließ. Immer wieder versuchte er, die Geschichte nach
dem gleichnamigen Roman von Walter Tevis weiterzudenken und in eine
neue Kunstform zu transformieren. Am Ende seines Lebens ist ihm das in
seinem ersten Musical gelungen. Gemeinsam mit dem Dramatiker Enda
Walsh entstand das Musiktheaterstück "Lazarus".

TERMINE 2018

Dienstag, 18. September 2018, 19:30 - 21:15 Uhr / Wiederaufnahme

Dienstag, 25. September 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Donnerstag, 25. Oktober 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Samstag, 03. November 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Freitag, 09. November 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Samstag, 24. November 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Donnerstag, 13. Dezember 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Donnerstag, 20. Dezember 2018, 19:30 - 21:15 Uhr

Sonntag, 30. Dezember 2018, 18:00 - 19:45 Uhr

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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SCHAUSPIEL/1213: Cuxhaven - "Als ob es regnen würde" am 30. September 2018


"Als ob es regnen würde" mit Nora von Collande und Herbert Herrmann



Am Sonntag, 30. September 2018, 19 Uhr, können Sie Herbert Herrmann
und Nora von Collande in dem Schauspiel "Als ob es regnen würde" von
Sébastian Thiéry im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472
Cuxhaven erleben.

Laurence ist Schuldirektorin, Bruno Anästhesist. Doch von einem Tag
auf den anderen gerät ihre bisher heile Welt aus den Fugen. Der Grund:
ein rätselhafter Geldsegen!

Wo kommt das Geld her? Und wem gehört es? Ist dieser plötzliche
Reichtum eine Chance oder ein Fluch? Was hat der obskure Nachbar damit
zu tun? Oder steckt die spanische Haushaltshilfe dahinter? Wer ist für
das immer größer werdende Chaos verantwortlich? Die Situation spitzt
sich zu und gegenseitige Verdächtigungen bringen Bruno und Laurence
nervlich an ihre Grenzen?

Eine höchst amüsante, spannende und intelligente Komödie über das Geld
und über die Gier.

Eventuell zurückgegebene Restkarten sind am Veranstaltungsabend ab 18
Uhr an der Abendkasse im Stadttheater erhältlich (Tel. 0 47 21/3 56
56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INITIATIVE/450: Deutscher Tierschutzbund wirbt für mehr Respekt für Stadttauben (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 17. September 2018

Tag des Respektes (18. September)

Deutscher Tierschutzbund wirbt für mehr Respekt für Stadttauben



Anlässlich des Tags des Respektes am 18. September wirbt der Deutsche
Tierschutzbund - im Rahmen seiner Kampagne #RespektTaube - für einen
respektvollen und tierschutzgerechten Umgang mit Stadttauben. Der Tag des
Respektes ist gleichzeitig Startschuss für eine Fotoaktion: Vom 18.
September bis zum 18. Oktober sind Tierfreunde aufgerufen, besondere Szenen
mit Tauben im Stadtbild, auf dem Land oder im Urlaub festzuhalten und beim
Deutschen Tierschutzbund einzureichen.

"Tauben sind sehr intelligente Tiere, sie stehen für Liebe und Frieden.
Ihrem Partner sind sie meist ein Leben lang treu. Auch wenn man Tauben
nicht liebt, verdienen sie doch zumindest Respekt", sagt Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Um die elegante und liebevolle
Seite der Vögel zu dokumentieren, ruft der Verband Tierfreunde dazu auf,
sich an einer Fotoaktion zu beteiligen. Tierfreunde können ihr Taubenbild
im Aktionszeitraum (18.09. bis 18.10.) an die E-Mail-Adresse
aktion@tierschutzbund.de senden oder auf der Facebook-Seite
www.facebook.com/tierschutzbund.de posten. Die schönsten Schnappschüsse
veröffentlicht der Deutsche Tierschutzbund auf seiner Website und über
seine Social-Media-Kanäle - bei Instagram, Twitter und Facebook.

Kampagne #RespektTaube will mit Vorurteilen aufräumen

Der tagtägliche Umgang mit Stadttauben ist häufig alles andere als
respektvoll. Als "Ratten der Lüfte" bezeichnet, werden die Tiere mit
tierschutzwidrigen Methoden vertrieben oder gefangen bzw. getötet. Viele
Menschen fürchten eine Übertragung von Krankheiten. Was viele dabei nicht
wissen: Die anpassungsfähigen Stadttauben sind Nachkommen entflogener
Haustauben und die gesundheitliche Gefährdung ist nicht größer als durch
andere Zier- und Wildvögel oder Haustiere. Über die bestehenden Vorurteile
will der Deutsche Tierschutzbund mit der Kampagne #RespektTaube aufklären
und mit dem negativen Image der Taube aufräumen. Gleichzeitig stellen die
Tierschützer Städten und Gemeinden Infomaterial zur Verfügung und zeigen
auf, wie sich die Taubenpopulation durch die Errichtung von Taubenhäusern
und -türmen tiergerecht regulieren lässt. Weitere Informationen zur
Kampagne und ein emotionales Taubenvideo finden Interessierte unter
www.tierschutzbund.de/taubenschutz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 17. September 2017

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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FORSCHUNG/286: Herkunft des tödlichen Amphibien-Pilzes geklärt (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ

Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - August 2018

Projekt

Herkunft des tödlichen Amphibien-Pilzes geklärt

Von Kerstin Viering



Wohl kaum eine andere Wildtier-Krankheit hat bisher global so
verheerend gewütet: Der Pilz Batrachochytrium dendrobatidis,
kurz "Bd" genannt, infiziert und tötet Amphibien in der ganzen
Welt. Unklar war bisher allerdings seine Herkunft. Ein internationales
Forscherteam, an dem auch UFZ-Wissenschaftlerinnen und
-Wissenschaftler beteiligt waren, hat nun herausgefunden, dass der
Erreger ursprünglich aus Asien stammt. Von dort aus hat er sich
weltweit verbreitet und etliche neue genetische Linien entwickelt.
Dieser Prozess sei auch weiterhin im Gange und könne das
Amphibiensterben sogar beschleunigen, warnen die UFZ-Biologen, die das
Forschungsprojekt P3 zur Auswirkung von Pathogenen auf Bergökosysteme
koordinieren. Sie fordern ein Ende des internationalen
Amphibienhandels, um die Verbreitung der Bd-Linien zu stoppen.


Aus der Welt der Lurche hatten Wissenschaftler und Naturschützer
in den vergangenen Jahrzehnten nicht viel Positives zu berichten. In
den verschiedensten Ecken der Erde schienen Frösche, Kröten,
Salamander und Molche immer stärker in Bedrängnis zu geraten. Bei
vielen der mehr als 7.800 bekannten Amphibienarten weltweit
verzeichneten Wissenschaftler schrumpfende Bestände. Zu dieser
Entwicklung haben nicht nur die Zerstörung der Lebensräume und andere
menschliche Einflüsse beigetragen, sondern auch der Bd-Pilz
spielte dabei eine entscheidende Rolle. Eine Infektion mit diesem im
Jahr 1998 entdeckten Erreger kann den Tod der Amphibien hervorrufen.
Er nistet sich in der Haut der Tiere ein, stört die Atmung der Opfer,
bringt den Stoffwechsel durcheinander - und vernichtet so in kürzester
Zeit ganze Bestände. Vermutlich hat er sogar zum Aussterben etlicher
Arten beigetragen. Sehr heftig hat er zum Beispiel in der reichen
Amphibienwelt Australiens sowie Mittel- und Südamerikas gewütet. Doch
auch die Populationen europäischer Arten wie Geburtshelferkröte oder
Feuersalamander leiden unter der Infektion.

Woher aber kam diese neue Bedrohung? "Dazu gab es bisher eine ganze
Reihe von Theorien", sagt PD. Dr. Dirk Schmeller, Biologe am UFZ.
Afrika war als Ursprungsgebiet ebenso im Gespräch wie Nord- und
Südamerika, Japan oder Ost-Asien. Für all diese Vermutungen schienen
sich Indizien im Erbgut des Pilzes zu finden. "Niemand hatte aber
genügend Proben aus allen Teilen der Welt untersucht, um die Herkunft
des Erregers eindeutig klären zu können", betont seine Kollegin Dr.
Adeline Loyau. Das lag unter anderem daran, dass der Erreger so
schwierig aus seinen Opfern zu isolieren ist. Die Biologen nehmen
dafür ein winziges Stückchen von der Zehenspitze eines befallenen
Tieres und ziehen es mit einer Nadel durch eine Antibiotika-Lösung, um
es von störenden Bakterien zu befreien. Anschließend wird es in ein
Transportmedium verfrachtet, gekühlt und ins Labor transportiert. Dort
kann man dann versuchen, aus dem Lurch-Gewebe Proben des Pilzes zu
kultivieren. "Das Ganze ist eine Sisyphosarbeit", weiß Dirk Schmeller
aus eigener Erfahrung. Mehrere Jahre waren er und seine UFZ-Kollegin
im Feld unterwegs, um Proben zu sammeln und die dabei eingesetzten
Methoden immer weiter zu verbessern. Trotzdem bleibt das Isolieren des
Erregers weiterhin ein schwieriges Geschäft - vor allem, weil die
Proben trotz aller Sorgfalt sehr leicht mit Bakterien verunreinigt
werden können. "Wir mussten viele Hundert Proben nehmen, um überhaupt
ein paar brauchbare Isolate des Erregers zu bekommen", sagt Dirk
Schmeller.

Alle untersuchten Varianten des Erregers sind auf die
 asiatische Linie BdASIA-1 zurückführen.



Doch die Arbeit hat sich gelohnt. Immerhin 177 neue Bd-Isolate
aus aller Welt konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
die aus 19 verschiedenen Ländern Europas und Übersee kommen,
analysieren. Darüber berichteten sie jüngst im Fachjournal Science.
Zusammen mit schon bekannten DNA-Sequenzen aus früheren
Veröffentlichungen kamen sogar 234 Isolate zusammen, die von allen
Kontinenten außer der amphibienfreien Antarktis stammen. Die beiden
UFZ-Biologen haben dazu Material aus Taiwan, Frankreich und Südamerika
beigesteuert. "Mit diesem einmaligen Satz von Bd-Isolaten
standen zum ersten Mal genügend Informationen zur Verfügung, um das
Erbgut der Erreger aus verschiedenen Teilen der Welt umfassend
vergleichen zu können", sagt Adeline Loyau. Alle bisher bekannten
genetischen Linien des Pilzes fanden sich in dieser Sammlung wieder.
Und durch akribische Vergleiche zwischen den einzelnen DNA-Sequenzen
konnten die Forscher deren Verwandtschaftsverhältnisse klären. So
lassen sich alle untersuchten Varianten des Erregers auf die
asiatische Linie BdASIA-1 zurückführen. Diese zeigt ihre größte
genetische Variabilität auf der koreanischen Halbinsel. "Dort liegt
demnach der Ursprung des Erregers", folgert Dirk Schmeller. Im Laufe
der Zeit haben sich aus dem dortigen Pilz durch Hybridisierungen mit
lokalen genetischen Linien weitere Formen entwickelt.

Unter den neuen Varianten war auch die besonders gefährliche Linie
BdGPL (Global Panzootic Lineage), die weltweit die meisten
Massen- und Artensterben auslöst. Mehr als 500 Amphibienarten hat
diese Variante bisher infiziert, bei rund 200 Arten kam es zu einem
Populationsrückgang oder sogar zu einem Aussterben. In Versuchen hat
sie sich nicht nur als besonders ansteckend, sondern auch als
besonders tödlich erwiesen. "Das hängt wahrscheinlich damit zusammen,
dass es sich um einen Hybriden aus mehreren anderen Linien handelt",
sagt Dirk Schmeller. Solche Mischerreger zeigen aber häufig neue
Anpassungen und unterschiedliche Infektionseigenschaften. Das kann
bedeuten, dass sie harmloser sind als ihre Vorgänger oder auch
umgekehrt deutlich gefährlicher.

Das Amphibiensterben zeigt, dass pathogene Mikroorganismen wie die
BdGPL das Aussterben wichtiger biologischer Elemente auslösen
können. Derartige Verluste können nicht nur die Funktionsweise von
Ökosystemen verändern, sondern auch Ökosystemleistungen
beeinträchtigen - und sich damit direkt auf biologische
Gemeinschaften, Ökosysteme, Landschaften und menschliche Aktivitäten
auswirken. Veränderungen in Wirtstieren, biologischen Gemeinschaften,
Ökosystemen oder Landschaften führen dann wiederum zu einer
Rückkopplung mit den Pathogenen. "Solche Veränderungen stören das
natürliche Gleichgewicht in einem Ökosystem und können zur Dominanz
einer Art mit potenziell weitreichenden Auswirkungen führen", sagt
Dirk Schmeller. Deshalb müsse man generell mehr Augenmerk auf den
durch Pathogene und Parasiten hervorgerufenen Stress in Ökosystemen
legen. Genauer untersucht wird das beispielsweise im Projekt P3 -
People, Pollution and Pathogens. Das im Mai 2016 gestartete und vom
UFZ koordinierte Projekt mit Wissenschaftlern aus Frankreich, China
und den USA untersucht, wie sich der globale Wandel auf Mikroben,
pathogene Organismen, Plankton, Insekten und Amphibien in aquatischen
und angrenzenden terrestrischen Bergökosystemen auswirkt. Ein
besonderes Augenmerk legt P3 auf Mikroverunreinigungen. Es geht darum,
wie sie durch hydrologische Extreme verteilt werden, wie sie die
Wasserqualität direkt beeinflussen und welchen indirekten Einfluss sie
auf die Ökosystemgesundheit durch Veränderungen von
Süßwassergemeinschaften und deren Wechselwirkungen haben. "Die
Erkenntnisse aus dem Projekt können genutzt werden, um Indikatoren zu
entwickeln, die die Politik über aktuelle und künftige Risiken für die
Gesundheit von Ökosystemen und das menschliche Wohlbefinden
informieren", sagt UFZ-Biologe Dirk Schmeller.

Doch nicht nur die Frage danach, wo Pathogene wie beispielsweise der
gefährliche Mischerreger BdGPL entstehen, sondern auch wann,
spielt eine wichtige Rolle in der Forschung. Bisherige Schätzungen zum
Alter des BdGPL lagen weit auseinander: Manche Experten
bescheinigten dem Mischerreger ein Alter von rund 100 Jahren, andere
kamen auf 26.000 Jahre. Nun aber haben die Forscher modernste,
genetische Datierungsmethoden eingesetzt und den Zeitpunkt seiner
Entstehung mittels der sogenannten "Molekularen Uhr" durch eine
DNA-Sequenzierung bestimmt. Demnach gibt es den Mischerreger erst seit
50 bis 120 Jahren. Wie aber kam der Bd-Pilz von Asien in andere
Regionen der Welt? Eine Möglichkeit wäre, dass er in den 1950er Jahren
von den massiven Truppenbewegungen während des Korea-Krieges
profitiert hat. Schließlich wurden damals allein mehr als 5,7
Millionen US-Amerikaner auf der koreanischen Halbinsel eingesetzt. Da
gab es für infizierte Amphibien genügend Möglichkeiten, sich in
militärischer Ausrüstung zu verstecken und so in andere Regionen der
Welt zu gelangen.

Der wichtigste Verbreitungsweg aber war der zunehmende Handel mit
Amphibien. Alle bekannten Bd-Varianten haben die Autoren der
Science-Studie nicht nur bei wildlebenden Tieren nachgewiesen, sondern
auch bei Artgenossen in menschlicher Obhut. Dirk Schmeller und Adeline
Loyau plädieren daher dafür, den internationalen Handel mit Amphibien
komplett zu beenden. "Sonst werden wir immer neue Bd-Linien
schaffen", warnen die Forscher. "Und wer weiß, was die dann erst alles
anrichten." Solche neuen Erreger könnten zum Beispiel Resistenzen
umgehen, die einige Arten gegen Bd zu entwickeln scheinen. So
haben Wissenschaftler kürzlich entdeckt, dass mehrere Amphibienarten
in Panama nicht mehr so anfällig gegen den Erreger sind und sich ihre
Bestände wieder erholen. Diese erfreuliche Entwicklung könnte eine
neue Pilzvariante aber sehr rasch wieder zunichtemachen.


PD Dr. Dirk S. Schmeller

Department Naturschutzforschung


Abbildungen der Originalpublikation im Schattenblick nicht
veröffentlicht:

Verbreitung des Bd-Erregers: Er hat sich von Asien aus
weltweit verbreitet und etliche neue genetische Linien entwickelt.

Die Weltkarte zeigt die genetische Differenzierung der 234 B.
dendrobatidis-Isolate auf jedem Kontinent. Dabei wurden nur die
Hauptlinien berücksichtigt. Je größer der Kreis, umso mehr
Unterschiede konnten zwischen verschiedenen Isolaten eines Kontinents
gefunden werden, das heißt umso genetisch variabler sind die einzelnen
Isolate.

Quelle: Simon J. O'Hanlon, et al. (2018): Recent Asian origin of
chytrid fungi causing global amphibian declines, Science,

http://dx.doi.org/10.1126/science.aar1965

 * 
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Umwelt Perspektiven / Der UFZ-Newsletter - August 2018, Seite 16 - 19
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BILDUNG/565: Kölner Wildkräuterei wird offizielles Projekt der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 16. September 2018

Kölner WILDKRÄUTEREI wird offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt

NRW-Umweltministerin Ursula Heinen-Esser überreicht die Auszeichnung
am Tag der Offenen Gartenpforte in der WILDKRÄUTEREI.



Köln, 16. September 2018 - Die WILDKRÄUTEREI bietet auf ihrem Gelände
in Köln Seminare, Workshops und Kräuterführungen an. Im 4.000
Quadratmeter großen Wildkräutergarten und dem zugehörigen Seminarhaus,
das früher Teil einer Gärtnerei war, werden Wissen und Erfahrungen im
Umgang mit heimischen Wildpflanzen vermittelt. Welche Kräuter gibt es?
Welche Heilwirkungen stecken in den Pflanzen? Das erfährt man in der
WILDKRÄUTEREI. Auch werden hier zweijährige Ausbildungen zu
zertifizierten Kräuterpädagogen angeboten. Das Projekt schafft ein
praktisches Verständnis vom Nutzen der Pflanzenvielfalt für unsere
Gesundheit und Ernährung. Deshalb wird es als offizielles Projekt der
UN-Dekade Biologische Vielfalt ausgezeichnet.

Die WILDKRÄUTEREI existiert seit fünf Jahren und bietet interessante
Kurse und Exkursionen. Bei Wildkräuterwanderungen erleben die
Teilnehmer die Vielfalt an essbaren Pflanzen am Wegesrand. Beim
gemeinsamen Kochen erfahren sie, welche Aromen unterschiedliche
Wildkräuter entfalten. In anderen Kursen stellen die Gruppen gemeinsam
Naturkosmetik oder Heilmittel her. Die spannende Welt der Wildkräuter
wird mit vielen Sinnen erlebbar und schafft Bewusstsein für den Wert
unserer Pflanzenvielfalt.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

WILDKRÄUTEREI

Dürener Straße 420

50823 Köln

info@wildkraeuterei-koeln.de

http://www.wildkraeuterei-koeln.de



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2410&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 
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INITIATIVE/526: NAJU sammelt am Coastal Cleanup Day 1,24 Tonnen Müll an der Elbe (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 17. September 2018

Erfolgreiche Aufräumaktion an der Elbe

Teilnehmer/innen des Coastal Cleanup Camps sammelten 1,24 Tonnen Müll
an der Elbe/ Informatives Camp-Wochenende rund um das Thema
Meeresschutz



Anlässlich des International Coastal Cleanup Days am 15. September
waren in Hamburg wieder Freiwillige der Naturschutzjugend (NAJU) als
Gewässerretter unterwegs und beteiligten sich am großen Küstenputz.
Seit über 30 Jahren ruft die US-Umweltorganisation Ocean Conservancy
zur größten freiwilligen Meeresschutzaktion auf - dem International
Coastal Cleanup Day (ICC). Jedes Jahr sammeln über eine halbe Million
Menschen aus 112 Ländern zwischen 8 und 9 Tonnen Abfälle von Stränden,
aus dem Meer, aber auch aus Flüssen und Seen. In Deutschland
unterstützt unter anderem der NABU die Aktion.

Die Aktivitäten der NAJU in Hamburg gehen allerdings über das
Müllsammeln hinaus. Die NAJU Hamburg hat in diesem Jahr bereits zum
dritten Mal ein ganzes Wochenende rund um das Thema Meeresschutz und
Plastikmüllvermeidung organisiert, das sogenannte Coastal Cleanup Camp
am Elbufer in Hamburg-Wittenbergen. Über 60 Camp-Teilnehmer/innen -
Jugendliche und junge Erwachsene von 16 bis 27 Jahren - haben sich vom
14. bis 16. September in Vorträgen und Workshops mit der
Müllvermeidung im Alltag beschäftigt, mit den Auswirkungen von Plastik
im Lebensraum Meer und mit Recyclingsystemen und Abfallwirtschaft.

Angepackt haben die jungen Naturschützer/innen natürlich auch: Im
Naturschutzgebiet Mühlenberger Loch, am Falkensteiner Ufer und auf der
Elbinsel Pagensand, die per Boot angesteuert werden musste, gab es
große Müllsammelaktionen. Innerhalb weniger Stunden trugen die Aktiven
1241 kg Abfall zusammen. Dabei reichten die Fundstücke vom Autoreifen
bis zum Strohhalm. Die Sammelaktionen an den drei Hamburger Standorten
macht deutlich, dass insbesondere Plastikmüll eine Bedrohung für
unsere Tier- und Pflanzenwelt darstellt. "Mit jedem Jahr nimmt die
Müllbelastung unserer Meere zu. Allein 600.000 Kubikmeter Müll liegen
nach Schätzungen am Grund der Nordsee, eine Menge die den Kölner Dom
eineinhalb Mal füllen könnte", erklärt Camp-Organisatorin Alexandra
Keil von der NAJU Hamburg. Doch der Müll stammt nicht nur von der
Küste. Flüsse tragen aus dem Landesinneren Tausende Tonnen Müll in die
Ozeane.

Deshalb unterstützt die Stiftung Lebensraum Elbe als Hauptförderin das
Coastal Cleanup Camp und das dazugehörige Projekt "Die ElbForscher".
"Jugendliche beschäftigen sich nicht nur intensiv mit der Elbe und der
Müllproblematik, sondern tragen auch aktiv dazu bei, dass dieser
wertvolle Lebensraum vom Müll befreit wird", so Dr. Elisabeth Klocke,
geschäftsführender Vorstand der Stiftung Lebensraum Elbe.
NABU und NAJU Hamburg freuen sich über weitere Jugendliche und
Bürgerinnen und Bürger, die beim nächsten Coastal Cleanup Day
mithelfen möchten, die Elbe von Müll zu befreien.

 * 

Quelle:
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VERBAND/615: NABU fordert mehr Geld für den Natur- und Wasserschutz in Niedersachsen (NABU NI)


NABU Landesverband Niedersachsen - 15. September 2018

NABU fordert mehr Geld für den Natur- und Wasserschutz in
Niedersachsen

Vertreterinnen und Vertreter von 98.000 NABU-Mitgliedern in
Niedersachsen tagten in Bad Bentheim



Bad Bentheim, Hannover - Der NABU Niedersachsen bekräftigte,
angesichts hoher drohender EU-Strafzahlungen ab dem Jahr 2019, seine
Forderung nach einer erheblichen Erhöhung der finanziellen Ausstattung
für den Natur- und Wasserschutz in Niedersachsen. Anlässlich der
Landesvertreterversammlung am Samstag (15. September) in Bad Bentheim
wurde vor den über 250 Anwesenden aus rund 190 NABU-Gruppen mit
aktuell rund 98.000 Mitgliedern in Niedersachsen diskutiert sowie der
NABU-Jahresbericht 2017 präsentiert.

Alarmiert zeigt sich der NABU Niedersachsen dahingehend, dass
Niedersachsen im bundesweiten Vergleich weiterhin das Schlusslicht bei
der Finanzierung im Naturschutz darstellt. Während für viele
Umweltthemen die europäische und die Bundesebene vorrangig zuständig
sind, ist der Naturschutz die Aufgabe der Bundesländer. Mit der
Fauna-Flora-Habitat- (FFH) und der Vogelschutzrichtlinie der EU hat
sich Deutschland und damit auch Niedersachsen rechtlich verpflichtet,
die wichtigsten Arten und Lebensraumtypen wieder in einen guten
Erhaltungszustand zu bringen. Niedersachsen wird als einziges
Bundesland die EU-Vorgaben bei der Ausweisung von FFH-Gebieten für das
Schutzgebietsnetz Natura 2000 nicht erfüllen.

Dr. Holger Buschmann, Landesvorsitzender des NABU Niedersachsen zeigt
sich besorgt: "Bisher ist immer noch fast die Hälfte der gemeldeten
FFH-Gebiete nicht in eine nationale Schutzgebietskategorie überführt
worden, obwohl dies bis 2014 hätte geschehen müssen. Zudem ist die
Gebietskulisse für Natura 2000 nicht ausreichend, da nicht alle
fachlich notwendigen Flächen gemeldet wurden. Es fehlen beispielsweise
die Leda-Jümme-Niederung als faktisches Vogelschutzgebiet genauso wie
die Obernkirchener Sandsteinbrüche als faktisches FFH-Gebiet für die
Gelbbauchunke in den Gebietsmeldungen."

Angesichts hoher drohender EU-Strafzahlungen ab dem Jahr 2019 fordert
Dr. Holger Buschmann die Regierung zum sofortigen Handeln auf: "Wir
als NABU fordern eine ausreichende finanzielle Ausstattung des
Fachbereichs Naturschutz im Niedersächsischen Umweltministerium. Der
Naturschutz-Etat muss von derzeit unter 0,25 Prozent des
Landeshaushaltes umgehend auf 0,5 Prozent und dann schrittweise auf 1
Prozent erhöht werden. Weiterhin müssen zusätzliche Gelder für weitere
Programme, Ökologische Stationen, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen
etc. in Höhe von 86 Millionen unmittelbar bereit gestellt werden.
Dadurch kann man den bereits laufenden und drohenden
EU-Vertragsverletzungsverfahren effektiv entgegen wirken."

Derweil befinden sich die Erhaltungszustände der wertgebenden Arten
und Lebensräume in Niedersachsen in einem weiteren Abwärtstrend. In
erster Linie wird versucht, dem mit Vertragsnaturschutzmitteln
entgegenzuwirken, was nachweislich nur ausnahmsweise fruchtet, da die
Gesamtförderfläche nicht ausreichend ist. Das beste Beispiel dafür
sind die Feld- und Wiesenvögel, die in den letzten Jahren teilweise
bis zu 90 Prozent abgenommen haben und für die Niedersachsen eine
besondere Verantwortung trägt.

Die europäische Wasserrahmenrichtlinie, die einen guten ökologischen
Zustand der Gewässer vorschreibt, hätte bis 2014 umgesetzt werden
müssen. Niedersachsen hat allerdings eine Verlängerung bekommen. Dr.
Holger Buschmann bemängelt: "Wer gedacht hätte, dass sich daraufhin
das Land besonders Mühe geben würde, sieht sich getäuscht. Bis heute
sind nur zwei Prozent der Gewässer in einem entsprechenden Zustand und
es gibt kein Programm, das eine Umsetzung erheblich voranbringen
würde."


 * 




HINTERGRUND: NABU-Forderungen

Der NABU Niedersachsen fordert daher

eine ausreichende finanzielle Ausstattung des Fachbereichs Naturschutz
im Niedersächsischen Umweltministerium. Der Naturschutz-Etat muss von
unter 0,25 Prozent des Landeshaushaltes (knapp 70 Mio. EUR) umgehend
auf 0,5 Prozent (155 Mio. EUR) und dann schrittweise auf 1 Prozent
erhöht werden, wodurch Strafzahlungen der EU in weit höherem Ausmaß
verhindert werden könnten. Insbesondere werden zusätzliche jährliche
Gelder in folgenden Bereichen akut benötigt:

1. Für ein Schutzprogramm für artenreiches Grünland und
Wiesenvogelschutz, das im ersten Schritt auf allen landeseigenen
Flächen und im zweiten durch Flächenkauf und eine intensive Betreuung
vor Ort umgesetzt wird. à 8 Mio. Euro

2. Für einen schrittweisen Aufbau neuer Ökologischer Stationen, um
damit die Schutzgebietsbetreuung und die Naturschutzberatung in
Niedersachsen landesweit zu stärken. à 5 Mio. Euro

3. Die Einrichtung von Landschaftspflege- und Naturschutzbauernhöfen
in ganz Niedersachsen für die praktische Umsetzung von Pflege- und
Entwicklungsmaßnahmen. à 8 Mio. Euro

4. Ein bei weitem besser finanziell ausgestattetes Gewässerprogramm,
das Fließ- und stehende Gewässer sowohl chemisch als auch ökologisch
strukturell deutlich verbessert. à 8 Mio. Euro

5. Für Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen in den Schutzgebieten und die
dringend notwendige Managementplanung müssen deutlich mehr
Landesmittel zur Verfügung stehen. à 30 Mio. Euro

6. Die Naturschutzbehörden, die in der Vergangenheit deutlich im
Personal verkleinert wurden und vollkommen unterbesetzt sind, müssen
mit weiterem, fachlich qualifiziertem Personal ausgestattet werden,
damit sie ihren Aufgaben gerecht werden können. Dies gilt für die
Unteren Naturschutzbehörden genauso wie für den Fachbereich
Naturschutz im Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz (NLWKN) und den Naturschutzreferaten im
Umweltministerium. à 12 Mio. Euro

7. Ein Erschwernisausgleich für Eigentümer, Landwirte und Forstwirte
in Schutzgebieten, wenn ein Nutzungsverzicht oder eine
Nutzungsänderung über die Gesetzeslage hinaus notwendig wird.
à10 Mio. Euro

8. Eine Ko- und Zwischenfinanzierung sowie Antragsunterstützung von
LIFE-, Bundesprogramm Biologische Vielfalt-, Insektenförderprogramm
des Bundes und Blaues Band-Projekten. à 4 Mio. Euro

9. Monitoring und Berichtspflichten der Erhaltungszustände der Arten
und Lebensräume inklusive eines digitalen Artenerfassungssystems.
à 1 Mio. Euro

 * 
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BILDUNG/233: Lebendiges Lernen - Ein Besuch in der Biosphäre Potsdam (naturmagazin)


naturmagazin 

Berlin - Brandenburg

Ausgabe 3/2018

Lebendiges Lernen

Ein Besuch in der Biosphäre Potsdam

Von Christof Ehrentraut



Ein Blick durch die Glasfronten verheißt nichts Gutes. Schon auf
der Hinfahrt hatte der Wind den Boden viel zu trockener Felder
aufgewirbelt. Nun kam der Regen in kräftigen Schüben. Hier drinnen
merken wir von all dem kaum etwas. Dafür ist es laut im Foyer der
Biosphäre Potsdam. Mehrere Schulklassen haben ihren Rundgang gerade
beendet und warten auf ihren Bus.


Verabredet sind wir mit Hubertus Rufledt, unserem
Biosphären-Guide für die nächsten ein bis zwei Stunden. Entlang
barrierefreier Pfade wird er uns von der Strauchschicht bis in die
Kronenregionen des Riesengewächshauses führen. Gespannt sind wir auch
auf die Bewohner des Schmetterlingshauses. Es erwartet uns auf etwa
halber Strecke.

Rund zweihunderttausend Besucher kommen jährlich in die Biosphäre
Potsdam. Zurecht ist man dort stolz auf diese Zahl. Die im Rahmen der
Potsdamer BUGA (2003) im Jahr 2001 errichtete und ein Jahr später
eröffnete "Biosphäre" erfüllt heute eine Vielzahl von Funktionen. Man
versteht sich als außerschulischer Lernort und bietet Schulen ein
umfangreiches Angebot, bestehend aus Workshops und Arbeitsmaterialien.
Für die Klassenstufen 1 bis 8 heißt es dann beispielsweise "Von der
Kakaofrucht zur Leckerei - Mach deine eigene Schokolade". Den 11. und
12. Klassen werden Themen wie "Tropen - Nutzung und Schutz eines
Ökosystems" eher gerecht. Die insgesamt sechs angebotenen Workshops
werden durch Entdeckungstouren und Themenführungen ergänzt, die
separat gebucht werden können. Die Vorbildung der Schülergruppen sei
sehr unterschiedlich, erzählt uns Rufledt. Manche Gruppen kämen
bestens vorbereitet und immer wieder sei er erstaunt, was gerade
Schüler aus sogenannten "Problemkiezen" in die Diskussionen mit
einbrächten. Und dann gibt es natürlich auch die anderen, denen
jegliche Naturerfahrung fehlt und die bei jedem sich nähernden Insekt
zusammenzucken. So unterschiedlich wie die Schüler seien auch die
Lehrer. So mancher genieße es, die Verantwortung für zwei Stunden
abzugeben, die meisten seien aber mit Elan dabei.

Unser Rundgang beginnt mit den ersten Exponaten einer seit drei Jahren
bestehenden Dauerausstellung mit dem Titel "Geniale Natur". Was
Forscher der Fachrichtung Bionik herausgefunden haben, wird dort
anhand von Modellen und Schautafeln für Jedermann verständlich. Nicht
fehlen dürfen natürlich Klettverschluss, Haifischhaut und Lotuseffekt.
Auf unserem weiteren Weg werden wir immer wieder auf die in
natürlichen Formen gestalteten (beispielsweise als Bienenwaben)
Schautafeln stoßen und dabei auch weniger bekannte Dinge erfahren.

Nach diesem einführenden Technik-Exkurs betreten wir nun die
eigentliche Pflanzenhalle. Temperaturen von 25 Grad Celsius und
tropische Luftfeuchtigkeit lassen Urlaubs-Feeling aufkommen. Etwa
20.000 Pflanzen warten darauf, von den beiden hauptamtlichen Gärtnern
der Biosphäre betreut und von den staunenden Besuchern betrachtet zu
werden. Da wäre beispielsweise der "Baum der Reisenden", das
Wahrzeichen Madagaskas. Anhand seiner Ost/West ausgerichteten Blätter
konnten sich Reisende einst orientieren und ihren Durst am Saft der
Pflanze stillen. Hierzu musste diese allerdings angebohrt werden.

Schaurig wird es beim Bambus. Hubertus Rufledt erzählt uns von alten
Foltermethoden, die Stangen wachsen bis zu einem Meter am Tag ... Viel
lieber betrachten wir die Kakao-Pflanzen, die wohl auch in der
Biosphäre manchmal Ernte abwerfen sowie die riesige Bananen-Staude.
Bewegungshungrigen Kindern mag entgegenkommen, dass es an
verschiedenen Stellen die Möglichkeit gibt, zu kurbeln und zu pumpen.
Natürlich nicht zum Selbstzweck, sondern um zu demonstrieren, wie
mühsam es für eine Pflanze ist, Wasser zu fördern oder den Geysir in
Gang zu setzen. Nicht nur bei Kindern beliebt sind die ca. 120
verschiedenen Tierarten, die in der Biosphäre leben. Einige von ihnen
sind "Freigänger", beispielsweise die Zebrafinken und Goldfasane.
Andere Arten haben ihr Zuhause in Terrarien, etwa der in Mittel- und
Südamerika vorkommende Grüne Leguan oder auch die Argentinische
Regenbogenboa. Die von Schülern hin und wieder gestellte Frage, ob es
in der Biosphäre auch Krokodile gäbe, muss Hubertus Rufledt jedoch
verneinen. Es gibt zwar auch Wasserflächen, dort leben aber nur
Schmuckschildkröten und Kois. Zumindest zeitweise ihr Gehege verlassen
dürfen die Stabschrecken. Auf Besucherhänden hinterlässt ihr langsam
schreitender Gang stets ein seltenes Erlebnis.

Wir verlassen die Krautschicht und folgen dem langsam ansteigenden
Pfad. Vor uns befindet sich nun das Schmetterlingshaus. An dessen
Eingang weist uns ein Schild darauf hin, stets eine der beiden
hintereinander angeordneten Türen geschlossen zu halten. Die
Schmetterlinge gehören offensichtlich nicht zu den "Freigängern". Die
Schleuse erfüllt aber noch einen weiteren Grund: Hinter ihr steigt die
Temperatur merklich um mehrere Grad an und die Luftfeuchtigkeit trennt
nur wenig von Regen. Doch der Gang hinein lohnt: An Futterschalen und
Pflanzen sitzend erwarten uns Schmetterlinge in hierzulande
unbekannter Größe und Farbenpracht. In einer Art Brutkasten hängen
fein säuberlich aufgereiht ihre Puppen in unterschiedlichen
Entwicklungsstadien. Eingekauft werden die Falter nämlich noch in
dieser frühen Entwicklungsform, ihre zauberhafte Verwandlung zum
Schmetterling verläuft vor den staunenden Augen der Besucher. Hat ein
Schmetterling sich seiner Hülle entledigt und die Flügel entfaltet,
braucht der gläserne Kasten nur noch um einen Spalt geöffnet zu
werden. Drei bis vier Wochen wird er nun zwischen Blüten, Obstschalen
und Besucherköpfen hin und her taumeln - länger dauert ein
Schmetterlingsleben nicht.

Auf unserem weiteren Weg passieren wir noch eine Ausstellung zur
Tiefsee, verschiedene Aquarien sowie das Restaurant "Urwaldblick" und
ein Café im Tropenstil. Wir werfen auch einen kurzen Blick in einen
Veranstaltungssaal, der bis zu 1.200 Personen fasst. Und wir hören
davon, dass Senioren an bestimmten Tagen vergünstigt Kaffee und Kuchen
bekommen und sich dabei an den Pflanzen und Tieren erfreuen können.
Wir hören von Familien, die wiederholt von weit her zum
Kindergeburtstag in die Biosphäre kommen und von tropischen Nächten
mit Salsa-Kursen. Es gibt offensichtlich viele Gründe, die Biosphäre
zu besuchen.


Info

Biosphäre Potsdam

Die Biosphäre befindet sich Volkspark Potsdam (ehemaliger BUGA-Park),
nur wenige Gehminuten von Schloss Sanssouci, Ruinen- und Pfingstberg
sowie Cecilienhof entfernt.

Anschrift: Georg-Hermann-Allee 99, 14469 Potsdam

Anfahrt: Die Biosphäre Potsdam ist mit den Straßenbahnlinien 96
(Haltestelle Volkspark) und 92 (Haltestelle Campus Fachhochschule, 300
Meter entfernt) bequem erreichbar.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag: 9 bis 18 Uhr

Samstag und Sonntag: 10 bis 19 Uhr

Preise: Erwachsene: 11,50 Euro (ermäßigt: 9,80 Euro)
Kinder (5-13 Jahre): 7,80 Euro, (3-4 Jahre: 4,50 Euro, unter 3 Jahre:
freier Eintritt)

Spezielle Angebote für Familien und Gruppen

Weitere Infos:

Tel.: 0331 550740, E-Mail: info@biosphaere-potsdam.de und
www.biosphaere-potsdam.de

 * 
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INITIATIVE/391: Moorschutz-Projekt der Biologischen Station Osterholz (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 16. September 2018

UN-Dekade zeichnet Biologische Station Osterholz aus

Vorbildliches Engagement für den Moorschutz in Niedersachsen

Dr. Jörg Mielke, Leiter der niedersächsischen Staatskanzlei überreicht
die Auszeichnung im Rahmen des Herbstfestes der Biologischen Station
Osterholz.



Osterholz, 16. September 2018 - Moore sind nicht nur seltene
Lebensräume für spezialisierte Pflanzen- und Tierarten. Sie wirken als
Wasser- und Kohlenstoffspeicher auch stabilisierend auf Klima und
Wasserhaushalt einer Region. Es gibt also gute Gründe, die wenigen
noch erhaltenen Moore zu schützen. Dafür setzt sich die Biologische
Station Osterholz mit ihrem Projekt "Moorschutz in Niedersachsen"
("MooNi") ein. Die Initiative wirbt mit Informations- und
Bildungsmaßnahmen dafür, die verbliebenen naturnahen Moore zu erhalten
und nachhaltig zu nutzen. Dafür erhält sie heute den Titel
"Offizielles Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt".

Neben einem ausleihbaren Ausstellungsmodul hat die Biologische Station
verschiedene Unterrichtseinheiten zum Thema Moore sowie eine
Smartphone-App entwickelt. Die Unterrichtseinheiten vermitteln mit
erlebnispädagogischen Elementen Kenntnisse über die Biologie der Moore
und den Zusammenhang von Torf und Klimaschutz. Die App "Moor erleben"
weist den Weg zu Moorerlebnisangeboten in Niedersachsen. Dazu gehören
beispielsweise Moorerlebnispfade, historische Moorbahnen, Moorwander-
und -radwege sowie Moorinformationszentren.

2016 und 2017 veranstaltete die Initiative zusammen mit zahlreichen
Partnerorganisationen die Aktionswochen "Moorherbst in Niedersachen",
in deren Rahmen Vorträgen, Radtouren und Exkursionen durchgeführt
wurden. Zu den Partnern des Projekts gehören neben dem NABU und BUND
Niedersachsen auch der BUND Bremen sowie der Niedersächsische
Heimatbund.

In ihrer Begründung hebt die Fachjury der UN-Dekade Biologische
Vielfalt hervor, dass das Projekt das Bewusstsein für die Bedeutung
des Moorschutzes stärke und damit eine wichtige Voraussetzung für den
Erhalt der biologischen Vielfalt dort schaffe.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Biologische Station Osterholz e.V.

Lindenstraße 40

27711 Osterholz-Scharmbeck

info@biologische-station-osterholz.de

http://www.moo-ni.de



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2241&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.09.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de
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STANDPUNKT/1039: Negative Emissionen - Hoffnungsträger oder Trojanisches Pferd der Klimapolitik? (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ

Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - August 2018

Umwelt und Gesellschaft

Negative Emissionen - Hoffnungsträger oder trojanisches Pferd der
Klimapolitik?

Von Dr. Silke Beck



Das Paris-Abkommen von 2015 wurde als überraschender Erfolg der
internationalen Diplomatie gefeiert, da Staaten weltweit das Ziel
beschlossen haben, die Erderwärmung unter zwei Grad Celsius zu
begrenzen. Trotz eines jahrelangen politischen Verhandlungsmarathons
ist jedoch zu befürchten, dass die CO2-Emissionen kontinuierlich
weiter steigen werden. Angesichts dieser ernüchternden Tatsachen
stellt sich derzeit die Frage, ob das ambitionierte klimapolitische
Ziel überhaupt noch erreichbar ist.

Viele NETs existieren nur in den Modellen, sie sind heute
 noch weit von ihrer Erprobung, geschweige denn von ihrer
 Serienreife entfernt. 



Im Vorfeld von Paris hatte der Weltklimarat IPCC den
wissenschaftlichen Nachweis erbracht, dass das Zwei-Grad-Ziel noch
erreichbar ist. Um die Lücke zwischen politischen Ambitionen und
faktischen Emissionen zu schließen, wurden in den Integrated
Assessment-Modellen (IAM), die das wissenschaftliche Fundament des
Weltklimarats bilden, sogenannte Negative Emissionen (NETs)
eingeführt. Die Modellprojektionen beruhen auf der Annahme, dass es
technologisch möglich ist, das in die Atmosphäre ausgestoßene
Kohlendioxid wieder zurückzugewinnen und zu speichern. Als eine der
vielversprechendsten Technologien hierfür wird BECCS gehandelt - die
Umwandlung von Bioenergie mit Abscheidung und Speicherung des CO2 im
Untergrund (Bio-Energy with Carbon Capture and Storage). Als im Zuge
der Ernüchterung der Paris-Euphorie realisiert wurde, in welch
gigantischem Ausmaß der Weltklimarat Negative Emissionen zur
Begrenzung der Erderwärmung in seine Projektionen einrechnet,
entzündeten sich sowohl in der Klimaforschung als auch in der
Klimapolitik heftige Kontroversen um die Größenordnungen, Risiken und
Potenziale dieser Technologien.

Zum einen beruht die Idee, man könne das Emissionsbudget überziehen,
auf der Annahme, dass entsprechende Technologien einfach verfügbar
sind. Viele NETs existieren nur in den Modellen, sie sind heute noch
weit von ihrer Erprobung, geschweige denn von ihrer Serienreife
entfernt. Darüber hinaus hätten sie - geht man von der in den Modellen
angenommenen Größenordnung aus - gravierende Auswirkungen auf
Landnutzung, Ökosysteme und Ernährungssicherheit: Um das
Zwei-Grad-Ziel zu erreichen, würden grob geschätzt bis zu 800
Gigatonnen Kohlendioxid aus der Erdatmosphäre entfernt werden müssen.
Das entspräche in etwa der 20-fachen Menge der aktuellen
Weltemissionen pro Jahr. Für den Anbau der Biomasse würden 500
Millionen Hektar zusätzliches Ackerland - die anderthalbfache Fläche
Indiens - benötigt.

Zum anderen handelt es sich um eine politisch riskante Wette auf die
Zukunft, der zufolge sich mithilfe bestimmter Technologien das
Emissionsbudget - ähnlich wie bei einem Bankkredit - zunächst
kurzfristig überziehen und dann im Laufe des 21. Jahrhunderts wieder
ausgleichen lässt. Der Weltklimarat bricht hier mit einem politischen
Tabu: Während er in früheren Berichten davor gewarnt hat, dass
bestimmte "gefährliche" Grenzen wie das Zwei-Grad-Ziel nicht
überschritten werden dürfen, geht er heute davon aus, dass die
Menschheit ihren bereits in Anspruch genommenen Kredit beim CO2-Budget
überziehen und dann in der Zukunft mit Zinsen zurückzahlen kann. Mit
dem Überziehen des Budgets wird die Verantwortung, Emissionen zu
reduzieren, von gegenwärtigen auf zukünftige Generationen übertragen.
Fragen der politischen Gestalt- und Umsetzbarkeit sowie ihrer
Auswirkungen vor Ort werden jedoch - das zeigen die Diskussionen zu
Biokraftstoffen und Carbon Capture and Storage (CCS) - mittelfristig
sowohl in der Politik als auch in der Forschung an Gewicht gewinnen.
Viele der CCS-Feldexperimente in Brandenburg oder in der Lausitz waren
wissenschaftlich-technisch realisierbar, stießen aber auf massiven
Widerstand der lokalen Bevölkerung. Wie zäh die Konsenssuche vor Ort
verlaufen kann, sehen wir bei der Suche nach Stromtrassen und
Atomendlagern.

Die NGOs vergleichen NETs mit einem "Trojanischen Pferd". Der
Weltklimarat habe sie wie ein vermeintlich harmlos aussehendes Objekt,
das Angreifer zur Tarnung verwenden, in die klimapolitischen
Entwicklungspfade integriert und präsentiere diese als einzig
möglichen Plan A der zukünftigen Klimapolitik. Wenn NETs dazu
beitragen so weiterzuleben wie bisher, anstatt alternative
Entwicklungspfade und gesellschaftliche Transformationen wie die
Wärmewende anzustoßen, dann handelt es sich um einen moralischen
Sündenfall per excellence, der jegliche Bemühungen um Nachhaltigkeit
zunichte macht. Interessanterweise projizieren sowohl Befürworter als
auch Gegner alle ihre Hoffnungen (auf zukünftige Technologiesprünge)
und Ängste (in Bezug ihrer nicht beabsichtigten Folgen) auf NETs. Sie
neigen dazu, ihre Wirkungen im guten wie im schlechten Sinne zu
überschätzen. Das führt zu einer Polarisierung der klimapolitischen
Diskussion.

Eine besondere Wende erhält die Diskussion nun dadurch, dass NGOs -
ähnlich wie die Klimaskeptiker zuvor - beginnen, nicht nur die
zentralen Aussagen, sondern auch die Vertrauenswürdigkeit des
Weltklimarats zu hinterfragen. Dies führt zu einer riskanten
Engführung des politischen Meinungsaustausches auf eine
Stellvertreter-Kontroverse, in der die Diskussion um die Zukunft der
Klimapolitik von der Politik zurück in den IPCC verlagert und als
Debatte um die Potenziale von spekulativen Technologien ausgetragen
wird. Das trägt letzten Endes dazu bei, die dringend erforderliche
politische Entscheidungsfindung zu vertagen und zu blockieren.

Bleibt Klimapolitik folglich nur die Möglichkeit, mit Hoffnungen und
Enttäuschungen Politik zu machen? Um der Diskussion um zukünftige
Klimapolitik pragmatisch vom Wunschdenken hin zu mehr Bodenhaftung zu
verhelfen, muss Forschung auf ein breiteres Fundament als Integrated
Assessment-Modelle gestellt werden. Sie muss Aspekte wie die
Auswirkungen auf Landnutzung, Ökosysteme und Gesellschaft (und nicht
beabsichtigte Effekte wie Rebound) auf unterschiedlichen Ebenen
systematisch einbeziehen. Insofern könnte es sich lohnen, die
gesellschaftliche Debatte bald zu beginnen und politisch die Frage neu
aufzurollen, welchen Beitrag NETs für Umwelt- und Energiepolitik
tatsächlich leisten können und sollen und welche Auswirkungen sie auf
Energiewende, Agrarpolitik und andere politische Großprojekte haben.
Gerade weil die Folgen dieser Technologien unbekannt und
möglicherweise gravierend sind, sollte sich die Diskussion nicht
frühzeitig auf eine Option festlegen, sondern ein möglichst breites
Spektrum an Entwicklungspfaden und Alternativen offenhalten.



Die Sozialwissenschaftlerin Dr. Silke Beck forscht am
UFZ-Department Umweltpolitik im Feld der Technologieabschätzung sowie
Umweltforschung. Ihre Forschungsschwerpunkte sind Schnittstellen von
Wissenschaft und Gesellschaft, Governance der Forschung und
vergleichende Umwelt- und Klimapolitik. Im Rahmen des
DFG-Schwerpunktprogramms (SPP) 1689 leitet sie gemeinsam mit Prof. Dr.
Daniel Barben (Alpen-Adria-Universität Klagenfurt) das
Forschungsprojekt CE-SciPol2. Darin wird untersucht, welche
Auswirkungen das Paris-Abkommen auf internationale Diskussionen in
Bezug auf den Einsatz von Climate Engineering in Forschung und
Klimapolitik hat.

 * 
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BERICHT/145: Meeressterben - ungeahnte Wechselwirkungen ... (SB)
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Prof. Dr. Andreas Oschlies

Foto: © 2018 by Schattenblick



"Diese kleinen Gebiete, die nur ein paar Prozent der globalen
Fläche einnehmen, kontrollieren am Ende, wieviel Nährstoff der
gesamte Ozean hat. (...) Das war in der ganzen Erdgeschichte so, und
im Moment denken wir, daß sich im Ozean Sachen ganz stark
verschieben, die für die biologische Produktion und letztlich auch
die Kohlenstoffaufnahme maßgeblich sind. Das könnte am Ende
Auswirkungen nicht nur auf unsere Fischerträge, sondern auch auf das
Klima haben."

(Prof. Andreas Oschlies, 5. September 2018, Kiel)

In den letzten 50 Jahren haben die Ozeane rund zwei Prozent an
Sauerstoff verloren. Bislang wird die Debatte über diesen Effekt noch
im Schatten der großen Veränderungen der Weltmeere wie Überfischung,
Plastikmüll, Erwärmung und Versauerung abgehandelt. Doch gibt es gute
Gründe anzunehmen, daß man in Zukunft sehr viel häufiger von dem Thema
hören wird. Das Problem ist komplex, denn der Sauerstoffschwund ist
gleichzeitig Folge globaler Veränderungen wie auch deren Auslöser,
und er ist zugleich natürlicher wie menschlicher Ursache. Das im
einzelnen auseinanderzudividieren hat sich der SFB 754 vorgenommen.

Die Entscheidung der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) - ebenso
wie die der Antragsteller der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
und des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel - einen
Sonderforschungsbereich (SFB) zu dem Thema Sauerstoffschwund in den
Ozeanen einzurichten, könnte sich als überaus vorausschauend
erweisen. Zumal die Menschheit sowieso schon multiplen
ökosystemischen Krisen, von denen keine ignoriert werden sollte,
ausgesetzt ist, von der globalen Erwärmung über Artensterben bis zu
Entwaldung und Desertifikation. Rund ein Jahr vor Abschluß des auf
zwölf Jahre anberaumten SFB 754 "Climate-Biogeochemistry Interactions
in the Tropical Ocean", z. Dt. "Klima-Biogeochemische
Wechselwirkungen im Tropischen Ozean" haben die Organisatoren zu
einem fünftägigen internationalen Kongreß nach Kiel und im Rahmen
dessen zu einer öffentlichen Veranstaltung unter der Frage "Geht dem
Ozean die Luft aus?" geladen. Der Schattenblick berichtete darüber
(s.u.).

Hier nun wollen wir uns einer einzigen Frage aus der Publikumsrunde
und der Antwort darauf durch einen der Podiumsteilnehmer widmen,
nämlich ob sich die chemischen Prozesse im Meer insgesamt ändern,
wenn der Sauerstoff fehlt, und welche Wirkungen das hat. Allein mit
der Antwort auf diese Frage hätte sicherlich die gesamte Fragerunde
bestritten werden können, was aber den Veranstaltungsrahmen gesprengt
hätte. So also begrenzte SFB 754-Sprecher Prof. Dr. Andreas Oschlies
vom GEOMAR seine Antwort auf einige grundlegende Zusammenhänge, was
wir im folgenden Bericht ergänzen werden.

Wenn der Sauerstoff aus dem Meer verschwindet, verschwinden auch jene
Bakterien, die Sauerstoff atmen, wohingegen andere Bakterien sich so
spezialisiert haben, daß sie Nitrat atmen können. Das besteht aus
einem Stickstoff (N) und drei Sauerstoffmolekülen (O₃). Die
Bakterien entziehen dem Meerwasser Nitrate, einen wichtigen Nährstoff
für Algen bzw. allgemein für das sogenannte Phytoplankton. Der
Stickstoff wird dann entweder als N₂ oder als N₂O bzw.
Distickstoffmonoxid freigesetzt, das auch unter der Bezeichnung
Lachgas bekannt ist. In der Folge verändert sich nicht nur die Chemie
des Meeres, sondern auch die der Erdatmosphäre, und zwar in einem
vermutlich klimarelevanten Ausmaß, wie wir weiter unten ausführen
werden.
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Phytoplankton - Teil unserer Lebensversicherung

Foto: NOAA MESA Project



Wenn in jenen sauerstofffreien Zonen Nährstoffe vernichtet werden und
sich die marine Biologie ändert, stellt sich die Frage, "wieviel
CO₂ der Ozean dann noch aufnehmen kann", so Oschlies. Denn die
Algen binden einen Teil der anthropogenen CO₂-Emissionen,
indem sie den Kohlenstoff in ihre Pflanzenzellen einbauen. Wenn die
Algen sterben, sinkt der Kohlenstoff mit dem abgestorbenen
pflanzlichen Material zum Meeresboden, wo er voraussichtlich für
lange Zeit verbleibt.

Das ist ein so prägnanter Klimaeffekt, daß die Wissenschaft überprüft
hat, ob man nicht das Algenwachstum künstlich anregen könnte, um das
Klima zu schützen. Das heißt, um zu verhindern, daß immer mehr
Treibhausgasemissionen Luft, Boden und Wasser aufheizen, dadurch der
Meeresspiegel steigt, Gletscher und Eismassen schmelzen, vermehrt
Wetterextreme auftreten und was der Schadensfolgen mehr sind.

Die Ergebnisse waren insofern ernüchternd, als Algen zwar
künstlich gefüttert werden können - sie stehen total auf Eisen - und
sich daraufhin stark vermehren, aber alles in allem der
Klimaeffekt gering bliebe und die Nebenwirkungen groß wären. Unter
anderem käme es zu einer Sauerstoffabnahme des Meerwassers. Man
würde also versuchen, den Teufel mit dem Beelzebub auszutreiben, und
ob der sich Zügel anlegen läßt, ist fraglich.

Durch den Sauerstoffschwund und die Nitratveratmung durch Bakterien
"entsteht eine komplett andere Chemie in diesem System", erklärte
Oschlies. Das habe auch Auswirkungen auf Schwermetalle, die gelöst
werden, und auch auf das Phosphat. "Der gesamte Nährstoffkreislauf
wird komplett anders. Das ist ein Problem, das uns ganz stark
umtreibt." Obschon die sogenannten toten Zonen, in denen kein freier
Sauerstoff mehr vorliegt, nur einen sehr kleinen Teil der gesamten
Ozeanfläche einnehmen, kontrollieren sie Oschlies zufolge am Ende,
wieviel Nährstoff "der gesamte Ozean" hat.

Würde eine außerirdische Spezies der Erde einen Besuch abstatten und
sich fragen, wer die dominante Spezies ist, so sollten wir Menschen
uns besser nicht so viel darauf einbilden, daß wir Satelliten ins
Weltall schießen, Elektronenwolken durch den Ringbeschleuniger jagen
und den gesamten Globus nuklear verwüsten können, und aus solchen
"Errungenschaften" technologischen Fortschritts schon gar nicht
irgendein Anrecht ableiten, als bedeutendste Spezies des Planeten
anerkannt zu werden. Die Sichtweise der Außerirdischen, sofern sie
eine haben, könnte für uns enttäuschend sein. Menschen gibt es erst
seit einigen Millionen, Bakterien dagegen schon schon seit Milliarden
Jahren. Sie haben den Planeten im Laufe der Zeit massiv verändert und
waren schon an der Entstehung der Sauerstoffatmosphäre und damit
unserer eigenen Lebensvoraussetzung beteiligt. (Darüber hinaus
tummeln sich bis zu zwei Kilogramm Bakterien in unserem Darm, und
allein auf einem Quadratzentimeter beispielsweise der Kopfhaut
existiert eine Million dieser winzigen Lebensformen.)

Ohne Bakterien könnten wir Menschen nicht existieren, umgekehrt kämen
Bakterien problemlos ohne uns aus. Wenn sich die Wissenschaft Sorgen
macht, daß Bakterien in einem winzigen Teil des Ozeans angefangen
haben, dessen Chemie zu verändern, und sie befürchtet, daß dies
Auswirkungen auf die Ozeane weltweit haben könnte, ist das nicht so
hergeholt, wie es dem ersten Eindruck nach klingen mag. Bakterien
dominieren den Planeten und die Menschen täten gut daran, das zu
berücksichtigen und mehr darüber zu erfahren.

Außerdem geht es längst nicht allein ums Meer. Auch die Erdatmosphäre
wandelt sich. Wenn die Meere weniger CO₂ absorbieren und
dieses in der Atmosphäre bleibt, heizt sich die Erde weiter auf, da
der Kohlenstoff die von der Erdoberfläche reflektierte, langwellige
Sonneneinstrahlung aufhält. Jenes eingangs erwähnte Lachgas wiederum
verhält sich ähnlich wie CO₂, nur daß es auf einen Zeitraum
von 100 Jahren gerechnet etwa 298mal wirksamer die
Wärmerückstrahlung aufhält. In der Atmosphärenphysik sagt man dazu,
daß Lachgas über ein spezifisches Absorbtionsspektrum verfügt, durch
das ein ansonsten zum Weltall hin offenes Strahlungsfenster
geschlossen wird.

Die Menge an Lachgas in der Atmosphäre nimmt zu. Abgesehen von
landgebundenen Quellen aus Landwirtschaft, Verkehr und
Energiegewinnung entweicht auch den Ozeanen mehr Lachgas, da sich die
sogenannten Sauerstoffminimumzonen ausdehnen. Eine genaue Abschätzung
dieses Effekts steht noch aus. Man hat es mit einem von mehreren
Rückkopplungsmechanismen des Klimawandels zu tun: Die globale
Erwärmung verstärkt den Sauerstoffschwund in den Ozeanen; der
Sauerstoffschwund in den Ozeanen begünstigt die Emission des
Treibhausgases Lachgas und verstärkt die globale Erwärmung.

Außerdem hat Lachgas die seit dem Montrealer Protokoll von 1987
zurückgefahrene Produktion der FCKWs als wichtigsten "Ozonkiller"
abgelöst. Aber die Sache ist vertrackt. So betonte Prof. Dr. Markus
Rex vom AWI Potsdam (Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung) im vergangenen Jahr auf einer Physikertagung im
Interview mit dem Schattenblick [1], wie wichtig es ist, das
Verhalten von Ozon in der unteren Stratosphäre in den Klimamodellen
zu berücksichtigen. Das helfe, zuverlässigere Aussagen über die
Entwicklung des Klimawandels zu erhalten. Das Ozonloch über der
Antarktis, das sich allem Anschein nach allmählich schließt, hatte
dort eine Abkühlung bewirkt. Eine geschlossene Ozonschicht wirkt
jedoch wie eine Heizdecke, die Antarktis könnte also in den nächsten
Jahrzehnten schneller abschmelzen, als wenn das - aus anderen Gründen
keinesfalls wünschenswerte - Ozonloch noch existierte.




[image: Ausgedehnte Ansammlung blumenkohlartiger, teils zusammengewachsener Steine im flachen Wasser einer Bucht - Foto: Paul Harrison, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]]

Bakterien als Landschaftsgestalter: Hier wachsen die Stromatoliten im
Meeresschutzgebiet Hamelin Pool, Shark Bay in Western Australia,
noch weiter

Foto: Paul Harrison, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]



Zurück zum Sauerstoffschwund in den Weltmeeren, der sich
möglicherweise nicht regional begrenzen läßt. "Wir fürchten, dass
diese menschengemachten, regionalen Todeszonen durch Überdüngung
zusammenwachsen mit den natürlichen Sauerstoffminimumzonen, die sich
durch den Klimawandel ausdehnen. Dafür gibt es bereits Anzeichen. So
könnte ein Punkt erreicht werden, bei dem es für einige Fischereien
zu ernsten Konsequenzen kommt." Davor warnte der Wissenschaftler
Robert Diaz vom Virginia Institute of Marine Science laut einem
Bericht des Deutschlandfunks [2].

Die Kieler Veranstaltung hat gezeigt, daß die Frage, ob dem Ozean die
Luft ausgeht, auf Wirkzusammenhänge verweist, die von
menschheitsgeschichtlicher Bedeutung sein können. Der SFB 754 hat
viele neue Erkenntnisse gebracht, aber zugleich wissen Forscher wie
Prof. Oschlies, daß man vieles noch gar nicht verstanden hat.
Beispielsweise kann man den Sauerstoffschwund in den Ozeanen nicht
vollständig erklären, es fehlt sozusagen noch mindestens ein Faktor.

Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht besonders intelligent, um
es vorsichtig zu formulieren, noch eine weitere Ozeanbelastung
potentiell globalen Ausmaßes in die Wege zu leiten, indem Bergbau am
Tiefseeboden betrieben wird. Solche Pläne gibt es, entsprechende
Vorbereitungen dazu sind angelaufen, eine konkrete Umsetzung könnte
im kommenden Jahr in der Ausschließlichen Wirtschaftszone von
Papua-Neuguinea beginnen [3].




[image: Schaubild 'Wohin geht die Erderwärmung?' mit sieben unterschiedlich großen Kreisen nebeneinander angeordnet. Ozean 93,4 %, Atmosphäre 2,3 %, Kontinente 2,1 %, Gletscher und Eiskappen 0,9 %, Arktisches Meeres-Eis 0,8 %, Grönland-Eis 0,2 %, und Antarktische Eisdecke 0,2 % - Grafik: Furfur, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en]]

Die Ozeane nehmen bislang den weitaus größten Teil der globalen
Erwärmung auf. Wenn sich daran etwas ändert, könnte das drastische
Folgen zeitigen.

Grafik: Furfur, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en]




Fußnoten:


[1] http://schattenblick.de/infopool/natur/report/nrin0022.html

[2] https://www.deutschlandfunk.de/die-weltmeere-ringen-um-luft-todeszonen-in-den-ozeanen.740.de.html?dram:article_id=230799

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0132.html



Bisher im Schattenblick zu der Veranstaltung "Geht dem Ozean die
Luft aus?" am 5. September 2018 in Kiel unter INFOPOOL / UMWELT
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BILDUNG/3269: Infoveranstaltung "Neue Fenster für alte Häuser" - Hamburg, 19.9. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 11. September 2018

Neue Fenster für alte Häuser

Kostenlose Infoveranstaltung in der Verbraucherzentrale



Neben der Fassadendämmung ist die Optimierung von Fenstern ein
wichtiger Baustein, um die Energieeffizienz eines Gebäudes zu
verbessern. In einem kostenlosen Vortrag der Verbraucherzentrale
bekommen Interessierte nützliches Wissen zu Glas und Rahmen, zum
fachgerechten Einbau der Bauelemente, zu Fördermöglichkeiten und
weiteren Aspekten, die bei einer Fenstererneuerung oder -sanierung zu
beachten sind.

Von einfach- oder isolierverglasten Fenstern geht eine große
Kälteabstrahlung aus. Eindeutiges Zeichen für einen notwendigen
Austausch sind defekte Rahmen, Schließmechanismen oder Dichtungen.
Häufig wird auch mehr Komfort wie ein besserer Schallschutz oder
höhere Sicherheitsanforderungen gewünscht. Dabei ist nicht immer
gleich ein Komplettaustausch notwendig. Auch vorhandene Fenster lassen
sich mit geringem finanziellen Aufwand energetisch verbessern.

Welche konkreten Maßnahmen unter welchen Umständen aus energetischer
Sicht sinnvoll sind, erfahren Immobilienbesitzer in diesem
kostenfreien Vortrag.

Termin:

Mittwoch, 19. September 2018,

18.30 bis 20.30 Uhr

Referent:

Jan-Peter Peters,

Bachelor of Engineering (B.Eng.) und Energieberater

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg (Vortragsraum)

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kostenbeitrag:

unentgeltlich

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-250

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.09.2018

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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MARKT/025: Norddeutsche Apfeltage und Kartoffelmarkt auf Gut Wulksfelde, 22.-23.9. (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 12. September 2018

Norddeutsche Apfeltage und Kartoffelmarkt

auf dem Bioland-Hof Gut Wulksfelde

Große Apfel- und Kartoffelausstellung / Sortenbestimmung /
Begleitprogramm für die ganze Familie



Gut Wulksfelde, Wulksfelder Damm 15-17,

22889 Tangstedt/Hamburg

Samstag, 22. September u. Sonntag, 23. September,

jew. 10-18 Uhr



Äpfel und "Erdäpfel", also Kartoffeln, zählen heute noch zu den
Grundnahrungsmitteln und sind aus der regionalen Küche nicht
wegzudenken. Unter dem Motto "Himmel und Erde" finden die
Norddeutschen Apfeltage in diesem Jahr deshalb zusammen mit dem
Kartoffelmarkt auf dem Bio-Gut Wulksfelde in Tangstedt im Norden
Hamburgs statt.

Die Apfeltage sind jedes Jahr eine der größten Attraktionen für
Fachleute und Apfel-Liebhaber*innen. Hier gibt es Norddeutschlands
größte Ausstellung alter Apfel- und Birnensorten,
Einkaufsmöglichkeiten rund um das Thema Äpfel, Obstbau und Garten
sowie die Möglichkeit, unbekannte Apfel- und Birnensorten aus dem
eigenen Garten bestimmen zu lassen. In den letzten Jahren waren die
Apfeltage im Botanischen Garten Klein Flottbek (Loki-Schmidt-Garten)
zu Gast.

Das Team des Bioguts Wulksfelde bietet im Rahmen seines
Kartoffelmarkts mit dem Thema Kartoffeln ein thematisches Pendant,
darunter auch alte Sorten sowie Züchtungen speziell für den
Ökologischen Landbau.

Gemeinsam haben die Veranstalter ein buntes Programm für die ganze
Familie zusammengestellt: Es gibt zahlreiche Aussteller von
Kunsthandwerk und Bio-Produkten, Markt- und Informationsstände,
spannende Kinderattraktionen sowie Hofführungen und Vorträge rund um
die Themen Kartoffeln, Äpfel und den Öko-Landbau.

Weitere Informationen gibt es unter

www.bund-hamburg.de/apfeltage,

das ausführliche Programm

unter www.bund-hamburg.de/apfeltage_programm.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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WETTBEWERB/340: UN-Dekade startet Foto- und Videowettbewerb, bis 28.10. (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 14. September 2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt startet Foto- und Videowettbewerb
2018 "Freude mit Natur(-vielfalt)"

Die Teilnahme läuft vom 14. September bis 28. Oktober. Auf die
Gewinner warten attraktive Sachpreise und ein Platz in der
Wanderausstellung der UN-Dekade.



Bonn/Hürth, 14. September 2018 - Positive Schwingungen, Freude, Glück -
 Natur macht etwas mit uns. Naturvielfalt und attraktive
Naturlandschaften entdecken, erleben und spüren versetzt uns in eine
gute Stimmung, bereitet uns Freude. Die UN-Dekade sucht Fotos und
Kurzvideos solcher Glücksmomente in der Natur. Je vielfältiger, desto
besser. Teilnehmen dürfen alle, die Natur(-vielfalt) mit Freude
erleben und gerne in der Natur fotografieren oder filmen - ob Amateur
oder Profi. Einzige Voraussetzungen: Eingesendete Fotos müssen
mindestens mit einer 5 Megapixel-Kamera aufgenommen worden sein. Die
Videos dürfen eine Länge von 20 Sekunden nicht überschreiten. Außerdem
müssen alle Bilder in Deutschland entstanden sein.

Die Teilnehmer/innen können über eine App auf der Facebook-Seite der
UN-Dekade bis zu drei Fotos bzw. Videos hochladen. Eine Mitgliedschaft
bei Facebook ist dafür nicht nötig. Eine Wettbewerbsjury wählt aus
allen Einsendungen 20 Finalisten aus. Aus diesen werden im Rahmen
einer Online-Abstimmung anschließend drei Gewinner ermittelt.

Die Gewinnerfotos erhalten einen Platz in der Wanderausstellung der
UN-Dekade und touren mit ihr bis 2020 durch ganz Deutschland. Außerdem
gibt es Sachpreise im Gesamtwert von ca. 1.000 Euro zu gewinnen:

1. Preis: Nikon D5300 Spiegelreflexkamera inkl. Objektiv

2. Preis: GoPro Hero5 Action Cam

3. Preis: Manfrotto Reisestativ

Bei der Auswahl durch die Jury spielt neben der Qualität der Fotos
oder Kurzvideos vor allem die besondere Idee eine Rolle. Es geht um
Menschen oder Tiere und ihre Freude in und mit der Natur(-vielfalt)
und ihren Landschaften.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011 - 2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will damit die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Bewerben können sich sowohl Einzelpersonen oder
-initiativen als auch institutionelle Projektträger wie Verbände,
Stiftungen, Unternehmen und staatliche Organisationen. Die Bewerbung
erfolgt über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung
entscheidet eine Fachjury.

Zum Fotowettbewerb

https://www.app-online.site/#/app/view/contest/15247

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.09.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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AKTION/1454: Mönchengladbach - Parkspaziergang "Wickrather Schlossgeschichten" am 23.9.


Wickrather Schlossgeschichten

Sonntag 23. September 2018, 15 Uhr Schlosspark Wickrath



Einen barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten
bietet die MGMG zum letzten Mal in diesem Jahr wieder am Sonntag, dem
23. September 2018 an. Der informative Spaziergang durch den Park des
Schlosses Wickrath, eine der bedeutendsten Barockanlagen nördlich der
Alpen, lässt die Macht und Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder
lebendig werden, denn im architektonischen Meisterwerk der Parkanlage
scheint die Zeit stehen geblieben zu sein.

Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7,- Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3,- Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FESTE/2536: Wertheim - 197. Michaelismesse - großes Volksfest vom 29. September bis 7. Oktober


 197. Wertheimer Michaelismesse

Großes Volksfest vom 29. September bis 7. Oktober



Wertheim. Alljährlich stellt sie den Höhepunkt im Veranstaltungsreigen
der Großen Kreisstadt dar: die Wertheimer Michaelismesse. Das
traditionsreiche Volksfest findet zum 197. Mal statt und bietet an
neun Messetagen wieder tausenden Besucherinnen und Besuchern gesellige
und abwechslungsreiche Stunden. Der traditionelle Schützenruf und
Festumzug eröffnen offiziell am Samstag, 29. September, die
Michaelismesse. Mit einem großen Feuerwerk finden die Festtage am
Sonntagabend, 7. Oktober, ihren krönenden Abschluss.

Verantwortlich für das Festprogramm ist wieder der Messeausschuss, der
gemeinsam mit der Distelhäuser Brauerei und der Festwirtfamilie
Küffner ein zünftiges Unterhaltungsangebot zusammengestellt hat. In
der festlich geschmückten Main-Tauber-Halle locken das
abwechslungsreiche Musikprogramm sowie die Auswahl an leckeren Speisen
und Getränken.

Verkaufsgeschäfte und Aussteller bieten außerdem alles an, was zu
einer richtigen Mess' dazugehört. Ein bunter Vergnügungspark lockt mit
neuen Fahrgeschäften, aber auch mit Klassikern wie dem
Kettenkarussell. Verantwortlich für die Organisation des Gaudigeländes
ist erneut die Firma Zöllner-Vergnügungsbetriebe.

Weinzelt bleibt ein Muss

Ein unverzichtbarer Bestandteil des Traditionsfests ist zudem das
Weinzelt, das in diesem Jahr gemeinsam von Mirko Hopf und Richard
Wagner betrieben wird. Für jede Tageszeit finden Besucher hier das
passende Programm: Neben einem exklusiven Sektfrühstück am Sonntag,
30. September, und Mittwoch, 3. Oktober, ab 10.30 Uhr sowie dem
nachmittäglichen Herbstschoppen an beiden Tagen kommen auch
stimmungsreiche Partyabende nicht zu kurz. Schließlich findet im
Weinzelt am Sonntag, 7. Oktober, zudem der erste Messe-Preisschafkopf
statt. Es gibt Geld- und Sachpreise zu gewinnen.

Angebote für Kinder und Senioren

Am Donnerstag und Freitag können sich die jüngeren Messebesucher auf
die Kindertage mit Sonderpreisen auf dem gesamten Festgelände freuen.
Die älteren Mitbürgerinnen und -bürger kommen beim Seniorennachmittag
am Dienstag auf ihre Kosten.

Sowohl Wertheimer als auch Gäste aus der gesamten Region, vor allem
aus dem Bereich der alten Grafschaft sowie aus den badischen und
bayerischen Nachbargemeinden, werden sich das alles bestimmt nicht
entgehen lassen und den Besuch der "Werdemer Mess'" fest einplanen.

Verkaufsoffener Feiertag

Gelegenheit, den Messebesuch mit einem Einkaufsbummel zu verbinden,
gibt es beim verkaufsoffenen Feiertag am Tag der deutschen Einheit, 3.
Oktober. Hier laden alle Wertheimer Geschäfte ab 13 Uhr zum großen
Messeverkauf ein. Auch das Wertheim Village und die Erwin Hymer World
haben an diesem Tag geöffnet. Ein kostenloser Buspendelverkehr bringt
die Besucher bequem von der Innenstadt zum Bettinger Almosenberg und
zurück.

Um auf der Messe unbeschwert feiern zu können, fahren zudem
Sonderbusse an den beiden Samstagen sowie am Dienstag und Freitag in
der Messewoche.

Beliebte Sportereignisse

Traditionell finden während der Michaelismesse zwei
Sportveranstaltungen statt: Das Messe-Jugend-Fußball-Turnier feiert
dieses Jahr Jubiläum und wird zum 25. Mal ausgespielt. Mannschaften
aus der Region können hier am Mittwoch, 3. Oktober, auf dem
Taubersportplatz neben dem Festgelände ihre Fähigkeiten unter Beweis
stellen. Die Schirmherrschaft übernimmt Stadträtin Erika Knittel.

Der 18. Wertheimer Messelauf startet am Samstag, 6. Oktober, um 12.15
Uhr mit dem Mini-Lauf für Kindergartenkinder. Nach dem daran
anschließenden Bambini-Lauf haben Schüler, Hobby- und Wettkampfläufer
die Möglichkeit in verschiedenen Klassen Bestzeiten zu erlaufen.
Anmeldungen sind unter www.wertheimer-messelauf.de bis zum 3. Oktober
möglich. Der SV Eintracht Nassig und die Stadt Wertheim als
Veranstalter freuen sich auf zahlreiche Teilnehmerinnen und
Teilnehmer.

Das ausführliche Messe-Programm sowie weitere Informationen zu
Tischreservierungen für Festhalle und Weinzelt gibt es unter
www.michaelismesse-wertheim.de im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 15. September 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/1215: Bielefeld - "Vielfalt der türkischen Küche" am 22.9.2018


VHS-Kurs: Vielfalt der türkischen Küche



Bielefeld (bi). Die Vielfalt der türkischen Küche können Interessierte
am Samstag, 22. September, in einem Tagesseminar der Volkshochschule,
Nebenstelle Senne, kennenlernen. Von 10.30 bis 15.30 Uhr werden in der
Küche der Realschule Senne, Klashofstraße 79, Rezepte aus
verschiedenen Regionen der Türkei ausprobiert. Dazu gibt es
Informationen zu Hintergründen und Traditionen der einzelnen Gerichte.
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7328: Mönchengladbach - Stadt-Tour "Rund um den Gladbach" am 23.9.2018


Stadt-Tour "Rund um den Gladbach"



Der Gladbach, der heute nur noch an wenigen Stellen zu Tage tritt,
führte vor über 1.000 Jahren zur Gründung Mönchengladbachs. Auf der
Tour "Rund um den Glad-bach" erfährt man viel über die frühere
Bedeutung des Gewässers, aber auch über die Geschichte der Stadt: von
der Abteigründung über das Mittelalter, die Industrialisierung und die
Entwicklung der Stadt im 19. Jahrhundert bis zum heutigen Stadtbild
mit dem Museum Abteiberg.

Der Rundweg entlang des Gladbach findet am Sonntag, dem 23. September
2018 statt. Treffpunkt ist um 14 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild
"Treffpunkt Stadt-Touren". Die Tour dauert etwa 90 Minuten und kostet
für Erwachsene 8,- Euro, für Kinder (bis 14 Jahre) 4,- Euro, zzgl.
2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.

Karten gibt es beim Reisebüro Haupts (Tel. 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoser-vice der FIRST-Reisebüros (Tel. 02161-27 41 61)
sowie direkt online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

Termin: Sonntag, 23. September 2018, 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SCHATTENBLICK - TOUR/7327: Lippstadt - Baumspaziergang in der historischen Altstadt am 21.9.2018
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TOUR/7327: Lippstadt - Baumspaziergang in der historischen Altstadt am 21.9.2018


Baumspaziergang in der historischen Altstadt

After Work-Führung am 21. September



Lippstadt. Bäume erzählen Stadt- und Kulturgeschichte, enthalten
Mythen und Heilkräfte - dies alles und vieles mehr erfahren die
Teilnehmer des Baumspazierganges durch die historische Altstadt. Den
nächsten öffentlichen Rundgang mit Stadtführer Ulrich Bökenkamp bietet
die Stadtinformation am Freitag, dem 21. September, an.

Um auch Berufstätigen die Gelegenheit zur Teilnahme zu bieten, startet
diese Führung um 18 Uhr ab Rathaus, sie dauert rund 90 Minuten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist. Die
Teilnahme an diesem Rundgang kostet 6,00 Euro pro Person, Schüler und
Studenten zahlen 3,00 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 15. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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